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I. Abhandlungen. 


Voltaire als Kirchenpolitiker. 


Von 


Gymnasial-Professor Dr. Sakmann. 

Es mag wohl manchem scheinen, als ob von einer Kirchen- 
politik des Mannes, dem diese Abhandlung gewidmet ist, nur in 
einem sehr weiten Sinne die Rede sein könne und als ob sich 
das, was man euphemistischer Weise etwa so bezeichnen möge, 
auf eine sehr kurze Formel bringen lasse. Als der radıkalsten 
einer unter den Todfeinden der Kirche lebt der Mann des 
„Ecrasez l’ınfäme“ in der Geschichte fort. Und höchstens eın 
literarisches Interesse scheint sich an die Untersuchung der 
Frage zu knüpfen, in welche Formen er seinen Hass, seine 
Verachtung, seinen Hohn gegossen hat. Nichts ist unrichtiger 
als diese landläufige Ansicht. Es ist wahr, dass er im Sinne 
dieser Ansicht historisch gewirkt hat, übrigens nicht einmal so 
sehr zu seinen eigenen Lebzeiten oder in der unmittelbar darauf 
folgenden Revolutionszeit, als zur Zeit der antiklerikalen Propa- 
ganda des Liberalismus in der Restaurationsperiode — diese Zeit 
bezeichnet den Höhepunkt der literarischen Verbreitung und 
der Popularisierung der „Oeuvres de Voltaire“. Aber das ist 
bei weitem nicht der ganze geschichtliche Voltaire. Das ist sein 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV, 1. 1 


2 Abhandlungen. 


Bild in der perspektivischen Verkürzung und mit der künstlichen 
Vereinfachung der Züge, wie es dem Abstand um eine Generation 
und den Kampfbedürfnissen einer agitatorisch erregten Zeit ent- 
sprach. Dass das geschichtliche Bild des Mannes Züge zeigt, 
die interessanter sind, als es sich nach der groben Linienführung 
der Tradition erwarten liesse, «das nachzuweisen ıst einer der 
Zwecke der folgenden Zeilen. Aber über das Interesse an einer 
Einzelpersönlichkeit hinausgreifend, glaube ich mit dieser Arbeit 
auch einen Beitrag zu einem Kapitel der Ideengeschichte im 
Gebiet des Kirchenrechts und der kirchenpolitischen Theorie 
liefern zu können. Voltaire, ce n’est pas un homme, dest un 
sicele, an diesem immerhin überschwenglichen Spruch Vietor Hugos 
ist etwas Waäahres. Die Ideen, die den westeuropäischen Kultur- 
kreis im 18. Jahrhundert bewegt haben, sind alle ohne Ausnahme 
kürzer oder länger zu Gäste gewesen in diesem versatilen, uni- 
versalen Kopfe. Und es ist nun das Merkwürdige zu beobachten, 
wie Grundsätze, die im 19. Jahrhundert die leitenden Ideen ent- 
gegengesetzter, sich bekämpfender Richtungen geworden sind, bei 
Voltaire sich noch ein friedliches Stelldichein geben. Der nalıe- 
liegende Gedanke einer Erklärung der Widersprüche durch An- 
nahme einer Entwicklung ist in diesem Fall, wie sich quellen- 
mässig erweisen lässt, ausgeschlossen. Und so soll ım folgenden 
der Stoff nicht nach chronolorzischen, sondern nach sachlichen 
(sesichtspunkten angeordnet werden. 

Als Grundlage soll zunächst V.s Auffassung der Religion 
und seine Anschauung vom Wert und von den Leistungen der 
Kirche gegeben werden. Daraus ergibt sich seine praktische 
Stellung diesen Grössen gegenüber, die sich bekundet zunächst 
in seiner privaten Tätigkeit agitatorischer Schriftstellerei (semer 
Propaganda für „Aufklärung*), dann aber auch in Vorschlägen 
legislatorischer Art. In negativer Hinsicht ist der Kampf gegen 
Kirchenherrschaft in jeder Form seine Losung, positiv vertritt 
er liberale Gedanken (Nichtintervention des Staates; Toleranz) 
neben dem absolutistischen Prinzip eines extremen Territorialis- 
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mus. Ein Schlusskapitel (Kirchenreform) zeigt, in welcher Weise 
V. die besprochenen Theorien sich in die Praxis umgesetzt denkt. 


Der Religionsbegriff. 


Für V.s Auffassung der Religion sind zwei Ten- 
denzen charakteristisch, die in einer gewissen Spannung gegen- 
einander stehen. Die eine besteht in dem Bestreben, die 
Religion auf Moral, und zwar auf eine fast polizeilich 
aufgefasste Moral zu reduzieren und alles an ihr zu be- 
kämpfen, was nicht in einem verständlichen Zusammenhang mit 
diesen Zweck steht. „Die Religion ist dazu da, die Ordnung 
aufrecht zu erhalten und die Menschen durch Tugend der Güte 
(sottes wert zu machen. Die Religion ist nur des Staatswohls 
wegen da“!, In diesem Zusammenhang finden wir bei V. die 
bekannten Sätze wieder, die uns aus dem Kampf des aufkläre- 
rischen Deismus gegen die positive Religion so wohl bekannt 
sind: Je weniger eine Religion Dogmen und je'mehr sie Tugen- 
den hat, um so besser. Wer Gott als die höchste Vernunft und 
(rerechtigkeit predigt, sagt etwas, was wahrscheinlich und was 
der Menschheit nötig ist. Die Religion, die nur Gutes und nichts 
Böses tun kann, ist die Verehrung des höchsten Wesens ohne 
metaphysisches Dogma ?. Diese dogmenfreie, moralisch abgeklärte 
Religion empfiehlt sich seinem utilitarischen Denken, da sie den 
grösstmöglichen Nutzeftekt leistet und die denkbar besten Garan- 
tieen gibt, keine schädlichen Nebenwirkungen auszuüben: der 
Theismus ist die Religion ohne Enthusiasmus, die daher nie re- 
volutionär wirken kann, sondern immer friedlich ist; wenn theo- 
lozische Streitigkeiten Europa umwälzen können, so hat der Theis- 
mus noch nie einen Auflauf auch nur von vier Personen ver- 
schuldet. Er stimmt die Geister zur Milde und beschwichtigt 
den Streit‘. Da die Theisten keinen Fanatismus haben, so 


--— — 
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können sie keinen Schaden stiften, sie bilden keine Körperschaft, 
sie versammeln sich nicht, predigen nicht, intriguieren nicht und 
haben keinerlei Eintluss auf den Pöbel!. Sie empfehlen sich 
den Königen als die besten Bürger und Untertanen, die ohne 
Murren die Steuern zahlen und, dem gemeinen Volk wie den 
Theologen gleich fern stehend, sind sie die wahren Stützen des 
Throns; dem Staate nützlich, sind sie nicht einmal der Kirche 
gefährlich, da sie Jesus nachahmen, der in den Tempel ging. 
Allenfalls kann sich V. auch noch mit einem moralisch gereinigten 
Christentum befreunden: Wir schlagen vor, an der Moral Jesu 
alles beizubehalten, was mit der allgemeinen Vernunft und mit 
der Lehre aller griechischen Philosophen übereinstimmt. Ver- 
ehren wir das höchste Wesen durch Jesus, da das nun einmal 
bei uns so der Brauch ist, da die Unbildung nun einmal den 
jüdischen Namen nicht entbehren kann. Das Wort christlich 
hat sich nun einmal eingebürgert, es wird auch bleiben, aber man 
wird Gott eine immer reinere Verehrung zollen ?. 

Als reine Moral darf man auch V.s Idealreligion nicht be- 
zeichnen; dem steht jene andere Tendenz entgegen, die 
V. von seinen radikaleren Gesinnungsgenossen unterscheidet. Es 
gibt einen Restbestand theologischer Metaphy- 
sık, den er der Auflösung durch den aufklärerischen Purismus 
zu entziehen sucht und an dem er mindestens ebenso zäh fest- 
hält, als an seinem Moralevangelium. Einer der bezeichnendsten 
Züge von V.s Welt- und Lebensansicht ist nämlich, dass er vom 
Menschen klein denkt und der menschlichen Gemeinschaft, be- 
sonders dem Volk, der Masse gegenüber, von ängstlichem Miss- 
trauen erfüllt ist. So traut er der Moral, die er predigt, nicht 
so viel innere werbende Kraft zu, dass sie ohne Beihilfe von 
Nebenmotiven den Menschen in wirksamer Weise beeinflussen 
würde. Eine solche psychologische Triebfeder findet er nun in 
der Vergeltungslehre, die die sittliche Predigt unterstützen muss: 


ı Profession de foi des Theistes. Dict. phil. Theisme. Athee II. 
? Dieu et les hommes c. 43. Le diner de Boulainvilliers II. 
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Gegen das verzehrende Gift der inneren Leidenschaften und ge- 
heimen Sünden haben die Kulturnationen das Gegengift der Lehre 
von einem strafenden und belohnenden Gott gefunden. Dem 
ersten Verkündiger dieser Lehre würde ich einen Altar errichten 
und würde mich wohl hüten, ihn, wie Hobbes tun würde, hängen 
zu lassen, weil er einen höheren Herrn als den Leviathan predigt. 
Eher würde ich den bestrafen, der heutzutage sagen wollte: Meine 
Herren und Damen, es gibt keinen Gott. Stehlt, mordet, ver- 
giftet u.s. w.; alles ist gleich, wenn ihr die Stärksten und Klüg- 
sten seid!. Und ebenso liegt in anderen ÄAeusserungen die poli- 
tische Wurzel dieses Gedankens bloss: Die Unsterblichkeitslehre 
ist das schönste und nützlichste Dogma aller Gesetzgeber, das 
allein den geheimen Verbrechen einen Zügel anlegen kaun. An 
keinen Gott glauben, ist ein entsetzlicher Irrtum in der Moral 
und ein Irrtum, der unvereinbar ist mit einer weisen Regierung. 
Wie sich V. die göttliche Vergeltung des näheren gedacht hat, 
bleibt freilich dunkel. Bezeichnend ist, dass er äusserst selten 
geren die kirchlichen Vorstellungen von Himmel und Hölle pole- 
misiert. Ich kenne nur eine Stelle, wo er — und da nicht ın 
besonders zuversichtlichem Ton — den Glauben an die Hölle für 
entbehrlich erklärt: Heute glaubt kein Bürger von London mehr 
an die Hölle. Wie müssen wir es nun angreifen? Welchen 
Zügel haben wir noch? Den der Ehre, den der Gesetze, den 
der Gottheit selbst, die olıne Zweifel will, dass man gerecht ist, 
sei es, dass es eine Hölle gibt oder nicht ?). 

FEs ist nun gleichsam ein leidiges Verhängnis, dass das, was 
an der Religion wertvoll und heilsam ist, in der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit sich nie rein darstellt. UWeberall, wo die Religion 
gemeinschaftbildend wirkt, finden wir sie versetzt mit unreinen, 
schädlichen Elementen. Sie stagniert im dumpfen Aberglauben 
der kirchlichen Massen, oder das hitzige Fieber des Fanatismus 


ı Dieu et les hommes c. 2. 
» Bible enfin expliquee-Levitique. Essai sur les meeurs c. 2. 
® Diet. phil.: Enter. 
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verwandelt die Milch frommer Denkungsart in gärendes Drachen- 
gift und endlich ist der Fall gar nicht selten, dass die so ent- 
artete Religion in den Dienst heuchlerischer, schurkischer Schlau- 
heit tritt und die furchtbarste Waffe ın der Hand herrschsüch- 
tiger Priester wird. Wir versuchen mit V., der kirchlichen Relı- 
gion die Bilanz zu stellen. 


Urteile über Wert und Bedeutung der Kirche. 


V. wird bekanntlich nicht müde, der Kirche das lange 
Verzeichnisihrer Sünden vorzuhalten. Als die Haupt- 
posten dieses Registers kann man drei Punkte bezeichnen. Die 
Kirche ist kulturfeindlich, sie ist staatsgefährlich und sie ist 
nationalökonomisch schädlich. 

Sieist kulturfeindlich vor allen Dingen durch den 
Geist des Fanatismus und der Superstition, der ihr eingeboren 
ist. Aus ıhm gingen die blutigen Greueltaten der Verfolgungen 
hervor, von denen die Geschichte voll ist und an die man nicht 
oft genug erinnern kann. Mehr als alle Schlachten zusammen 
haben diese Mordtaten des Fanatismus die Erde entvölkert, sie 
treffen das männliche und das weibliche Geschlecht unterschieds- 
los. Man sollte einen Ausrufer anstellen, nicht damit er, wie ın 
Deutschland und Holland ausbrüllt, wie viel Uhr es ist (das weiss 
man ja auch ohne ihn), sondern damit er ausrufe: Heute wurde 
Magdeburg eingeäschert, heute, 4'/,; Uhr, wurde Heinrich IV. 
ermordet, weil er dem Papst nicht demütig genug gehorchte !), 
Die vielen Religionskriege, die grausamsten und greuelvollsten 
aller Kriege, sind eine specifische Eigentümlichkeit des Christen- 
tums. Während das Heidentum von dieser Raserei nichts weiss, 
gibt es kaum eine theologische Controversfrage, die nicht einmal 
einen Bürgerkrieg entzündet hätte. Kein Wunder! Denn der 
Religionskrieg ist eine notwendige Folgeerscheinung des dogma- 
tischen Geistes ?. Er berechnet einmal die Zahl der Opfer, die 


ı Essai sur les mceurs c. 180. Dict. phil.: Arrets notables. 
® Louis AÄIV, c. 2. 
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das Christentum auf dem Gewissen hat, auf 9.468800 Menschen, 
ein andermal gar auf 50 Millionen. Europa wäre um ein Drittel 
bevölkerter, wenn es keine theologischen Argumente gäbe. Wenn 
man die Zahl der verbrannten Hexen und der hingeschlachteten 
Ketzer zusammennimmt, so erscheint Europa nur noch wie ein 
ungeheures Schaffot, das mit Henkern und Opfern bedeckt ist!. 

Schon dieser Grund würde genügen, die Religion auch als 
staatsgefährlich zu bezeichnen. Was haben allein die Protestanten- 
verfolgungen dem Staat Frankreich geschadet! Wäre das Land 
nicht so gut und das Volk nicht so gewerbtleissig, so hätte allein 
die Aufhebung des Edikts von Nantes Frankreich unfehlbar zu 
Grund gerichtet ?. ‚Jede Religion ist gefährlich, die unverständ- 
liche Dogmen aufstellt und dadurch zu Streitiekeiten führt, 

Dazu kommt nun aber noch, dass sich in der Kirche der 
Fanatismus mit dem Korpsgeist verbindet‘. Die Kirche ist 
organisierte Institution, die schon durch ihr blosses 
Bestehen ein Pfahlim Fleisch des Staates ist. Sie 
hat das Streben, sich von Fürst und Behörden unabhängig zu 
machen und stellt sich unter ein Oberhaupt ausserhalb des Staats?®. 
Und nicht genug damit. Der Geist, der die Kirche beseelt, ist 
der einer unbezähmbaren Herrschsucht, und in diesem Geist er- 
hebt sie Ansprüche, die geradezu revolutionärer Natur sind. Die 
Päpste massen sich das Recht an, sich in die weltliche Herr- 
schaft der Könige einzumischen. In Frankreich zählen die Parla- 
mente, die immer die Freiheit der Nation und die Würde der 
Krone verteidigten, mehr als 70 päpstliche Uebergriffe®. Die 
Kirche bildet ein Recht aus, das kanonische Recht, das von fana- 
tischem Ehrgeiz eingegeben ist. „Diese Kleriker massen sich 


ı Dieu et les hommes c. 42. Traite sur Ja Tolerance XVII Avis au 
Public. Commentaire de Beccaria c. IX. 

?2 Pensees detachees de Saint Pierre. Diet. phil.: Ble IIL. 

® Jdees de la Mothe Le Vayer. 

* Dict. phil. Philosophie Ill. 

ö Jdees de La Mothe Le Vayer. 

6 Charles XII, «5. Louis XIV, c. 35. 
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an, auch Behörden und Souveräne mit dem Kirchenbann belegen 
zu (dürfen, wenn diese angeblich ihre Macht missbrauchen. Ein 
ungeheurer Frevel! Schon die blosse Frage, ob das gestattet 
sei, ist Ja skandalös und der blosse Zweifel in dieser Sache eine 
offtenbare Rebellion.“ Dass gar die Kirche Könige absetzen 
könne, ist der tollste und strafbarste aller Sätze, den menschen- 
feindliche Ungeheuer ersonnen haben. Eine Religion, die so Ab- 
scheuliches lehrt, sollte als gemeingefährlich geächtet werden !. 
Durch ilır Eherecht schuf sich die Kirche ein Mittel, in die pri- 
vate Sphäre auch der Souveräne einzugreifen und die Päpste zu 
Schiedsrichtern über ihre Ehen und die Geheimnisse ihres Ehe- 
betts zu machen. In unerhörter Weise wurden in diesen Ehe- 
skandalen die intimsten Rechte der Familtienväter von der katho- 
lischen Kirche vor die Oettentlichkeit gezerrt *. Skrupellos in 
ihren Mitteln, hat die Kirche diese Ansprüche durchgesetzt. Ein 
abscheulicher Knäuel von Lug und Trug brachte die Völker zum 
Rasen und machte die Könige zittern. Wenn nıan die Attentate 
auf christliche Fürsten in ihre Gründe zurückverfolgt, so stösst 
man überall auf religiösen Fanatiısmus als das treibende Motiv, 
und sehr oft auf Beichtväter und Kasuisten als Helfershelfer und 
auf die im Alten Testament verherrlichten Religionsmorde als 
Vorbilder?. Es gibt kein Reich in Europa, in dem nicht die 
Könige von Priestern verfolgt wurden *. Dieser jahrhundertlange 
Kampf des Sacerdotium gegen das Imperium war eine grosse 
Rebellion gegen Gott und Menschen und eine fortwährende Sünde 
gegen den heiligen Geist®. Nun ist aber der sinnloseste und 
schmachvollste Despotismus der des Priesters, und besonders der 
des christlichen Priesters. Denn vor denen, die uns durch Schur- 
kerei unter das Joch gebracht haben, empfinden wir tieferes 


! Diet. phil.: Droit canonique IV. Eclaircissement historique XXX. 

* Histoire du Parlament c, 13. Essai sur les maurs c. 30. 

® Louis XV, c.37 £. Histoire du Parlement c. 24; 44. Sermon du Rabbi Akıh. 

* Fragment des instructions pour le prince royıl. Histoire du Christia- 
nisme c. 23. ° Dict. phil.: Pretres. 
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Grauen, als vor denen, die uns durch Waffengewalt besiegten. 
Diese entsetzliche Knechtung der Herrscher wie der Bürger durch 
Priester bedeutet die tiefste Entwürdigung der menschlichen 
Natur. Das namenlose Elend, das der Einfall der Barbaren über 
Europa gebracht hat, ist klein im Vergleich zu dem, das die 
Kirche mit ılıren Uebergriffen auf dem Gewissen hat!. Und man 
sage nicht, das seien Uebel vergangener Zeiten. Morgen kommen 
sje wieder, wenn man heute die Toleranz verbannt, und ihr werdet 
die Opfer sein, wie es so viele eurer Ahnen gewesen sind ?). 

Endlich trägt die Kirche mittelbar und unmittelbar 
zurnationalökonomischen Schädigung des Lan- 
des bei. Es ist mit Händen zu greifen, wie Rom die fremden 
Nationalkirchen aussaugt. Durch die Annaten, die Ehedispense 
und die anderen kirchlichen Gefälle, durch diese ganze trans- 
alpine Simonie gehen alljährlich ungeheure Sunmmen aus dem 
Lande auf Nimmerwiederschen. So muss der Staat verarmen, 
während die Kirche sich durch die Dummheit der Völker be- 
reichert®),. Man braucht nur die Bewohner der Priesterländer 
in Deutschland anzusehen: das sind Halbtiere, die kaum zu essen 
haben *). Weniger offenkundig als diese Steuern, aber noch ver- 
derblicher wirkt der fortwährende Entzug derjenigen ökonomi- 
schen Krätte, die durch die Einrichtungen des aske- 
tischen (reistes aufgezehrt werden. Mönche und Priester- 
zülibat und die kirchliche Festgesetzgebung scheinen ihm, ganz 
besonders von diesem Gesichtspunkt aus, wahre Geisseln des 
Staates. Vom Mönchtum sagt er es einmal ausdrücklich: der 
(redanke, der mich leitet ist der, dass die Zahl der gemein- 
nützigen Menschen vermehrt, und die der wertlosen vermindert 
werden soll ?). 


! Idees republicaines. Annales de l’Empire: Louis le Debonnaire. Hist. 
du Parlement ce. 1. ? Histoire du christianisme c. 23. 

® Les droit des hommes. Potpourri 14. Maudement du R. P. Alexis. 
Louis XIV, c. 95. 

* Pensees detachees de St. Pierre. 

& Remarques de l’Essai sur les maurs XI. Idees de La Motte le Vayer, 
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DasMönchtum ist ein nationalökonomischer Schäd- 
ling vor allem durch sein vornehmstes Gelübde, das der Ehe- 
losigkeit. Das erste Ziel jedes Gesetzgebers ist die Vermelı- 
rung der Bevölkerung. Diesem Grundsatz handelt das Mönch- 
tum direkt zuwider. Die Mönche, diese ungeheuren, ewigen Fa- 
milien tragen nicht nur zur Bevölkerungsvermehrung nichts bei, 
sondern sie pflanzen sich auch auf Kosten des Menschengeschlechts 
fort. Die Mönche sind Vatermörder, die eine ganze Nachkom- 
menschaft im Keim ersticken; verpflichten sie sich doch eidlich 
soviel an ihnen ist, das Menschengeschlecht zu zerstören. So oft 
fehlt es an Bauern, Soldaten, Matrosen und Handwerkern. In 
den Klöstern sind sie, dort schimachten sie! Besonders die Nonnen- 
klöster sind ihm ein Dorn im Auge, diese Kerker unglücklicher 
Mädchen, die Gott auf die Welt kommen liess, um den Staat 
zu bevölkern und die nun in schlecht verstandener Frömnigkeit 
die Rasse. deren Mütter sie sein sollten, im Kloster begraben’. 
In etwas derber Sprache drückt er diesen Gedanken in der Prin- 
cesse de Babylone (c. 14) aus: die Klöster sind Kerker, in denen 
unzählige Mitglieder beider Geschlechter getrennt gefangen ge- 
halten werden. Die Fürsten des Nordens, fügt er hinzu, haben 
endlich begriffen, dass man nicht die stärksten Hengste von den 
Stuten trennen dürfe, wenn man Gestüte haben wolle. Aber 
nicht bloss diese Pflicht, dem Staat für Nachwuchs zu sorgen, ist 
es, der sich die Mönche entziehen. Sie lassen auch alle ihre an- 
deren Kräfte brach liegen, schon durch ihre Absonderung 
von der bürgerlichen Gesellschaft. Nun sind wir 
aber alle Soldaten des Staats und stehen im Sold der Gesell- 
schaft; wir machen uns also der Desertion schuldig, wenn wir 
sie verlassen. Die Mönche stehen von Stiftungswegen ausser- 
halb der menschlichen Gemeinschaft, für die sie rein nutzlos sind. 
Die christlichen Staaten sind überschwemmt von Bürgern, die ihrem 
Vaterland entfremdet, und Untertanen, ja Soldaten des Papsts 


1 Essai sur les mceurs c. 139. Remarques sur V’Essai sur les mceurs XI. 
lL’homme aux quarante ecus c.8. Pierre le Grand II, 14. 
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geworden sind !, der familienlose, vaterlandslose Sklaven und 
Söldner haben wollte. Sie bebauen nicht das Land, sie vertei- 
digen nicht den Staat, tausend Tulente und Kräfte sind in den 
Klöstern begraben, ohne der Gemeinschaft etwas zu nützen. Wie 
hätte sich der Bodenbau, wie hätte sich die industrielle Verar- 
beitung der Bodenprodukte in Europa heben lassen, wenn man 
nicht so viele Menschen in Klöstern begraben hätte?. Der Be- 
ruf des Mönchs ıst es, gar keinen Beruf zu haben, sich eidlich 
zu verpflichten, absurd und servil zu sein und auf Kosten an- 
derer zu leben?. Es sind Drohnen, die den Arbeitsertrag der 
Bienen fressen. Eine Frau, die ihre Kinder ernährt und spinnt, 
leistet dem Vaterland grössere Dienste als alle Klöster zusanı- 
men“ Und nicht nur ist der Mönch an sich selber nichts nütze, 
er wirkt auch direkt gemeinschädlich dadurch, dass 
er die Mittel der Produktion, Reichtum und Macht 
ansich zieht. Er zehrt vom Mark seiner Mitbürger. Ganz 
besonders die Bettelorden entziehen dem Volksvermögen unglaub- 
liche Summen. Der Mönch ist der echte Vampir, der sich auf 
Kosten der Könige und der Völker mästet. Wenn der Marquis 
von Mirabeau in seinem Ami des hommes zu ihren Gunsten an- 
führt, dass ihre Güter ın besserem Stand seien, als die des armen 
Adels, so spricht das grade gegen sie: Ihre Häuser sind gebaut 
aus den Trümmern der Besitzungen des ruinierten Adels’. Das 


! Die spezifisch politische Wendung dieses Gedankens, wie sie der zeit- 
genössischen Polemik so geläufig ist, findet sich bei V. seltener. Nur ab und 
zu redet er von der Staatsgefährlichkeit der Orden und findet, dass ein Eid, 
den man einem andern als dem Souverän leistet, eigentlich eine Majestüts- 
beleidigung ist. Darum haben auch so viele Mönche, un der Interessen der 
Pipste willen ihr Vaterland verraten (Louis XLV, c.2. Essai sur lesmeeurs c. 185). 

2 Kssaı sur les maurs c. 139. Remarque de l’Essai sur les meurs XI. 
Diet, phil.: Droit canonique III. L’'homme aux 40 Ecus c.8. Essai sur les 
nıceurs. Resume. Dict. phil.: Adullere. Fötes. 

3 Lucien, Erasme et Rabelaiıs, 

* Dict. phil.: Fetes. La voix du sage et du peuple. 

5 L’'homme aux 40 ecus. Remaryue de l’Essai sur les ma@urs XL Dict. 
phil.: Quete. Scandale. Vampires. 
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schädliche an diesen Reichtümern ist, dass sie der allgemeinen 
Güterzirkulation entzogen sind, das gehässige, dass sie so durch- 
aus im Widerspruch mit der Idee des Mönchslebens stehen: dazu 
ist doch Gott nicht auf die Welt gekommen, dass ich den Aebten 
von Monte Cassino, von St. Denis und von Fulda em Viertel 
meines Vermögens gebe!. Welch ein lächerlicher Anblick, wenn 
Leute, die Armut und Gehorsam gelobt haben, sich (in den Par- 
lamenten) in eine Reihe mit den Vornehmsten des Staates, in 
Deutschland gar unter die souveränen Fürsten setzen. Es gibt 
kaum ein widerwärtigeres Bild als das eines mächtig gewordenen 
Mönchs. Seine Macht scheint uns eine Verletzung seiner Ge- 
lübde. Ein Armer, der ein Gelübde abgelegt hat, arım zu bleiben, 
und der darum ein Souverän ist! Ein armer geistlicher Vater, 
der ein Garde-Regiment hat und einen prachtvollen Busspalast ?. 
Gerne kontrastiert er auch die Reichtümer der grossen Aebte 
mit ihrer Rente im Betrag von einer Viertelmillion mit den ärnı- 
lichen 100 Talern eines fleissigen Tandpfarrers®. Im Zusammen- 
hang damit stehen die unbilligen Privilegien, die die Orden ge- 
niessen, so der unerträgliche Missbrauch der eigenen Gerichts- 
übung, die sich die Aebte angemasst haben®. Und das aller- 
schlimmste ist, dass man den Mönchen erlaubt hat, Leibeigene 
der toten Hand d. h. Sklaven zu halten? Es ist bekannt, wie 
V,. den Kampf gegen die Sklaverei der toten Hand m agıtatori- 
schen Schriften wie in Petitionen und Korrespondenzen aller Art 
geführt hat, die ein eigenes Kapitel seiner Biographie bilden. Es 
ist einer der grossen Uebelstände der europäischen Kultur, resumiert 
er in Sıecle de Louis XV (c. 38), dass die Mönche, von denen in 
der Geschichte eigentlich gar nicht die Rede sein sollte, die von 
Stiftungswegen ganz in der Stille sein sollen, so viel von sich reden 
machen wie die Fürsten. teils ihrer unermesslichen Reichtümer 


ı Diet. phil.: Droit canonique Ill. Cure de Campagne 1. 
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wegen, teils wegen der Wirren, die sie von jeher angestiftet haben. 

Wir schen, dass in V.s Polemik gegen das Mönchtum der 
national-ökonomische Gesichtspunkt durchaus vorwaltet. Eine 
immanente Kritik des asketischen Gedankens, 
wie sie etwa Diderot in seiner Religieuse gibt, liest ihm ferner, 
doch da sie in der Luft des Jahrhunderts lag, ist es kein Wun- 
der, wenn wir ab und zu auch bei V. auf sie stossen. So nennt 
er einmal das Mönchsgelübde an und für sich eine schreckliche 
neue Geissel des Menschengeschlechts. Es ist etwas Entsetzliches, 
sich eidlich an eine bestimmte Form des Lebens zu binden und 
sich ewige Ketten aufzulegen, das heisst sich lossagen von der 
menschlichen Natur, deren wesentliches Merkmal die Freiheit 
ist!. Unnatürliche Laster sind die notwendige Folge einer sol- 
chen Vergewaltigung der Natur %, Die Klöster sind darum eine 
Stätte der Reue und der Verzweiflung. Die Mönche sind frei- 
willige Galeerensklaven, die unter ihr Rudern hinein sich prügeln 
und sich in Verbitterung verzehren. Ein braver, Gott vertrauen- 
der Familienvater, der sein Vaterland hebt und von Kindern und 
Freunden umgeben ist, bekommt den göttlichen Segen 1000mal 
mehr zu spüren 3, Menschenscheu und sich selbst zur Last, un- 
bekannt mit den Freuden der Gesellschaft, selbst unglückselig 
in ihren heiligen Höhlen, müssen die Mönche freilich die Gesell- 
schaft hassen und danach trachten, ihre Mitmenschen auch so un- 
glücklich zu machen, wie sie selbst es sind. Kein Wunder, dass 
sie die Inquisition erfunden haben*. So bleibt den Mönchen 
schliesslich nur die Wahl, entweder im Unglauben ihren Beruf 
zu verwünschen, oder ihn erträglich zu finden um den Preis des 
Stumpfsinns°. 

Der Priesterzölibat wird von V. mit denselben 
Waffen bekämpft wie das Mönchtum. Auch den Priestern wirft 


ı Diet. phil,: Esseniens. Vaeux. 

® Diet. phil.: Onan. Lettres d’Amabed VI. 

® Le Diner de Boulainvilliers II. * Avis au public. 
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er vor, dass sie mit ihrer Ehelosigkeit an ihrem Teil das schlechte 
Beispiel der Vernichtung des menschlichen Geschlechts geben und 
Gott um Verehrer bringen !. 

Eine weitere verderblich wirkende kirchliche Einrichtung ıst 
die Festgesetzgebung. Die Folge der zahlreichen Fest- 
tage ıst ein ökonomisches und sittliches Herunterkommen der 
Nation. Die Bauern, und damit der Staat erleiden unmittelbar 
durch das Arbeitsverbot ganz unverhältnismässige Vermögensver- 
luste. Er berechnet die Summe, die so dem Geldumlauf jähr- 
lich entzogen wird, einmal auf 30mal 5 Millionen 10 Sousstücke, 
ein anderesmal auf 150 Millionen fres. Noch unheilvoller ıst 
die indirekte Wirkung. Der Müssigang führt in die Schenke. 
Die Festtage sind für die Bauern nur eine Veranlassung zum 
Trinken. Man könnte meinen, die Wirte haben die Feste erfun- 
den, denn die Religion der Bauern und Handwerker besteht nur 
darin, sich an einem Heiligentag zu betrinken. So wie wir die 
Heiligen verehren, könnte man meinen, sie seien Trunkenbolde 
gewesen. Die Folgen dieses Trinkens, vor allem die wüsten Händel, 
sind so verderblich für den Staat, dass er durch die Feste mehr 
Bürger verliert als durch die Schlachten. Die Feste füllen die 
(zefüngnisse. Das kann Gott unmöglich gewollt haben. Müssig- 
gang und Ausschweifung können unmöglich so wertvoll in Gottes 
Augen sein, wie wir glauben. 

Die Gegenprobe in dieser Berechnung des Schuldkontos des 
Asketismus bilden immer die protestantischen Länder. 
Besonders weist er auf die Blüte und die gewaltige koloniale und 
maritime Machtstellung Englands hin. Unter sonst gleichen Ver- 
hältnissen muss ein protestantisches Reich stets ein katholisches 
übertlügeln, weil es an Matrosen, Soldaten, Bauern, Fabriken das 
hat, was andere an Priestern, Mönchen, Reliquien haben; es hat 
mehr bar Geld, da es sein Geld nieht in Kirchenschätzen und 


! Cusu et Kou V. 
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Reliquienschreinen anlegt. Es muss reichere Ernten haben, da 
die Protestanten so klug waren, die bedenklichen Festtage ein- 
zuschränken. Und so sehen wir ın der Tat, dass die katholi- 
schen Felder kaum bebaut sind, während die täglich bebauten 
ketzerischen Felder reichlich tragen. Auch die protestantischen 
Soldaten müssen besser sein als die katholischen. 

Weniger vom nationalökonomischen als vom sozialen Stand- 
punkt aus bekämpft er eine andere Einrichtung der katholischen 
Kirche, die Fastenbestimmungen. Hier heht er mit 
Vorliebe die empörende soziale Ungerechtigkeit hervor: der Reiche 
heiligt das Fasten, indem er sich die üppigsten Fischgerichte 
auftischen lässt; der Arme, der so wie so fast Hungers stirbt, 
weiss nicht, wie er sich in den Fastenzeiten durchbringen soll, 
namentlich wenn man ihm, wie es da und dort geschieht, auch 
noch seine Eier und seinen Käse verbietet“. 

Dem wichtigsten Zuchtmittel der Kirche, der Beichte, bringt 
er, wie wir sehen werden, ein auffallendes Verständnis entgegen. 
Das hindert ihn aber keineswegs, wo sich Gelegenheit gibt, 
die Beichtstuhlsünden und die Gefahren des Instituts 
gebührend ins Licht zu stellen. DBedenklich ist, dass durch 
indiskrete, besonders mönchische Beichtväter die Mädchen oft 
mehr Dunmmheiten lernen, als von der ganzen Dorfjugend. Die 
heilsame Arznei der Beichtpraxis kann aber auch geradezu zum 
Gitt werden. Was ein Zügel der Verbrechen sein sollte, hat 
sich oft als Ermunterung zum Verbrechen erwiesen. Besonders 
in unruhisen Zeiten kann es vorkonmen, dass die Priester im 
geheimen Beichtstuhl die Flammen des Bürgerkriegs anfachen 
und die Beichtkinder dazu bringen, rebellisch und blutdürstig zu 
werden mit gutem Gewissen. Man glaubt ein Lamm zu befragen 
und man befragt einen Wolf. Viele politische Mörder berei- 
teten sich zum Vatermord vor durch das Sakrament der Beichte. 
Ludwig XI, die Brinvilliers beichteten nach ihren grossen Ver- 
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brechen, wie die Feinschmecker Arzneien einnehmen, um mehr 
Appetit zu bekommen. Und auch abgesehen von diesem gefähr- 
lichen Missbrauch ist es an sich schlimm, dass infolge der Beicht- 
praxis die Familiengeheimnisse in der Hand der Beichtväter sind, 
dass die Kinder der Autorität der Eltern, die Frauen der Au- 
torıtät der Männer entzogen werden!. 

Wenn er sich diese Bilder alle vor Augen hält, dann er- 
scheint ıım die Kirche als der Baum des Todes, den man bis 
jetzt erst an seinen Zweigen gestutzt, aber noch nicht an der 
Wurzel gefasst hat. 

Es ist weniger bekannt, darf aber nicht übersehen werden, 
dass V.nun doch nicht bloss diese feindseligen und 
gehässigen Urteile über die Kirche hat. Er wendet 
sich gegen die einseitigen Kulturkämpfer seiner Zeit, die immer 
nur gegen den Ehrgeiz des römischen Hofes deklamieren, ohne 
seiner Klugheit und seinen grossen Leistungen Gerechtigkeit wi- 
derfahren zu lassen?®. In seiner Universalgeschichte erkennt er 
hin und wieder die sittigende Macht der Kirche an. 
Er ist nicht ganz blind gegen die geschichtliche Mission des 
Papsttums: Den Päpsten verdankten Engländer, Deutsche und 
Gallier die Elemente ihrer wissenschaftlichen wie ihrer religiösen 
Kultur *. Er hat Worte hoher Anerkennung für Priester und 
Kirchenfürsten, die tyrannischer Rohheit gegenüber das sittliche 
Prinzip verteidigt haben. Es zeigt sich deutlich, er möchte eine 
Institution wie die Kirche doch nicht missen, deren ıdeale Kräfte 
dem gewaltsamen Umsichgreifen der weltlichen Mächte eine ge- 
wisse Schranke setzen. Nie vergisst er dabei freilich Kautelen 
gegen den Missbrauch zu fordern und zu bedauern, dass diese 
Kautelen tatsächlich fast nie beachtet wurden. Ich gebe einige 


ı Diet. phil.: Cure de Campagne II; Confession. Essai sur les ma&urs 
c.21. Commentaire de Beccarıa 16. Histoire du parlement c, 36. Sermon 
du Rabbi Akıb. 

? Fragment des instructions pour le prince royal. 

° Louis XIV, c. 2. 

* Annales de l’Empire: Charlemagne. 
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Beispiele: die Geistlichen, die Ludwig dem Frommen seiner Un- 
taten wegen das Gewissen schärften, hatten ganz recht. Es ıst 
ein Trost für das Menschengeschlecht, dass es überall Menschen 
gibt, die im Namen der Gottheit den Fürsten Gewissensängste 
bereiten können. Aber dabei sollte es sein Bewenden haben. 
Zur Verfolgung und Erniedrigung hätte es nicht kommen sollen, 
weil ein Bürgerkrieg hundertmal mehr Verbrechen erzeugt, als 
ein Fürst begehen kann. Busse hätte Ludwig tun können auch 
ohne Büsserhemd und ohne öffentliche Bussveranstaltungen, die 
einen Kaiser erniedrigen!. Die Haltung des Papstes gegen Lud- 
wig 1I. verwirft er nicht ganz. „Es ist wünschenswert, dass ein 
heiliger Gerichtshof da ist, der die Fürsten an ihre Pflichten 
erinnert und sie beschänt, wenn sie Gewalttaten begangen haben. 
Nur sollten allerdings die Geheimnisse des Ehebetts eines Mo- 
narchen nicht vor einen fremden Bischof gezogen werden“ ?. Gre- 
gor VII. hatte das schöne Recht, Heinrich IV. seine eingestan- 
denen Fehler zu verweisen; über die Krone zu verfügen, war er 
freilich nicht berechtigt. In der Beurteilung des Investiturstreits 
ist er überraschend objektiv. Gregor VII. ist ihm nicht, wie man 
erwarten sollte, der Priestertyrann, sondern der Vorkämpfer der 
Freiheit, sofern zu seiner Zeit die Königsgewalt alles an sich 
gerissen hatte. Nur das war ein grosses Unrecht von Gregor, 
dass er sich auch der blossen Mitwirkung der kaiserlichen Ge- 
walt bei der Besetzung geistlicher Stellen widersetzte?. Von 
Heinrich I. von England sagt er: Gewiss hätte er nicht seine 
Rechte abtreten sollen, aber er sollte seinen Mord bereuen. Das 
Interesse des menschlichen Geschlechts verlangt einen Zügel, der 
die Herrscher zurückhält und das Leben der Völker sichert. 
Dieser Zügel der Religion hätte nach einer allgemeinen Ueber- 
einkunft in der Hand der Päpste sein können. Hätten die Päpste 
sich auf versöhnendes Wirken und auf die sittlichen Einwirkungen 
auf Fürsten und Völker beschränkt, so hätte man sie immer als 


ı Ibid.: Louis le Debonnaire. 
?2 Ibid.: Louis II. 8 Jbid.: Henri IV. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 1. 2 


18 Abhandlungen. 


Ebenbilder Gottes auf Erden verehrt und sie wären die Gesetz- 
gehber Europas geworden. So aber haben die Menschen nur die 
(sesetze und Sitten ihres Landes zur Verteidigung!. Er billigt 
den Bann, den Sixtus V. über Heinrich III. nach der Ermor- 
dung der Guisen verhängte. Das hiess den hl. Ambrosius und 
Alexander III. nachahmen. Die Sicherheit der Menschheit ver- 
langt einen Zügel für derartige Gewalttaten. Nur darin hatte 
der Papst Unrecht, dass er dabei mehr die Rechte seiner Tiara 
und des hl. Kollegiums wahrnahm als die der Menschheit. Wohl 
hätte das Oberhaupt der Christenheit einem christlichen Fürsten 
sagen dürfen: Reinige dich vor Gott von einem Doppelmord; 
nicht aber: mir kommt es zu und meinem Gerichtshof, deine 
geistlichen Untertanen zu richten?. Und wo sonst noch Gele- 
genheit sich gibt, redet er der sittlichen Kirchenzucht das Wort: 
Die Ermordung des Martinusius durch Ferdinand (I) war eine 
Gelegenheit, wo die Menschen, die im Namen der Gottheit reden, 
im Recht zu sein schemen, wenn sie sich in ihrem Namen gegen 
die Herrscher erheben, die ihre Macht missbrauchen. Nur müssen 
diese Richter der Könige untadelhaft sein ?. Die Busse, die der 
Jesuit Possevin dem König Johann von Schweden wegen eines 
Mords auferlegte, Mittwochs nur eine Mahlzeit zu halten, war 
Ja lächerlich, aber sie zeigte doch, dass Verbrechen Sühne hei- 
schen *. Es war wohl begreiflich, sagt er in der Einleitung seiner 
Annales de l’Empire, dass man eine fast ununterbrochene Reihe 
von Päpsten verehrte, die die Kirche getröstet, die Religion aus- 
gebreitet, die Sitten der Heruler, Goten, Vandalen, Lombarden, 
Franken gemildert hatten. Und nur darüber muss man sich 
wundern, dass man nicht denen noch mehr Macht gab, die im 
alleinigen Besitz der Bildung auch allen würdig schienen, die 
Menschen richten zu dürfen’. Diesen Standpunkt vertritt er nun 


! Essaı sur les meurs ce. 50; s. auch c. 64. 

® Essai sur les ma@urs c. 184. 

Annales de l’Empire: Charles V. 

Essai sur les m@urs c. 188. ® Ihid. c. %, 
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nicht bloss gelegentlich in Randglossen zur Geschichte, sondern 
prinzipiell. Er hält es für gut, wenn man den Königen, ebenso 
wohl wie den Näherinnen das Gewissen schärft durch eine Moral, 
die Eindruck auf sie machen kann. 

Ja wir haben die merkwürdige Tatsache zu konstatieren, 
dass \. grundsätzlich ein überzeugter Verteidiger des 
Beichtstuhls ist: die Beichte ist eine ausgezeichnete, ur- 
alte von den alten Mysterien herkommende Einrichtung. Sie 
lest dem Verbrechen einen Zügel an, ja sie ist der beste Zügel 
der menschlichen Bosheit und besonder der geheimen Sünden; hass- 
erfüllte Herzen treibt sie zur Versöhnung, Diebe zur Wiederer- 
stattung gestohlenen Guts?. Selbst die unpopulärste Gestalt, die 
von der Polemik des kirchenfeindlichen Liberalismus am meisten 
zu leiden hatte, der Beichtvater am fürstlichen Hof, findet ın 
V. seinen Apologeten: Es wäre sehr gut, wenn es an den Höfen 
einen gewissenhaften Mann gebe, den der Herrscher gelegentlich 
in geheimen befragen und der ihm nötigenfalls frei heraussagen 
würde: Non licet. Manche schreckliche, grausame Tat würde 
uns so erspart”. 

Auch von der Verfassung der römischen Kirche lässt sich 
V. imponieren. Die römische Kirche hat immer gross und klug 
genug gedacht, dass sie dem Verdienst nicht die Türe der Elren 
und Würden verschloss. Sie gönnt dem Verdienst, was man 
sonst nur der Geburt verleiht. Gerade die stolzesten Päpste 
waren von niederster Abkunft. Sie bewalhrte darin die grossen Tra- 
ditionen des alten Rom *. Dem französischen Klerus, den Pfarrern, 
wie insbesondere den durch ihre Geburt, wie durch ihre Haltung 
auszezeichneten Bischöfen, hat V. ab und zu ein verbindliches 
Wort der Anerkennung gesagt. 


— EIER RREBERBRe EN; 


! Diet. phil.: Conscience TI. 

?2 Diet. phil.: Confession. Cure de Campagne II. Louis XIV, c. 26. Essai 
sur Jes meurs c. 21. 

° Dict. phil.: Directeur. * Essai sur les maurs c. 47. 68. 119. 

° Fragments sur Thistojre XXV. Traite sur la Tolerance c. 4. 20. Hon- 
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Soviel Schlimnies er auch über das Mönchsleben sagt, zu den 
blinden Klosterstürmerndarfmanihnnichtzählen. Hin 
und wieder nimmt er den Anlass wahr, die Örden gegen ungerechte 
Angriffe in Schutz zu nelımen. Namentlich als Historiker bemüht er 
sich um eine gewisse Objektivität. Die Ansicht der Weltleute und vie- 
ler Protestanten, die im Mönchtum eine Schöpfung des Papsttunis 
sehen, das sich eine eigene Soldateska schaffen wollte, scheint ihm 
oberflächlich. Kein einziger Orden ist mit verbrecherischen oder 
auch nur mit politischen Hintergedanken begründet worden. Das 
Mönchtum ist vielmehr aus der Tiefe des asketischen Geistes hervor- 
segangen; ın der heissen, düsteren Phantasie der Orientalen, die 
der Gottheit Freude an menschlicher Qual zuschreiben, hat es 
seine Nährwurzeln, Indien ist sein Ursprungsland. Für die ge- 
schichtlichen Verdienste des Mönchtums hat V. Worte warner 
Würdigung. In den langen Jahrhunderten der gotischen und 
vandalischen Tyrannei (so heisst er die Feudalzeit), wo alles was 
nicht Schlossherr war, Sklave war, musste es ein Trost für das 
Menschengeschlecht sein, dass es noch diese Asyle stillen Kloster- 
friedens gab. Was sich bei den Barbaren von Resten wissen- 
schaftlicher Kultur erhalten hatte, wurde in den Klöstern fort- 
gepflanzt. Aus Klöstern kamen manche nützliche Erfindungen 
hervor. Im übrigen bebauten diese Ordensleute das Land, sie 
sangen Gott Loblieder, lebten mässig und gastfreundlich und ihr 
Beispiel konnte die Rohheit jener wilden Zeiten mildern. Ja selbst 
die Anklagen, die man gegen das Klosterleben ın sittlicher Be- 
ziehung erhebt, weist er manchmal zurück: Allzu viele Schrift- 
steller haben mit einem gewissen Behagen der Unsittlichkeit nach- 
gespürt, die hie und da diese Asyle der Frömmigkeit betlekte. 
Aber man sollte doch zugeben, dass das Weltleben doch noch 
lasterhafter ist, und dass die grössten Verbrechen nicht in Klö- 
stern begangen werden; sie fallen dort als Ausnahmen nur mehr 
auf. Unleugbar gibt es auch im Kloster hohe Tugenden, bedeu- 
tende Männer und grossartige Seelen, die der menschlichen Na- 
tur Ehre machen — Franz von Assisi z. B. nennt er bewundernd 


Sakmann, Voltaire als Kirchenpolitiker. 9] 


3 


den Mann der grössten Einfalt und des wunderbarsten Enthusias- 
mus. Es kommt gar nicht selten vor, dass er die radikalen Klo- 
stergegner zur Mässigung mahnt, indem er ihnen die Verdienste 
der Mönche entgegenhält. Man sollte doch nicht vergessen, dass 
die Benediktiner uns mit manchem schönen Werk beschenkt, dass 
die ‚Jesuiten sich um die schönen Wissenschaften verdient ge- 
macht haben, und dass man die Orden der Barmherzigkeit segnen 
muss. Wenn die Mönche viel Unheil verschuldeten, so haben 
sie doch in wissenschaftlicher, in kultureller und in sittlicher Hin- 


sicht viel Gutes gewirkt. Ja er kann — wer sollte es bei ihm 
für möglich halten ? — in Worten begeisterter Verehrung dieser 


Stimmung Ausdruck geben. Vielleicht gibt es nichts Grösseres 
auf Erden als das Opfer der Schönheit, der Jugend, oft sogar 
der hohen Geburt, das ein schwaches Geschlecht darbringt, um 
in den Hospitälern den Abschaum des menschlichen Elends zu 
pflegen, dessen Anblick für unsern Stolz so demütigend, für un- 
sere Empfindsamkeit so widerlich ist. Die nichtkatholischen Völ- 
ker haben diese edle Liebestätigkeit nur unvollkommen nachge- 
ahmt?!. Und selbst für die Seite des Klosterlebens zeigt V. hie 
und da Verständnis, die dem Utilitarier am fernsten hiegt. Mit 
ungeheuchelter Bewunderung redet er von dem Eintritt der La 
Valliere ins Kloster: Sie nalım ihre Zuflucht zu dem Heilmittel 
der zarten Seelen, denen es Bedürfnis ist, sich von tiefen und 
starken Gefühlen überwältigen zu lassen. Und wie sie haben 
sich so viele Frauen mit den härtesten Bussübungen dafür ge- 
straft, dass sie geliebt haben *. 


Voltaires agitatorische Tätigkeit: Die Propaganda der 
Aufklärung. 

Dieselben entgegengesetzten Strömungen, die V.s theoretische 

Aecusserungen über Religion und Kirche durchziehen, finden wir 


ı FEssai sur les m@urs c. 20. 139. Dict. phil: Apocalypse II; Biens d’eg- 
lise III £f. L’'homme aux 40 &cus. 
®2 Louis XIV, c. 26. 
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nun, und zwar im ungefähr denselben Mischungsverhältnissen 
wieder in seinem praktischen Verhalten diesen Grössen gegen- 
über. Derselbe Zwiespalt, der den Religionsphilosophen und 
Kirchenhistoriker hindert, zu einem eindeutigen Ergebnis zu ge- 
langen, tritt in den Inkonsequenzen des Kirchenpolitikers und 
Parteimannes wieder zu Tage, dem wir uns nun zuwenden. Und 
wenn durchaus zuzugeben ist, dass die Züge des Spötters, des 
Verächters, des Hassers, als der er bei der Nachwelt fortlebt, 
zuerst ins Auge fallen, so ist nicht minder wahr, dass man mit einem 
einseitigen Betonen dieser Züge das Bild dieser komplizierten 
Persönlichkeit und ihrer geschichtlichen Stellung gründlich ver- 
zeichnet. Wir müssen dabei eine doppelte Aktion V.s unter- 
scheiden, eine Aktion, die sich auf rein geistigem Gebiet vollzieht, 
und deren Träger V. selbst ist, deren Ziel in der Beeinflussung 
der öffentlichen Meinung und deren Mittel in der Propaganda 
durch die Presse besteht. Daneben hat V. Massregeln politisch- 
legislativer Art im Auge, zu denen er seiner geschichtlichen 
Stellung gemäss natürlich nur Anregungen geben kann, und die 
ihr Ziel in einer Neugestaltung der staatlich-kirchlichen Verhält- 
nisse mit den Mitteln der Staatsgewalt haben. Es darf uns nicht 
wunder nehmen, wenn die Gesichtspunkte des Agitators und 
des Gesetzgebers, die wir so unterscheiden, nicht immer zusamen- 
fallen. 

Wir fassen zuerst den Agitator ins Auge. Die tiefen Wur- 
zeln der Kirche und kirchlicher Anschauungen im Volksboden 
kennt er wohl. Nachdem er in seiner Weltgeschichte die Kämpfe 
(regors VII. mit Heinrich IV. berichtet hat, hält er einen Augen- 
blick inne und fragt sich angesichts des Leichnams des Kaisers: 
Woher so viele Demütigungen auf der einen, so viel Verwegen- 
heit auf der andern Seite. Er findet die einzige Ursache im 
Pöbel. Wegen der deutschen Schmiede und Köhler muss der 
Kaiser barfuss vor dem römischen Bischof erscheinen. Der ge- 
meine Mann, der ein Sklave des Aberglaubens ist, will, dass seine 
Herren es auch seien. Hat man ilın einmal dem Fanatismus 
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überlassen, so zwingt er die Fürsten, sich auch so fanatisch zu 
stellen, wie er selbst ist. Ihr meint mit Unrecht, je schwerer die 
Ketten der Religion seien, um so mehr gehorchen euch eure 
Völker. Mit eben diesen Ketten plagen sie euch auf dem Thron 
oder ziehen sie euch herunter!. Denn so ist es immer in Dingen 
der Religion, dass die Fürsten mehr den Völkern gehorchen 
müssen als umgekehrt. Hat einmal ein sogenanntes Dogma im 
Volk Wurzel gefasst, so muss der Fürst sagen, er wolle dafür 
sterben®. Oft müssen die Fürsten scheinen, was sie nicht sind 
und müssen öffentlich die ersten Sklaven des Volksaberglaubens 
sein. Zweifellos lag die Verdummung der Völker ım Interesse 
der päpstlichen Macht und war ihre beste Stütze, und nur zu 
sehr wurde sie in diesem Bestreben unterstützt. 

Sieht man so die Wurzel der Macht und der Gefährlichkeit 
der Kirche, wie die der Schwäche des Staats im volkstümlichen 
Aberglauben, so ist praktisch das nächstliegende die Losung: 
Zerstören wir diesen Aberglauben! Klären wir 
die Abergläubischen auf! Je mehr die Laien aufgeklärt sind, 
um so weniger können die Priester Schaden stiften. Versuchen 
wir, sie selbst aufzuklären. Denn man regiert die Menschen 
durch die öffentliche Memung, und die öffentliche Meinung wan- 
delt sich nach dem Fortschritt der Wissenschaften *. Die Be- 
trachtung der Vergangenheit wie der Gegenwart bestärkt ihn in 
diesem Bestreben. Man fragt, ob man den Aberglauben unter 
dem Volk begünstigen solle. Man sehe sich die Bartholomäus- 
nacht an, die irischen Metzeleien, die Kreuzzüge, dann ist die 
Frage bald gelöst. Warum würden Luther und Calvin, wenn sie 
hente wieder auf die Welt kämen, nicht mehr Aufsehen machen, 
als Thomisten und Skotisten? Weil sie im Anfang unseres Zeit- 


I Cusu et Kon IV. Essai sur les meurs c. 46. 

* Tbid.: c. 180. Dict. phil.: Julien I. 

® Jbid.: c. 94. Dict. phil.: Lois 1. 

* Examen de Bolingbroke: Conclusion, Idees de La Motlhe le Vayer. 
La Voix du Sage et du Peuple. 
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alters der Aufklärung schon nicht mehr zeitzemäss wären. — 
Die Unwissenheit, in die Europa lange versunken war, war die 
Ursache von so vielen Uebelständen. Die Herrscher, die den 
Wert der Aufklärung fühlen, werden die Wohltäter der Mensch- 
heit, wenn sie den Fortschritt der Wissenschaften begünstigen, 
in denen wir die Stütze der Ruhe und des Glücks der Völker 
sehen und den festesten Wall gegen die Anschläge des Fanatis- 
mus. — Die Betrachtung des Damiensschen Attentates entlockt 
ihm den Ausruf: Es ist doch wohl das beste Mittel gegen die 
Epidemie des Fanatismus, wenn man das Volk aufklärt !. Ja, 
wenn die Mehrzahl aus Ochsen bestände und die Minderzahl aus 
Öchsentreibern, dann müsste die Minderzahl die Mehrzahl in der 
Unwissenheit halten. Aber so ist es nicht. Wenn einmal die 
Zeit des Denkens gekommen ist, so kann man den Geistern die 
Kräfte nicht mehr nehmen, die sie einmal haben, und muss 
denkende Wesen als denkende Wesen behandeln ?. Unter diesen 
leitenden Gesichtspunkt stellt er seine ganze Tätigkeit als Ge- 
schichtsschreiber. Die Politik ist gegen den Fanatismus ohn- 
mächtig, die einzige Wafte gegen das Scheusal ist die Vernunft. 
Von ihren Irrtümern kann man die Menschen nur heilen, indem 
man ihnen die Geschichte ihrer Irrtümer vor Augen malt. XNiclit 
um unfruchtbare, historische Kenntnisse ist es uns zu tun bei dem. 
was wir schreiben, sondern darum, wenigstens einige Leser von 
dem Krebs des Fanatiısmus zu heilen. Was hätte es sonst für 
einen Sinn, in alten Kloaken zu wühlen. Denn das beste Hilts- 
mittel gegen religiösen Fanatismus ist die Verachtung und die 
Gleichgültigkeit der Gebildeten, die den Wahn losgeworden sind 
und anderen zu derselben Wohltat verhelfen °. 

Er wendet sich dabei oft gegen den Gedanken, der 
dem alten Bündnis von Thron und Altar zu Grunde 


? Dict. phil.: Extreme. Zele. Louis XV, c. 31. 

2 Reflexions pour les sots. 
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liegt, gläubige Völker seien leichter zu regieren, gegen die 
unglückselige Politik, die auf der Voraussetzung ruht, Freiheit 
des Denkens schade dem Gehorsam !. Barbarische Fürsten sagen 
zu barbarischen Priestern: Täuscht mein Volk, damit man mir 
besser gehorcht; ich werde euch gut bezahlen. Dann verhexen 
die Priester das Volk und entthronen den Fürsten. Du sagst, 
wenn mein Volk seine Vernunft braucht, wird es sich gegen mich 
erheben. Du irrst, je weniger es fanatisch ist, um so treuer wird 
es sein. — Die Politik der Volksverdummung ist an sich ab- 
scheulich: Man sage ja nicht, man dürfe die Menschen täuschen 
im Namen Gottes; so würde ein Teufel sprechen, wenn es Teufel 
gebe. Und sie kann zu einem bösen Ende führen: Es ist eine 
sehr schlechte Politik, die Menschen durch Märchen regieren 
zu wollen. Früher oder später öfinen sie die Augen. Dann ist 
ihre Entrüstung um so grösser, je tiefer vorher ihre Knechtschaft 
war ?. So führt der Aberglaube entweder zum Atheismus und 
der damit verbundenen Sittenlosigkeit oder zum Fanatismus. 
Ausser einer reinen Religion brauchen die Völker nichts, keinen 
tronımen Trug durch ehrwürdige Illusionen. Der Aberglaube 
hat immer nur Böses hervorgebracht. Es gibt keinen Fall, in 
dem die Lüge der Wahrheit dienen könnte °. 

Und doch ist V. in dieser Frage keineswegs so entschieden, 
wie es nach diesen Aeusserungen scheinen könnte. Von dem 
Radikalısmus, dem ihn sein hitziges Temperament zutreibt, halten 
ihn die realpolitischen Instinkte seines konser- 
vativen Denkens zurück. Er hat Augenblicke, in denen 
der Einwand der Gegner, mit der Zerstörung des Aberglaubens 
zerstöre man auch allen Glauben, den die Menschen doch brau- 
chen als einen Zügel und eine tröstliche Illusion, ein Einwand, den 
er sonst zu widerlegen bemüht ist (s. Traite sur la Tolcrance c. X. 
Diner de Boulainvilliers III) doch Eindruck auf ihn macht, Augen- 
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blicke, in denen er offenbar fürchtet, die aufklärende Tätigkeit 
könne auch mit dem Rest von Theologie aufräumen, ohne den 
doch seiner Ansicht nach keine Gesellschaft bestehen kann. Und 
dann erscheint ihm die doktrinäre Aufklärungspropaganda unter 
ddem Bild einer Radikalkur, die fast so gefährlich ist, wie die 
Krankheit selbst. Die Frage ist sehr heikel, wie weit es die 
Politik gestattet, den Aberglauben zu zerstören. Wie weit soll 
man bei einem Wassersüchtigen, der an der Operation sterben 
kann, mit der Punktur gehen? Das hängt von der Klugheit des 
Arztes ab. Kann es ein Volk frei von Aberglauben, kann es 
ein Volk von Philosophen geben? Ist eine unphilosophische, 
theologische Religion schon tief eingewurzelt in einem Gemein- 
wesen, so muss man sie behandeln, wie ein geschickter Arzt eine 
chronische Krankheit behandelt, man muss sie nicht sofort heilen 
wollen, sondern durch langsam wirkende Diät, so etwa wie man 
die Glaubenskrankheit in England und überall im Norden be- 
handelt !. Und so erhalten in seiner Weltgeschichte die prin- 
zipiell gesinnten Stürmer und Dränger schlechte Zensuren, wäh- 
rend die diplomatischen Vermittler belobt werden. Er 
tadelt z.B. den Radıkalısmus Leos des Isauriers im Bilderstreit; 
Indem er dem Volk den Gegenstand seiner religiösen Verehrung 
auf einmal entzog, empörte er es und musste die Ungehorsamen 
verfolgen. Er wurde Tyrann, weil er unvorsichtig gewesen war. 
Vielmehr ist sein Mann ein kluger Opportunist, wie der Papst 
Hadrıan I., dem er nachrühmt, er habe geistliche Dinge wie ein 
Staatsmann behandelt, während so manche Fürsten sie wie Bi- 
schöfe behandeln ?. Wenn er in dieser Stimmung ist, kann er 
gelegentlich noch weiter gehen. Wenn es schon gefährlich ıst, 
das Volk aufzuklären, so kann man weiter fragen: Ist es denn 
überhaupt nötig? Ist es der Mühe wert? Kann man sich mit 
dem Aberglauben nicht auch anders abfinden? Und er findet: 
Im Interesse der reinen Religion wäre es ja wohl zu wünschen, 
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dass der Götze (des religiüsen Aberglaubens) gestürzt würde, 
aber das Volk ist es nicht wert. Wozu auch eine unregelmiässig 
gebaute Grossstadt niederreissen, nur um sie nach der Schnur 
wieder aufzubauen!! Und dann erscheint ihm die religions- 
politische Weisheit der römischen Staatsmänner als das Ideal: 
Aberglauben gab es auch in Rom genug. Warum schafften die 
Besieger und Gesetzgeber so vieler Nationen diese Dummheiten 
nicht ab? Weil sie dem Volk lieb waren und der Regierung 
nichts schadeten. So ıst der Senat „tolerant“ und lässt dem 
Volk seine Luperkalien, wenn es nur gehorcht. Die Scipionen, 
die Cäsaren hatten anderes zu tun, als sich mit dem Aberglauben 
des Pöbels herumzuschlagen. Ist einmal ein alter Irrtum ein- 
eewurzelt, so bedient sich die Politik seiner als eines Zügels, 
den der Pöbel sich selbst in den Mund gelegt hat, bis ein anderer 
Aberglaube ilhın ersetzt, den die Politik wieder ebenso benützt. 
Haben sich doch die Weisen zu allen Zeiten der Narren bedient. 
Ein Beispiel dieser staatsklugen Ausnützung eines 
volkstümlichen Aberglaubens sieht V. in der heilsamen 
Einrichtung der antiken Mysterien und Sühnungen *. 

So scheint sich in der Frage der Aufklärung Ja und Nein 
bei V. unausgleichbar gegenüberzustehen. Und doch hat er eine 
gewisse Mittellinie gefunden, die zugleich seinen antikleri- 
kalen Fanatismus und seine reaktionäre Aengstlichkeit befriedigt. 
Diese Mittellmie ist zugleich eine soziale Grenzscheide. 
Man unterscheide immer zwischen den denkenden Gebildeten 
(honnetes gens) und dem Pöbel, der nicht zum Denken bestimmt 
ist®. In dieser Hinsicht scheint ihm China ein ideales Land zu 
sein. Die Sektiererei wird in China geduldet, zum Gebrauch des 
Pöbels als die grobe Speise, die ihm gebührt. Die Beamten und 
die Gebildeten, die sich vom Volk in allem ferne halten, nähren 
sich von reinerem Stoff. Und es scheint in der Tat, als ver- 
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diene der Pöbel keine vernünftige Relision. Das aber ist, ın 
Nachahmung des chinesischen Vorbilds, jedenfalls ein für uns 
erreichbares Ziel, dass die aufgeklärte Beanitenschaft und Bour- 
geoisie wenigstens so weit einen bildenden Eintluss auf die Sitten 
des gemeinen und wilden Pöbels ausüben, dass sie ihn zwar nicht 
aufklären, aber doch seinen Aberglauben in gewissen Schranken 
halten !. Und so ergibt sich als praktische Lebensregel: Wenn 
die Magd Bayles in deinen Armen stirbt, so sprich nicht mit 
ihr wie mit Bayle, so wenig du mit Bayle sprichst, wie mit seiner 
Magd. Wenn die Sitte dich zwingt, eine lächerliche Zeremonie dem 
Gesindel zulieb mitzumachen, so gib den gescheiten Leuten, denen 
du begesnest, einen Wink, dass du denkst wie sie, und dass sie 
nicht lachen sollen. Schwäche allen alten Aberglauben und führe 
keinen neuen ein. Wenn die Dummen Eicheln wollen, so wehre ihnen 
nicht, aber lass dir es recht sein, wenn man ihnen Brot anbietet ?. 

Die Betrachtung der geschichtlichen Entwicklung, besonders 
seines eigenen Jahrhunderts erfüllt ihn doch immer wieder wit 
einer gewissen Zuversicht, die bei allen Bedenken von der opti- 
mistischen Hofinung eines Reichs der Vernunft nicht lassen mag: 
die Vernunft, so langsam sie durchdringt, muss nur erst von den 
führenden Köpfen Besitz ergreifen. Dann aber sickert sie all- 
mählich auch zum Volk durch, das zwar kein Verständnis für sie 
hat, das aber doch, wenn es sieht, wie massvoll die leitenden 
Kreise denken, etwas von ihnen lernt. Das ist eines der grossen 
Werke der Zeit®. 


Voltaires kirchenrechtliche und kirchenpolitische 
Vorschläge. 


Protest gegen die Lehre von der Teilung der Gewalten. 
In letzter Linie erwartet er das Heil in der Kirchenpolitik 
doch vom Staat und von der zielbewussten, praktischen Durch- 
führung neuer staatsrechtlicher Grundsätze. Wenn die kirch- 
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lichen Streitigkeiten sich in gewissen Staaten unentschieden hin- 
schleppen, so kommt das davon her, dass diese keine festen und 
sicheren Grundsätze in diesen Dingen haben. Man protestiert 
oder gibt nach, je nach Umständen, Charakter und Privatinter- 
esse. Dieser alte endlose Krieg zwischen der Staatshoheit und 
dem Kirchenregiment kommt von der Unklarheit der Grenzen 
der gegenseitigen Kompetenz. Solange die Grenzen nicht fest 
und klar sind, so lange die Rechte der Monarchie und der ver- 
schiedenen Körperschaften im Staat umstritten sind, so lange hört 
der gefährliche Zwist nie auf!. Der erste Artikel seines staats- 
rechtlichen Programms, derjenige, den er nie aufgegeben oder 
modifiziert hat, ist die Feststellung deralleinigen 
Souveränetät des Staats, negativ: die Abweisung jeder 
Teilung der staatlichen Gewalt. Zur Durchführung dieses Prin- 
zips gehört vor allem, dass der Staat jede Form der Abhängig- 
keit von einer geistlichen Macht, namentlich von einer auswär- 
tigen geistlichen Macht ablehnt. „Die grösste Schmach für die 
Verfassung eines Landes ist es, wenn man sich nach Gesetzen 
richten muss, die nicht Landesgesetze sind.“ „Lieber will ich 
die ekelhaften Reliquien des Dalai Lama am Hals tragen, als 
zugeben, dass der Papst das mindeste Recht über die weltliche 
Herrschaft der Könige hat.“ Denn das schmählichste für einen 
Herrscher ıst es, wenn er cinen fremden Herrn über sich an- 
erkennt. Ein Staat darf aber ın keinerlei Weise von einer frem- 
den Macht abhängen, es sei denn, er wäre aus Dummköpfen oder 
Feiglingen gebildet *. Vernunft und Politik verlangen in der 
ganzen Welt, dass jeder das Seine habe und dass jeder Staat 
unabhängig sei. Souveränetät und Abhängigkeit sind nun em- 
mal Widersprüche. Der Staat, sei er monarchisch oder sei er 
republikanisch, hat nur Gott zum Herrn, nach dem Naturrecht 
und nach dem Eigentumsrecht. Wenn man durch die Gewalt 
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räuberischer Uebermacht oder durch Dummheit sein Recht ver- 
loren hat, so setzt man sich wieder in sein natürliches Recht eın 
gegen die Usurpation, wenn man Mut hat!. Für den schmach- 
vollsten Tag in der Geschichte Frankreichs erklärt er den Tag, 


da der Kardinal Du Perron an der Spitze des Klerus den An- 


trag des dritten Standes für ketzerisch erklärte, der dahin ging, 
keine geistliche (zewalt solle das Recht haben, Könige abzusetzen 
und Untertanen von ihrem Treneid zu entbinden, einen Antrag, den 
der gesunde Menschenverstand und das Interesse aller Menschen 
zu allen Zeiten für heilig und unverletzlich erklären sollten. Das 
hiess die gemeinsame Sache des Menschengeschlechts bekämpfen 2. 
Der unaufhörliche Streit zwischen Staat und Kirche ist nur 
die notwendige Folge der dümmısten aller Regierungsformen, die 
sich Menschen je gegeben haben. Die Dummheit besteht darin, 
dass man daheim von einem Fremden abhängt. Würde heute 
jemand in einem Staatsrat vorschlagen, ein Fürst solle sich eine 
solche Kette auflegen, man würde ihn als Narren verlachen . 

V. geht aber noch weiter. — Nicht bloss diese offenkundigen 
Uebergriffe, diese Anmassung eines Herrschaftsverhältnisses zer- 
stört die Idee der staatlichen Souveränetät, die „libertd naturelle 
de se gouverner soi-meme dans son pays“, schon der Anspruch 
der Kirche auf Unabhängigkeit vom Staat, auf einen 
der Staatshoheit entzogenen Bezirk kirchlicher Autonomie hebt 
sie auf. Unzähligemal hat V. gegen diesen Dualismus staatlicher 
und kirchlicher Autorität, gegen die Lehre von den zwei Gewalten, 
wie er sie nennt, protestiert. Und so bekämpft er die Auffassung 
des Verhältnisses von Staat und Kirche als eines Nebeneinander 
zweier gleichgeordneter Mächte mit staatsrechtlichen, wie mit ge- 
schichtlichen Gründen. „Das System der Harmonie zwischen 
Imperium und Sacerdotium ıst ungeheuerlich.“** „Wenn man 
unter Gewalt (puissance) das Recht versteht, Gesetze zu geben 
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und sie mit Zwangsgewalt aufrecht zu erhalten, so ist die Lehre 
von den zwei Gewalten eine dem ganzen Altertum und auch dem 
Urchristentum unbekannte unerhörte Neuerung des Mittelalters, 
eine Art von Manichäismus, der das Weltall dem Verfall und 
dem Unfrieden preisgiebt.* Schon die blosse Formel „zwei Ge- 
walten“ ist ein Losungswort des Aufruhrs '. „Zwei höchste 
Gewalten mit verschiedenem Recht giebt es nicht. Sonst hören 
die aus der Geschichte sattsam bekannten Konflikte, die Bürger- 
kriege und anarchische Zustände im Gefolge haben, nie auf. Die 
Macht kann nicht geteilt sein.“® Man wird es noch einmal 
einsehen, wie ungeheuer lächerlich und gefährlich es ist, in einem 
Staat eine grosse Körperschaft von Bürgern zu haben, die von 
einem fremden Herrn abhängen? Unter keinen Umständen 
sollen sich Priester den weltlichen Behörden gleichstellen dürfen. 
Die Formel „die bürgerliche und kirchliche Regierung* ist ein 
Hohn auf Vernunft und Gesetze. Es muss heissen: bürgerliche 
Regierung und kirchliche Anordnungen *. Rechtskraft haben 
kirchliche Gesetze immer nur nach vorhergehender ausdrücklicher 
Sanktion durch die Staatsregierung®. Wenn also von einem 
„Kirchenrecht“ überhaupt die Rede sein kann, so ist es von 
Vernunft- und Rechtswegen nichts anderes, als eine Zusammen- 
stellung der Privilegien, welche die die Nation vertretenden Sou- 
veräne den Geistlichen gewährt haben ®%. Die Kirche soll be- 
raten, ermahnen, weisen, Fürst und Regierung sollen befehlen ”. 

Es ist klar, dass diese Grundsätze einschneidende 
Folgen haben und vom bisherigen Gewolnheitsrecht nicht 
mehr viel stehen lassen. V.’s Kirche muss natürlich romfrei 
sein. Die Ruhe der Völker erfordert, dass die Fürsten nicht von 
einer fremden Macht abhängen. Er bedauert, dass man im Jahre 
1682 in Frankreich nicht zur Trennung der Landeskirche von Rom 
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geschritten ist. Der Schritt, der schwer schien, wäre viel leichter ge- 
wesen als man dachte. Der Papst hat lediglich keine Gerichtsgewalt 
über die anderen Bischöfe. Daher fort mit den Annaten, denn es 
ist gegen das natürliche und gegen das christliche Recht, dass ein 
Bischof über den Bergen in Bargeld den Ertrag des ersten Jahres 
einer königlichen Pfründe erhalte — fort mit den Ehedispensen, 
fort mit den Appellationen an den apostolischen Stuhl, fort auch 
mit den Bullen, besonders mit der Bulle In coena domini; denn 
nicht nur sind die gegen Könige gerichtete Bullen als Pamphlete 
zu brandmarken, deren Zeit hoffentlich für immer vorüber ist, 
sondern jede Bulle als solche ist ein Attentat auf die Würde 
der Krone und auf die Freiheit der Nation!. Aber auch der 
nationale Klerus selbst wird ın seine Schranken gewiesen. Jede 
kirchliche Ordnung, die als allgemein verbindlich aufgezwungen 
werden soll, also z.B. die ganze kirchliche Gesetzgebung über 
die Ehe, das Fasten, die Feste, bedeutet eimen rechtswidrigen 
Uebergritf. Es ist ein Skandal, dass die Bischöfe in die Küche 
der Privatleute gebieterisch eingreifen und ihnen vorschreiben 
wollen, was sie zu bestimmten Zeiten zu essen haben, dass sie 
nach ihrem Gutdünken den Ackerbau suspendieren und das Volk 
zu einem verbrecherischen Müssiggang verdammen. Damit haben 
sie sich das Recht der Fürsten angemasst ?. Jede Regierung 
aber, die den Priestern Macht lässt, ist toll und verdankt ihre 
Erhaltung nur den aufgeklärten Laien, die für sie kämpfen 3. 

Die bisher entwickelten kirchenrechtlichen Gedanken V.s 
sind klar und eindeutig; sie gehören zu den, nicht eben zahl- 
reichen Positionen, in deren Vertretung sich bei V. kein Schwanken 
wahrnehmen lässt. Gilt es nun aber, über diese Bestimmungen 
mehr abwehrender negativer Art hinauszugehen und positive Aus- 
sagen darüber zu gewinnen, wie der Staat seine Einwirkung auf 
die vorhandene Religiosität zu gestalten habe, so beginnen die 
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Schwierigkeiten. Auf dem Punkt nämlich, auf dem wir ange- 
langt sind, bleiben noch zwei Wege übrig, die aber nach ganz 
entgegengesetzten Richtungen führen, und V. hat abwechselnd 
beide empfohlen. Die Vertreter der Trennung von Staat und 
Kirche können sich auf ihn berufen, ebenso wie die Vertreter 
eines extremen Territorialsystems. 


Der Grundsatz der Nichteinmischung des Staats in kirchliche Dinge. 


Wir verfolgen zunächst die erstere Gedankenreihe. Hier 
finden wir bei V. häufig, allerdings weniger in der Form eines 
Prinzips als in der eines praktisch politischen Rates, den Ge- 
danken der Nichteinmischung des Staats ın 
kirchliche Fragen. Dieser Grundsatz der Zurückhaltung 
ist nun aber keineswegs eingegeben von Gefühlen der Achtung, 
die es sich versagt, das Eigenleben der Religion anzutasten, sun- 
dern von der kühlsten Staatsraison, in der kluge Diplomatie und 
verachtungsvolle religiöse Indifferenz zu gleichen Teilen gemischt 
sind. Der Gedankengang dabei ist der: die Erfahrung zeigt, 
dass Zwangseingriffe des Staats in die religiöse Entwicklung bıs- 
her immer anstatt zur Beruhigung, vielmehr zur gefährlichen Ver- 
schärfung der Gegensätze beigetragen haben. So versuche man 
es mit dem entgegengesetzten Mittel. Man ignoriere sie vornehm 
und klug. Und man wird sehen, wie das Feuer des religiösen 
Eifers, dem man so seine beste Nahrung entzogen hat, in sich 
verlischt. Ich gebe die Belegstellen. Sie finden sich besonders 
zahlreich in seiner Geschichte Ludwigs XIV., dessen Kirchen- 
politik gerade das Gegenteil der von ihm empfohlenen bildet. 
Ist es Ja doch auch fast der einzige Vorwurf, den er gegen diesen 
Herrscher erhebt, dass er „nicht gebildet genug war, um einzu- 
sehen, dass leere Theorien, die man ihrer eigenen Wertlosigkeit 
überlässt, in sich selbst zusammenfallen !.“ Und so presst ihm 
die Torheit des Quietismusstreits den Ausruf aus: Ach Louis XIV., 
Louis XIV., hättest Du sie doch machen lassen!? Die frommen 
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Träumereien einer Guyon, die man als staatsgefährliche Person 
ins Gefängnis steckte, verdienten ja gar nicht die Aufmerksanikeit 
des Herrschers. Eine Kirchenpolitik nach seinem Herzen be- 
folgte z. B. der Herzog von Orleans: Mit der Verachtung und 
dem Hohn, womit er und sein Minister Dubois die Streitigkeiten 
behandelten, bekommt man Ruhe Man lässt endlich von dem 
Streit über Fragen, die die Welt verlacht!. Ein anderes Mal 
wird Peter der Grosse belobt: Das einzig richtige Mittel, die 
Sekte der Raskolnikis zurechtzubringen, hat er angewandt: er 
hat sie in Ruhe gelassen. Auch die Engländer können uns 
Vorbilder sen. Das englische Ministerium hielt es mit den Se- 
vennenpropheten, die Tote aufwecken wollten, wie man es immer 
mit Wunderleuten halten soll: es erlaubte ılınen, Tote aufzu- 
erwecken 3. Verachtung ist das sicherste Mittel zur Beschwich- 
tigung von kirchlichen Streitfragen, die dureh Konzilien bloss 
geschürt werden. So hat V. als Geschichtsschreiber immer 
Worte der Anerkennung für diejenigen Päpste oder Herrscher, 
die den streitenden Parteien Stillschweigen auferlegten und sagt 
bei einem solehen Anlass — nicht bemerkend, wie er ım Eifer 
über das Ziel hinausschiesst, das er selbst dem Staat gesteckt 
hat: Solche Kämpfe sollte man verbieten, wie man die Duelle 


verhoten hat.? 


Die Forderung der Toleranz. 


V. vertritt nun aber neben diesein kirchenpolitischen consi- 
lium einen kirchenrechtlichen Grundsatz, der viel weiter greift. 
Er ist, wie bekannt, einer der bedeutendsten Vorkämpfer der 
Toleranz. Er fordert grundsätzlich Freiheit der Wahl und 
der Ausübung des religiösen Bekenntnisses und er wendet diese 
Forderung auf die besonderen Verhältnisse in Frankreich an. 
„Es ist der Wunsch des Volkes, die verhängnisvolle Trennung 
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möchte verschwinden, die dem Vaterland 7—800 000 nützliche 
Bürger geraubt hat. Die Protestantenehen sollten als legitim 
anerkannt werden, wie im französischen Elsass. Das Verbot der 
konfessionellen Mischehen ist ein Gesetz gegen die Liebe !.“ 

V. gibt seiner Toleranzforderung eine doppelte Begründung. 
Die eine greift auf ein Prinzip zurück und deduziert die Re- 
ligionsfreiheit aus dem Naturrecht als allgemeines 
Menschenrecht. Das Naturgesetz erlaubt jedem zu glauben was 
er will, wie jeder auch essen darf, was er mag. Für die Seelen 
ist die Toleranz das, was die Erlaubnis, die Speise zu erwählen, 
für den Körper ist? Oder mit einer mehr psychologischen 
Wendung: Da die Tugend, ohne die es keine Religion gibt, freie 
Wahl voraussetzt und keinerlei Zwang duldet, so widerstrebt 
jedes geistliche Zwangsmittel ebensowohl der Natur der Seele 
als dem Wesen der Religion, den Rechten des Gewissens, wie 
den Rechten des Herrschers. Selbst der Souverän hat kein Recht, 
in diesen Dingen einen Zwang auszuüben ®. Neben dieser Be- 
rufung auf die unerlässliche Freiheit der Wahl der Religion und 
unausgeglichen damit steht bei V. auch die Berufung auf die 
psychologische Notwendigkeit im Akt der religiösen Entscheidung, 
die gleichermassen die Toleranz muss empfehlen helfen: Es muss 
jedem Bürger erlaubt sein, nur seiner Vernunft zu glauben, 
vorausgesetzt, dass er die Ordnung nicht stört. Denn Glaube 
und Unglaube steht nicht im freien Willen des Menschen. Je 
mehr die christliche Religion göttlicher Art ist, um so weniger 
ist es Sache des Menschen, sie aufzudrängen *. In spezifisch 
Voltaire’scher Färbung tritt dieses gemeinsame Prinzip des Libe- 
ralismus einmal im Dictionnaire philosophique auf: Die Toleranz 
ist das Erbteil der Menschheit. Wir stecken alle voll von Schwach- 
heiten und Irrtümern. Verzeihen wir uns gegenseitig unsere 
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Dummmheiten! Das ist das erste Gesetz der Natur und das ein- 
zıxce Heilmittel für unsere Irrtümer . Und ähnlich ın einem 
Brief an Marmontel (2. XTI 67): Die Hugenotten sind ja freilich 
ebenso grosse Narren wie die „sorboniqueurs®; aber das ge- 
scheiteste wäre, man würde jedem erlauben, ein Narr auf seme 
Art zu sein. 

Der Hauptnerv der Beweisführung hegt aber deutlich in 
Reflexionen realpolitischer Art. Auf ein politisches 
Raisonnement stützte sich ja auch die imtolerante Kirchenpolitik 
der französischen Könige, wie denn z.B. der Staatsrat Franz 1. 
der Meinung war, jede Neuerung in der Religion ziehe auch 
Neuerungen im Staat nach sich Und ın ılrem Sinn macht er 
sich selbst den Einwand: Ist nicht die religiöse Nachsicht inso- 
fern verhängnisvoll, als sie die Reiche der Gefahr aussetzt, eine 
Beute fanatischer Umsturzbestrebungen zu werden?° Allein er 
lässt dieses Bedenken zumal für die neuzeitlichen Verhältnisse 
nicht gelten: Heutzutage verursachen Relisionsverschiedenheiten 
keine Wirren im Staat mehr. Auch lehrt die Geschichte, dass 
eine neue Religion nie als solche gefährlich war, sondern es höch- 
stens werden konnte durch den Ehrgeiz der Grossen, die sich 
ihrer bedienten, um gegen die bestehenden Mächte anzukämpfen. ? 
Und er widerlegt es ausdrücklich mit dem Hinweis auf das tat- 
sächliche und notwendige Fiasko der religiösen Verfolgungspolitik, 
die auf einer schr schlechten Psychologie beruht. Nie haben 
(religiöse) Sekten eine Regierung gestürzt, ausser wenn die Ver- 
zweiflung ihnen die Waffen in die Hand drückte. Soll also eme 
Sekte nicht revolutionär wirken, so wende man das Mittel der 
Toleranz an. Neu aufkommende Sekten müsste man entweder 
gleich ganz ausrotten, was doch ungeheuerlich wäre oder man 
muss sie tolerieren. Ein Mittleres gibt es nicht. Man knüpfe 
die Untertanen des Staats an den Staat durch das Band der 


! Diet. phil.: Tolerance II; Ill. Avis au public. 
2 Eissai sur les moeurs ce. 138. 3 Gusu et Kou IV, 
+ Traite sur la Tolerance IV. Essai sur les mweurs c. 138. 


Sakmann, Voltaire als Kirchenpolitiker. 37 


Interessen ’. Durch die Verfolgung machte man in Frankreich 
aus den Protestanten, die man wohl hätte dulden und auf ıhre 
Weise singen lassen können, Rebellen *. Unter keinen Um- 
ständen erreicht man mit der Verfolgung, was man erreichen 
will. Mit dem Schrecken, den man verbreitet, stärkt man auch 
die Hartnäckigkeit. Die Menschen klammern sich um so mehr 
an ihre Religion an, je mehr sie für sie leiden. Ja, wenn man 
Menschen verfolgt, die für ihre Religion begeistert sind, wirbt 
man nur Proselyten für sie®. Positiv macht er nun für seinen 
Standpunkt den Gedanken geltend, dass eine Mehrheit von Reli- 
gionen in einem Staat, wie er sie als Folge eines Toleranzedikts 
in Aussicht nımmt, insofern nicht nur unbedenklich, sondern 
geradezu ein Segen sein wird, als sie sich gegenseitig in Schach 
halten und in ihren staatsgefährlichen Neigungen paralysieren. 
Mehrere Religionen können gerade so gut nebeneinander exi- 
stieren, wie mehrere Konkurrenzfabriken, wenn nur eine kluge 
Regierung sie in den Schranken hält *. Ja, je mehr es Sekten 
gibt, um so weniger ist die einzelne schädlich. Gerade ihre 
grosse Zahl schwächt sie, besonders heutzutage, in dieser Zeit 
des Ueberdrusses am dogmatischen Gezänk, sagen wir lieber, in 
dieser Zeit der Vernunft, wo der Enthusiasmus der Sektierer bei 
allen Gebildeten mit dem Fluch der Lächerlichkeit gebrandmarkt 
ist®. Gäbe es z.B. in England nur eine Religion, so wäre ihre 
Tyrannei zu fürchten, gäbe es nur zwei, so würden sie sich den 
H:als abschneiden. Nun gibt es aber 30, und so leben sie fried- 
lich und glücklich®. Im deutschen Reich bestehen 3 Religionen 
zu Recht. Wären es 50, so wäre der Staat reicher und der 
Fürst mächtiger. Die Politik hat ein Gleichgewicht zwischen den 
europäischen Mächten ausgebildet. Sie muss auch noch einmal 
ein Gleichgewicht zwischen den Irrtümern zustande bringen, da- 
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mit sie einander die Wage halten und die Welt in Ruhe lassen !. 

Die geschichtlichen Musterbeispiele für seine 
Sätze sind England mit seinen amerikanischen Kolonien, Holland 
und Preussen: In England drang zuerst der lange verkannte 
(rundsatz durch, dass es Gott alleın zukomme, die Herzen zu 
richten, und dass die Menschen sich auf die Bestrafung derer zu 
beschränken haben, die sich gegen die menschliche Obrigkeit er- 
heben ?. Die lebhafte religiöse Kontroverse, die man m Eng- 
land seit den Tagen der Restauration im Angriff wie in der Ver- 


teidigung frei gewähren lässt — fast alljährlich erscheint dort 
eine antichristliche Schrift — hat nicht im mindesten geschadet ®. 


Die amerikanischen Toleranzgesetze, die er als geradezu radikal 
bezeichnet, haben nie die geringsten Wirren hervorgerufen. Die 
amerikanische Gewissensfreiheit hat den Handel gehoben, die 
Bevölkerung vermehrt, sie hat die Macht der Engländer in Ame- 
rıka auf die Höhe der spanischen Macht gebracht, die Silber 
und Gold besitzt *. Was von Pennsylvanien gilt, gilt auch von 
Preussen. Die Blüte dieser Staaten ist ein Zeugnis für die Seg- 
nungen der Toleranz. ® Holland hat zeitig genug die glückliche 
Notwendigkeit der Toleranz eingesehen und in ihr die rechte 
Waffe einer klugen Regierung gegen den Zelotismus der Streit- 
süchtigen erkannt. Dieses Land verdankt den Zustrom von Frem- 
den seiner religiösen Toleranz ®. Sogar Russland hat in den 
5 Petersburger Kirchen, die den religiösen Bedürfnissen der 
Fremden dienen, der Toleranz Tempel errichtet und der Welt 
ein Beispiel gegeben. Ja, er geht sogar soweit, zu behaupten, 
(lass religiöse Toleranz nicht bloss in China, sondern überhaupt 
in ganz Asien durchgängig Brauch und Regel sei, und dass sie 
einst über den ganzen Erdkreis hin gegolten habe, bis der Kaiser 


ı Fragment des instructions pour le prince royal. 

?2 Essai sur les meurs c. 136. 

® Louis XIV, c. 34; s. auch Diet. phil.: Liberte de penser. 
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Theodosius I. kam. Es ist einer seiner Lieblingsgedanken, dass 
das ganze Altertum eine Zeit der Toleranz, der Religions- und 
Gedankentreiheit gewesen sei. Die einzige Ausnahme ist der Tod 
des Sokrates, dessen nähere Umstände so beschaffen sind, dass 
gerade die Ausnahme die Regel bestätigt!. Als praktisch in 
Frankreich nachzuahmendes Muster schwebt ihm allerdings we- 
niger Amerika, als das englische Mutterland vor. Denn er er- 
kennt auch Schranken des Toleranzrechts an, die ihn Amerik: 
wohl nicht genügend berücksichtigt. Der Fürst nämlich muss 
das Recht haben, Unruhen zu steuern, und darum muss die Re- 
gierung einschreiten, wenn die (religiösen) Irrtümer Verbrechen 
sind, das heisst, wenn sie die Gesellschaft stören, und sie stören 
die Gesellschaft, wenn sie Fanatismus eintlössen. Dann hat die 
Toleranz ein Ende? Und so erklärt V.: Ich verlange durch- 
aus nicht, dass derjenige, der nicht der Religion des Fürsten 
angehört, an den Aemtern und Ehren teilhabe, die für die be- 
stimmt sind, die der herrschenden Religion angehören. Die radi- 
kalen Toleranzbestimmungen in Amerika, die gut sind für eine 
heranwachsende Kolonie, passen nicht für ein altes Reich. Er 
fügt allerdings diplomatischer Weise am Schluss dieser Aus- 
führungen hinzu: Aufmerksame Leser, die sich ihre Gedanken 
mitteilen, gehen immer weiter als der Verfasser °. 

Die Toleranzforderung V.s hat noch einen ande- 
ren Hintergedanken, den er ab und zu ausspricht. Durch 
die Gewährung der Religionsfreiheit wird nämlich nicht bloss 
nach dem Satz divide et impera, die Macht der Kirchen geschwächt, 
auf diese Weise legt die Regierung auch am besten ihre Gleich- 
gültigkeit und ihre Verachtung des Aberglaubens zu Tage, dem 
eben dieses verachtungsvolle Ignorieren von seiten der Mächtigen 
aın meisten schadet. So kann es den Fürsten nicht schwer wer- 
den, den Aberglauben zu entwurzeln oder doch dem Umsich- 
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greifen der gefährlichen Volkskrankheit zu steuern!. Von die- 
sem Geist muss die wahre Toleranzgesetzgebung getragen sein; 
Toleranzkonntemannichterlangen, ohnedassman 
Gleichgültigkeit gegen die Dogmen zu verbreiten suchte, 
sonst würde man uns heute noch hängen ?. Die Dogmen müssen 
alle gleichermassen von den Staatsmännern verachtet werden; 
man muss sie ohnmächtig machen durch staatsmännische Weis- 
heit. Das sind Gifte, die einander als Gegengifte dienen können. 
Das Universalheilmittel gegen diese Seelengifte ist die Verachtung. 
Man mache allen Aberglauben lächerlich und verhasst, so hat 
man nie etwas von der Relision zu fürchten ®. Darum findet 
2. B. die Jesuitenpolitik Friedrichs 1I. durchaus seine Zustimmung: 
Die allgemeine Toleranz, die er als erstes Dogma aufrichtet, 
ruht auf der gleichmässigen Verachtung aller Konfessionen. Da 
er weiss, dass er mit seinen Soldaten alle Theologen im Zaun 
hält, so ist es ıhm gleichgültig, ob ein Jesuit oder ein Prädikant 
die Jugend in Cicero und Virgil einführt *. Wenn Karl II. von 
England unter schwierigen Verhältnissen so friedlich regieren 
konnte, so war ein Hauptgrund seine vollständige Gleichgültig- 
keit gegen alle religiösen Parteifragen ®. Solche Aeusserungen 
drücken seine innerste Meinungen jedenfalls ehrlicher aus, als 
Verwahrungen, wie sie ihm manchmal die Taktık eingibt: Man 
sagt, mit der Toleranz predige man die religiöse Gleichgültig- 
keit; allein wer Gott anbetet und den Menschen Gutes tut, ist 
nicht indifferent ®. 


Das Kirchenrecht der staatlichen Kirchenhoheit. 


Wenn man das Verhältnis von Staat und Kirche als das 
eines Kampfes zweier entgegengesetzter Mächte fasst, so entspricht 
das Prinzip der Nichtintervention und der Gedanke der Toleranz 
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einer Verteidigungsstellung des Staats. Nachdem der Gegner 
seiner beherrschenden Position beraubt ist, überlässt man ıhm 
im übrigen ein Operationsfeld, auf dem er nicht mehr bedrohlich 
wirken kann und begnügt sich mit einer Abgrenzung der beider- 
seitigen Interessensphären. Nun ist aber V. häufig von diesem 
Grundsatz des „Schiedlich-friedlich“ weiter gegangen zu aggres- 
siven Gedanken und hat ein Kirchenrecht aufgestellt, dem die 
Idee einer Herrschaftsstellung des Staats über der Kirche zu 
Grunde liegt. 

Zu diesem Zweck versucht er einmal, um den katholischen 
Kirchenbegriff aus den Angeln zu heben, ihm einen an- 
deren gegenüberzustellen, der deutlich protestanti- 
scher Herkunft ist: Die Kirche ist die Versammlung der 
Gläubigen, die sich zu einer bestimmten Zeit zu gemeinsamen 
Gebet versammelt und die zu allen Zeiten sittlich zu handeln 
hat. Die Priester bilden nicht die Kirche, so wenig die Beamten 
der Souverän oder der Staat sınd. Als Gemeinschaft aller Gläu- 
bigen befasst die Kirche auch die Könige, die Beanten, die | 
Soldaten und alle Untertanen. Die Vorrechte oder Rechte der 
Kirche gehören daher nicht dem Haupt der Kirche oder den 
Geistlichen mit Ausschluss der anderen '. Gewöhnlich aber 
konzipiert er seine Gedanken nicht vom Begriff der Kirche aus, 
sondern er nimmt seinen Standpunkt in der Idee des Staats, die 
er so stark betont, dass ihm die Kirche als besondere Institution 
darüber fast ganz verschwindet. 

Das kirchenrechtliche Ideal, das er von diesem Gesichts- 
punkt aus entwirft, ist das einer streng und umfassend durch- 
geführten Kirchenhoheit des Staats. Gegenüber den de- 
struktiven Ansprüchen des kanonischen Rechts, das einen Staat 
im Staate auszubilden sucht ?, stellt Voltaire den Satz auf: der 
Souverän steht über der Religion; denn es ist Gottes Ordnung, 
dass die gesellschaftliche Welt von Souveränen regiert wird, nach 
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dem Grundsatz der Subordination. Der Fürst muss unbedingt 
und vorbehaltlos Herr über die Kirchenverwaltung sein, da die 
Kirchenverwaltung ein Teil der Regierung ist !. 

Wir ziehen mit V. die Folgerungen aus diesem Prinzip: 
Ohne Genehmigung des Staats darf es keine religiöse Organi- 
sation geben. Gottesdienstliche Vereine brauchen zu ihrem ge- 
setzlichen Bestehen, wie jeder andere Verein, der Ermächtigung 
des Souveräns, der diese Vereine jederzeit auflösen kann, wenn 
Unordnungen entstehen. Dieses Recht hat jede Religion anzu- 
erkennen °. Ueber die zu Recht bestehenden Religionsgenein- 
schaften übt der Staat ein ständiges Aufsichtsrecht, dessen Um- 
fang er folgendermassen umschreibt: „Die Amtsbefugnisse der 
Diener der Religion, ihre Person, ihr Vermögen, ilıre Ansprüche, 
die Art, wie sie in der Sittlichkeit unterweisen, wie sie die kirch- 
liche Lehre predigen, wie sie die Zeremonien feiern, die geist- 
lichen Strafen, alles, was die bürgerliche Ordnung angeht, unter- 
steht der Macht des Fürsten und der Aufsicht der weltlichen 
Behörden ?,* 

Wir führen das im einzelnen aus. Für die Person des 
(eistlichen ergibt sich nicht nur, wie es sich nach dem ober- 
sten Grundsatz von selbst versteht, de Abweisung jedes 
Anspruchs auf eine exempte Stellung: Jede Re- 
ligion ist im Staat, jeder Priester in der bürgerlichen Gesellschaft, 
alle Geistlichen gehören zu den Untertanen des Herrschers; eine 
Religion, die Unabhängigkeit der Geistlichen fordert, kann nicht 
von Gott, dem Stifter der Gesellschaft kommen *. Er begnügt 
sich auch nicht damit, dem Geistlichen als solchem jede Autorität 
rechtlicher oder staatlicher Art abzusprechen. So sagt er mit 
Berufung auf Bibelsprüche wie die: „Gebet dem Kaiser was des 
Kaisers ıst*, „Mein Reich ist nicht von dieser Welt“ u. s. w.: 
Die christliche Religion selbst schliesst die Priester von jeder 

’ Ibid. Einl. und IV. s. auch Diner de Boulainvilliers II. La voix du 
sage et du peuple. 
® Jbid. III. ® Tbid. Einl. u. UI. * Tbid. Einl. 
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staatlichen Autorität aus. Jede bürgerliche Autoritätsstellung 
und jede richterliche Gewalt, die ein Geistlicher hat, besitzt er 
leihweise, als eine stets widerrufliche Konzession vom Souverän; 
er untersteht ın ihrer Ausübung der Staatsaufsicht. Auchin 
ihren spezifisch religiösen Funktionen unter- 
stehen die Geistlichen der Regierung. Um die 
Stellung der Geistlichen zur weltlichen Behörde zu kennzeichnen, 
braucht er mehrfach die ungemein bezeichnende Analogie des 
Verhältnisses von Hausherr und Hauslehrer. Wie der Hausvater 
dem Hauslehrer Achtung verschaffen und ılın doch zugleich be- 
aufsichtigen soll, so soll die Behörde den Priester unterstützen 
und im Zaum halten. Wie der Erzieher so möge der Priester 
lehren, beten und vorbildlich leben, aber sich lediglich keme Au- 
torıtät über den Herrn des Hauses anmassen. Denn wenn ich 
als Familienvater meinen Kindern einen Hofmeister halte, so 
eibt es darum doch nicht zwei Herrn in meinem Hause. Wie 
der Familienvater dem Hauslehrer Vorschriften macht, so der 
Fürst den Geistlichen in allem, was die öffentliche Ordnung 
angeht. Darin liegt, dass schon die Anstellung der Geist- 
lichen Sache des Staats ist. Je wichtiger die Aemter 
sind, um so mehr sollen sie vom Staatsoberhaupt abhängen. Die 
weltliche Obrigkeit überträgt dem Geistlichen die Aufgabe, dem 
Volk zu predigen; und darum kommt es nur der versammelten 
Nation oder ihrem Vertreter zu, das Predigtamt zu verleihen 
nach Gutdünken®. Noch etwas demokratischer ist derselbe Satz 
in den Annales de l’empire (Henri IV) formuliert: Eigentlich 
sollte das Volk seine Priester und Behörden wählen. Es ıst 
billig, dass die königliche Gewalt dabei mitwirkt. Manchmal gibt 
V. diesem Prinzipienrecht einen positiven geschichtlichen Unter- 
bau: da die Könige selbst die Pfründen gestiftet haben, oder 
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doch darin die Rechtsnachfolger der seigneurs sind, so ist es 
recht und billig, dass sie sie auch verleihen. So ist die Ernen- 
nung der Bischöfe ein Vorrecht der Krone. Der Bischof ist Bi- 
schof allein von Königs Gnaden und die Zahlung von Annaten 
an den Papst ist daher ein Staatsvergehen, wenn sie der Pfründe 
gilt, wie sie Simonie ist, wenn sie dem Empfang des hl. Geistes 
gilt. Auch die wissenschaftlichen Lehrstühle sind allein von 
der Staatsgewalt zu besetzen; er fordert die Regierung ausdrück- 
lich auf, heute im Zeitalter der Aufklärung doch von diesem 
Recht Gebrauch zu machen? V. schreibt dem Staat aber auch 
ein sehr weitgehendes Aufsichtsrechtüber die Lehr- 
tätigkeit der Geistlichen zu Die Behörden befinden 
über die Einführung und Zulässigkeit der in den Lehranstalten 
zu brauchenden Bücher. Die Gebetsformulare, die geistlichen 
Lieder, die Zeremonien unterliegen der Zensur der Behörde, die 
sie billigen oder abändern kann. Der Souverän hat ebenso die 
Aufsicht über den mündlichen religiösen Unterricht und über die 
Erbauungsbücher. Bei Lehrstreitigkeiten kann der Souverän bei- 
den Parteien Stillschweigen auferlegen. Bei seiner Entscheidung 
über die rechte Lehre handhabt er als Massstab natürlich die 
Voltairesche Moralreligion. „Er richtet sein Augenmerk einzig 
auf die Einwirkung des Dogmas auf das sittliche Leben; die 
Wahrheiten, die den Menschen milde, menschlich, gesetzestreu 
und gehorsam gegen den Fürsten machen, kommen von Gott“. 
Prediger, die Unruhe stiften, werden von den Behörden in ihre 
Schranken gewiesen? Was von der Lehrtätigkeit des einzelnen 
(zeistlichen gilt, gilt auch von derjenigen der kirchlichen Gemein- 
schaft als solcher. Das Recht der Päpste auf Berufung von Kon- 
zılien ist nur konventioneller Natur. Die vereinigten Fürsten können 
immer anders entscheiden ; keiner von Ihnen ist verpflichtet seinen 
Staat einem Konzilbeschluss ohne seine Zustimmung zu unter- 
werfen. Bei Nationalkonzilien steht es den Kommissären des 
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Souveräns zu, den Vorsitz zu führen, sie zu leiten und ihre Be- 
schlüsse zu sanktionieren!. Auch die Kiırchenzucht, ıhre 
Aufrechterhaltung ebenso wie ihre zeitgemässe Abänderung, liegt 
ınder Hand des Souveräns. Als Beispiel einer solchen 
zeitgemässen Reform führt V. den Bann gegen die Zauberei an, 
der unnötig ist, denn es gibt ja gar keine Zauberei, sowie den 
Bann gegen die Schauspieler, der ungerecht ist, denn die Schau- 
spieler sind vom König angestellt und besoldet?. Manchmal hat 
es allerdings den Anschein, als wolle er es beim Kapitel der Kır- 
chenzucht bei einer reinlichen Scheidung der Begriffe des kirch- 
lichen Zuchtmittels und der bürgerlichen Strafe bewenden lassen 
und mit diesem Vorbehalt der Kirche auf ihrem eigenen Gebiet 
eine gewisse Autonomie einräumen. Eine gewisse Anerkennung 
kirchlicher, von Geistlichen zu verhängenden Strafen scheint ın 
den folgenden Sätzen zu liegen, in denen er die Kautelen ent- 
wickelt, die dabei zu beobachten sind: Wir sind nur in geistli- 
chen Dingen der Seelsorge des Klerus unterstellt; der Klerus 
hat nur das Lehramt und lediglich keine Befehls- und Zwangs- 
gewalt. Geistliche Mittel der Einwirkung (Ermahnungen, Gebete 
u. Ss. w.) sind die einzigen, welche die Geistlichen anwenden dürfen. 
Daher ist die Unterwerfung unter die kirchliche Ordnung rein 
freiwillig. Es darf für kein Mitglied der bürgerlichen Gesell- 
schaft eine äussere bürgerliche Abhängigkeit von einer kirchlichen 
Körperschaft in Anspruch genonimen werden. Geistliche Strafen 
dürfen daher nur den treffen, der seine Schuld selbst innerlich 
anerkennt. Und weiter: diese Strafen müssen als solche sich 
auf die Entziehung geistlicher Güter beschränken. Wer nur gegen 
Gott sündigt, soll auch nur in der andern Welt gestraft werden. 
Der Bann, das heisst der Ausschluss aus der Kirche darf von 
keinerlei bürgerlichen Nachteilen, etwa Verlust eines Amts und 
dergl. begleitet sein®. Aber daneben stehen Sätze, die dann 
doch wieder ein unmittelbares Eingreifen der Staatsgewalt auch 
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in diese innerkirchliche Tätigkeit ın sich schliessen: Der Bann 
darf nicht vom Geistlichen von sich aus verhängt werden, son- 
dern immer nur mit Ermächtigung und mit Erlaubnis des Sou- 
veräns. Nonst ist selbst der auf das rein geistliche Gebiet be- 
schränkte Bann null und nichtie. Untersteht doch selbst die 
Sukramentsverwaltung der Staatsaufsicht. Kein Geistlicher darf 
von sich aus einem anderen Sünder öffentlich die Eucharistie 
oder die letzte Oelung verweigern. Nur ermahnen darf der Geist- 
liche den Kranken, die Behörden haben darüber zu wachen, dass 
er ihn nicht verfolge!. Von selbst versteht sich danach, dass 
eine besondere exempte kirchliche Gerichtsbarkeit über geistliche 
Personen nicht statthaft ist: Priester oder Mönche, die die ge- 
sellschaftliche Ordnung gestört haben, sollen genau so wie die 
anderen Bürger von den Beamten des Souveräns gerichtet wer- 
den. Es gibt keine „cas privilegies“. So wollen es die Juristen, 
so will es die ganze Nation, so will es das Staatswohl. Er fin- 
det es empörend, dass z. B. der König von Portugal einen des 
Vatermords angeklagten Mönch nicht durch seine Richter verur- 
teilen lassen kann. 

Sache des Staats ist ferner die Ehegesetzge- 
bung, sowie die Bestimmungen über Testamente und Beerdi- 
sungen. Das wesentliche an der Ehe, das was allein ihre Rechts- 
kraft begründet und wovon die bürgerlichen Wirkungen abhängen, 
ist der Zivilvertrag. Nicht wesentlich sind die religiösen Zere- 
nionien, auf die wir übrigens heutzutage aus geschichtlichen Grün- 
den im Interesse der Ordnung und der Frömmigkeit nicht ver- 
zichten wollen. Da aber die Ehe als Sakrament, das dem kirch- 
lich Getrauten die göttliche Gnade vermittelt, rein übernatürlichen 
Charakter trägt und nichts gemein hat mit den privaten und 
staatlichen Interessen, so soll sie auch rein nach weltlichen Ge- 
setzen geregelt werden. Wenn unter uns die Ehen noch vor 
dem Priester geschlossen werden, so kann das (Gesetz hier jeder- 
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zeit Aenderungen treffen. Nur die geistlichen Gnaden fallen 
weg, wenn das Sakrament fehlt. Die entgegengesetzten Ehege- 
setze in Frankreich ruhen auf der ungehörigen Verwechslung des 
Zivilkontrakts mit dem Sakrament !, 

Selbst inder Regelung rein kultischer Ange- 
legenheiten sollden Geistlichen nicht freieHand 
gelassen werden. Der Staat trifft Anordnungen über die 
Einrichtung der Feste, besonders über die Arbeit, die an Fest- 
tagen gestattet sen soll® Den weltlichen Verwaltungsorganen, 
die für das Volk in hygienischer Hinsicht zu sorgen haben, komnit 
es zu, Bestimmungen über die erlaubten Fastenspeisen zu treffen. 
Denn Anordnungen über die Nahrung des Volks müssen durch- 
aus den Verwaltungsbehörden vorbehalten bleiben. Wenn die 
Geistlichen, wie es schon vorgekonimen ist, Untersuchungen da- 
rüber anstellen, welche Speisen in Fastenzeiten zum Verkauf aus- 
geboten werden, so ist das eine strafbare Ueberschreitung ihrer 
Kompetenz?. Es braucht kaum noch gesagt zu werden, dass 
staatliche Beamte den Geistlichen in der Führung der Tauf-, 
Ehe- und Sterberegister überwachen %. 

Einer ähnlichen Aufsicht, wie die Weltgeistlichkeit, 
sind dieOrden unterstellt. Dajeder Bürger als Untertan 
seines Staats geboren wird, so geht dieses stillschweigende Bür- 
gergelübde, das den Menschen als soziales Wesen mit dem Vater- 
land und mit dem Souverän verbindet, im Kontliktsfall jedem an- 
deren Gelübde vor, das der Souverän stets für null und nichtig 
erklären kann. Die Mönchsorden und ihre Gelübde, ihre Güter- 
erwerbung und Güterverwaltung unterliegen daher der Genehmi- 
gung und der Aufsicht der Staatsbehörden. Der Herrscher kann 
sie Jederzeit reformieren oder auch, wenn er mit einem Orden 
unzufrieden ıst, ihn abschaffen. Er braucht nur die im Staat 
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zu behalten, die ihm keinen Anlass zu Klagen geben. Kein 
Orden darf einen Vorgesetzten in Ausland haben. Das ist fast ein 
Verbrechen der Majestätsbeleidigung. Man darf nur ın dem vom 
Staat festgesetzten Alter und nur mit Zustimmung der Behörden 
in einen Orden treten, und die Regierung führt genaue Listen 
über alle Personen, die die Rlostergelübde ablegen. Wenn das 
Ordensvermögen zum Nachteil des Staates zu stark anwächst, so 
kann es dieser, soweit es nötig scheint, einziehen, und zu anderen 
gemeinnützigen Zwecken verwenden !. 

In V.s kirchenrechtlichen Anschauungen über die 
Natur desKirchenguts unterscheiden wir zwei Gedanken- 
reihen, von denen die eine einer milderen, die andere einer schrof- 
feren Fassung der Idee der Kirchenhoheit des Staats entspricht. 
Manchmal scheint sein Programm in dieser Hinsicht sich auf die 
Abschaffung aller kirchlichen Finanzprivile- 
gien zu beschränken und nur zu fordern, dass die kirchlichen 
Güter, auch die auf testamentarischen Schenkungen berulienden, 
wie alle anderen steuerpflichtig seien. Auch Priester und Mönche 
sollen, wie Bürger, Bauern und Beamte nach Massgabe ihrer 
Einkünfte ihren Teil an den Staatslasten und Steuern haben. 
Schon gewährte Steuerbefreiungen soll der Souverän jederzeit 
revidieren und, wenn das Bedürfnis vorliegt, aufheben können, 
womit ja nur die natürliche Ordnung der Dinge wiederhergestellt 
äre. Auch muss er zu Zwecken einer gerechten, proportionalen 
Steuerumlage jederzeit Einsicht haben in den Finanzetat jeder 
Körperschaft”. Aber im Gegensatz zur kanonischen Lehre von 
der Unverletzlichkeit der Kirchengüter, die er für falsch erklärt, 
entwickelt er nın eine Theorie, die entschieden weiter 
geht und im Grund den Begriff des Kirchenguts selbst 
aufhebt. Es gibt keine heiligen Güter und keinen auf gött- 
liches Recht gegründeten Besitztitel. Die Religion als solche 


! Ibid. IT u. VI. Louis XV, e. 38. 
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verleiht kein Besitzrecht und alle Güter der Religion sind rein 
geistlicher Art. Alle weltlichen Güter aber unterstehen dem 
Staat und daher kann eine kirchliche Körperschaft nur mit Ein- 
willigung des Souveräns und nur unter der Autorität der bür- 
gerlichen Gesetze etwas besitzen. Es ist dem Zusammenhang 
nach sehr wahrscheinlich, dass V. das Kirchengut mit im Auge 
hat, wenn er an die Spitze dieser Ausführungen den Satz stellt: 
Von Naturrechts wegen gehört dem Souverän ein Teil der Na- 
tionaleinkünfte, womit er die Verwaltungskosten zu bestreiten 
hat!. Jedenfalls spricht er ihm das Verfügungsrecht darüber ın 
weitzgchendem Masse zu: Sind die kirchlichen Einkünfte unver- 
hältnismässig gross, so kann der Souverän das Uebertlüssige zu 
Gunsten gemeinnütziger Zwecke verwenden. Der Fürst hat das 
Recht über die Einkünfte geistlicher Pfründen zu verfügen und 
damit verdiente Männer mit Pensionen auszustatten. Er kann 
die Renten von Klöstern Offizieren als Heiratsgnt anweisen u. a. m. ?. 

Längst legt sich die Frage nalıe: Kennt dieses Kirchenrecht 
auch Schranken für die Kirchenhoheitdes Staats 
und entsprechen den umfassenden staatlichen Rechten auch Pflich- 
ten? Von ersteren ist kaum in einigen beiläufigen Sätzen die 
Rede bei V. So sagt er: der Souverän richte nicht über die 
Wahrheit des Dogmas! Er erklärt, der Geistliche sei für Ver- 
weigerung oder Gewährung der Absolution niemand verantwort- 
lich, sowenig der Pönitent für Teilnalıme oder XNichtteilnahme 
an der Kommunion verantwortlich sei. Die Priesterweihe durch 
Priester will er nicht antasten, wenn freilich die Staatsgewalt 
auch hier die Aufsicht führt”. Wie sich allerdings diese Ein- 
schränkungen vereinigen lassen mit der staatlichen Beaufsich- 
tizung der kirchlichen Lehre und Zucht, verrät uns V. nicht. 
Die kirchlichen Verpflichtungen des Staates 
beschränken sich auf die Anstellung und Besol- 


ı Diet. phil.: Droit canonique II. 
® Tbid. IT. La Voix du sage et du peuple. 
° Diet. phil.: Droit canonique V. u. VI. 
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dung von Geistlichen: Wie die Beamten und wie die 
Soldaten, so sollen auch die Geistlichen von der Gesellschaft 
unterhalten und es soll daher der geistlichen Körperschaft em 
gesetzlicher Gehalt ausgeworfen werden!. Zwar sollen die Geist- 
lichen nicht die Reichtümer der Generalpächter und den Rang 
von Fürsten erhalten — beides ist seelenverderblich und schickt 
sich nicht für Prediger der Demut. Aber andererseits ist jeder, 
der dem Staat dient, seines Lohnes wert, und wer ein mühevolles 
Amt versieht, soll von seinen Mitbürgern gut bezahlt werden. 
Und so soll der Geistliche als Diener des Publikums, als Lehrer 
der Sittlichkeit, als Beamter, der die Kirchenregister zu führen 
hat, von Nahrungssorgen frei sein, damit er nicht seinem Amt 
Unehre machen muss durch Prozesse mit seinem seigneur und 
mit seiner Gemeinde und soll sein anständiges Auskonmen haben. 
Er soll von der Provinz besoldet werden nach Massgabe der 
Grösse seines Sprengels?”. Dabei soll auf eine gewisse Aus- 
gleichung Bedacht genommen werden. Er beklagt die finanziell 
ärmliche Lage der Landpfarrer, die so grell absticht von dem 
Einkonmmen der reichen Aebte, die herrlich und in Freuden leben 
und auf Eiderdaunen schlafen mit ihren Nachbarinnen. Jenen 
ersteren, die am meisten arbeiten und am schlechtesten bezalılt 
sind, will er eine Gehaltserhöhung zukommen lassen, damit sie 
sich mehr der Kinder und der Kranken annehmen und den Toten 
ein würdigeres Begräbnis geben können. 

Merkwürdigerweise will es nun V. keineswegs Wort haben, 
dass er mit seinem Protest gegen die Theorie der zwei Gewalten 
und mit seiner Lehre von der Kirchenhoheit des Staats die Ver- 
mischung von Weltlichem und Geistlichem, das Aufgehen der 
Kirche in den Staat befürworte. Er sagt einmal ausdrücklich, 


1! Ibid. I. 

? Diet. phil.: Symbole. Pensees detachees de Saint Pierre. Diet. phil.: 
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wer Szepter und Weihrauchfass zugleich führe, habe sehr be- 
schäftigte Hände und müsse ein kluger Mann sein, wenn er 
anders nicht über Dummköpfe, sondern über Völker herrsche, 
die ihren gesunden Verstand haben. Der Umstand, dass er ın 
demselben Zusammenhang der Kirchenpolitik Katharinas von 
Russland das höchste Lob spendet, zeigt, dass seine Kritik immer 
nur das eine Extrem zur Zielscheibe macht, das der weltlichen 
Herrschaft der Kirche, und dass er das andere, das des Zäsaro- 
papismus, als solches gar nicht empfindet. 

Die geschichtlichen Beispiele, auf die er hin- 
weist als auf die Muster seines kirchenrechtlichen Ideals, lassen 
uns nun aber nicht mehr im Zweifel über seine Sympathieen 
tür den Zäsaropapismus. Das gesamte Altertum und 
ım besonderen das alte Indien ist hier zuerst zu nennen, als 
Paradigma für den Idealzustand, wie für die schlimmen Folgen 
des Abtfalls von der Idee. Ehemals hatten die Herrscher alter 
Völker die Oberaufsicht in religiösen Dingen. Die römischen 
Kaiser z.B. waren als solche oberste Bischöfe. Die ersten Brah- 
manen waren zugleich Priester und Könige. Es war nur folge- 
richtig, dass sie ihre Religion auf die allgemeine Vernunft grün- 
deten. Sobald die Bramanen nicht mehr Souveräne waren, trat 
der religiöse Verfall ein, wie wir ihn in den Ländern sehen, wo 
das Priestertum nicht mit dem Königtum vereinigt ist. Da wer- 
den die religiösen Funktionen zum Handwerk und damit stellen 
sich auch die Wunderkunststücke, die Schurkereien, die Grausam- 
keit ein *. Nie erlaubten Griechen und Römer den Priester- 
kollegien Glaubensartikel zu proklamieren®. In der „Protektion 
des sacerdotium durch das imperium“ können auch die Türken 
unsere Muster sein *. Die „glückliche Unterordnung des Altars 
unter den Thron“ findet er weiter durchgeführt in der griechischen 
Kirche, in Russland und in England. Die griechische Kirche 


ı Diet. phil.: Puissance |]. ? Essai sur les maurs c. 148; c. 4. 
3 Questions sur les miracles 16. * Dict. phil.: Pretres. 
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war ihren Herrschern immer untertan nach Christi Wort!. Vor 
allem findet das neue russische Kirchenrecht 
semen Beifall. Mit Wohlgefallen begleitet er in seiner Geschichte 
Peters des Grossen dessen kirchenpolitische Massregeln: Peter 
hob das Patriarchat auf und eignete die grossen Güter des Pa- 
triarchats dem Staatsschatz zu. Er lässt die Mitglieder der Sy- 
node einen Gehorsamseid schwören, der noch stärker verpflichtete, 
als der englische Suprematseid. Er setzt das Lebensalter, das 
zum Eintritt ins Kloster berechtigt, zunächst auf das fünfzigste, 
dann wenigstens auf das dreissigste Jahr hinauf. Er mildert die 
Fastenbestimmungen. Alles zweckt bei ılım auf das Wohl des 
Staats ab. Man trifft alle Massregeln, dass die Priester geachtet 
und doch nicht gefährlich sind. Sie sollen weder verachtet noch 
mächtig sein. Mit Recht glaubte Peter Ludwig XIV. ın einem 
wichtigen Punkt überlegen zu sein, mit Recht sagt er: Ich habe 
meinen Klerus zum Gehorsam und zur Ruhe gezwungen, Lud- 
wig XIV. hat sich von dem seinigen unterjochen lassen. Zur 
Charakteristik von Peters Gesamtwerk kann V. seine Lieblings- 
formeln verwenden: Peter erklärte often die Lehre von den zwei 
Gewalten, die sich auf die Allegorie der zwei Schwerter der 
Apostel stütze, sei absurd. Er griff zwar nicht selbst an das 
Weihrauchsgefäss, aber er leitete die Hände, die es führten ?. 
Dass V. Peters Nachfolgerin und seiner Gönnerin, Katharina II., 
nicht minderes Lob spendet, ist zu erwarten: Katharina II. hat 
Natur und Religion zu rächen gewagt, indem sie dem Klerus 
und den Mönchen ihre heillosen Reichtümer nahm; sie hat so 
die griechische Kirche von der Sorge um ihr zeitliches Teil be- 
freit. Diese Kirche wird heute aus dem kaiserlichen Staatsschatz 
bezahlt, sie ist ganz der Regierung unterworfen und durch weise 
(Gesetze im Zaum gehalten. Die Kaiserin zwingt den Klerus, 
sich nützlich zu machen, dadurch, dass sie ihn hindert, gefähr- 
lich zu werden °. Auch England, besonders das England der 
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Tudorzeit verwirklicht annähernd seine kirchenrechtlichen Ideale. 
Aus Anlass eines scharfen Briefs, den Elisabeth einem wider- 
spenstigen Bischof schreibt, bemerkt er: Wenn die Fürsten ihre 
Macht immer so fest gegründet hätten, dass sie solche Briefe 
schreiben könnten, so wäre nie Blut vergossen worden im Streit 
zwischen Staat und Kirche !. 


Vorschläge zur Kirchenreform. 


Wir kennen nun die Prinzipien, die staatsrechtlichen Normen. 
Noch wissen wir aber nicht, welche praktische Politik auf Grund 
dieser Normen gemacht werden soll, und in welcher Weise die 
Prinzipien ins Leben umgesetzt werden sollen. Das praktische 
Ziel dieser Kirchenpolitik und den Modus ihres Vorgehens wollen 
wir noch kennen lernen. Wie sieht die Voltairesche Kirche aus, 
wenn es eine solche gibt und wie soll sie gegründet werden? 

Wenn V. in der milden Historikerstimmung ist, in 
der das Verständnis der menschlichen Gebrechlichkeit und die 
Nachsicht mit ihr vorwaltet, so ist sein Kirchenideal 
ungemein konservativ gefärbt — es gleicht der katholischen Kirche, 
genauer einer Kirche mit römisch-katholischer 
Struktur von stark verweltlichtem Typus — und 
seine Kirchenpolitik ist dann erstaunlich opportunistisch., Da 
spendet er den: Italien der Renaissance gerade in religiöser Hin- 
sicht hohes Lob: Die Religion zeigte sich dem Volk mit impo- 
nierendem Prunk, wie ihn die rege Phantasie braucht. Nur ın 
Italien hatte man Tempel gebaut, die des Altertums würdig 
waren. Wenn es noch abergläubische Bräuche, wenn es noch 
erdichtete Wunder gab, so hatten die Weisen dafür nur Ver- 
achtung. Sie wussten aber auch, dass der Pöbel zu allen Zeiten 
an Missbräuchen seine Freude hat. Die Schriftsteller, die gegen 
diese Bräuche deklamierten, haben nicht genügend unterschieden 
zwischen dem Volk und seinen Leitern. War doch auch der 
römische Senat gegen den Volksaberglauben sehr tolerant und 
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schaden doch diese Einrichtungen den Sitten nicht, auf die Kirche 
und Staat vor allem ihr Augenmerk richten müssen. In heissen 
Ländern braucht nun einmal die glühende Phantasie die sicht- 
baren Zeichen der Nähe Gottes. Man kann sie ja immer wieder 
abschaffen, wenn das Volk, das sie heute verehrt, sie einmal ver- 
achtet. Wenn er in dieser Stimmung ist, lobt er eime konzi- 
liante Kirchendiplomatie, sein Tadel trifit den Radikalismus, der 
von opportunistischer Nachgiebigkeit nichts wissen will. Er gibt 
z. B. dem Grossvikar Morillon recht, der in den Bajusschen 
Streitigkeiten die Ansicht vertrat, man solle die Bulle des Papstes 
annehmen, auch wenn sie Irrtümer enthalte. „Denn gewiss ist 
es besser, 100 Bullen mit Irrtümern anzunchmen, als zu veran- 
lassen, dass 100 Städte in Asche gelegt werden, wie es in den 
Hugenottenkriegen der Fall war *, Heinrich IV. ist sein Mann 
auch bei seinem Konfessionswechsel: Heinrich hätte ja heroischer 
gehandelt, wenn er unbeugsam geblieben wäre, aber dafür zeugte 
seine Nachgiebigkeit von Humanität und Politik und so verziehen 
ihm die klügeren Protestanten bei allem Bedauern eine Politik, 
die die Not gebot?. Die prinzipientreuen, antiklerikalen Parla- 
mente Frankreichs erhalten nicht das Lob, das man bei V. er- 
warten sollte. Die Parlamente sehen bei allen ihren (kirchen- 
politischen) Schritten immer nur auf die Gesetze und die Auf- 
rechterhaltung ihrer Autorität. Der König (Ludwig XV.) sah 
darüber hinaus. Er hatte auch die Rücksichten im Auge, die 
verlangen, dass die Gesetze hie und da weniger straff gehand- 
habt werden.“ Es ist dieselbe konservative Aengstlichkeit, mit 
der er einmal über eine grosse religionsgeschichtliche Bewegung, 
wie die Reformation sagt: In der Religion wie in der Politik 
droht der Menschheit oft der Sturz in zwei Abgründe: die 
Tyrannei und die ÄAnarchie®. 

Allein so beschaulich, so lässlich denkt V. doch nur in ganz 
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besonderen Stunden. Sein Temperament legt ihm eine 
aggressive Politik nahe und so pflegt er denn gewöhn- 
lich eine Aenderung der kirchlichen Zustände zu fordern, im Sinn 
einer durchgreifenden Säkularisation, manchmal in einem drohen- 
den, oft geradezu revolutionären Ton. „Ihr Erdengötter, ruft er 
einmal den Kirchenfürsten zu, geniesst eure Macht und euren 
Reichtum mit Mass. Wir wollen euch ja nicht eure Mitra und 
Tiara nehmen, aber lasst uns auch noch etwas gelten. Geniesset 
und lasset uns in Ruhe. Setzet euch mit den Königen ausein- 
ander und lasset uns unsere Fabriken. Wo nicht, so fürchtet, 
es möchte schliesslich dem Volk die Geduld ausgehen und man 
könnte euch zum Heil eurer Seele in die Lage der Apostel zurück- 
versetzen, deren Nachfolger ihr sein wollt“ !. Ihr habt die Zeit 
der Unwissenheit benützt, um uns unser Erbteil zu nehmen und 
euch vom Mark der Elenden zu mästen. Fürchtet euch mit 
Zittern vor dem Anbruch des Tags der Vernunft?. Der Papst 
hat Beamte, Diener und Garden doch nur auf Kosten derer, 
die die Erde bebauen und die als seinesgleichen geboren sind. 
‚Jedermann fühlt, dass seine Macht nur auf Vorurteilen ruht. 
Möge er sie nicht mehr missbrauchen und mit Angst daran 
denken, dass diese Vorurteile verschwinden können ?. Die an- 
nmıassenden Uebergriffe der Päpste waren zu ihrer Zeit nicht ge- 
bührend bestraft worden. Aber es kommt die Zeit, wo man ein- 
schreitet gegen das, was man ehemals dulden musste, wo der 
Schwache gezüchtigt wird für das frühere Unterfangen des Star- 
ken, der nicht mehr da ist*. Wenn die Zeit schon da ist, da 
die lachenden Auguren zwar noch geniessen, aber keinen Glauben 
mehr finden, so wird auch die Zeit kommen, wo sie nicht mehr 
geniessen. Die Gelegenheiten werden sich finden und man wird 
sie benützen ®. 

ı Dict. phil.: Conscience IV. 

? Dict. phil.: Abbe. ® Dieu et les hommes, Addition. 

* Louis XV, c. 39. 

® Histoire de l'etablissement du christianisme c. 22. 


56 Abhandlungen. 


Man darf sich durch Sprache und Ton solcher Stellen nicht 
auf den Gedanken bringen lassen, V. rede einer Politik populärer 
(jewaltsamkeit das Wort. Eine Revolution von unten her, sellst 
eine solche auf kirchlichem Gebiet liegt ihm sehr fern. Es ist 
ilım ernst, wenn er sagt: Niemals wollten die Theisten die Ge- 
rechtigkeit auf gewaltsamem Wege herbeiführen, wenn sie auch 
im geheimen über die Uebergritie der Priester empört sind; sie 
beschränken sich auf Wünsche!. Eine Erfüllung dieser Wünsche 
erhofft er von einer unblutigen Revolution von oben, 
vom Eingreifen der Staatsgewalt, denn dessen ist er sich wohl 
bewusst, dass die blosse litterarische Agitation nicht zureicht: 
Da der Koloss mit dem Gold der Völker geschmiedet wurde, so 
kann die Vernunft allen ıhn nicht zerstören * Wıeer sich das 
staatliche Vorgehen denkt, so hat es offenbar grosse Aehnlich- 
keit mit der allgemein bourbonischen Kirchenpolitik 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, die er billigt und 
die er nur noch radikaler weitergeführt wünscht. Wenn man 
den Päpsten noch nicht alle angemassten Rechte genommen hat, 
so hat man doch wenigstens die Grundlagen abgegraben, auf 
denen sie sich aufbauen. Ueberall hat man die Bulle „In coena 
Domini“ geächtet. Aber man weiss nicht, wie stark man ıst. 
Man könnte noch viel weiter gehen. Die Menschen tun selten, 
was sie können. Mit Leichtigkeit könnte 2. B. der König von 
Neapel sich von dem schmählichen Vasallitätsverhältnis dem Papst 
gegenüber frei machen. Der König von Frankreich brauchte 
nur ein Wort zu sagen, so hätte der Papst iu Frankreich nichıt 
mehr Kredit als in Russland ®. Das Beispiel der Jesuitenver- 
treibung zeigt, dass, was man für schwierig hält, oft sehr leicht 
ist. Wenn man mit den Mönchen, die doch die ersten Satelliten 
des Papstes sind, aufräumen kann, so kann man gewiss auch 
allen Uebergriffen des Papstes ein Ziel setzen *. 

ı Profession de foi des Theistes. 
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Auch die englische Kirchenpolitik der Reformationszeit zieht 
er als Muster bei. Und so gibt er einmal in einem Brief an 
D’Alembert (23 VI 60) seiner Formel „Ecrasez linfame* die 
authentische Auslegung: „Die Infame sollte in den Zustand ver- 
setzt werden, in dem sie in England ist. Unter der Infame ver- 
stehe ich den Aberglauben. Die Religion achte und liebe ich 
natürlich wie Sie.“ 

Wır entwerfen nun ein Bild der Reform, die V. einer Re- 
gierung nach seinem Sinn anmutet. Die Grenzen sind ihr ge- 
steckt durch V.s religiösen Standpunkt: Der Philosoph mag, wenn 
er will, Spinozist sein, der Staatsmann sei Theist.e. Mit Recht 
erklärt er es für eine Verleumdung, wenn man ihm nachsage, 
er wolle den öffentlichen Kult abschaften. Denn er ist An- 
hänger einer Staatsreligion: Was wir brauchen, das 
ist eine gute, anständige, staatlich eingeführte Religion und Tole- 
ranz gegen alle anderen Religionen‘. Wenn die theologische 
Religion alle Dummmheiten des Aberglaubens und alle Unruhen 
des Fanatismus im Gefolge hat, so wird eine solche Staatsreligion 
nie den Frieden stören, das Volk wird sich ruhig und mächtig 
entwickeln ?. Doch welche Religion soll nun die privilegierte sein? 
Diejenige, ist die Antwort, wird der philosophisch denkende Fürst 
begünstigen, die eine reine, gemeinnützige Moral lehrt. Wir wollen 
eine Religion, aber eine einfache, erhabene, Gottes würdigere, 
eine Religion mehr für uns. Wir wollen Gott dienen und den 
Menschen ®. Die praktische Frage, die sich nun erhebt, ist: Wie 
soll es mit der historischen, unter uns zu Recht bestehenden 
Religion und Kirche gehalten werden? Wie soll sich der Staats- 
mann zum Christentum und zu den christlichen Kirchengemein- 
schaften stellen? Nach einer Aufzählung aller Greuel, die dem 
Christentum auf die Rechnung zu setzen sind, ruft er einmal aus: 


! Dieu et les hommes s. f. Axiomes; c. 44. L’ABC X. 
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Christliche Religion! Das sind deine Wirkungen. Und doch 
schlage ich vor, dass man dich beibehält, vorausgesetzt, dass man 
dir die Nägel stutzt, mit denen du mein Vaterland zerfleischt 
hast und die Zähne ausreisst, mit denen du unsere Väter auf- 
gefressen hast, In Ermanglung einer reinen thei- 
stischen Moralreligion kann man sich also mit einem 
reformierten Christentum zufrieden geben. 

Wir gehen diesen Reformen im einzelnen nach und fassen 
zunächst den Klerus der Voltaireschen Kirche ins 
Auge. Denn einen Klerus soll sie haben, wenn er auch einmal 
— ein einziges Mal nur — sagt: Die Priester könnte man zur 
Not auch entbehren ?. Aber obwohl z. B. in Amerika jeder Diener 
des Höchsten in seinem Hause sein kann, so will er doch nicht 
so weit gehen: Man lasse immerhin die einmal eingesetzte Hier- 
archie bestehen. Wir verwerfen die Priester nicht, sie sollen ihre 
Pfründen behalten dürfen ®. Für die Landpfarrer zumal hat 
er manchmal ein Wort der Sympathie, diese nützlichsten und 
ärmsten Glieder des Klerus, die den grössten Teil der Last zu 
tragen haben. Er erklärt, er wisse den Wert eines Pfarrers zu 
schätzen, nichts sei dem Publikum nützlicher als ein Pfarrer #. 
Dieser Satz versteht sich natürlich mit all’ den Kautelen, die 
sich aus dem Bisherigen ergeben. An Zahl sollen die Priester 
bedeutend reduziert werden: die Regierung ist die beste, die nur 
so viel Priester zulässt, als man braucht. Was darüber ıst, ist hier 
vom Uebel. Der Pfarrer soll in seiner ganzen Führung der Aufsicht 
der weltlichen Behörden unterstehen, er soll Ansehen besitzen, aber 
ohne Macht. Nichts ist unnötiger als ein Kardinal. Dass die 
Bischöfe wie in England als Barone im Parlamente sitzen, ist vom 
Uebel. Dort ist nicht ıhr Platz®. Und der Pfarrer soll ganz auf 


! Dieu et les hommes c. 43. 
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seine Berufspflichten beschränkt sein. Welches sind diese Berufs- 
pflichten? Ich glaube, sagt er einmal, wir müssen Priester anstellen 
als Sittenlehrer und damit sie Gott unsere Gebete darbringen!. Wo 
er sonst von den Pflichten des Pfarrers redet, stellt er 
in wunderlich bunter Mischung die Aufgaben 
des Verwaltungsbeamten und die religiösen 
Funktionen nebeneinander. Der Pfarrer führt die Geburts- 
und Sterberegister, er sammelt die Almosen für die Armen und 
verschafit ihnen Unterstützung, er tröstet die Kranken, begrähbt 
die Toten, stiftet Frieden in den Familien und lehrt Moral ?. Der 
V.sche Pfarrer ist verheiratet. Die beste Regierung ist die, welche 
die Priester heiraten lässt, nicht um ihrer eigenen Haushaltung 
wegen, sondern im öffentlichen Interesse; so werden sie selbst 
bessere Bürger und liefern dem Staat in ihren Kindern viele 
wohlerzogene Untertanen ?®. Seit die Diener des Altars in Eng- 
land die Annehmlichkeiten der Ehe geniessen, und seit die Hoftt- 
nungen der Familien nicht mehr in Klöstern begraben werden, 
ist dieses Land um ein Drittel volkreicher *. Er erhofft vom 
Fortschritt des philosophischen Geistes ein Konzil, das das men- 
schenfreundliche Gesetz der Aufhebung des Zölibats erlässt °. 
Im Artikel Cure de camıpagne seines Dictionaire philosophique 
hat uns V. ein Bild eines Pfarrers nach seinem Herzen ent- 
worfen. Dieser Idealpfarrer predigt immer Moral, nie Kontro- 
verse. Er hat etwas juristische, er hat etwas landwirtschaftliche 
Kenntnisse, mit denen er seinen Gemeindegliedern an die Hand 
geht. Gegen das ernste Theater hat er nichts einzuwenden. Das 
Liebhabertheater seines seigneur hält er für so harmlos, ja für 
so wertvoll in moralischer und ästhetischer Hinsicht, dass er 
manchmal selbst zusieht — freilich in einer vergitterten Loge, 
um den Schwachen kein Acrgernis zu geben. Sehr schön wäre 


! Examen de Bolingbroke. Avantpropos. 

® L'ABC X. Penstes de St Pierre. 

® Ibid. Dict. phil.: Symbole. * Essai sur les maurs c. 187. 
® Dict. phil.: Cure de campagne Il. 
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es, wenn er eine liebe, angenehme, ehrbare Frau hätte, die sich 
seiner Wäsche und seiner Person annehmen würde, zu seiner 
Freude in gesunden, zu seiner Pflege in kranken Tagen, und die 
ihm hübsche Kinder schenken würde, deren gute Erziehung dem 
Staat recht wertvoll wäre. 

Den Gottesdienst wünscht er mehrmodernen Be- 
dürfnissen angepasst: Es ziemt sich nicht, Gott nur jü- 
dische Lieder von schlechtem Geschmack und barbarischem In- 
halt vorzusingen. Wir müssen so viel Geist haben, selbst passende 
Hyınnen zu verfassen. Wir wollen Gott loben nicht auf hebräi- 
sche Art, sondern in der Art von Orpheus, Pindar, Horaz, Dry- 
den und Pope. Im übrigen wollen wir etwas weniger singen. 
Um eine Ermahnung zur Tugend ist es etwas Schönes; aber wir 
wollen auch weniger predigen, um die Christen nicht so oft durch 
schlechte Reden zu langweilen. Lieber sollte man gute Predigten 
vorlesen '. In dem satirischen Märchen „le Monde comme il va* 
versetzt er der landläufigen Predigtpraxis einige Hiebe: „Ein 
Magier erscheint auf einem hohen (zestell und spricht lange über 
Tugend und Laster; er teilt in mehrere Teile ein, was gar nicht 
eingeteilt zu werden braucht und beweist nach den Regeln das, 
was klar ist; er lehrt alles was man schon vorher weiss. Er 
ereifert sich bei kaltem Blut und geht endlich schwitzend und 
atemlos ab. 

So wenig wie gesetzlich geregelte Riten und gottesdienstliche 
Gebäude will er die religiösen Ruhetage abschatten 2, 
aber sie sollen erheblich reduziert werden. Man möge die Feste 
auf den Sonntag besehränken und an diesem heiligen Tag soll 
die Ruhe erlaubt, doch nicht geboten sein. Was wäre auch das 
für ein Gesetz, das Gebot nichts zu tun. Entsprechend der Kritik, 
die er an der herkömmlichen Feiertagsheiligung geübt hat, schlägt 
er eine andere Art der Verwendung der Feiertage vor: Ich schlage 
vor, wir ahmen die Heiligen nach, indem wir arbeiten, nachdem 


1 Dieu et les hommes c. 44. ® Diet. phil.: Religion, 8e question. 
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wir gebetet haben. Denn es ist doch besser, man dient nach 
dem Gottesdienst den Menschen, als dass man seine Zeit im 
Müssigang oder seine Vernunft und seine Kraft ın einem Wirts- 
haus verliert. Also nicht bloss die Erlaubnis, sondern gerade- 
zu die Anregung sollte man geben, dass an Festtagen nach 
dem Gottesdienst das Feld bestellt wird. Vom Altar weg gehe 
man zum Pflug. Denn die Arbeit ist nicht nur notwendig, die 
Arbeit heiligt. Man kann seine Pflichten gegen Gott nicht besser 
erfüllen, als indem man morgens betet und den Rest des Tags 
dem Gesetz der Arbeit gehorcht, das uns Gott gegeben hat. 
Warum soll es denn den Grossstädtern erlaubt sein, an Festtagen 
in der komischen Oper zweideutige Scherze mitanzuhören und 
dem Spiel zu frönen, während man es den Nährvätern des Men- 
schengeschlechts verbietet, ihren gottgewollten Beruf auszuüben. 
Wenn man nun einwendet, dass der Pfarrer ja immer vom Ar- 
beitsverbot dispensieren könne, so genügt das nicht. Die Er- 
laubnis zum Feldbau soll jedenfalls nicht vom Priester, sondern 
von den weltlichen Behörden abhängen !. 

Die Beichte schätzt er so hoch, dass er nicht so 
weit gehen will wie viele christliche Gesellschaften, die diese 
heilige Praxis, die ihre zwei Seiten hat, abgeschafft haben. Aber 
er ruft: Fort mit dem Detail beim Beichten und fort mit dem 
Missbrauch der Beichte zur Befriedigung der Neugierde’! Was 
die Frage des Beichtgeheimnisses und seiner Wahrung betriftt, 
so weiss er offenbar selbst nicht recht, wie er sich entscheiden 
soll. Sollen Majestätsverbrechen angezeigt werden, so ist der 
Begriff so dehnbar, dass schliesslich noch Salzschmuggel ange- 
zeist werden müsste ?. 

Dagegen wird mit einer anderen Funktion des kirchlichen 
lebens gänzlich aufgeräumt, mit der Theologie. Seit 


! Requete a tous les magistrats. Canonisation de saint Cucufin. Dict. 
phil.: Fetes I; Cure de campagne Il; Fertilisation. 

*: Commentaire de Beccaria 16. Diet. phil.: Cure de camıpagne II. 

® Diet. phil.: Confession. 
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die Regierungen so klug waren, die Theologie einzuschränken, 
gibt es keine Religionskriege mehr. Man sollte sie aber nicht 
bloss einschränken, sondern ganz ausrotten. Die Theologie muss 
man zerstören wie man die Sterndeuterei, die Magie, die Wün- 
schelrute, die Kabale und die Sternkammer gänzlich abgetan hat. 
Jeder Streit über Dogmen ist zu verbieten!. 

Und das Schicksal der Theologie hat das kanonische 
Recht zu teilen. Man muss so verständig und so mutig sein, 
dieses ehemals für heilig gehaltene Gesetzbuch endgültig zu ver- 
nichten, das eine Schmach für die Gesetzgebung bildet und mit 
dem der Staat nicht bestehen kann ’?. 

Was soll mit den Mönchen und Klöstern geschehen. 
Es ist nicht gerade häufig, doch es kommt vor, dass er sich die 
radikalste Forderung zu eigen macht. Sie haben ge- 
lobt, auf unsere Kosten zu leben, ihrem Vaterland zur Last zu 
sein, die Volksvermehrung zu hemmen, ihre Mitmenschen und 
die Nachwelt zu verraten. Und wir dulden sie! Warum wollen 
sie sich auch von den andern Bürgern unterscheiden! Halten sie 
sich für vollkommener? Schon das ist eine Beleidigung für den 
Rest der Nation! Man ziehe ihnen doch allen die Kutten aus. 
Das wäre ein Dienst, den man dem Vaterland und zugleich ihnen 
selbst erwiese. Sıe hätten ihre Freiheit wieder, es wäre eine 
wahre Auferstehung, es wäre, wie wenn man Leichname aus Grä- 
bern zieht. Aus ihren Häusern würden Rathäuser, Spitäler, öf- 
fentliche Schulen oder sie würden zu Fahrikzwecken verwendet. 
Dann würde die Bevölkerungszifier steigen, Künste und Hand- 
werke würden mehr gepflegt ®. 

Meist beschränkt er sich auf das massvollere Verlangen einer 
Verminderung der Zahl der Orden und Mönche 
und formuliert seine Politik in dem Grundsatz: So wenig als 
möglich Mönche, so viel als möglich Handwerker und Acker- 


ı LV’ABC X. La voix du sage et du peuple. ® Prix de la Justice XIl. 
° Dict. phil.: Veeux. Traite sur la Tolerance c. 11. L’homme aux 40 
ecus c. 8. 
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bauer! Dieser Grundsatz, ohne den der Staat nicht gedeihen 
kann, ist, wie er versichert, nicht vom Hass gegen die Mönche 
eingegeben, sondern vom Mitleid mit ihnen und von der Liebe 
zum Vaterland. Er ıst sich bewusst, sich hierin in Ueberein- 
stimmung mit den Wünschen des ganzen katholischen Europa 
und insbesondere mit den Ansichten der regierenden Stände zu 
betinden. Jetzt schon sind die AMlinisterien aller katholischen 
Staaten bestrebt, die Zahl der Mönche zu vermindern, die ja 
nur Soldaten des Papsts sind, die das Volk zu bezahlen hat!. Wie 
denkt sich V. die praktische Durchführung dieses Grundsatzes? 
(Gewiss wohl auch auf dem Weg der Beeinflussung der öflentlichen 
Meinung durch literarische Propaganda. Denn auf den Vorur- 
teilen der nicht aufgeklärten öftentlichen Meinung ruht zum guten 
Teil die Macht dieser asketischen Institutionen. Der Bauer, der 
sich lieber ehrwürdiger Vater heissen lässt, als dass er den Pflug 
führt, weiss nicht, dass der Ptlug mehr adelt als die Mönclıs- 
kutte. Die seigneurs stecken ihre Töchter ins Kloster, weil sie 
sie angeblich nicht versorgen können. Man zeige ihnen, wie un- 
menschlich, wie unpatriotisch, wie verhängnisvoll dieses Vorgeben 
wirkt und weise sie auf das Beispiel von England, Holland, 
Deutschland, der Schweiz hin, wo die Mädchen gute Hausfrauen 
und Mütter werden. Man gewöhne sich daran, die Mädchen wie 
in Deutschland ohne Mitgift zu nehmen? Aber auch hier denkt 
er doch vor allem an staatliches Eingreifen als an die wirksamste 
Massregel. Er weist auf die Klostergesetze des russischen Re- 
formators hin, die viele Kulturstaaten beschämen könnten. Peter 
verstand es, wieviel darauf ankomme, dass sich nützliche Bürger 
nicht dem Müssiıggang widmen, und dass man denen nicht er- 
laube über ihre Freiheit zu verfügen, die noch nicht einmal so 
alt sind, um über den geringsten Teil ihres Vermögens verfügen 
zu dürfen. Das zeigen vor allem seine Bestimmungen über den 
Eintritt ins Kloster. Kein Soldat, kein Staatsbeamter, kein Land- 


! Jbid. Lettre d'un ecclesiastique. Louis XV, c. 39. 
2 L’homme aux 40 ecus c. 8. 
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wirt, kein verheirateter Bürger, kein Minderjähriger darf ın ein 
Kloster eintreten. Den Nonnen soll die Tonsur erst im fünfzig- 
sten Lebensjahr gegeben werden; vorher haben sie nicht bloss 
die Erlaubnis sich zu verheiraten, sondern sie werden sogar dazu 
aufgemuntert!. Dass man Mönche ebenso leicht abschaffen wie 
einführen kann, das hat das Beispiel des weisen Ganganelli ge- 
zeigt?. 

Doch mit der Reduktion der Klöster allein ist es nicht ge- 
tan. Eine Reform und eine Umgestaltung ihres 
ganzen Charakters ist ebenso nötig. An Stelle des as- 
ketischen Grundgedankens trete der Gedanke der Nützlichkeit. 
Die Klöster sollen nützliche Institute werden und die Mönche 
sollen sich nützhch machen. Das Kloster nach V.s Herzen trägt 
den Charakter emes Asyls. Man höre einmal auf, Klöster zu 
dotieren für die Jugend und für die Schönheit oder gar noch 
von jeder Nonne eine Mitgift zu verlangen. Man verbiete es 
einmal, dass der mönchische Werber gerade die gesündeste, krüf- 
tigste Jugend für sein Regiment anwirbt. An Stelle der ge- 
meinschädlichen Klöster sollte man Asyle für das Alter, für die 
Schwachen und Entstellten einrichten, für Invaliden jedes Be- 
rufs, die vor dem Namen Hospital zurückschrecken. Klöster 
sollte es nur für Kranke geben oder für solche, die zur Erfül- 
lung ihrer gesellschaftlichen Pflichten unfähig in der Zurückge- 
zogenheit einen Trost suchen. Aber dieses einzig nötige Institut, 
diese anständigen Zufluchtstätten für das Alter und die Krank- 
heiten, hat man noch nicht einmal versucht 3. Soweit aber die 
Klosterinsassen noch arbeitsfähig sind, so weit sollen sie sich auch 
der menschlichen Gesellschaft nützlich machen. Und zwar nicht 
etwa durch Teilnahme an Predigt und Seelsorge. Was sollen 
auch jene Mönchsmissionen in den Gemeinden gebildeter und 


' Charles XII, I. Pierre le Grand 1, 2. IT. 14, s. auch Diet. phil.: Vernx. 

® Louis XV, ce. 39. 

® Remarques de l’Essai sur les m@urs XT. L’'homme aux 40 ecus c.N. 
Lettre d’un ecclesiastiqne. Essai sur les meeurs c. 129. 
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vernünftiger Pfarrer! Als ob es gälte, Irokesen zu bekehren!. 
Welche Art von Arbeit er im Auge hat, erkennt man am besten 
aus seiner Empfehlung der Ordonnanzen Peters des (Grossen für 
die Nonnenklöster, den er rühmt, weil er so kräftig den mönchi- 
schen Müssiggang bekämpft und die Arbeit nicht bloss empfohlen, 
sondern befohlen habe. Nach diesen Ordonnanzen, die man für 
das Werk eines Mannes halten könnte, der zugleich Staatsmann 
und Kirchenvater war, hatten die Nonnen sich allen weiblichen 
Handarbeiten zu widmen. Ihre Hauptbeschäftigung sollte die 
Armenpflege sein. Zu diesem Zweck werden Invaliden ın den 
Klöstern herum verteilt. Die kräftigeren unter den Nonnen haben 
den Garten zu besorgen, andere kranke Frauen und Mädchen 
zu pflegen oder auch Waisen zu erziehen. 

Es wäre eine interessante Aufgabe, die aber nicht mehr im 
Rahmen unserer Arbeit liegt, das weitere Schicksal der kirchen- 
politischen Gedanken V.s zu verfolgen. Wir hätten das eigen- 
artige Schauspiel, dass Ideen, die gerade vor ihrem endgültigen 
Siege zu stehen scheinen, eine Niederlage erleiden, von der sie 
sich bis heute nicht erholt haben. Eine von V. nicht geahnte 
Eruption von unten her gestaltet in durchgreifender Weise den 
Boden um, auf den er seine Kirchenbaupläne entworfen hatte. 
Und die schöpferische Kraft des menschlichen Geistes bringt von 
innen heraus Ideen hervor, die ebenfalls über den Horizont des 
Alten von Ferney hinausgehen. Die französische Revolution und 
die deutsche Philosophie haben dem Kirchenpolitiker V. sein 
Grab gegraben. 

ı Lettre d’un ecelesiastique. 

?2 Pierre le Grand II, 14. 
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Die Ordination, Prüfung und Lehrverpflichtung der 
Ordinanden in Wittenberg 1535'. 


Von 


Professor D. Paul Drews 


in Giessen. 


1. Die Ordination. 


Im Jahre 1535 wurde durch kurfürstlichen Befehl die Ordi- 
nation der sächsischen Geistlichen in Wittenberg angeordnet, Das 
war „ein wichtiger Schritt vorwärts zur Bildung eines einheit- 
lichen landeskirchlichen geistlichen Amtes, zu seiner Vorbildung 
und Beaufsichtigung, sowie zur Schaffung einer kirchlichen Auf- 
sichtsbehörde*“ ?. 

Welche Zustände hatten diese Neuordnung veranlasst? Wenn 
ein Pfarrer oder Diakon (Kaplan, Prediger) in den kurfürst- 
lichen Landen in das geistliche Amt eintrat, so geschah das der 
Regel nach durch nichts anderes, als durch die Berufung seitens 
einer Gemeinde oder deren Vertretung. Zwar musste er seit 
1528 auch dem Superintendenten präsentiert und von diesem 


! Vorbemerkung: Der nachfolgende Aufsatz gibt im wesentlichen wieder. 
was ich als „Ludwigs-Programm“ der Giessener Landesuniversität 1904 habe 
drucken lassen. Einiges neue wichtige Material, das mir erst nach Ver- 
öffentlichung des Programms zugänglich wurde (vgl. besonders Beilage IV), 
bedingte eine Umarbeitung. Da und dort habe ich ausserdem einige Zu- 
sütze gemacht. 

? Köstlin-Kawerau. Martin Luther? (1903), II, 279. 
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examiniert werden, was ilın aber eigentlich zum Pfarrer machte, 
das war die richtig vollzogene Berufung. Er trat dann, Aus- 
nalımen abgerechnet, ohne Sang und Klang sein Amt an. Eine 
besondere feierliche Einführung bei der neuen Gemeinde fand in 
der Regel nicht statt. So erklärte 1523 Luther einfach von der 
Kanzel der Wittenberger Gemeinde, dass ihr neuer Pfarrer Bugen- 
hagen sei und „konfirmierte und bestätigte“ ihn damit, dass er 
tüchtig zu diesem Amte sei . Von einem besonderen Akt der 
Einführung oder gar der feierlichen Tebertragung des Amtes 
hören wir nichts. Es entsprach eben durchaus der Anschauung 
Luthers und der Reformatoren überhaupt, dass die katholische 
bischöfliche Ordination, da wir durch die Taufe alle Priester 
seien, überflüssig, und zur gültigen Uebernahme eines geistlichen 
Amtes nichts andres nötig sei als die rechtmässig vollzogene 
Berufung. Das war die Ordination rechter Art. Zwar hat Luther, 
als 1525 M. Georg Rörer Diakonus in Wittenberg wurde, diesen 
am 14. Mai vor versammelter Gemeinde in feierlicher Weise 
unter Gebet und Handauflegung „ordiniert“, bestätigt und bei 
der Gemeinde eingeführt?, aber Rörer sagt ausdrücklich, dass er 
der erste gewesen sei, der in dieser Weise „ordiniert“ worden 
sei. Allein wir erfahren nicht, dass diese Sitte der „Ördination* 
sich irgendwie im Lande verbreitet hätte. Möglich ist es, aber 
nachweisbar ist es nicht. Jedenfalls hat Luther selbst einen der- 
artigen Einführungsakt nicht als notwendig zum gültigen Amts- 
antritt erklärt 3. 

Allein, so richtig prinzipiell Luthers Anschauung ist, dem 
allgemeinen Bedürfnis und Empfinden entsprach sie nicht. Aller- 
dings, so lange noch einst von Bischöfen geweihte Priester in den 
Dienst der neuen Kirche traten, wurde die Frage nach der Ordi- 


! Hering, Doktor Pomeranus (1888), S. 21. 

® Buchwald, Andreas Poach'sche handschriftliche Sammlung ungedruck- 
ter Predigten Luthers 1 (1884), 8. XXU:; vgl. auch Rietschel, Luther und 
die Ordination, 2. Ausg. 1839, S. 55. 

3 Vgl. Rietschel, a. a. O. S. 54 f.; vgl. überhaupt zu Luthers Anschauung 
dort S. 45 ff. 
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nation evangelischer Prediger nicht brennend. Aber ım Laufe 
der Zeit brauchten sich diese einstmaligen katholischen Priester 
auf, und es wurde nötig, neue Kräfte einzustellen. Wie sollte 
es mit denen gehalten werden? Die Bischöfe, der neuen Lehre 
feind, vollzogen natürlich keine Ordinationen an deren Anhängern; 
aber diese begehrten auch die bischötliche Ordination nicht mehr. 
Das allgemeine Empfinden verlangte jedoch irgend einen Ersatz 
dafür. Die weder ordinierten noch besonders vor der Gemeinde 
eingewiesenen Geistlichen litten unter dem Mangel an Ansehen, 
das man ihnen allenthalben, nicht nur auf katholischer Seite, 
vorenthielt. Sie selbst gerieten z.T. in schwere Gewissensbedenken, 
ob sie auch wirklich von (sottes und Rechts wegen sich als rechte 
Aımtsträger ansehen dürften ? — Stimmungen, die ganz begreit- 
lich sind, wenn man die völlige Neuheit der Art des evangelischen 
Amtsantritts sich vergegenwärtigt. Die Folge davon war, dass 
Mangel an Predigern eintrat. Schon 1530 äusserte Luther ge- 
legentlich, dass man fast gezwungen sei, unter diesen Verhält- 
nissen einen eigenen Ritus einzuführen, Prediger zu ordinieren 
oder einzusetzen ?. Wenige Monate später hat er sich ebenso, 
ja noch bestimmter ausgesprochen: er denkt an eine Handlung, 
durch die der Ordinand „testimonium et autoritatem coenae 
tractandae“ erhält, eine Handlung, die „publice coram altari a 
reliquis ministris cum oratione et Impositione manuum* vollzogen 
werden sollte® — natürlich nur vor der Gemeinde, zu der der 
Betreffende berufen ist. So hatte Luther ja selbst 1525 Rörer 
in sein Wittenberger Aut eingewiesen. Ueber diese Anschauung 
weist uns aber eine Aeusserung Luthers hinaus, die er nach den 
„Tischreden“ bei einem Mittagsmahl getan hat, an dem auch der 
Kurfürst und Melanchthon teilnahmen und das am Himmelfahrts- 
tag, den 14. Mai, 1534 stattfand‘. Man sprach über die Bischöfe, 


ı Vel. z.B. Enders, Luthers Briefwechsel 8, 367; Werke Luthers, Erl. 
Ausg. 55, 25 = de Wette, Lutherbriefe 4, 473. 

° Enders, Luthers Briefwechsel 8, 332. 

* Enders, a. a. 0. 8, 367, vel. Anm. 5 8. 368. 

* Vgl. Erl. A. 60, S. 363; Tischreden, herausg. v. Foerstemann II, S. 312. 
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vielleicht auch über eine neu einzurichtende evangelische Ordi- 
nationshandlung. Wären die Bischöfe, wie sie sein sollten, so 
wurde geäussert, „alsdann wollen wir ilınen geben und zueignen 
die Gerechtigkeit und Macht, Kirchendiener zu ordnen.“ Me- 
lanchthon widerriet das, weil man ihnen das Examen nicht an- 
vertrauen könne. Da sprach D. Martin Luther: „Unsere Leute 
müssten das Examen halten und darnach mit Auflegung der 
Hände sie ordinieren, wie ich itzt ein Bischof bin.* Dieses Wort 
bedarf einer Erklärung. Dass sich Luther als „jetzt ein Bischof“ 
bezeichnet, erklärt sich daraus, dass er damals das Amt als Stadt- 
pfarrer zur Vertretung des abwesenden Bugenhagen verwaltete, 
Von da aus fällt aber ein Licht auf den unbestimmten Ausdruck: 
„unsere Leute“. Die evangelischen Pfarrer im allgemeinen können 
damit nicht gemeint sein, denn das Examen lag ja schon seit 
einigen Jahren in den Händen der Superintendenten. Luther 
kann also nur an die Wittenberger Geistlichkeit gedacht haben. 
Dann denkt er sich aber diese Art von Ordination wesentlich 
anders als nur als Introduktion des neuen Geistlichen vor der 
betreffenden Gemeinde: diese Ordination ist ein kirchenregiment- 
licher Akt, denn die in Wittenberg Ordinierten haben damit das 
Anıt für einen grösseren Kreis, für das Land empfangen. Oh 
dieses von Luther hingeworfene Wort der Anstoss wurde, dass 
der Kurfürst die Ordinationsfrage in Angriff nahm ? Jedenfalls 
hat er, um dem eingetretenen Priestermangel, der eingerissenen 
Unordnung und dem Eindringen von Wiedertäufern und Irrlehrern 
ins Amt zu wehren, 1535 die Ordination in Wittenberg ein- 
gerichtet, indem er allerdings nicht die Geistlichkeit Wittenbergs, 
sondern „seine Gelahrten der heiligen Schrift“, d. h. die tlıeo- 
lorische Fakultät in Wittenberg, die damals aus Luther, Bugen- 


Wenn hier als Datum des Hiumelfahrtstages 1534 der 15. Mai angegeben 
wird, so ist das ein Versehen. Im genannten Jahre fiel dies Fest auf den 
14. Mai. — Diese wichtige Stelle ist von allen, die über die Ordination 
nach Luther bisher gehandelt haben, übersehen worden. Auch als ich nıein 
„Ludwigs-Progranım“ verfasste, habe ich sie leider noch nicht gekannt. 
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hagen, Jonas und Cruciger bestand, wozu noch Melanchthon zu 
rechnen ist, beauftragte, die zu einem bestimmten Amte berufenen, 
vom zuständigen Superintendenten geprüften Kandidaten zu ordi- 
nieren. Zwar besitzen wir diesen Erlass selbst nicht mehr, wohl 
aber können wir ein Schreiben des Kurfürsten an die Visitatoren 
von Meissen und Vogtland, datiert Torgau, den 12. Mai 1535 !, 
vorlegen, in dem von jenem Erlass ausdrücklich die Rede ist. 
Die Superintendenten sollten den betreflenden Ordinanden, mit 
einem Schreiben versehen, nach Wittenberg senden. Wie (die 
Visitatoren den Superintendenten der genannten Gebiete den 
Befehl ihres kurfürstlichen Herrn weitergaben, davon überzeugt 
uns ein Schreiben, das, von Spalatin entworfen, am 17. Maı 1535 
aus Torgau an sie abging °. Höchst wahrscheinlich hat aber der 
Kurfürst gleichzeitig dieselbe Anweisung an die Visitatoren seiner 
anderen Gebiete, Sachsen (Kurkreis), Franken und Thüringen 
ergehen lassen ?. Ja, Luther hätte in seiner Ordinationsrede vom 
20. Oktober 1535, die er bei der Ordination eines nach Gotha 
bestimmten Geistlichen hielt *, nicht sagen können, diese Ordi- 
nation geschehe auf des Kurfürsten Befehl, wenn nicht tatsächlich 
jener uns vorliegende Erlass für Meissen und Vogtland auch für 
Thüringen, wozu Gotha gehörte, veröffentlicht worden wäre. Und 
ebenso ist nur so verständlich, was Luther in der zweiten Ordi- 
nationsrede (vgl. unten Anm. 3) sagt. 

Allein diese vom Kurfürsten getroffene Ordnung wurde von 
ihm selbst nur als ein Provisorium angesehen. Luther erwartet 
nach jener Rede noch allerleı Neuordnungen 5, ja der Kurfürst 

! Beilage 1. ? Beilage Il. 

® Vgl. in Beilage III die Worte: „in franken sachsen meischen durigen*; 
und in Beilage IV die Worte: „Ideo vult et decrevit, ut ex omnibus dioece- 
sibus Franken, Meissen etc. ad nos mittantur et examinentur et confirmen- 
tur et quo mittendi sunt, mittantur“. — Meine Anfragen nach ähnlichen Er- 
lassen bei dem Staatsarchiv in Koburg und dem Konsistorialarchiv in Go- 
tha blieben ergebnislos. 

* Beilage III. 


® Wenn Buchwald (Theol. Studien u. Kritiken 1396, S. 154) auf Grund 
dieser Rede sagt, es sei nicht ausgeschlossen gewesen, „dass etwa an vier 
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hat schon damals an eine Regelung der ganzen Angelegenheit 
durch die evangelischen Stände insgesamt gedacht ı. Uebrigens 
müssen schon in der Zeit zwischen dem 12. Mai und dem 20. Ok- 
tober neue Verfügungen vom Kurfürsten gekommen sein, wenig- 
stens ist von der Prüfung in Wittenberg im Erlass vom 12. Mai 
noch nicht die Rede, während wiederholt gerade diese in den 
Ordinationsreden Luthers (Beilage III und IV) betont wird. 
Es ist also sicher und verdient hervorgehoben zu werden, 
dass nicht Luther auf eigene Hand die Ordination in Wittenberg 
eingerichtet hat, sondern dass der Kurfürst als der Urheber dieser 
Neuordnung gelten muss * Luther war mit der getroffenen Mass- 
regel gewiss nur halb einverstanden. Dass die Verhältnisse die 
Einführung einer gottesdienstlichen Handlung, in der die Ueber- 
tragung des Amtes vor versammelter Gemeinde vollzogen wurde, 
forderten, dem hat er sich nicht verschlossen. Sofern durch einen 
solchen Akt Ordnung in die Verhältnisse, innere Sicherheit für 
die Amtsträger und ein Mittel gegen den Predigermangel ge- 
schaffen wurde, trat er für ıhn ein. Was ıhm aber oftenbar die 
Neueinrichtung des Kurfürsten, obwohl er sie vielleicht durch 
seine gesprächsweise hingeworfene Bemerkung am 14. Mai 1534 
veranlasst hatte, unbehaglich machte, war, dass dieser Akt 
in Wittenberg vollzogen werden sollte, dass man also einen 
für eine fremde (remeinde bestimmten Geistlichen ordinierte. 
Denn in der Konsequenz seiner Gedanken von der evangelischen 
Ordination lag das nicht. Ihnen entsprach vielmehr die Ordi- 
nation als Introduktionsakt. So sagt er denn auch in jener Rede 


Orten des Landes diese Prüfung und Ordination stattfinde“, so ist 
doch so ohne weiteres nicht festzustellen, ob der Ausdruck „in ista di- 
tione* auf das Kurfürstentum oder auf ein andres Gebiet sich bezieht. 
Nach der zweiten Ordinationsrede Luthers (Beilage IV) scheint Witten- 
berg zunächst nur als Ordinationsort für das ganze Kurfürstentum gedacht 
zu sein. 

ı Vgl. unten 3.73 #. 

2 Gegen Hering, Doctor Pomeranus, 8. 107; Rietschel, Luth. u. d. Ordin. 
S. 69; Sehling, Kirchenordnungen 1, 1 (1902), S. 24; Achelis, Prakt. Theo- 
lose? I (1898), S. 161 £. 
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vom 20. Oktober : wir haben eine solche Ordination, ın der man 
jemanden für eine andre Gemeinde ordiniert, bisher nicht voll- 
zogen, damit wir nicht — vorausgesetzt, dass wir die dürftigen 
Notizen Rörers richtig ergänzen — wieder päpstisch! und im 
Gewissen beschwert werden. Wärs nach Luthers Ideal gegangen, 
so hätte in jeder Gemeinde, gegebenen Falls, die Ordination voll- 
zogen werden müssen. Das war aber vorläufig noch nicht durch- 
führbar. So fügt sich Luther der kurfürstlichen Bestimmung, 
aber sie wird ihm nur dadurch erträglich, dass er die Ordination 
als öffentlichen Akt vor der Gemeinde vollziehen kann ?. Das 
unterscheidet sie prinzipiell für sein Empfinden von der bischöf- 
lichen Priesterweihe. Dass wir Luthers Auffassung richtig wieder- 
gegeben haben, ergibt sich daraus, dass er einem Gutachten 
seiner Wittenberger Kollegen, worin sie den Kurfürsten bitten, 
eine allgemeine Regelung der Ordinationsfrage betreiben zu wollen, 
sich nicht angeschlossen hat — es wird gleich näher davon die 
Rede sein —; ferner geht das auch aus einem Brief hervor, den 
er am 24. Oktober 1535 über die am 20. Oktober vollzogene 
Ordination an Mykonius nach Gotha schrieb ®. Hier teilt er mit, 
dass Bugenhagen der neuen Ordnung ablehnend gegenüberstehe, 
da er „noch immer“ der Meinung sei, dass „ein jeder in seiner 
Gememde durch seine Presbyter (Geistliche) ordiniert werden 
sollte“. Aus diesem „noch mnmer“ (adhuc) geht wohl hervor, dass 
Luther früher auch diese Meinung vertreten habe, jetzt aber von 
ihr abgekommen sei. Etwas Prinzipielles hat er aber gegen Bugen- 
hagen nicht einzuwenden, ja er stimmt diesem Gedanken sogar 
zu, und er hofit, dass es auch noch so werde, wie Bugenhagen 


.— 


! Vgl, dazu Punkt XXVI der Instruktion zur 2. Visitation im alberti- 
nischen Sachsen 1539: „Und ist, ohne noth, ainiger sonderlichen ceremonien 
oder ordination, domit, wie im bapstume aus wolmeinen und auflegen der 
hende, nicht eine bepstiche und teuflische weihe und ordinirunge ervolge* 
(Sehling, Kirchenordnungen T, 1, S. 283). 

2 Beilage III: „ut sitis testes“ und: „Ideo estote testes quod ordinatus®, 
Beilage IV: „Ulius publiei ritus vos debetis esse testes“. 

3 Enders, Luthers Briefwechsel 10, S. 248. 
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will, aber vorläufig müsse sich erst einmal die neue Sitte selbst 
einleben ’. Nur praktische Rücksichten sind also für Luthers 
von Bugenhagen und seiner eigenen früheren Anschauung ab- 
weichende Haltung bestimmend gewesen. 

Mit den Verfügungen des Kurfürsten im Jahre 1535 hatte 
die Ordinationsangelegenheit aber keineswegs ihren Abschluss ge- 
funden. Als man sich nämlich 1536 für den Konvent in Schmal- 
kalden rüstete und Luther seine Artikel am 3. Januar 1537 durch 
Spalatin an den Kurfürsten hatte gelangen lassen, reichten et- 
liche Wittenberger Theologen — wer sie waren, ist nicht anzu- 
geben, da die Unterschriften fehlen — beim Kurfürsten etwa 
gleichzeitig ein „Bedenken“ ein, drei Artikel enthaltend, wogegen 
Luther „viel stattliche [?] Bedenken anzeigte* und dem Kur- 
fürsten übersandte. Der zweite dieser Artikel bezog sich auf 
die Ordination. Er lautet: „Von der Ordination und Weihe, 
ein Zusatz an des Herrn Doct. Martinus Artikel. Im Falle 
aber, dass die Bischofte das Evangelium nicht annehmen, son- 
dern wie bisher hinfort auch, wie denn wohl zu vermuthen, ver- 
folgen werden, dass man von ihnen die Ordination nicht nehmen 
könnte, auch mittler Zeit, bitten wir unterthäniglich, dass der 
durchlauchtigste Hochgeborne Churfürst zu Sachsen ete., unser 
gnädigster Herr, auch die andern Fürsten und Stände dieses 
Theils, wollten gnädiglich und giünstiglich bedenken, dass aufs 
höchst vonnöthen sey, wie die Ordination zu bestellen sey. Denn 
alle verständige Christen wissen, dass niemand ohne Vocation 
öffentlich lehren soll, derhalben an solcher Vocation? merklich 
und viel gelegen. Dazu müssen die Person ein Scheu haben, 
dass sie ın der Lehre auf andere, so Befehl haben, sehen sollen 


! Vgl. die Worte: „Quod fiet tandem, ubi ista res nova et ordinatio ra- 
dieces altius egerit, et mos firmior factus fuerit* (Enders, a. a. O.). Schwie- 
rigkeiten machen die Worte: „ista res nova et ordinatio“, sobald man 
ordinatio mit Ordination, statt mit „Ordnung“, was dieses Wort eigentlich 
im damaligen Sprachgebrauch heisst, übersetzt (gegen Rietschel, Luther und 
die Ordination, 8. 67). 

?2 Vocation ist hier im Sinne von Ordination gebraucht. 
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etc.*'. Der Kurfürst übersandte nun diesen wie die andren 
Artikel nebst Luthers Bedenken am 9. Januar an den Kanzler 
Brück? mit einem beigelegten „Zettel®, worin er bemerkt: „Was 
nu den artikel der pristerweihe belanget, bedenken wir, das dan- 
nocht nit unguet sundern bequeme und nutz sein solt, das ufl 
dem tage zu Schmalkalden auch davon geredt, geradschlagt, ge- 
schlossen und ordnung gemacht wurde, wie es hinfurder domit 
bei uns allen den mitverwandten solt gehalten werden, das christ- 
lich gut pfarrer und diner der Kirchen for auflegung der hende 
genugksam verhort und examinirt werden, wie sie gelehrt und in 
gotlichem wort ergrundet, zur vermeidung aller uncrislichkeit [?] 
bekem [bequem ?] und gut sein sollt. und wyr bedengken wol 
ob [?] ein fier orter zu sulechein examen und ordinirung geordnet 
wurden, dohin aller unser religion geistlichen, so nit ordiniert, kom- 
men mussten, als an einem derselben ordt, nemlich Wittenberk, 
Tubingen, Straspurk und Maydepurk, von den ortten sie ir 
brieff, das sie an der einem ordiniret, bringen musten. und ıst 
unser genediges begern, ir wollet mit doctori Marthino zu eur 
gelegenhait davon reden, auch fur euch selbst darauf vordacht 
sein, damit fur dem tage zu Schmalkalden von solchem artikel 
auch weiter muge geredt werden. Doran geschieht uns auch zu 
gefallen“®. Wir sehen also, dass der Kurfürst die Ordination 
in Wittenberg nur als den Anfang einer allgemeinen Regelung 
der Ordinationsangelegenheit in den evangelischen (Gebieten sei- 
ner „Mitverwandten® ansah. Er wünschte, dass neben Witten- 
berg noch Tübingen, Strassburg und Magdeburg Zentralstellen 
für die Examination und Ordination der evangelischen Geistlichen 
werden möchten. Darin kam ihm der Vorschlag der Witten- 

' CR. II, 236. 

* Nicht an Melanchthon, wie CR. IIl, 234 angegeben ist; vgl. Virck in 
Zeitschr. für Kirchengeschichte XIII, 506 und 510 ft. 

® Zeitschr. f. Kirchengeschichte XIII, S. 512, wo der fehlerhafte Ab- 
druck in CR. III, 235, verbessert nach der Handschrift im Weimarer Archiv, 
von Virck wiederholt ist. Die von diesem Virckschen Text abweichenden, 


oben eingestellten Lesarten gehen auf Prof. Mentz zurück, der das Schrift- 
stück neuerdings nochmals eingesehen hat. 
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berger Theologen durchaus entgegen, die ja nicht, wie man Irrig 
annimmt, die Aufstellung eines Ordinationsformulars '!, sondern, 
wie der Kurfürst, die Regelung des Ordinationswesens überhaupt 
im Auge haben. Dass aber der Kurfürst schon, als er 1535 die 
Wittenberger Ordination einrichtete, weitergehende Pläne hatte, 
und dass das, was er für sein Land einführte, nur der Anfang 
einer weit umfassenderen Ordnung sein sollte, lässt sich wohl 
aus den dürftigen Bemerkungen schliessen, die uns Rörer von 
Luthers Ordinationsrede am 20. Oktober 1535 hinterlassen hat ? 
und auf die, wenn ich recht sche, von jenem „Zettel“ des Kur- 
fürsten vom 9. Januar 1537 ein erklärendes Licht fällt. Dar- 
nach sprach Luther vor der Gemeinde davon, dass eine allge- 
meine Regelung der Sache noch ausstehe, — es seien, um dem 
eingetretenen Priestermangel und drohender Unordnung zu 
wehren, vier ÖOrdinationszentren ins Auge gefasst — und dass 
es bis dahin „bleiben solle in unitate unter meines gnädigen 
Herın Hand“, d. h. dass bis auf weiteres Wittenberg die einzige 
allgemeine evangelische Ordinationsstelle bleiben solle. Daraus 
erklärt es sich nun auch, warum in Wittenberg die Prediger der 
verschiedensten Länder sich ordinieren liessen. Das war nicht 
unbeabsichtigte Entwickelung, sondern das lag im Plan der gan- 
zen Einrichtung. 

Wenn man annımmt, dass also nicht nur Luther, sondern 
überhaupt die Wittenberger schon im Herbst 1535 von den Plänen 
des Kurfürsten im allgemeinen unterrichtet waren, so wird es 
sehr begreitlich, wie die Wittenberger Theologen dazu kamen, 
für Schmalkalden auch die Ordinationsfrage mit auf die Tages- 
ordnung bringen zu wollen. Dass aber Luther gegen diesen Vor- 
schlag seiner Kollegen sich äusserte und jenen „Artikel“ nicht 


! Rietschel, Luther und die Ordination, S. 72 u. 74; Achelis, Prakt. 
Theol.? I, S. 162; Köstlin-Kawerau, Martin Luther ® II, S. 383 f.; Kolde ın 
'!'heol. Stud. u. Krit. 1894, S. 241, Anm. 2. Um ein Ordinationsformular her- 
zustellen, waren doch wahrlich nicht der Kurfürst und seine Mitverwandten 
nötig! 


2 Beilage II. 
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mit unterzeichnete, kann uns nach dem oben von Luthers Stel- 
lung zur Ordination Gesagten nicht wundern. Die Unterredung 
des Kanzlers Brück mit ıhlm, die der Kurfürst wünschte, hatte 
jedenfalls keinen Erfolg. Er hatte in den „Schmalkaldischen Ar- 
tikeln“ (pars III, art. X) allerdings „von der Weihe und Voka- 
tion“ gehandelt, aber nur im allgemeinen behauptet, die Kirche 
könne un der Schuld der Bischöfe willen nicht ohne Diener 
bleiben und sie, die Evangelischen, hätten das Recht selbst tüch- 
tige Personen zu ordinieren. Allein damit war erst recht die 
Frage nahe gelegt, wer denn nun tatsächlich die Ordination auf 
evangelischer Seite vollziehen solle. Darauf war Luther begreif- 
licherweise in jenen Artikeln nicht eingegangen, das griffen aber 
nun die andren Theologen um so lieber auf, als sie von den 
Plänen des Kurfürsten wussten. Hatte ihre Anregung einen 
praktischen Erfolg? Wir erfahren nichts davon. Melanchthon 
kam ja in seiner Abhandlung de potestate et primatu papae, die 
er ın Schmalkalden verfasste und die den Aubang zu den Schmal- 
kaldıschen Artikeln bildet, auch auf die Ordination zu sprechen, 
aber eben auch nur prinzipiell, indem er ausführt, dass die Ge- 
meinden, bzw. die Pfarrer das Recht der Ordination hätten: 
„Ubi est vera ecclesia, ibi necesse est esse ius eligendi et ordi- 
nandı ministros“!. Die Frage, um die es sich in jenem Artikel 


der Theologen handelte, ist auch hier ignoriert. In der Tat ist: 


auch ın Schmalkalden die Sache nicht zur Sprache, geschweige 
zur Entscheidung gekommen. Noch 1545 schreibt Melanchthon 
in der sogen. „Wittenberger Reformation“, die als Grundlage 
für eine „freundliche christliche Vergleichung“ mit den Katho- 
lischen dienen sollte: „Und so die regenten bedächten die grosse 
wollthat gottes, die auf das ministerium gegründet, ... so wür- 
den sie grössern fleiss haben, die ordinatio recht und stattlich 
zu bestellen“?. Man sieht, noch 1545 ıst die Ordination unter 


ı Müller, Symbol. Bücher, S. 311. 
® Sehling, Kirchenordnungen I, 1, 8. 21lf.: vgl. S.59: vgl. Richter, 
Kirchenordnungen II, S. 83. 
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den Evangelischen eine oflene Frage. 

Die Wittenberger Sitte wurde allmählich da und dort auf- 
genommen. Ohne dass ein bindendes Abkommen zwischen den 
evangelischen Ständen getroffen worden war, führte sich die Or- 
dination von selbst in den nächsten Jahren in evangelischen Ge- 
bieten ein, indem es hier so, dort anders damit gehalten wurde. 
So wandert die Wittenberger Ordinationssitte 1538 nach Culm- 
bach!. Im albertinischen Sachsen wird 1540 angeordnet, dass 
die Ordination durch die „Prädikanten in Leipzig“ zu vollziehen 
sei’. 1545 wird sie in Merseburg eingeführt? Frühestens seit 
1548 tinden wir sie in Brieg ın Schlesien“. Die weitere Ent- 
wicklung zu verfolgen, ist hier nicht der Ort. Aber jedenfalls 
gab der Kurfürst Johann Friedrich mit seinem Erlasse 1535 
einen für die verschiedenen evangelischen Landeskirchen höchst 
weittragenden Anstoss, obwohl das anfängliche Provisorium be- 
stehen blieb, abgesehen von der Bestimmung über die Prüfung, 
wovon noch die Rede sein wird. — 

Wir wenden uns nun der Frage zu, wannın Witten- 
berg der Anfang mit dem Ordinieren gemacht 
worden ist. Diese Frage ist durch Buchwald auf Grund der 
Ordinationsrede Luthers vom 20. Oktober 1535 dahin beantwortet 
worden, dass diese Ordination die erste gewesen sei, die nach 
der neuen Verfügung des Kurfürsten stattgefunden habe. Allein 
der Wortlaut der Rörerschen Nachschrift, auf die sich Buchwald 
beruft, zwingt keineswegs zu dieser Annahme. Es handelt sich 
um die Worte: „Das ist zur Vorrede, cum simus ordinaturi ali- 
quem in aliam Ecelesian. prius non fecimus ne Papistae et in 
1 Theol. Stud. u. Krit. 1894, 217 ff. 

? Sehling, Kirchenordnungen I], 1, 8. 284. 

° Sehling, a. a. O0. I, 2, 8. 6. 

* Theol. Stud. u. Krit. 1899, S. 241 ff. 

5 Theol. Stud. u. Krit. 1896, S. 151 #}.; darnach G. Müller, Verfassungs- 
und Verwaltungsgeschichte der sächs. Landeskirche II (Beiträge zur Sächs. 
Kirchengesch. 10 [1895]), S. 186; Achelis, Prakt. Theol.* I, S. 162 Anın. 2. 
Köstlin-Kawerau, Martin Luther II, S. 279; Enders, Luthers, Briefwechsel, 
8. 8.249. 
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conscientia vero ut sitis testes“ '. Es ist klar, dass diese Worte, 
deren Sinn wir bereits oben 8. 72 festzustellen versucht haben, 
ebenso gut einen Sinn geben, wenn Luther schon zwei oder drei 
oder mehrere Male ordiniert hatte. Das: „prius non fecimus* 
heisst doch nur: in früherer Zeit hatten wir diese Sitte nicht, 
und schliesst nicht ein: heute üben wir sie zum erstenmale. Aus 
diesen Worten also den Schluss zu ziehen, den Buchwald daraus 
gezogen hat, scheint mir gewagt. Allein man könnte sich, um 
jene Auffassung zu stützen, auf die ganze Ausführung Luthers 
berufen, in der er der Gemeinde über diese neue Sitte Rechen- 
schaft gibt und sich eingehend mit den Bestimmungen des Kur- 
fürsten beschäftigt. Man wird das alles gewiss am besten be- 
greifen in einer Rede, die der erstmaligen Feier dieser Art gilt. 
Allein auch in der zweiten Ordinationsrede 2 knüpft Luther an 
den Befehl des Kurfürsten an. Aber auch abgesehen davon, ein 
nenes wichtiges Moment wirft auf die ganze Frage ein neues Licht. 

Wir besitzen nämlich ein Examenszeugnis vom 14. August 
1535, das merkwürdigerweise bisher gänzlich übersehen worden 
ist, obwohl es für die Frage nach der ersten Wittenberger Ordi- 
nation von grosser Wichtigkeit ist. Es ist dem Schullehrer Hie- 
ronymus Hirscheider zu Reichenbach im Vogtlande vom Rektor 
der Wittenberger Universität am genannten Tage ausgestellt wor- 
den 3. Dieser Hirscheider erschien in Jena, wo sich seit dem 


! Beilage III. — Ueber die Worte conscientia und vero ist darüber ge- 
schrieben: gegenw. 

: Beilage IV. 

"CR. II, 901 f. Hieronymus Hirscheider hat sein Zeugnis in Abschrift 
Spalatin übergeben, wahrscheinlich um durch dessen Vermittlung ein Pfarr- 
amt zu erhalten. In einem von Spalatın ın der Zeit von 1534—1544 autf- 
gestellten Verzeichnis der Pfarreien in Sachsen, Meissen, Thüringen und 
Vogtland erscheint H. denn auch als Pfarrer von Kürbitz in der Superin- 
tendentur Plauen, doch ist leider nicht angegeben, wann er das Amt an- 
getreten hat (Beiträge zur Sächs. Kirchengesch. 15 (1901), S. 10). 1540 wird 
er Pfarrer von Lengefeld, nach Kreissig, Album der evangel.-luth. Geist- 
lichen im Königreich Sachsen ? (1898), S. 359, wo sich die Bemerkung findet: 
„War Famulus gewesen bei Dr. Martin Luther. der ihn auf Ansuchen des 
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Juli die Wittenberger Universität der Pest wegen befand, um 
sich, der Vorschrift des Kurfürsten vom 12. Mai 1535 gemäss, 
von den Wittenberger Theologen prüfen und ordinieren zu lassen, 
obwohl er die Vokation für ein bestimmtes Anıt noch nicht be- 
sass. Von jenen war aber keiner in Jena anwesend, und Me- 
lanchthon, der als Mitglied der theologischen Fakultät tatsächlich 
fungierte, obwohl er es nicht war, sass bereits auf dem Pferde, 
um zum Kurfürsten nach Torgau in wichtiger Angelegenheit — 
es handelte sich um eine Berufung nach Frankreich — zu reiten. 
Er bat daher einige andre theologisch gebildete Professoren, in 
(segenwart des Rektors das Examen abzunehmen. So geschah 
es auch, und Hirscheider bestand die Prüfung. Nun hatte er 
aber auch um die Ordination gebeten, und wie Melanchthon in 
dieser Beziehung entschied, das ists, worauf es uns hier vor allem 
ankommt. Das Zeugnis sagt darüber: „Quod autem petivit a 
nobis, ut vocant, ordinari, siquidem episcopi nostros non admit- 
tunt ad docendum, et tamen necesse est propter ordinem ın Ec- 
elesıa hune ritum retineri“: — wir sehen also, dass auch diese 
Kreise an der Notwendigkeit eines Ersatzes für die bischöfliche 
Ordination festhielten — „secuti sumus D. Philippi Melan. sen- 
tentianı, qui existimavit, id commodius Wittenbergae fieri posse, 
quod ex illustrissimi Prinecipis nostri volun- 
tate idem iam antea istic saepius sit factum“* 
Diesem unanfechtbaren Zeugnis gegenüber, das wohlgemerkt vom 
14. August 1535 datiert ist, kann die Auffassung, als sei die 
Ordination vom 20. Oktober 1535 die erste nach dem kurfürst- 
lichen Erlasse gewesen, nicht mehr aufrecht erhalten werden. 
Und ebenso fällt die von Rietschel vertretene und anderweit 


Herrn von Günterrode auf Rauenstein hierher geschickt hat.“ Im „ersten 
Nachtrag“ zum Album von Kreissig (1900), S. 14 wird nach den Visitations- 
akten bemerkt, dass H. aus Werdau stamme, was auch das obenstehende 
Zeugnis angibt. Jedenfalls war H. zunächst Pfarrer in Kürbitz, wo 1541 
sein Nachfolger Joh. Schott wurde (Kreissig. Album S. 305 u. Erster Nach- 
trag S. 13), darauf Pfarrer in Lengefeld. Wie aber steht es mit seinem 
Aufenthalt in Wittenberg ? 
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wiederholte Anschauung hin, als habe Luther erst seit 1537 die 
Ordination in Wittenberg in Gang gebracht!. Gegen letzteres 
spricht schon, dass ım einem ÖOrdinationszeugnis vom 7. Oktober 
1537 von der Ordination gesagt ist: „quae hieri solet in Ecclesia 
nostra“ % Alleın die Angabe Melanchthons, dass schon vor dem 
August 1535 öfters in Wittenberg dem kurfürstlichen Befehl ent- 
sprechend ordiniert worden sei, fällt noch zehnmal schwerer ins 
Gewicht. Schon vom Frühjahr, wahrscheinlich vom Mai des Jahres 
1535 an haben also in Wittenberg Ordinationen stattgefunden. 
Zahlreich können sie nicht gewesen sein, da der Rektor der Uni- 
versität davon überhaupt noch nichts gehört hatte. 

Man könnte nun meinen, dass vielleicht diese Ordinationen 
zunächst von einem Mitglied der theologischen Fakultät ohne 
(remeindebeteiligung gehalten worden seien, und dass erst seit 
dem 20. Oktober 1535 Luther die Ordination unter Beteiligung 
der Gemeinde vollzogen habe. Allein ist es wohl denkbar, dass 
sich Luther zu einer solchen, seiner ganzen Ueberzeugung wider- 
sprechenden Art der Ordination werde haben bereit finden lassen? 
Und ohne ihn war die Sache doch nicht zu machen. Und ferner: 
wenn die Ordination anfangs rein Sache der Universität gewesen 
wäre, so fragt es sich doch, wie denn der Rektor der Universität 
davon offenbar gar nichts habe wissen können. Nein, Luther 
nahm jedenfalls sofort die Sache in die Hand und machte sie zu 
einen gottesdienstlichen, gemeindlichen Akt. Und als dann Bugen- 
hagen nach langer Abwesenheit aus Pommern in den letzten 
Tagen des August 1535 wieder nach Wittenberg zurückgekehrt 
war, und sich endlich doch, wohl oder übel, mit dieser neuen 
Sitte abgefunden hatte, übertrug ihn, dem Stadtpfarrer und Ge- 
neralsuperintendenten, die tlieologische Fakultät, oder richtiger 
gesagt Luther, entsprechend seiner am 14. Mai 1534 geäusserten 
Anschauung (vgl. oben S. 69), das Amt des Ordinierens, das 


ı Rietschel, Luther und die Ordination S. 71 f. — Achelis, a. a. O. 8. 162. 
: de Wette, Lutherbriefe 5, 78. 
° Hering, Doctor Pomeranus (1838), S. 106 f. 
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Luther bis zum Oktober geführt hatte. Als Vergerius, der päpst- 
liche Legat, in Wittenberg weilte und am 7. November 1535 auch 
mit Luther und Bugenhagen eine Unterredung hatte, kam die 
Rede auch auf die Ordinationssitte Vergerius schreibt: „Er 
(Bugenhagen) ist’s, der die Hand auflegt und in dieser ganzen 
Sekte Priester ordiniert. Er selbst sagte mir, dass er die Auto- 
rıtät dazu vom Bruder Martinus und von den anderen Mitirlie- 
dern der Akademie erhalten habe“ !. Damit stimmt völlie, dass 
Melanchthon die Verptlichtung seiner Examinanden mit der Be- 
merkung zu schliessen pflegt: „Admittet vos domimus pastor® *, 
Bestimmend für die Uebertragung der Ordination auf Bugen- 
hagen war eben die Anschauung, dass eine Ordination ohne Ge- 
meinde katholisch sei, dass sie nur dann ein Recht habe, wenn 
sie als gottesdienstlicher Akt mit und vor der Gemeinde voll- 
zogen werde?°, sie gehörte also dem Pfarrer zu, nicht einem Mit- 
lied der theologischen Fakultät oder dieser im ganzen. Und so 
hat in der Tat Luther der Ordinationshandlung den Stempel auf- 
sedrückt und hat sie zu dem gemacht, was sie in Wittenberg 
und in Nachahmung der dort üblichen Sitte auch sonst gewor- 
den ist. 

Dass Luther die Ordination zwar nicht eingeführt, aber aus- 
gestaltet hat, dafür spricht die Tatsache, dass er es war, der 
zuerst für diese Handlung eine liturgische Form feststellte. Bis- 
her waren uns drei Relationen dieses Formulars bekannt *. In 
Beilage IV bieten wir eine neue vierte. Sie ist jedenfalls die 
älteste und gehört vielleicht noch ins Jahr 1535°. Die wahr- 
scheinlich nächstälteste, die mit der eben erwähnten grosse Ver- 
wandtschaft zeigt, ist die, die sich in einem Bande Rörerscher Pre- 


1 Friedensburg, Nuntiaturberichte aus Deutschland 1533—1559, 1 (1892), 
Ss. 544. 
®2 Vgl. Beilage VI, 1. 2.8. 11. 12. 14. 15. 

® Vgl. die richtigen Bemerkungen darüber bei Rietechel, Luther und 
die Ordination, 8. 70 f£. 

* Vgl. Sehling, Kirchenordnungen TI, 1, 8. 24 ff. 

® Vgl. den Zusatz zu Beilage IV. 
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digtnachschriften Luthers aus den Jahre 1536 betindet '. Die zwei 
nächsten Relationen sind vielleicht schon von Bugenhagens Hand 
überarbeitet. Dass sich übrigens Luther, wenn er ordinierte, 
nicht an die übliche Form gebunden fühlte, zeigt die Weihe, ın 
der er am 22. April 1540 (?) den Magister Benedikt Schumann or- 
dinierte, worüber uns die „Tischreden“ Bericht geben?. — 

Wir sahen, dass im Oktober 1535 nicht nur die Ordination, 
sondern auch die Prüfung der Ordinanden in Wittenberg gehal- 
ten wurde. Wie es mit dieser Prüfung stand, darüber soll jetzt 
ausführlicher gehandelt werden. 


I. Die Ordinandenprüfung. 


Aelter als die Ordination ist die Prüfung nenanzustellender 
Prediger? Schon der „Unterricht der Visitatoren® von 1528 
schreibt vor, dass kein Pfarrherr oder Prediger im Kurfürsten- 
tum Sachsen angestellt werden solle, der nieht verhört und exa- 
miniert worden sei, ob er auch im Leben und in der Lehre „ge- 
schickt sei“ *. 

Diese Prüfung war Sache der Superintendenten. „Es ist 
auch für gut angesehen und geordnet“, heisst es im „Unterricht 
der Visitatoren*, „ob künftiglich der pfarrherr oder prediger 
einer auf dem lande seiner refier, mit tod abgehen, oder sonst 
sich von dannen wenden, und andere an ihre stat, durch ihre 
lehenherrn genomen würden, der oder die selbigen sollen zuvor, 
ehe sie mit den pfarren belehent, odder zu predigern aufgenomen 
werden, dein superattendenten fürgestellet werden. Der sol ver- 


! Rietschel in Theol. Stud. u. Krit. 1395, S. 169 u. 179. Vgl. unten zu 
Beilage IV. 

* Erl. A. 59, S. 204. Zur Ordination Schumanns vgl. Buchwald in Theol. 
Stud. u. Krit. 1896, S. 156 £. 

° Ich bemerke ausdrücklich, dass im folgenden von deın Visitations- 
examen bereits amtierender Geistlicher nicht die Rede sein soll. 

* Sehling, Kirchenordnungen I, 1, S. 171, Richter, Kirchenordnungen Il. 


S.99; CR. XXVI, 89. 
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hören und examinieren, wie sie in ihrer lere und leben geschickt, 
ob das volk mit ihnen gnugsam versehen sei, auf das durch gottes 
hülfe mit vleis verhütet werde, das kein ungelerter odder unge- 
schickter zu verfürung des armen volks aufgenomen werde.“ 

Diese Bestimmung ist bis 1535 in Kraft geblieben. In einer 
Reihe von Zeugnissen kehrt sie wieder, so in den „Artikeln ge- 
meiner Verschaffung“ (d. 1. Anordnung) aus der Visitation in 
Thüringen 1533’, in der „Verordnung für Adel und Ritterschaft 
des Orts Franken“ ebenfalls aus dem Jahre 1533 ?. (Die hier 
erwähnten „unsers gnedigsten hern des churfursten zu Sachsen 
etc. verordenten“, denen der neue Pfarrer oder Prediger zu prä- 
sentieren ist, sind jedenfalls nichts anderes, als die Visitatoren). 
In zwei Verordnungen des Jahres 1535 wird eingeschärft, dass 
kein Geistlicher angenommen werden dürfe, der nicht zuvor dem 
Kurfürsten, bezw. der Obrigkeit präsentiert und vom Superin- 
tendenten examiniert sei®. Auch das kurfürstliche Schreiben 
vom 12. Mai 1535, betreffend die Ordination in Wittenberg, lässt 
wie bisher die Prüfung in den Händen der Superintendenten *, 
Sogar in einzelne lokale Kirchenordnungen hat diese Bestimmung 
Aufnahme gefunden. So schreibt die Ordnung für das Städtchen 
Domitzsch von 1529 vor, dass die Kapläne oder Diakonen vor 
ihrer Anstellung durch den Pfarrer von Torgau, der Superin- 
tendent war, examiniert werden müssen. 

So kann man sagen: Die Prüfung war im Kurfürstentum 
Sachsen von 1528—1535 im allgemeinen Sache der Superinten- 
denten. 

Damit steht nun nicht un Widerspruch, dass wir auf die 
Bestinmung stossen, die Prüfung (und Präsentation) der kur- 
fürstlichen Prediger habe am kurfürstlichen Hof stattzufinden. 
Bisher sind uns zwei Aktenstücke bekannt geworden, die diese 
Vorschrift enthalten. In einer Ordnung: „der churfürstlichen 


ı Sehling, a. a. O. I, 1, S. 196. ® Sehling, a. a. O. 1, 1, S. 197. 
° Sehling, a. a. 0.1, 1, 8.55 u. 1%. ‚* Beilage Iu. II. 
® Sehling, a.a. 0.1, 1, 8. 551. 
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Visitation zu Sachsen etc. Artikel“ von 1529 heisst es: „Wo 
auch ein pfarlehen ledig wirt, so sall von den edelleuten wider- 
umb nach einem christlichen und gelerten manne getrachtet wer- 
den, den sal man an den churf. hof mit einer berichtung schicken, 
derselbige sal alda verhort werden, wo er den genugsam befun- 
den, so soll ime die lehen von dem adel oder lehen hern gethan 
werden® !. Man weiss nun freilich nicht recht, welche Bewandt- 
nis es eigentlich mit dieser Ordnung hat: War sie ein blosser 
Entwurf? War sie nur für einen einzelnen Visitationsbezirk be- 
stimmt oder für die gesamten Bezirke ?? Die gleiche Bestimmung 
kehrt aber auch 1533 ın den Visitationsartikeln für Meissen und 
Vogtland wieder, wo es heisst, dass die „kunftigen pfarrer gen 
hof“ geschickt werden sollen, „dieselben aldo ane schaden eins 
iglichen gerechtikeit und lehen zu vorhoren“®. Da nun aber 
das kurfürstliche Schreiben vom 12. Mai 1535* gerade an die 
Visitatoren von Meissen und Vogtland gerichtet ist und darin, 
wie erwälnt, einfach vorausgesetzt ist, dass die Superintendenten 
das Amt des Examinierens haben, so sind wir zu dem Schluss 
gedrängt, dass jene Visitationsartikel von 1533 nur Entwurf 
waren, ohne praktische Bedeutung zu erlangen. Und steht es 
mit diesen Artikeln so, so wird es mit jenen Artikeln von 1529 
sich nicht anders verhalten. Aber man darf wohl annehmen, 
dass eine einflussreiche Persönlichkeit, vielleicht Spalatin, mit der 
bisherigen Praxis unzufrieden war und das Examen den Superin- 
tendenten, die jedenfalls im allgemeinen höchst unfähig dazu 
waren, entzogen und an den Hot verlegt sehen wollte. 
Jedenfalls ist es verkehrt, die Sache, wie es üblich ist, so 
darzustellen, dass zuerst (seit 1528) das Examen vor dem zu- 
ständigen Superintendenten, dann aber seit 1533 vor dem Hofe 
abgelegt werden musste®. Das Examen war bis 1535 ın den 


I Sehling, a. a. O.1, 1, S. 177; Richter, a.a. O. I, S. 103. 

® Vgl. Sehling, a.a. O.1I, 1, S. 48. 

® Richter. a. a. OÖ. I, 226; Sehling, a. a. O.1, 1, S. 187. 

* Beilage ]. 

° Mejer in der Zeitschrift f. Kirchenrecht XIII (1876), S. 36 Anın. 22: 
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Händen der Superintendenten. ‚Jedoch nicht ausnahmslos. Eine 
Ausnahme bildete die theologische Fakultät zu Wittenberg. Die 
Kirchenordnung für die Stadt Schlieben, von den Visitatoren 
1529 erlassen, enthält nämlich folgende Bestimmung: „Den pre- 
diger soll der probst aufzunemen haben, doch also, wenn man 
ein neuen annimbt, das derselb zuvor gein Wittemberg geschickt 
werde und von den professoribus theologie facultatis, doctore 
Martino und anderen vorhort“ '. Es handelt sich hier, wohlge- 
merkt, um die Prüfung des Predigers (d. ı. des Diakonen), nicht des 
Pfarrers. Pfarrer ıst der Probst selbst. Wer diesen prüft, er- 
fahren wir nicht. Ob der theologischen Fakultät auch sonst das 
Examensrecht, bzw. -pflicht zustand, wissen wir nicht. Auch 
wissen wir nicht, warum jene Bestimmung gerade für die Stadt 
Schlieben getroffen wurde. War der Grund der, dass Schlieben 
Lehen der Universität Wittenberg war, so dürfte man annehmen, 
dass dieselbe Bestimmung wohl auch für alle die Gemeinden in 
Kraft war, die in dem gleichen Verhältnis zur Wittenberger 
Universität standen. Allein etwas Sicheres lässt sich darüber 
nicht sagen. 

Eine weitere Ausnahme von der Regel, dass jeder anzu- 
stellende Geistliche vor dem zuständigen Superintendenten eine 
Prüfung zu bestehen hatte, bildete der Brauch, diejenigen Geist- 
lichen, die von Luther oder den Wittenberger Theologen gemein- 
sam dem Kurfürsten als geschickt und tauglich empfohlen waren, 
ohne weiteres anzustellen. Als es sich z. B. 1529 um die Be- 
setzung einer erledigten Stelle in Coburg handelte, schrieb der 
Kurfürst am 30. Oktober an Luther: „Ihr wollet denselben Pre- 
diger furderlich anher gen Torgau schicken, wollen wir ihne als- 
dann furder mit Schriften der Präsentation und gnädiger Fur- 
derung gegen Coburg weisen und zu solchem predigeramt all- 


Rietschel, Luther u. d. Ordinat. S. 80 u. S. 62: Achelis, Prakt. Theol. ? I, 
S. 164; Nobbe in der Zeitschr. f. Kirchengesch. XV (1895), S. 66; Fischer in 
den Theol. Stud. u. Krit. 1899, S. 242. 

‘ Sehling, Kirchenordnungen I, 1, S. 660. 
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doselbst anzunehmen vorschaften lassen®*!. Es genügt dem Kur- 
fürsten, dass Luther den PBetreftenden „vorsucht“ und ihn „er- 
kannt, also dass er Eurs Achtens an den Ort und zu demselbi- 
gen Ambt wohl tuglich sein soll“ *. An ein Examen vor dem 
Superintendenten wird nicht gedacht. So war der Kurfürst auch 
schon früher verfahren. 

Im Jahre 1535 tritt nun insofern eine Aenderung ein, als 
von nun an die Prüfung der im Kurfürstentum Sachsen neu an- 
zustellenden (Geistlichen den Superintendenten genommen und 
der theologischen Fakultät zu Wittenberg übertragen wird. Aller- 
dings wurde diese Neuordnung nicht sofort mit der Einführung 
der Ordination getroffen, denn der Erlass des Kurfürsten vom 
12. Mait* und das Schreiben der Visitatoren an die Superinten- 
denten vom 17. Mai 1535° setzen ja beide noch, wie wir sahen, 
die Prüfung durch die Superintendenten voraus. Allein schon 
im August ist die neue Bestimmung in Kraft gewesen. Denn 
damals kommt Hieronymus Hirscheider nach Jena, um sich dort 
von der theologischen Fakultät prüfen zu lassen ®. 

Wann und in welcher Form den Wittenberger Theologen 
das Prüfungsrecht übertragen wurde, lässt sich genauer, als eben 
gesagt, nicht angeben. Luthers Ordinationsrede vom 20. Okto- 
ber 1535 setzt das Wittenberger Examen ebenfalls voraus”, 
ebenso die zweite, undatierte Rede Luthers®. Vielleicht kommt 
ein Erlass, der uns Bestimmtes sagt, noch irgendwie zu Tage. 

(Zenauceres aber können wir über die Art und den Ver- 
lauf eines solehen Ordinandenexamens, wie es seit 
1535 jeder Ordination vorausging, sagen, da wir Nachschriften 
von Prüfungen haben, wie sie Melanchthon in den Jahren 1549 


! Enders, Luthers Briefwechsel 7, 181. 
* Ebenda; vgl. den Brief Luthers vom 29. Okt. 1529 Erl. Ausg. 54, 108. 
— Ein andrer Fall betraf die Besetzung einer Stelle im Kloster Cronschwitz, 


vgl. Enders, a. a. O. 6, 306. 3 Enders, a. a. O. 5, 368. 
* Beilage I. 5 Beilage 11. 
° CR. II, 901. ” Beilage II. 
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bis 1555 (oder 1556) gehalten hat. Wir teilen einige davon unten 
in den Beilagen unter No. V mit. Wir müssen annehmen, dass 
ausser Melanchthon auch Luther, Bugenhagen, Jonas und Cru- 
ciger geprüft haben. Aber bisher sind Nachschriften von deren 
Prüfungen nicht ans Licht getreten. Wir sind also im folgenden 
nur auf Melanchthonische Prüfungen angewiesen und nur von 
ihnen gilt, was wir über Art und Verlauf der Examina sagen 
können. 

Wenn man bisher vermutet hat, dass mit dem Erscheinen 
dles deutschen Ordinandenexamens von Melanchthon 1552 ein 
Wandel in der Examenspraxis eingetreten sei, indem bis dahin 
inelır auf evangelische Gesinnung gesehen, von da an aber auch 
auf theologische Bildung Nachdruck gelegt worden sei!, so trifft 
das nicht zu. Immer war das Examen eine Prüfung des tleo- 
logischen Wissens und der Rechtgläubigkeit in einem. Es ent- 
spricht eben ganz der Anschauung der Zeit, die theologischen 
Kenntnisse zugleich als Bürgschaften für die eigene Ueberzeu- 
gung zu nehmen. Als Grundlage für die Prüfung dienen viel- 
fach die loci Melanchthons in ihrer letzten Gestalt seit 1543. 
Aber schon früh erscheinen Fragen, die sich dann ım Ordinan- 
denexamen wieder finden. Ohne Zweifel ist diese Schrift, vor 
allem in der lateinischen Fassung, aus der Examenspraxis er- 
wachsen. Zugleich hat sich Melanchthon dabei vielfach an seine 
locı angelehnt. Ganze Partien und viele Formulierungen finden 
sich hier wie dort wieder ?. Es ist eine Aufgabe für sich, die 
aber erst durchführbar sein wird, wenn alles Material vorliegt, 
festzustellen, wie weit und seit wann Melanchthon sich bei seinen 
Prüfungen an eine feste Form von Lehrüberlieferung, mag sie 
nun in einer Vorlesung oder in einem Druck geboten worden 
sein, gehalten hat. Mir will scheinen, dass der lateinische Text 
des Ordinandenexamen früher durch den Druck bekannt ge- 


I Rietschel, a. a. O. S. 80 f., 83, 88f.; Achelis, Prakt. 'Theol.° I, 164. 
? Ich habe bei einigen Examina auf die verwandten Stellen in den locı 
oder im examen ordinandorum in den Anmerkungen verwiesen. 
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worden ist, als 1554, aus welchem Jahre die ersten uns bekann- 
ten Drucke stammen. Es ıst uns nämlich eine Vorlesung Me- 
lanchthons über sein examen ordinandorum in Nachschrift er- 
halten, die er am 17. Mai 1553 begann. Zur Eröfluung sprach 
er folgende Worte: „Volo dietare quaestiones examinis, et volo 
ita instituere, ut sit communis 4x271,77,9::, et prodest ad pietatem 
et concordiam, tenere sententias ordine et proprio sermone pro- 
positas“ !. Scheint es darnach zwar, als diktierte Melanchthon 
hier erst die Examensfragen, so bestätigt das doch die Vorlesung 
selbst nicht. Denn Melanchthon knüpft nur an einzelne Stich- 
worte aus dem Text seine Bemerkungen an. Der Text musste 
dem Zuhörer bereits bekannt sein, gedruckt vorliegen. Jeden- 
falls dienten neben den locı und neben dem Ordinandenexamen 
diese Vorlesungen Melanchthons den Examenskandidaten in be- 
sonderer Weise als Hilfsmittel bei der Examensvorbereitung, 
denn es kam der so gebotene Stoff meist wörtlich im Examen 
wieder vor ?, 

Was die Form in diesen Prüfungen anbetrifit, so erscheint 
bald die einfache Frageform, bald die Form des Svllogisinus, 
wie sie damals bei den Disputationen üblich war, bald die Auf- 
forderung, einen Beweis anzutreten oder eine Definition zu geben. 
Nicht selten verweilt der Examinator bei einem Gegenstand 
länger, oft aber reiht sich Frage an Frage ohne inneren Zusam- 
menhang. Mitunter beginnt Melanchthon auch in längerer Be- 
lehrung sich zu ergehen, natürlich dann am ehesten, wenn die 
Antwort ıhm nicht genügte. 

Inhaltlich erstreckte sich die Prüfung über alle damals ge- 
pflegten Gebiete der Theologie. Exegese und Dogmatik, Kirchen- 


ı Vaticana, Cod. Ottob. lat. 2929 Bl. 170 ff. 

? Uebrigens gab es auch damals schon Kompendien für die Examens- 
vorbereitung. So gab Leonhard CGulmann 1544 heraus: Disputationes seu 
argumentationes theologieae, utiles iis, qui sacris inıtiarı et se examini sub- 
jJicere volunt (Nürnberg bei Georg Wachter). Dis Büchlein erlebte 1545 
seine 2., 1546 seine 3. Auflage. Man sieht, dass die Nachfrage eine sehr 
rege war. 
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seschichte und Symbolik, um modern zu reden, kommen an die 
Reihe. Auf Schriftkenntnis wird offenbar Wert gelegt. Beson- 
ders oft konnt die Rechtfertigungslehre, sodann die Naturen- 
lehre Christi, auch die Frage nach der Kindertaufe zur Behand- 
lung — alles in Rücksicht auf die damals kontroversen Fragen. 
Hierbei sollte die theologische Anschauung des Examinanden zu- 
tage treten. 

Als besonders schwer kann man diese Prüfungen für die 
damaligen Verhältnisse nicht bezeichnen, doch war eine gewisse 
diialektische Gewandtheit und Schlagfertigkeit erforderlich, um 
zu genügen. 

Soweit die Nachschriften über die Zeitdauer eines solchen 
Examens einen Schluss erlauben, so kann es kaum länger als 
eine Stunde gewährt haben. Oefter wurden mehrere Kandidaten 
zugleich vorgenommen, in der Regel wohl nur einer. Die gemein- 
sam ordiniert wurden, waren wohl auch gemeinsam geprüft 
worden. — 

Eine Frage will noch beantwortet sein: Wenn die Prüfung 
die unerlässliche Voraussetzung für die Ordination war, — nur 
wenn die Wittenberger einen Ordinanden genau kannten, unter- 
blieb die Prüfung —, wie konnten Leute, die aus den Handwerks- 
stätten oder den Schreibstuben zum Pfarramt gewählt wurden, 
eine Prüfung bestehen, wie wir sie jetzt kennen? Leute, denen 
das Latein unbekannt war, die überhaupt keinerlei gelehrte Bil- 
dung besassen? Rietschel hat zahlenmässig zusammengestellt, 
was sich aus dem Wittenberger Ordiniertenbuch über den frühe- 
ren Beruf der Ordinanden ersehen lässt '. Dass das Examen 
die Bedingung für die Ordination war, gelit schon daraus hervor, 
dass jedes der bisher bekannt gewordenen Ordinationsformulare 
ınit den Worten beginnt: Examinatione facta. Wir müssen an- 
nehmen, dass mancher Tuchmachergeselle, Buchdrucker und son- 
stiger Handwerker sich notdürftig einige lateinische und einige 


* Luther und die Ordination, S. 84 ff.. 
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theologische Kenntnisse aneignete, um das Examen zu bestehen. 
Mancher aber wird sich nur haben deutsch examinieren lassen. 
Aber ohne Prüfung ist sicher keiner seit 1535 zum Amte ange- 
nommen worden. 

Die Zahl der Examinanden war in den Jahren 1539 bis 
1542 sehr beträchtlich; sie überstieg im Jahre hundert. Es 
ist begreiflich, dass bei der Ueberlastung der Wittenberger Theo- 
logen das Ordinandenexamen litt. Daher fasste eine kurfürst- 
liche Instruktion an den Vizekanzler Franz Burkhart von 1542 
die Uebertragung des Examens auf die Theologen des Witten- 
berger Konsistoriums ins Auge? Allein es blieb beim alten. 
Und auch als Wittenberg an die Albertinische Linie des Hauses 
Wettin kam, blieb doch die Fakultät die Prüfungskommission 
der Ordinanden. Die Ordinanden des Ermestinischen Sachsen aber 
wurden jetzt zur Prüfung und Ordination nach Weimar gewiesen. 

ı Vgl. Buchwald, Wittenberger Ordiniertenbuch II, S. 11. 

” Mejer in der Zeitschrift für Kirchenrecht XII, 8.79 f.; vgl. S. 69 
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Das Kollegiat-Stift St. Arnual, die General-Kirchen- 
Schaffnei der Grafschaft Saarbrücken und die Bruder- 
schaftsgüter der Ortskirche St. Johann. 


Ein Beitrag zur Entwickelung des evangelischen Kirchenrechts 
in der vormaligen Grafschaft Saarbrücken. 


Von 


Rechtsanwalt Dr. Muth 


zu St. Johann. 


Das in dem Rechtsstreit des Stifts St. Arnual gegen 
die evangelische Gemeinde St. Johann wegen des Eigentums 
an den „Bruderschaftsgütern‘“ der letzteren ergangene 
Urteil des Reichsgerichts vom 17. Juni 1904 gab 
dem Verfasser der „französisch-rechtlichen Pfarreien (2 Bde. 
Saarlouis 1892 und 1893) die Veranlassung, in Verfolg seiner 
langjährigen Spezialstudien auf dem Gebiet des Kirchenrechts, 
insbesondere des französischen Staats- und Kirchenrechts, sich 
an das Studium der schwierigen Materie und der von 
ihr umfassten Fragen und Rechtsverhältnisse heranzumachen. 

Das Reichsgericht hat auf die Revision beider Parteien das 
Urteil des Oberlandesgerichts Cöln vom 26. Mai 1903 wegen un- 
klarer und unzureichender Begründung aufgehoben und die Ver- 
handlung und Entscheidung der Sache an einen anderen Senat 
des Oberlandesgerichts Cöln zurückverwiesen. 

Für die neue Verhandlung und Entscheidung kommen ganz 
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besonders folgende Akte des Kirchenregiments und der Staats- 
gewalt in Betracht, nämlich: 
1. Beschluss des Landes-Konsistoriunss der Grafschaft Saar- 
hrücken vom 21. Januar 1576. 
2. Landesherrlicher Befehl vom 30. Oktober 1783 und 
3. das Kaiserliche Dekret vom 11. Juni 1806, durch das die Ent- 
schliessung des Saarpräfekten vom 17. April 1806 betr. die 
(üter und Einkünfte der Kirchen- und Schulstiftungen 
der protestantischen Kirche dieses Departements bestätigt 
worden. 


A.N assauisches Recht. 


I. Rechtszustand vor Einführung der Reformation in der Grafschaft 
Saarbrücken (1. Januar 1575). 
1. Die staats- und kirchenrechtlichen Verhält- 
nisse im allgemeinen. 

Für den Rechtszustand im 16. Jahrhundert unmittelbar vor 
der Reformation, kommen in Frage: Begritt, Ursprung und Rechte 
des Stifts St. Arnual, sein Verhältnis zu den Tochter- 
kirchen und Filialen und die Rechtsfolgen seiner be- 
reits 1569 erfolgten Auflösung und Unterdrückung. 
Weiterhin ist zu untersuchen Begriff, Entstehung uud Entwicke- 
lung der Filiale St. Johann mitihrer Kapelle und der 
zu ihrem Unterhalt errichteten St. Johannıs-Bruder- 
sehähaft ın ıhrem Verhältnis zur Mutter- und Pfarrkirche St. 
Arnual. 

Die Unterlage für die Prüfung all dieser Dinge ist das da- 
malige Staats- und Kirchenrecht. 

Was die staatsrechtlichen Verhältnisse betrifit, so 
war die Grafschaft Saarbrücken ein damals unter dem katholi- 
schen Grafen Johann IV. von Nassau-Saarbrücken stehendes, 
neben einigen ausserpreussischen Gebietsteilen, den grössten Teil 
des jetzigen Kreises Saarbrücken umfassendes Territorium 
des Deutschen Reichs. 
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In der Sammlung von Sittel, Trier 1843, Bd. I S. 84--92 
werden alphabetisch in einer Tabelle alle Gemeinden, Weiler 
und Höfe der Grafschaft ınit Angabe der vormaligen und heu- 
tigen Geschäftsbezirke aufgeführt. Es sind im ganzen 74 Gemein- 
den. Zum Kreis Saarlouis gehören jetzt zehn, zu Lothringen 
sechs und zu Bayern eine Gemeinde. 

Die Saarbrücker Grafen waren reichsunmittelbar und in 
ihren Gebiet unumschränkte Herrn. 

Als Herren der Grafschaft Saarbrücken waren sie gleich- 
zeitig Schutzherren des Stifts St. Arnual. 

In der Grafschaft selbst galt das allgemein in Deutschland 
geltende kanonische Recht. Zur scharfen Fixierung der 
in Frage kommenden Rechtsbegriffe und Erkenntnis der kirch- 
lichen Einrichtungen dienen einige allgemeine Rechtsausführungen 
über die Jjuristischen Personen, an welche das katho- 
lische Kirchenrecht des 16. Jahrhunderts das Vermögensrecht 
knüpft. 

Rechtsperson des kirchlichen Vermögens ist nach dem ka- 
nonischen Anstaltsbegrifft die Ortskirche, d. i. die in dem 
gottesdienstlichen Gebäude (domus, aedes sacra) 
räumlich untergebrachte kirchliche Anstalt. Das räumliche 
Gotteshaus mit den Reliquien der Heiligen ist der Mittel- 
punkt nicht nur für den Gottesdienst, sondern auch für die 
vermögensrechtliche Persönlichkeit. Personen, 
Sachen, Rechte sind blosse Pertinenzen der Kirche. Ins- 
besondere bildet die in der Pfarrkirche vereinigte Gemeinde nur 
ein Zubehör der Pfarrkirche. Das Vermögen der Kirche, das 
von alters her durch das Organ der Kirchenfabrik verwaltet 
wurde, ist ebenso eine Dependenz der ecclesia, wie das Fabrik- 
kollegium (die Kirchenschöften) selbst als Gemeindeausschuss ein 
solches Zubehör bildet. Gierke, Genossenschaftsrecht Bd. I, 
S. 526—562. Muth, Pfarreien I, S. 14 ft. 

Wie im Staat neben dem Staatsfiskus die einzelnen Statio- 
nen des Fiskus das staatliche Vermögen verwalten und den Staat 
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selbst vertreten, so bildete das kanonische Recht gewissermassen 
als Ausstrahlungen der räumlich gedachten Anstalt, in Anleh- 
nung an den mittelalterlichen Korporationsbegrifl, eine 
Reihe von Spezialvertretungen des Kirchenvermögens mit 
selbständiger juristischer Persönlichkeit her- 
aus. Insbesondere sind dies im einzelnen: 

a. das mit der Kollegiat- oder Stiftskirche verbundene Ka- 
pitel der Geistlichen, Kanoniker, und ebenso die 
einzelnen Pfründen der Kanoniker (Propstei, De- 
kanei u. s. w.); 

b. die unter Invokation eines Heiligen oder heiligen Geheim- 
nisses errichtete Pfarrstelle (Pfarrpfründe); 

c. der aus der Pfarrgemeinde gebildete Verwaltungsausschuss 
für das zur Unterhaltung der Kirche und Aufrechterhal- 
tung des Gottesdienstes bei derselben vorhandene Vermögen. 
Fabrik, Kirchenrat; 

d. die bei einem (sotteshaus für gottesdienstliche Dienste und 
Zwecke errichteten Stiftungen, über deren Ausführung 
häufig Bruderschaften wachten, oder letztere selbst, 
namentlich wenn sie oder vermögende Mitglieder der Bru- 
derschaften (Sodalitäten) das Vermögen zur Vornahme der 
kirchlichen Dienste stifteten. Die Verwaltung führte meist 
der Vorsteher oder Aelteste der Bruderschaft (Brudermeister). 

Zu dieser Rechtsentwickelung hat ausgesprochenermassen die 
Rechtsauffassung mitgewirkt, dass eine auf Dauer errichtete 
Körperschaft, ebenso wie die für alle Zeiten errichtete gottes- 
dienstliche Anstalt ein dauerndes privatrechtliches 
Dasein haben muss. Wie nun die universitas der Kır- 
chengemeinde, das collegium der Kanoniker, des Fabrikrates, 
der Bruderschaft, aus emer nebeneinander bestehenden 
Personeneinheit gebildet wird, so dachte man sich bei der Pfarr- 
stelle und den Pfründen die Gesamtheit der aufeinander 
folgenden Titulare als diese Personeneinheit (corpus, universitas). 

Allein trotz dieser Verschiedenheit der Spezialträger des 
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Kirchenvermögens bildet letzteres doch immer nur Vermögen 
der betrefienden äusserlich und räumlich in der Er- 
scheinung vorhandenen oder unterstellten Ortskirche; vgl. 
Gierke a. a. O. ILL, S. 268— 275, 421 u. 422, 440 u. 441, 713— 717, 
199 ft. 

Die mittelalterliche Rechtsentwickelung mit ihrer Scheidung 
von Obereigentum und nutzbarem Eigentum, mit 
Lehnsrecht und Zehnten, rechnete wesentlich mit der wirt- 
schaftlich-praktischen Seite des Figentums. Die Ren- 
ten, Gefälle und Einkünfte sowie die Disposition über dieselben, 
also das nutzbare Eigentum, stand den korporativ gedachten 
Rechtspersonen der Fabrik, Bruderschaft, Stellen und Pfründen 
zu, während das Obereigentum der Ortskirche verblieb. 


2. Das Kollegiat-Stift St. Arnualbiszu seiner 
Auflösung 1569. 


Das Stift St. Arnual, Bistum Metz, wurde ım Anschluss an 
die in St. Arnual längst vorhandene Kirche um das Jahr 900 
als Kollegiatstift für Augustiner Chorherren (Kanoniker) er- 
richtet. Zur geschichtlichen Entwickelung sei kurz bemerkt, dass 
die Kollegiatstifte sich aus den sog. Diözes-Kirchen (nicht zu 
verwechseln mit den späteren Bischofskirchen) entwickelten. In 
der vorfränkischen Zeit schon bildeten sich Gemeinschaf- 
ten von Geistlichen an den Hauptkirchen. Diese Kirchen 
bildeten den Mittelpunkt für die Seelsorge eınes 
srösseren Distrikts. DieKleriker dieser Seelsorge- 
Zentren hatten an letzteren einen regelmässigen (rottesdienst. 
Nach dem Uebertritt des Frankenkönigs Chlodwig zum Christen- 
tum (496) wurde aus Gründen der Staatsraison die Errichtung 
solcher Distriktskirchen begünstigt, da das weltliche Regi- 
ment im Christentum eine feste Stütze des Königtums erkannte; 
Muth, Pfarreien II, S. 32—34. 

In St. Arnual waren es weltliche Augustiner Stiftsherren, 
iin Gegensatz zu dem Kloster Wadgassen, Kreis Saarlouis, in 
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welchem Regular-Kanoniker des Prämonstratenser-Ordens 
tätig gewesen sind. 

Im Jahre 1372 wurde das Kollegiatstift als von der bi- 
schöflichen Gerichtsbarkeit eximiertund als 
2. Sitz des Bistums Metz anerkannt. 

Die Kanoniker wolnten gemeinsam in der Stiftsfreiheit, je- 
doch in sieben Kanonikatswohnungen. Sie unterstanden einem 
Dechanten. Oft war an Stelle der Würde eines Probstes 
nur ein Dechant Leiter der Kollegiatkapitel. Neben dem Dechant 
waren noch folgende sechs Kanonikate im Stift: 

1. der primicerus oder Kantor. Während der Dechant 
im Chor den Vorsitz führt, leitet der Kantor den Gesang. 
In der Kathedrale Notre Dame zu Paris ist der Kantor 
die 2. Dignität und rangiert nach dem Dechant. Im Stift 
Arnual war es ebenso. Der Kantorist der Stell- 
vertreter des Dechant. So verlangte 1372 das Stitt 
die Aburteilung eines Vergehens seines Dechanten durch 
das Kapitel unter dem Vorsitz des Kantors, 
statt durch den Bischof von Metz, wegen seiner Exemption 
von der bischöflichen Gerichtsbarkeit ; 

2. der cellarius d.i. Küchen- und Speisemeister: 

3. scholasticus, Vorsteher des Lehrwesens im Stift, das 

in Arnual ein Schulhaus in der Stiftsfreiheit hatte; 
4.thesaurarius oder sacrista; 

5. der eamerarius, Bursner. Dies Kanonikat ist stets 
da vorhanden, wo die Dignität des Propstes fehlt, wie dies 
in St. Arnual der Fall war. 

6. der portarius, Pförtner. 

Die St. Arnualer Kirche, die Anfang des 14. Jahrhunderts 
neu erbaut wurde, war die ecelesia mater et parochialis (Mutter- 
und Pfarrkirche) der sämtlichen umliegenden Gemeinden. Ins- 
besondere unterstanden ihr folgende O rtskirchen:: 1. Saarbrücken, 
2. St. Johann, 3. Güdingen, 4. Bübingen, 5. Fechingen, 6. Hess- 
lingen, 7. Scheidt, 8. Sulzbach, 9. Gersweiler und 10. Thedingen. 
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Bezüglich der kirchlichen Verhältnisse der beiden Städte 
Saarbrücken und St. Johann ist zu bemerken, dass beide Städte 
bis zum Anfang des 14. Jahrhunderts trotz des Vorhandenseins 
von Kirchen daselbst ohne genügende Seelsorge blieben. Graf 
Johann I. stellte deshalb bei seiner 1325 im Auftrage des Kö- 
nigs Johann von Böhmen erfolgten Mission nach Avignon dem 
Papst Johann XXII. die unbefriedigenden kirchlichen Verhält- 
nisse vor und erliess letzterer gemäss einer vor einigen Jahren 
von D. Sauerland im vatikanischen Archiv gefundenen Urkunde 
an den Bischof von Metz den Befehl, den Rektor von St. Arnual 
dazu anzuhalten, dass in den beiden Kapellen Taufbrunnen angelegt 
und die Gläubigen zur Abhaltung des Gottesdienstes und Sakra- 
mentespendung einen eigenen Priester erhielten. Man schickte 
von jetzt an zwar Stiftsherren als sog. Kirchherren zu den Kapellen, 
jedoch ohne denselben den Wohnsitz in den Städten anzuweisen, 
so dass es sehr zweifelhaft erscheint, ob selbst nur Saarbrücken 
vor der Reformation kirchenrechtlich von der Pfarr- und 
Kollegiatkirche St. Arnual abgetrennt worden ist; St. Jo- 
hann ist es auf jeden Fall nicht geworden, und mussten alle 10 
sog. Stiftspfarreien Saarbrücken u. s. w. nach wie vor den 
kirchlichen Zehnten ans Stift abführen. 

Was die Vermögensverhältnisse des Stiftes an- 
_ geht, so war dasselbe infolge der grossen Schenkungen sehr reich 
und sein Dechant bis zum 15. Jahrhundert von grossem Ein- 
fluss. 

Als einzelne Rechtspersonen mit abgesonderten Vermögens- 
massen kommen bei der Kollegiat-Pfarrkirche in Betracht neben 
den sieben Kanonikat-Benefizien (Pfründen) die Fabrik der 
Kirche. Als Mutterkirchen besitzen die Stifte eine Fabrik, 
die indessen nicht nach den Vorschriften für die gewöhnlichen 
Kirchenfabriken, sondern nach besonderen Regeln, meist nach 
Herkommen, verwaltet wurden, Durand de Maillane, dictionnaire 
du droit canonique, Lyon 1770, Bd. II, S. 439. Eine Haupt- 
einnahme der Fabrik der Mutterkirche war der oben erwähnte 
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von allen Tochtergemeinden zu zahlende kirchliche Zehnte. 

Die Hauptlast, die auf den Zehnten ruht, ist die Verpflich- 
tung, die Pfarrkirche wiederherzustellen und zu unterhalten und 
die für die Feier des Gottesdienstes notwendigen Ornamente zu 
liefern, sowie das Diensteinkommen, portio congrua, für Pfarrer 
und Vikare zu gewähren. Durch die alten kirchenrechtlichen 
Bestimmungen war vorgeschrieben, dass bei jeder Teilung von 
Zehnten ein Teil für die Fabrik und ein weiterer Teil für den 
Pfarrer ausbehalten werden müsse. 

Nach dem April-Edikt 1695 von Ludwig XIV. hat der Zehnt- 
herr das Chor der Kirche herzustellen, je nach Her- 
kommen auch das Schiffund dasPfarrhaus. Wo 
kein Zehntherr vorhanden, trifit die Last die Fabrik, bezw. die Pa- 
rochianen. Weiterhin hat der Zehntinhaber in der Regel Kelche, 
Ornamente und die notwendigen Bücher zu stellen. 

In der eigenen Mutter- und Pfarrkirche besass das Kolle- 
giatkapitel das Pfarramt, allein nur als parochus primitivus seu 
habitualis. Das ist so zu verstehen: Die Körperschaft, das Kol- 
legium der Kanoniker als juristische Person ist ausser 
Stand selbst die Pfarrseelsorge zu gewähren und ist deshalb 
kanonisch verpflichtet, die cura in der Pfarrkirche durch einen 
Vikarius und zwar einen ständigen Vikar mit vollen 
Parochialrechten in Beziehung auf die Seelsorge ausüben zu lassen. 

Um die seelsorgerischen Bedürfnisse der Filial-Gemeinden 
kümmerte das Stift sich herzlich wenig. Dort musste, wie bei- 
spielsweise in St. Johann, durch kirchliche Bruderschaften, Früh- 
mess- und sonstige Stiftungen an der dortigen Kapelle zum hl. Jo- 
hannes gesorgt werden. 

Graf Johann IV. (1554—1574) war und blieb wie seine 
Vorfahren trotz der Reformation beim Glauben seiner Väter. 
Er war der Jıandesherr und Schutzherr des Stifts, An ihn 
wandte sich das Kapitel 1567 um die Erlaubnis zur Heirat, Der 
Graf hat dies Gesuch zurückgewiesen und die Stiftsherren, die 
gegen das Verbot heirateten, nicht mehr im Stift geduldet. 


Muth, Das Kollegiat-Stift St. Arnual etc. 99 


Den Pfarrdienst in den Städten vernachlässigten sie schon vor- 
her. Das gab nun dem Landesherrn die erwünschte Veranlas- 
sung das Stift zu schliessen bezw. aufzuheben. Schon lange zu- 
vor war das freundschaftliche Einvernehmen zwischen Stift und 
Schutzherr durch einen Prozess beim Reichskammergericht (1549) 
auf Herausgabe von Stiftsakten gestört. In der Klageschrift 
nannte man sich „ein kaiserlich freies und welt- 
liches Stift.“ Später nahmen Dechant und Kapitel herr- 
schaftliche Rechte in Gersweiler und Ottenhausen in Anspruch 
und setzten dort einen eigenen Meyer ein. Allein der Graf 
machte trotz seiner katholischen Gesinnung mit dem widerspen- 
stigen Stift kurzen Prozess. Dechant und Kämmerer (Bursner) 
wurden verhaftet. Dechant Zimmer wurde gezwungen am 22. 
Juli 1569 in Gegenwart des Abtes von Wadgassen zu verzichten 
und schwor Urfehde. Ein neuer Dechant wurde nicht mehr ge- 
wählt. Die Saarbrücker Regierung beauftragte die im Stift noch 
vorhandenen Chorherren mit der Verwaltung der Pfarreien Ar- 
nual, Fechingen, Güdingen, Bübingen und beliess sie vorläufig 
in ihrer Stiftswohnung; Ruppertsberg, Geschichte I, S. 290 und 291. 

Ohne Aenderung der Religion und ohne staatliche Güter- 
einziehung blieb das Kollegiatstift für immer aufgelöst, nachdem 
es fast 700 Jahre bestanden. 


3. Die Tochter-Gemeinde St. Johann und die 
Johanniskapelle vor Einführung der Refor- 
matıon. 


In St. Johann bestand seit unvordenklicher Zeit eine Ka- 
pelle, d. h. eine kleine, dem hl. Johannes geweihte Kirche, die 
eine Dependenz der Mutter- und Pfarrkirche St. Arnual war. 
Nach dem kanonischen Recht war sie sowohl bezüglich des Gottes- 
dienstes als auch der Vermögensrechte in Abhängigkeitvon 
St. Arnual. 

Das Stift kümmerte sich wenig um die Seelsorge. Inzwi- 
schen sorgten die Bürger der beiden Städte selbst durch mancher- 

7* 


100 Abhandlungen. 


lei fromme Stiftungen an den Altären ihrer Kirchen für ihre 
religiösen Bedürfnisse. Meist geschah dies durch Hingaben zur 
Sicherstellung gewisser Leistungen und Dienste in den Kirchen, 
insbesondere von gottesdienstlichen Verrichtungen an bestimmten 
Altären ihrer Kapellen und Kirchen, wie Seelenmessen, Früh- 
messen, Ausschmückung der Kirchen und Altäre u. s. w. In 
Ermangelung einer eigenen Kirchenfabrik, als des Vermögens- 
verwaltungsorgans der selbständigen Gotteshäuser, bildeten sich 
mit Zustimmung des Metzer Bischofs besondere „Bruder- 
schaften“ zu bestimmten Altären der Kapellen, die für die 
Feier des Gottesdienstes und die ordnungsmässige Ausführung 
der für letzteren gemachten Fundationen sorgten. Zu Neujahr 
wurde das Brudergeld an den Aeltesten der Bruderschaft (Bru- 
dermeister) gezahlt. So bestanden in Saarbrücken bei der St. Ni- 
kolaus-Kapelle die St. Nikolas- Bruderschaft, bei der Burg- 
Kapelle die St. Georgs-Bruderschaft, in St. Johann die 
St. Johanne s-Bruderschaft. 

Die Vorsteher der Bruderschaften, Brudermeister, waren die 
Stiftungs-Vollstrecker. Sie zalılten die Gehälter der 
Kapläne, Frühmesser und die Stiftmessen an die Berechtigten. 
Auch die Armenstiftungen wurden dem Gotteshaus solcherge- 
stalt angegliedert und durch die Brudermeister die Gaben-Ver- 
teilung vorgenommen oder überwacht. 

Nach dem kanonischen Recht gehören alle Eingänge 
der unselbständigen Filialkirchen, abgesehen von den beson- 
deren stiftungsmässigenZuwendungen, der Pfarr- 
kirche. Da das Stift seiner Reparaturpflicht in St. Johann nicht 
nachkam, stellte die Johannis-Bruderschaft im Jahre 1438 einen 
Opferstock für den Unterhalt der Ortskapelle auf. Das Stift 
reklamierte den ganzen Ertrag desselben für sich. Im Novem- 
ber 1453 wurde durch Vermittlung des Landesherrn Graf Jo- 
hann III. der Streit geschlichtet. Zwischen Stift und Bruder- 
schaft wurde u. a. vertraglich vereinbart: dass der Ertrag des 
Opferstockes geteilt, mit dem besonderen Privileg der 
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Bruderschaft, am Johannitag nach der Wandlung im Hochamt 
in Kirche und Stadt zu sammeln mit solchen Worten: „Steuert 
zum Bau und Lösen des Ablass“ und soll „das, wasder Knecht 
also hebt, zumBau derKapellealleinkommen‘“; 
Ruppertsberg III 56. 

Illustriert wird das vermögensrechtliche Verhältnis zwischen 
Stift und Filialgemeinde St. Johann durch einen zwischen Graf 
und Stift über eine von Genossen der St. Johannis-Bruderschaft 
in der St. Johannis-Kapelle gestiftete Frühmesse abge- 
schlossenen Vertrag. 

Das Stift bestellt einen Priester, der 4mal in der Woche 
in St. Johann Frühmesse liest. Für diese Dienste zahlt 
der Brudermeister zu St. Johann 24 Gulden Gelds, 
stellt eine Wohnung und etliche Gartenstücke, sowie 
2 Fuder Heu. Die Hauptreparatur des Frülimesserhauses tragen 
die Parochianen, die Lokativreparatur der Frühmesser ; bei aus- 
reichendem Ertrag der (zefälle soll noch ein zweiter Geistlicher 
bestellt und täglich Messe gelesen werden, mit Ausnahme der 
drei letzten Tage in der Karwoche. Wenigstens einer der 
beiden Priester soll Nachtsin St. Johann wohnen. Von 
weiteren Leistungen für die gestiftete Frülimesserei bleiben die 
Parochianen verschont. In Absatz 3 des von Köllner, Geschichte 
u. s. w. 1865, Band I S. 55 und 56, abgedruckten Vertrages 
heisst es sodann wörtlich: 

„Die Opfer während der Frühmesse sollen dem Kirchherrn 
(1. e. dem Stift oder dem von ihm deputierten Kanonikus), das 
Patronat dem Stiftbleiben, welches auch die 
immerwährende Inkorporation derKapelle zur 
Mutterkirche ausbehält“ 

DievermögensrechtlicheLage der Kapelle St. Jo- 
lıann vor Einführung der Reformation in der Grafschaft, 1. Ja- 
nuar 1575, war also folgende: 

1. Da die St. Johannis-Kapelle nur filia der Mutterkirche 
St. Arnual war, so hatte und konnte sie keine eigene Kir- 
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chenfabrik, also auch keine Fahrikgüter besitzen, sondern 
nur Stiftungs- und Bruderschafts-Güter. 

„Fabrik“ bedeutet nach dem damaligen Kirchenrecht „das 
„Zeitliche“, de Temporalien, oder de Einkünfte 
einer Pfarrkirche sowohl für die baulichen Reparaturen, als 
auch für die Feier des Gottesdienstes. Der Kanonist Durand 
de Maillane, der a. a. OÖ. 11 438 wörtlich diese Begriftsbestim- 
mung der „Fabrik“ gibt, führt als literarische Belegstelle an: 
„Fahrica eccelesiae appellatione veniunt ornamenta necessaria 
cultui divino, ut si relietum pro fabrica, censetur relictum pro 
onmibus necessariis ministerio ecelesiae* Covar. in ce. ult. n. 4 de 
testamentis, und fährt fort: „Man versteht unter diesem Wort 
gemeinhin den Verwaltungsausschuss (wuvre) selbst oder die 
Körperschaft der Parochianen, die sie bilden, und die vorgesetzt 
sind, um für die Güter und Lasten der Fabrik zu sorgen. Dies 
Wort kommt von „fabrica“, was so viel heisst wie „Aufbau“ 
(construction). In diesem Sinn ist esin vielen Kanones gebraucht, 
c. futuram 12. qu. I fabricare ecclesias, c. 24 de consecr. dist.1. 
„Da nun der Aufbau der Kirchen und ıhre Unterhaltung einen 
wichtigen Gegenstand bilden, sowohl wegen des Interesses, das 
das Volk daran hat, als auch wegen der Ausgaben, die sie ver- 
ursachen, so hat man seit der ersten Teilung der Kirche beson- 
dere Vermögensstücke (fonds) der Fabrik zugeteilt und in der 
Folge ihre Verwaltung den Parochianen anvertraut. Diese Tei- 
lung der Kirche hielt nicht an. Heutzutage sind sehr wenig 
Fabriken im Besitz des vierten Teils der Zehnten; aber die 
Frömmigkeit der Gläubigen hat hier stets ausgeholfen und, sei es 
auf dem Weg von Legaten und Schenkungen, sei es 
vermittelt Sammlungen oder auf andere Weise, gab es stets 
in jeder Pfarrei Einkünfte zu verwalten und folgeweise Verwalter 
zu ernennen. Diese Verwalter wurden „marguillers“ (von ma- 
tricula, Armenliste so benannt) gagers (Treuhänder) in unserer 
Sprache, matricularii bei den Lateinern. Die Zweckbestimmung 
dieser Einkünfte ist, wie gesagt, ganz für die Reparaturen der 
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Kirche und für die zur Feier des Gottesdienstes notwendigen 
Gegenstände. Diese Ausgaben gehen grösstenteils die Parochia- 
nen an. Folgeweise, wenn die Fabrik gar keine Einkünfte be- 
sässe, so wären die Ortsbewohner nicht weniger gehalten, aus 
ihrem eigenen Vermögen zu den Lasten des Pfarrdienstes (oeuvre 
paroissiale) beizutragen, d. h. denjenigen der Fabrik. Daher 
kommt es, dass in verschiedenen Landesteilen, wie in der Pro- 
vence, die Gemeinden die Fabrikverwalter sind oder die Bürger- 
meister (consuls) die geborenen Sendschöften der Pfarrei.“ 

Rechtlich war also für die Tochterkirche St. Johann, in 
Ermangelung einer selbständigen Kirchenfabrik, eigenes Fabrik- 
vermögen ausgeschlossen. Abgeholfen wurde dem Mangel eigener 
Fabrikverwaltung durch das Institut der „kirchlichen Bruder- 
schaften“. Es ist diese Einrichtung überall gebräuchlich. Du- 
rand a. a. O. I, 8. 660— 663 gibt folgende Definition: „Bruder- 
schaft =eime für irgendwelchen frommen Zweck 
errichtete Personenvereinigung.*“ Die Errichtung 
der Bruderschaften ist ein Akt der bischöflichen Gerichtsbarkeit. 
Die Körperschaft (corps) der Bruderschaft eine kirchliche, 
sobald der Bischof sie für fromme Zwecke genehmigt 
hat. Die Güter der Bruderschaften gelten als Kirchengüter. 
und sind als solche ohne die vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
(vor allem Erlaubnis des Bischofs) unveräusserlich. Ausser dem 
Bischof müssen Pfarrer und Verwalter zustimmen, Durand I, 
S. 132, 133. Ohne Beobachtung der vorgeschriebenen Förmlich- 
keiten ist die Veräusserung nichtig. Die Anwendung dieser Be- 
stimmungen ist nach Barbarossa ohne jede Schwierigkeit, wenn 
die Güter mit den Kirchen, Kapellen, wo die Bruderschaft ihre 
Andachtsübungen hält, vereinigt sind. 

Die nach Anhörung der Ständeversammlung im Januar 1560 
unter Karl IX. erlassene Ordonnanz von Orleans befiehlt, „dass 
die Gelder und Einkünfte aller Bruderschaften (nach Abzug 
und Erfüllung der Verpflichtung für den Got- 
tesdienst) zur Unterhaltung der Schulen und für die Armen 
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(aumönes) der nächstgelegenen Städte und Flecken, 
wo besagte Bruderschaften eingesetzt sind, verwendet werden 
sollen, ohne dass besagte Gelder zu irgend einem andern Zweck 
verwendet werden dürfen. Wir befehlen ausdrücklich unsern Be- 
amten, den Bürgermeistern, Schöffen, Vorstehern, und Räten in 
Städten und Flecken, jedem an seinem Ort, darauf ihr Augen- 
merk zu richten, bei Strafe des Rückgrifis gegen sie.“ 

Die Ordonnanz von Moulins vom Februar 1566 über die 
Justizreform verlangt in Art. 74, Recueil XIV 8. 210, die tat- 
sächliche Ausführung der Ordonnanzen zur Verhütung und Ver- 
sagung von Versammlungen und Banquetten der Bruderschaften 
und zur Verwendung der Einkünfte derselben nach Inhalt der 
besagten Ordonnanzen, ohne dass es Unsern Richtern erlaubt 
ist, die Banquette in Geld umzuwandeln oder in einen 
anderen gleichwertigen Gegenstand, der gegeben werden könnte, 
un zu besagten Gelagen (receptions) zu gelangen. 

Unter Heinrich III. wurde das Banquettverbot in der Or- 
donnanz von Blois vom Mai 1579 erneuert und in Art. 10 be- 
stimmt: „Gemäss den alten Ordonnanzen der Könige, unserer 
Vorgänger, verbieten wir allen Bruderschaften Zusammenkünfte 
und Banquette und soll das Einkommen besagter Bruderschaften 
sowohl zur Feier des Gottesdienstes gemäss 
dervom Diözesanbischofzutreffenden Anord- 
nung, als auch zum Unterhalt derArmen und 
andere Werke der Barmherzigkeit verwendet 
werden.“ Recueil general des anciennes lois frangaises, Bd. XIV 
S. 67, 210 und 391. 

Die Bischöfe waren verpflichtet, auf ihren Visitationsreisen 
auf die Ausführung dieser Bestimmung zu achten; vgl. auch 
Art. 9 des Ediktes von 1606. 

In der Rechtsprechung wurde die Verpflichtung der Bruder- 
schaftsmitglieder zur Zahlung von Jahresbeiträgen anerkannt, 
falls letztere mässig sind und lediglich unter dem Titel 
eines Almosens als Beitrag zum Unterhalt der Ka- 
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pelle und für den dort abgehalltenen Gottesdienst 
gegeben werden. Durch Edikt vom Monat Februar 1704 
wurden Schatzmeisterämter als staatliche Beamtenstellen zur 
Vereinnahmung geschaften, die in der Folge jedoch wieder auf- 
gehoben wurden. 

Zu Lasten der St. Johannisbruderschaft und ihres durch Jähr- 
lich wechselnde Brudermeister verwalteten Vermögens stand 1575: 

1. die Geldleistung an den Geistlichen mit 45 Gulden bar, 
2. 15 Malter Weizen, 15 Malter Korn, 12 Malter Hafer, 
3. freie Wohnung für den Geistlichen. 

Da die von der Bruderschaft verwaltete Stiftung für Dienst- 
leistungen in der Kirche (Frühmesserei u. s. w.) bestimmt und 
gestiftet war, auch der Ertrag der Almosen und des Opferstockes 
ihrer Verwaltung unterstand, so kann kein Zweifel bestehen, 
dass die sog. Bruderschaftsgüter, als Kirchengüter, mit der St. 
Johanner Kapelle vereinigt waren. 


II. Rechtszustand nach Einführung der Reformation. 


1. Die Entwickelung des evangelischen Kirchen- 
rechtsin Deutschland. 


An der Hand umfassender Quellenbelege hat Gierke, Ge- 
nossenschaftsrecht, Bd. III, S. 801 fi., die vermögensrechtlichen 
Begriffe des evangelischen Kirchenrechts des 16. Jahrhunderts 
ausführlich dargestellt. Diese führen im allgemeinen wieder zum 
kanonischen Anstaltsbegriff zurück. 

Persönlichkeit erhält — nach der Reformation — die von 
Gierke geschildertte reine Anstaltskirche nur durch 
die Obrigkeitund in der Obrigkeit. Ja selbst auf 
vermögensrechtlichem Gebiet kommt keine andere Auffassung zur 
Geltung. 

Als daher nach der tatsächlichen landesherrlichen Einziehung 
des Vermögens aufgehobener Klöster und Stifter das allge- 
meine Rechtsbewusstsein sich gegen dessen einfache 
Säkularisierung zur Wehr setzte, wurde doch die Idee 
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eines daran zu achtenden Eigentums der Landeskirche, 
so nahe sie gelegen hätte, nirgend oder doch nirgend mit recht- 
licher Bestimmtheit entwickelt. Andererseits wurde aber 
auchebensowenig Eigentumsübergang auf den 
Landesherrn oder Staat behauptet. Vielmehr ar- 
gumentierte man lediglich aus dem Begriff des Zweck vermö- 
gens, dessen Verwendung für ähnliche Zwecke beim Fortfall 
des bisherigen Zwecks Pflicht sei. Nur durch Neuerrichtung 
einer Stiftung erschien in letzteren Fall eine als Eigentumssub- 
jekt qualifizierte juristische Person gewonnen. 

Trat neben die Spezialstiftungen ein allgemeiner 
Kirchenfonds, so nahm auch dieser die Form einer obrig- 
keitlichen Stiftung an (wie z. B. der vom Kurfürsten von Sach- 
sen verordnete und dem Oberkonsistorium zur Verwaltung über- 
wiesene „allgemeine Kirchenkasten* nach Kursächs. K.-O. 1580. 

Dagegen ging im Kreise des lokalen Kirchenver- 
bandes die deutsche Reformation allerdings von der Vorstel- 
lung einer korporativ organisierten Kirchengemeinde aus, in deren 
gemeinheitlicher Rechtssubjektivität sogar ursprünglich, da nur 
für sie der Plan einer äusseren kirchlichen Organisation aufge- 
stellt wurde, alle kirchliche Rechtssubjektivität überhaupt sich 
erschöpfen zu sollen schien. Und Versuche der Verwirklichung 
dieses Gedankens wurden in der Tat unternommen. 

In vermögensrechtlicher Beziehung erwies sich die von der 
Reformation anfangs mit Energie durchgeführte Idee, 
dass Eigentümer des Kirchenguts die Gemeinde 
sei, in demselben Masse als unzureichend, indem auch hier die 
Identifizierung der kirchlichen mit der politischen Gemeinde sich 
geltend machte. Von dem Gedanken des Gemeindeeigentums aus 
wurden überall die Güter und Einkünfte der bisher getrennten 
kirchlichen Institute „zu Haufen geschlagen“ und daraus 
„gemeine Kasten“ errichtet. Diese gemeinen Kasten aber 
erschienen, da es an einer selbständig organisierten Kirchenge- 
meinde fehlte, als Bestandteile des „gemeinen Guts“ und wurden 
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daher vielfach ganz wie anderes, dem „gemeinen Nutzen“ dienen- 
des Kommunalvermögen behandelt. 

Zur Abwehr der Verstaatlichung setzte nunmehr eine erfolg- 
reiche Reaktion zu Gunsten der Selbständigkeit des 
kirchlichen Eigentums ein. Der Hebel war die Ver- 
selbständigung des kirchlichen Zweckbegriffs Es stellte 
sich eine ebenso energische wie allgemeine Rechts- 
überzeugung dahin fest, dass alles anerkannte Zweckrver- 
nıögen seinem Zweck zu erhalten und bei dessen etwaigem Fort- 
fall für möglichst ähnliche Zwecke zu verwenden sei. Diese 
Rechtsüberzeugung kehrte sich zunächst gegen die staatliche und 
kommunale Säknlarisierung und suchte den Satz zu fixieren, 
dass eingezogenes Kirchengut nicht ad profanos usus gezogen, 
sondern für alle Zeiten lediglich für kirchliche Zwecke, ein- 
schliesslich der Zwecke des Unterrichts und der Wohltätigkeit, 
gebraucht werden dürfe. 

Dies trieb zur Festhaltung der neuen Anordnung einer ob- 
jektiven Sonderung des Kirchenvermögens je nach der 
Zweckbestimmung seiner Bestandtelle. In grösseren 
Städten erfolgte de Aussonderung lokaler Kirchen- 
kasten der einzelnen Kirchspiele, sodann die häufige Zer- 
legung des gemeinen Kastens in einen für den Unterhalt der 
Geistlichen, dieBauten und das Schulwesen bestinm- 
ten Schatzkasten und einen der Armenpflege dienenden Armen- 
kasten, endlich die immer entschiedener erstrebte Aufrecht- 
haltung gesonderter Verwaltung und Verwen- 
dung dereinzelnen Pfründ-, Hospital- und Stif- 
tungsgütervon Erheblichkeit. 

Es blieb der Gedanke einer über allen Sonderungen fort- 
bestehenden Einheit des lokalen Kirchenvermögens vielfach 
lebendig und äusserte sich namentlich in der Bestimmung, dass 
die verschiedenen Zweckvermögen einander 
mit ihren Ueberschüssen aushelfen sollten. 
Die Pommersche K.-O. von 1535 besagt, dass der Armenkasten 
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und der Schatzkasten zwar als getrennte corpora verwaltet, 
aberbeide sollteneinander aushelfen. Nach der 
Württemberg. Kasten-Ordnung von 1536 sollen die Ueber- 
schüsse der Pfründen, des Heiligen und der Fabrik über 
Sold, Schul- und Kirchenbau in den gemeinen Kasten 
fliessen. 

Allein zuletzt erfolgte überall de Wiederaufnahme 
der kanonischen Rechtsanschauung, dass die 
einzelnen kirchlichen Institute juristische 
Personen und als solche Eigentumssubjekte 
der entsprechenden Zweckvermögen seien. 

Neben der lokalkirchlichen Stiftung des Kastens kamen jetzt 
andere kirchliche Rechtssubjekte in gesonderter 
Existenz zur Seite. Nicht nur Stifter und Klöster wur- 
den in reformierter Gestalt als besondere Rechtssub- 
jekte aufrecht erhalten, sondern auch Hospitäler, Stipendien 
und andere piae causae in ihrem rechtspersönlichen Bestande 
geschont. 

Endlich wurden auch innerhalb des eigentlichen Kirchen- 
guts die einzelnen Pfründen unddie fabrica eccle- 
siae so gut wie die verschiedenen Kasten als besondere ju- 
rıstische Person anerkannt. Hessen 1537 „der Pfarr- 
eigentum; Pommern 1563. „eigendom des godeshuses, eigendom 
des wedem. Hoya 1581, fabrica.*“ Braunschweig-Lüneburg 1563 
„Pfarreien“, „Küstereien“, „Fabrik“, „Kaland“, „Gilde“, „geist- 
liche Lehen“, „Armenkasten“. 

Und so ergab sich schliesslich überall wieder, wie im kano- 
nischen Recht, eine Vielheit juristischer Per- 
sonen als Eigentümerinnen des Kirchenguts. 

Auf kirchlichem Gebiet blieb der Begriff der juristi- 
schen Person mit dem Begriff des „corpus“ identisch. 
Alle kirchlichen Rechtssubjekte wurden nach wie vor als „pia 
corpora“ zusammengefasst und hinsichtlich ihrer Rechts- und 
Handlungsfähigkeit mit gleichem Mass gemessen. 
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Diese geschilderte Rechtsentwickelung war bei Einführung 
der Reformation in Saarbrücken bereits in Deutschland vollendet. 
Im grossen und ganzen war der Landesherr und summus epi- 
scopus an die ebenso energische als allgemeine Rechtsüberzeu- 
gung des evangelischen Volkes in Deutschland gebunden. 

Insonderheit wurde das Stift St. Arnual nicht säkularisiert, 
sondern schliesslich im 18. Jahrhundert in der technisch üblichen 
Form eines pium corpus protestanticum aufrechter- 
halten. Es ergibt dies des Fürstlichen Gesamthauses Nassau im 
Juni 1783 erneuerter Erbrverein.“ 

In dem vom Grafen Ludwig am 10. Dezember 1620 dem 
Saarbrücker Gymnasium verliehenen Stiftungsbrief werden zur 
dauernden Unterhaltung der Lehranstalt „Gott dem Allmächti- 
gen zu Lob, Preis und Ehren, zu Erweiterung und Fortpflan- 
zung seiner christlichen Kirche und der allein seligmachenden 
göttlichen Wahrheit“ die zum Schulwesen notwendigen Ausgaben 
samt und sonders auf das Stiftseinkommen, Renten, Gulten und 
Gefälle des Stiftes St. Arnual dergestalt angewiesen, „dass solche 
Gefälle und Intraden auch zu keinem anderen Gebrauch, als 
worzu wir sie in Kraft dieses Stiftungsbriefes widdemen und 
verweisen, angewendet werden dürfen“. „Bei Vermeidung gött- 
licher Ungnade und Strafen“ soll die wohlbedachte, beständige, 
immerwährende Verordnung und Stiftung zu Gunsten der errich- 
teten höheren Schule aufrechterhalten bleiben. 

Hieraus erhellt als der unzweideutige Wille des Landes- 
herrn und summus episcopus, dass das vorläufig von 1569 (Auf- 
lösung des Stifts) noch unter dem katholischen Herrscher in 
staatliche Verwaltung genommene Vermögen des alten Kollegiat- 
stifts bei Einführung der Reformation nicht säkularisiert wer- 
den sollte und auch nicht geworden ist. 

Das Fabrikvermögen der für die Saargegend nach Art 
der alten Diözeskirchen ın St. Arnual errichteten Mutterkirche, 
an die nach wie vor auch nach der Reformation der kirchliche 
Zehnte gezahlt werden musste, gehörte seiner Zweckbestimmung 
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und wohl auch seinem Ursprung nach dem „Pfarrvolk“ 
(Parochianen) im Sprengel der alten Diözes-, späteren Kollegiat- 
kirche. 


Bei der Neuorganisation der evangelischen Pfarreien — die 
sieben sogenannten Stiftspfarreien — hatten letztere einen An- 


spruch auf Teilung dieses Stift-Fabrikguts unter die 
Tochterpfarreien, zu welch letzteren auch die neue evangelische 
Ortskirche St. Arnual selbst gehörte. Die Ausführung der Tei- 
lung unterblieb aus dem nämlichen Nützlichkeitsgesichtspunkt, 
der zur Bildung des „corpus fabricarum“ der ganzen Grafschaft 
geführt hat, nämlich demjenigen gegenseitiger Unterstützung 
aus den Ueberschüssen innerhalb eines grossen Verbandes. Bei 
den Fabrikgütern des alten Stifts bedurfte es keiner Um- 
wandlung desursprünglichen Zweckes, Letztere 
war nur nötig hinsichtlich des übrigen Stifts- und Pfrün- 
denvermögens. Nach dieser Richtung beliess es der Lan- 
desherr bei der Gymnasialstiftung. Andernfalls fände sich sicher- 
lich Urkundenmaterial vor. In Ermangelung weiterer Zweck- 
substitutionen verbleibt es bei der durch die Reformation selbst 
herbeigeführten Umwandlung und Zweckbestimmung. Dieser 
Teil des Stiftsgutes wurde für kirchliche Zwecke (wozu auch 
Schul- und Armenzwecke gehören) der gesamten damaligen Graf- 
schaft bestimmt und gehörte dies Vermögen analog der Rechts- 
entwickelung im benachbarten Elsass den Ortskirchen der frühe- 
ren Grafschaft. 


2, Die Territorial-OÖrganisation der evangeli- 

schen Pfarreien und Bildung eines Pfarrkirchen- 

Fabrikverbandes (corpusfabricarum) alsGene- 
ral-Kirchenschaffnei der Grafschaft. 


Mit der Einführung der Reformation wurde sofort auf Vor- 
schlag des Hofpredigers Beilstein durch das gräfliche Konsisto- 
rıum, jedenfalls unter Zustimmung des Grafen Philipp als Lan- 
desherrn und summus episcopus, die erste evangelische 
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Pfarrorganisation vorgenommen. Sie war eine territoriale 
und wurden teils alte Pfarreien zusammengelegt, teils 
neue, wie diejenige von St. Johann, errichtet und die be- 
treffenden Pfarrer bestellt. Im Anschluss an diese Neuorgani- 
sation der Parochien bestimmte der Beschluss des Landes-Kon- 
sistoriums der Grafschaft: „Und nachdem man befindet, dass 
die Pfarrhäuser allenthalben in Abgang und Baufall geraten, 
also dieselben fast schwerlich zu bewohnen, hält man für not- 
wendig und ratsam, dass zur Wiederaufbauung und Verbesse- 
rung derselben alle Fabriken der Grafschaft in ein corpus ge- 
bracht und je eine der anderen zu Steuer kommen soll.“ 

Durch diese Verfügung des Kirchenregimentes ist die sog. 
„General-Kirchen-Schaflnei“ der Saarbrücker Grafschaft errichtet 
worden. Untergebens handelt es sich vorab um die Prüfung 
und Feststellung des Charakters und Wesens dieser kirchen- 
und landesherrlichen Institution. 

Zur Sicherstellung der Kultusbedürfnisse des Landes in 
Betreff der Pfaarhausbaulast schuf bei Gelegenheit der neuen 
Kultusorganisation ausgesprochener Massen das vom summus 
episcopus eingesetzte Kirchenregiment ein „corpus* aller im 
Lande vorhandenen Pfarrkirchen-Vermögen und ihrer Admini- 
strationen. 

Aus dem kanonischen Begriff des Wortes „corpus“ (nicht 
zu verwechseln mit dem späteren abstrakten Begriff des pium 
corpus) folgt, dass es sich um einen Verband, nicht von 
physischen, sondern von juristischen Personen handelt. 

Die Legal-Definition von corpus, corps, Körperschaft oder 
Korporation geht dahin: Collegium sive corpus dicitur so- 
cietas quaedam hominum ita contracta, ut ex pluribus 
personis veluti una persona et unum corpus fiat quod cu- 
jusque universitas. Folgeweise gehört das, was einer solcherge- 
stalt gebildeten Korporation gehört, nicht den einzelnen, die sie 
bilden, sondern der Korporation selbst. Res enim hujus moldi 
communes sunt eis non ut singulis, sed ut universis: collegium 
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personam quandam esse imaginamur ex pluribus personis con- 
datam, L. mortuo, de fidej. 

Hiernach bestehen neben der errichteten Körperschaft die 
Einzelsubjekte, Anstalten, Stiftungen, Vermögensverwaltungen 
u.s. w. als selbständige Rechtssubjekte mit ihrem Partiku- 
larvermögen weiter. Nur ist neben diese Spezial- Admini- 
strationen, Stiftungen, behördliche Organe u. s. w. noch ein Ver- 
band, Anstalt des öffentlichen Rechtes, Sozietät u. s. w. getreten 
mit besonderem Verbands- und Sozietäts-Vermögen. 

Von Interesse ist die Begriftsbestimmung, die der Kanonist 
Durand de Maillane a. a. O. I 724, s. v. „corps, communaute* 
gibt. „Man ist geneigt, zwischen den verschiedenen Worten, 
Körperschaft (corps), Gemeinschaft, Kollegium, Bruderschaft, Kon- 
gregation, Konvent, keinen Unterschied zu machen. Um den 
Sınn derselben genau zu bestimmen, muss man mit Petrus Gre- 
gorius, Syntagm jur. lib. 15 c. 32, sagen, dass „corps“ (corpus) 
ein Gattungswort ist, das alle verschiedene Arten menschlicher 
Genossenschaften (societes) umfasst, die Gemeinschaften (com- 
munautcs) bilden. Unter einem Kollegium versteht man eine 
Vereinigung (universite) von Menschen, wo man keine Annahme 
(acception) der Personen vornimmt. Bruderschaft bedeutet eine 
besondere Genossenschaft von mehreren Personen, die ein Be- 
weggrund der Frömmigkeit und Barmherzigkeit zusammenkettet 
und in einer Kirche vereinigt (assemble).“ 

Es handelt sich hiernach bei der Vereinigung der Pfarrkir- 
chenfabriken (das ist fabrica) um einen Verband von in ihrer 
vermögensrechtlichen Existenz nach der Entwicklung des evang. 
K.R. aufrechterhaltenen kirchenvermögensrechtlichen Ad- 
ministrationen (öffentlich-rechtlichen Organen) zur Er- 
füllung öffentlich-rechtlicher, im Interesse von 
Staat und Kircheliegender Aufgaben (Erhaltung wich- 
tiger Kultusgebäude). Die in ihrer Rechtsexistenz aufrecht er- 
haltenen Kirchenfabriken sollen „eine der anderen zu Steuer 
konımen“, also selbst verwalten, aber ihre Veberschüsse 
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zu der General-Landeskasse (Pfarrhausbaufonds) abliefern. In 
diesem Sinn bildet das Vermögen und die Verwaltung des neu 
errichteten „corpus“ einen „gemeinen Kasten“, in dem die für 
die Partikular-Zwecke der neuorganisierten Pfarrverbände über- 
flüssig gewordenen Revenuen sich ansammelten. Dementsprechend 
soll der Erlös der verkauften Kirchenornamente ebenfalls in diesen 
gemeinen Kasten fliessen. 

Vonder grössten Bedeutung für die Auslegung 
des Beschlusses des Landes-Konsistoriums vom 21. Januar 1576 
ist die im nämlichen Jahr zu Frankfurt a. M. bei Sigmund Feyer- 
abend verlegte revidierte „Kirchenordnung und Refor- 
mation unser Albrechts- und Philippsen Gebrüder, Grafen zu 
Nassau, zu Saarbrücken und Saarwerden u. s. w. vom 1. August 
1574“, der die Nassauische Kirchenordnung von 1553 zugrunde 
liegt. In dem Abschnitt „von der Annahme und Beurlaubung 
der Predikanten*“ wird verordnet: „Damit auch die Predi- 
kanten ihren Unterhalt desto besser haben und die 
Pfarren allenthalben, sie gehören gleich uns oder anderen, 
(bezüglich des Besetzungsrechts) mit so viel tauglicheren Personen 
besetzt, darzu der im Anfang dieser Ordnung vermeldete Con- 
sens (Einigkeit) unter jenen Allen desto stattlicher erhalten wer- 
den möge: so sollen Unsere Superintendentes alle und 
jede sowohl dem Adel und Anderen als uns zuständige Pfar- 
ren, keine ausgenommen, des Jahres zum Wenigsten 
einmal visitiren, die Predikanten zu den Synodis — die 
auch jährlich abzuhalten — erfordern, die Kirchen- und 
K .asten-Rechnungen, so die Pfarren Uns zustehen, neben einem 
Unserer Beamten, so sie aber des Adels seyn, neben denselben 
von Adel odern ihren dazu verordneten Anhörern, alle vorfallende 
Mängel zur Besserung richten oder anstellen. Sonderlich 
aber daraufsehen, dass die Pfarr- und Kirchen- 
güter, Renten, Zinsen, Zehende und Gefälle 
unverruckt den Pfarren und Kasten zu gute 
beieinandererhalten werden: und da sie befünden, 
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dass etwas darvon verruckt, veräussert, entzogen oder in einicher- 
ley Weiss zu Privat-Nutzen unterschlagen und ver- 
wendet werden, dasselbige nach aller Möglichkeit 
wieder herbeybringen, darzu Wir ihnen jederzeit auf 
ihr Ersuchen die hülfliche Hand bieten, auch Unsern Beamten 
allenthalben dasselbige zu thun hiermit auferlegt und befohlen 
haben wöllen.“ 

In dem ersten Abschnitt „Von der Einigkeit der Lehr 
und Predikanten“ wurde bestimmt: „Darumb auch von Unsern 
Superintendenten dieSynodi eines jeden Jahrs 
gehalten und auf denselben Synodis, wie auch auf den 
jährlichen Visitationen neben Verrichtung anderer je 
bisweilen nach Gelegenheit vorfallender Kirchen-Sachen 
fürnehmlich von ermeldeten Unsern Superintendenten dahin mit 
treuem Fleiss gesehen werden soll, dass der Consens und 
Einhelligkeit im der Lahr unter allen Predikanten dieser 
Unser Lande und Gebiete hinfüro weniger nicht als bishero be- 
schehen, nach aller Müglichkeit erhalten werde.“ 

In der gleichfalls 1576 ın Frankfurt a. M. gedruckten, der 
Kirchenordnung beigefügten „Agenda, das ist: Kirchenordnung, 
wie es in der Grafe- und Herrschaft Nassau-Sarprücken-Sar- 
werden und Loher mit Verkündigung Göttlichen Worts, Reichung 
der hl. Sakramenten, und andern christlichen Handlungen und 
Ceremonien, gehalten werden soll“, lautet das Schluss-Kapitel: 

„Was die Superintendenten in ihren ordent- 
lichen Visitationibus fürnehmen und verrichten sollen.“ 

Ein jeder Superintendens soll vermöge seines Berufs 
alle in seinem Bezirk gehörige Kirchen aufs aller- 
fleissigste und treulichste zum wenigsten im Jahre ein- 
mal visitiren und solche Visitation, die dann in Stetten 
am füglichsten verrichtet werden kann, folgender Gestalt anstellen. 

Erstlich soll er in Gegenwart und mit Zutliun der Amtleute 
und Befehlshaber, dergleichen der Bürgermeister und etlicher 
des Ratlıs der Stadt, Kasten- und Hospitalsrechnung 
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anhören und mit Fleiss daran sein, dass nach gehaltener 
Rechnung alles, was die Vorsteher dem Kasten und Hospi- 
tal schuldig bleiben an Gelt und Frucht, von 
Stundt an erlegen und überliffern müssen. 

Er soll auch sich fleissig erkundigen, ob etwa Irrung, Mangel 
und Gebrechen vorhanden ... und vornemblich darauf schen, 
dass den Kirchen Nichtsentwendet oder entzo- 
gen, sondern da etwas alieniert und veräussert wäre, 
dass dasselbige wiederumb herbeigebracht, resti- 
tuiert und erstattet werde: Was ihm aber mit Hülff 
und Zuthun jetzt gedachter Obrigkeit zu rektifiziren, restituiren 
und erstatten bedenklich und schwer fallen wollt, in solchen die 
Kastenmeister und Hospitals-Vorsteher, die verordneten 
Räthe oderim FallderNoth denLandesherrn selbst 
zu ersuchen und sich allda Raths und Hülff zu erholen anweisen 
und anhalten. 

Zum andern sollen auch alle Pfarrherrn samt den 
Greben! und Kastenmeistern im Amt von den Dörfern 
in die Statt gefordert und gleichergestalt, wie jetzt vermeldet, 
die Kastenrechnung von ihnen angehöret, die 
Resten eingefordert die Irrung, Gebrechen und Mängel geschlichtet, 
hingelegt und erstattet werden.“ 

Der Superintendent hat insbesondere die Pfarr- 
herrn und Kirchendiener von Stadt und Land über 
eine Reihe von Fragen dienstlich zu vernehmen: 

„14. Dergleichen soll auch der Kasten, Hospital- und 
Siechenhäuser halber Nachforschung und Erkundi- 
gung geschehen, in was Ordnung sie erhalten 
werden... | 

„Darnach soll der Visitator den Pfarrherrn abtreten lassen, 


ı „Greben“ = Kirchen-Aelteste. Grebe ist eine mitteldeutsche Form 
für althochdeutsch krävio, grävöo, cräfo, gräve unser „Graf“ (Befehlender). 
Im Hessischen kommt noch jetzt das Wort Grebe in der Bedeutung „Dort- 
vorstand“ vor. | i 
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und dieObrigkeit sampt etzlichen auss den Zünf- 
ten und der Gemeine mit Erinnerung ihrer Eyde und 
Pflichten... gleichfalls von nachfolgenden Punkten fragen und 
abhören.“ 

„3. Von Schulen, Kasten und Hospitalen, in was Standt 
die seyen und wie sich ihre Diener und Vorsteher verhalten... 

Bezüglich der Kirchen landesherrlichen Patro- 
nates soll der Superintendens zusehen „dass solche Gerechtig- 
keit gebührlicher Weise gehandhabt und nicht geschmälert werde.“ 

„Wasaberdervom Adel Pfarren seyn, soll er 
dieselben auch zum Wenigsten Jahrs einmal, laut vor- 
hin ausgegangener und dieser jetzigen Ordnung visitiren, 
auch Kirchen- und Kastenrechnungen anhören, 
und anstatt Schultheissen und Beamten, sie die Junkern selbst 
darzu fordern, dass entweder sie selbst in der Person darbei sein, 
oder aber ihre Vögte und Diener dar zu schicken.“ 

Endlich soll derselbe „die Kirchen- und Pfarrbaue 
besichtigen, und alle Gelegenheit und Stand der Kir- 
chen jeden Ortserforschen, und da in einigen Stück 
Mangel und Gebrechen fürlieffen, die Versehung und Verordnung 
thun, dass Alles zur Besserung gerichtet und angestellt werde.“ 

Zur Zeit der Konsistorial-Verordnung vom 21. Januar 1576 
war also das evangelische Kirchenrecht in der Grafschaft bereits 
dahin konsolidiert, dass jede Pfarr- und Ortskirche 
ihren besonderen Kasten neben der Pfarrstelle besass. 

Bemerkenswert ist noch das Verbot, „dass die Collatores 
von Pfarrstellen mit denjenigen, so sie zu Pfarreien präsentieren 
nicht um ein besonder Liebnuss oder Leibgelt pacisciren, oder 
zu Zeiten an den Pfarrgütern und Gefällen etliche 
Stück so sieein Reservat nennen, für sıch aus- 
dingen und behalten; das sei Simonie. _ 

Das corpus der „Generalkirchschaffnei“ ist eine öffentlich- 
rechtliche Schöpfung des Landesherrn und summus episcopus. 
Im Interesse und zur Sicherung der Kultusausübung wurde mit 


Muth, Das Kollegiat-Stift St. Arnual etc. 117 


der Pfarrterritorial-Organisation legislativ und öffentlich-recht- 
lich aus den Ueberschüssen der Ortskirchenverwaltung eine be- 
hördliche Verbands- und Hilfskasse geschaffen, wie solches in 
Pommern 1535 und in Württemberg 1536 geschehen war. Auch 
nach der Entwickelung des katholischen Kirchenrechts in Frank- 
reich war eine Verfügung über Ueberschüsse der Orts- 
kirchenverwaltungen zu Gunsten der Nachbarkirchen zulässig. 
So haben wir gesehen, wie die Stände-Versammlung von Orleans 
im Januar 1560 unter Zustimmung Karls IX. über die Ueber- 
schüsse der kirchlichen Bruderschaften zum Vorteil der Nach- 
barkirchen verfügt. 

Anlangend die Mitgliedschaft dieses kirchlichen Landesver- 
bands, so umfasste letzterer seiner Zweckbestimmung und Natur 
nach zweifellos alle vorhandenen Vermögensverwaltungen der 
Lokalkirchen und Pfarreien in sich. Insbesondere wäre es nicht 
recht verständlich, wenn die neu errichtete Pfarr- 
kirche St. Johann, die als Stadtpfarrei doch einen we- 
sentlichen Teil in der Neuorganisation des Kultus bildete und 
als Pfarrkirche eine Fabrik erhielt, ausgenommen sein sollte. 
Der gebrauchte Ausdruck „Fabriken“ hat die sinngemässe Be- 
deutung von „Pfarrkirchen-Vermögens- Administration“, Sowohl 
in Saarbrücken, als auch in St. Johan, ehe es Pfarrei wurde, 
bestand statt der Kirchenfabrik, die das Kirchenstiftungs- und 
Almosenwesen durch ihren Aeltesten (Brudermeister) verwaltende 
Bruderschaft. Statt der Fabrik war es in St. Johann der 
Brudermeister (derspätere Ausdruck ist „Brudermeisterei“, 
analog wie bei dem Begriff Bürgermeister, die Objektivierung 
„Bürgermeisterei“). Nach sinngemässer Auslegung des Konsi- 
storialbeschlusses gehörte daher auch St. Johannn von vornherein 
in das corpus oder den Landesverband der Kirchenfabriken, der 
eine Veranstaltung des öffentlichen Rechtes bildete. Die Bruder- 
schaft St. Johann als solche behielt, wie die vorhandenen Fabri- 
ken, ihre eigene, selbständige Rechtspersönlich- 
keit. Der nämliche Beschluss selbst legt nämlich dieser St. Jo- 
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hanner Kirchenvermögens-Verwaltung (juristische Person) die 
Pflicht auf, das Gehalt des Pfarrers um 15 Gulden jährlich zu 
erhöhen. Die Bruderschaft St. Johann hat, ebenso wie die von 
Saarbrücken, auch nach 1576 ihre eigene Verwaltung 
bis 1600 einschliesslich geführt; von St. Johann 
Bruderschafts-Rechnung von 1578; von Saarbrücken von 1581. 

Eine privatrechtliche Ausstattung und Stiftung hat 
der Konsistorialbeschluss schon aus dem Grunde nicht beabsich- 
tigen können, als derselbe nur von emer kirchenregiment- 
lichen Behörde erlassen, dem Verfügungsrecht des Landes- 
herrn in einer so wichtigen Sache sicher nicht hätte vorgreifen 
wollen. Ueberdies fehlt es an einer genügenden Bezeichnung 
des Bedachten. Kirchenrechtlich versteht man unter Stiftung 
die „Gründung“ oder „Erbauung“ der Anstalt einer Kirche, 
Klosters; oder die Veranstaltung von Pfründen, Dienstleistungen 
u.8.w. Nach einem angesehenen Kanonisten der älteren Zeit 
ist das Wort „fundatio* mehrdeutig. Man versteht darunter 
eine Schenkung oder ein Legat, manchmal auch die wirkliche 
sichtbare Errichtung oder den Aufbau eines Gotteshauses. 

Bei der Errichtung der kirchlichen Landeshilfskasse (corpus 
fabricarum generale) für die Grafschaft ist keine bestimmte Per- 
son bezw. Parochie als Schenknehmerin bedacht. Vielmehr soll 
die Sozietäts- oder Verbandskasse je nach der Bedürftigkeit 
und ihren Mitteln Pfarrhausbau-Beihilfen, demnächst ım Laufe 
der Zeit auch Unterstützungen für andere Kultusbedürfnisse ge- 
währen. 

Die Gymnasial-Stiftung des Grafen Ludwig vom 10. Dez. 
1620 bietet eın naheliegendes Beispiel, wie es gemacht 
worden wäre, wenn der Vorgänger Graf Philipp II. eine 
Stiftung (dazu noch unter Enteignung von Ortskirchengut gegen 
die allgemeine Rechtsüberzeugung des prote- 
stantischen Volkesund die öffentliche Mora) 
hätte errichten wollen. Auch die spätere Rechtsentwickelung in 
der Grafschaft bestätigt die Richtigkeit vorstehender Darlegung. 
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3. Die Fortentwickelung des kırchlichen Ver- 
mögensrechts und die Organe der Vermögens- 
verwaltung. 

Das Saarbrücker Stadtgericht, eine städtische Behörde, bat 
am 21. Januar 1601 den Grafen, die seit Einführung der Refor- 
mationmitder Kirchenschaffnei Saarbrücken verbundene 
Hospitalverwaltung wieder zu trennen und letztere dem 
Stadtgericht, wie früher zu unterstellen. In demselben Jahr 
tritt die erste Rechnung der sogen. General- 
Kirchenschaffnei in die Erscheinung. In sinngemässer 
Ausdehnung des ursprünglichen Zweckes des corpus fabricarum, 
den Pfarrhausbau sicherzustellen, wurde der aus dem blossen 
Wortlaut sich ergebende Zweck erweitert und auf alle später 
hervortretende Parochialbedürfnisse des Landes ausgedehnt. 

Diese ohne besondere Kundgebung des Kirchenregiments, 
geschweige denn des Landesherrn, erfolgte Auslegung des Kon- 
sistorialbeschlusses vom 21. Januar 1596 führte demnächst in 
der Praxis zu einer vollständigen Ausschaltung der 
verfassungsmässigen Vermögens-Verwaltungs- 
Organe (Spezial-Kirchenschaffineien und Brudermeistereien) 
und tatsächlichen Bildung eines „gemeinen Kastens“ für die ganze 
(Grafschaft. 

Die dadurch angebahnte Rechtsentwickelung beabsichtigte 
anscheinend keine Enteignung der Ortskirchen, sondern nur eine 
vereinfachte, billigere Verwaltung und zweckmässigere Verwer- 
tung der Renten, Gefälle und Einkünfte der alten Spezialver- 
waltungen. 

Dieser tatsächliche Zustand eines „gemeinen Kastens“, der 
bis gegen 1634 ın der Grafschaft währte, führte indessen nicht zu 
einer Rechtsänderung. Die Wirren und Folgezustände des 30jähri- 
gen Krieges zwangen zu einem Zurückgehen auf den frü- 
heren Rechtszustand und der Wiedereinsetzung 
der Fabriken, die seit der Reformation Kirchenschaffneien 
mit dem Organ der Schaffner hiessen, sowie der Brudermeiste- 
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reien mit dem jährlich wechselnden Brudermeister, als der kir- 
chenrechtlichen Behörde, in ihre vollen Verwaltungs- und Ver- 
fügungsrechte. Die alten Schaffner und Brudermeister sind keine 
Beanıte und Organe der General-Kirchenschaffnei, sondern öffent- 
lich-rechtliche Organe der ÖOrtskirchen. Zutreffend führt das 
Urteil des Oberlandesgerichts vom 26. Mai 1903 diesbezüglich 
aus, „dass andernfalls die Bestellung von Lokalverwaltungsbeam- 
ten unabhängig von der Herkunft der Güter, le- 
digich nach allgemeinen Zweckmässigkeitsge- 
sichtspunkten viel naheliegender gewesen wäre“. Bis zur 
Einführung der im Widerspruch zum organ. Gesetz über den 
protestantischen Kultus vom 8. April 1802 erlassenen Entschei- 
dung des Saarpräfekten vom 17 messidor Jahr XI (6. Juli 1803) 
zwecks Genehmigung des sog. organisatorischen arröte vom 15. 
Juni 1803, des in Ausführung des letzteren erfolgten Beschlusses 
der commission benevole vom 15. messidor XI (4. Juli 1803) 
und dadurch bewirkten Einbeziehung aller Ortskir- 
chengüterin die allgemeine Stiftsverwaltung 
blieb die Ortskirche St. Johann, vertreten durch ihren Bruder- 
meister (Kirchmeister), im ausschliesslichen Besitz 
und Genuss der Einkünfte ihrer Güter und der 
autonomen Verwaltung derselben. Nur die Verwal- 
tungsüberschüsse (sog. JahresRezesse) flossen in die Kasse 
des kirchlichen Landesverbandes (G.-K.-Sch.). 

Die 1701 erfolgte Ueberweisung des Zehnten in den nicht 
zur früheren Mutterkirche St. Arnual gehörigen zehn Ortspfar- 
rcien, wie Völklingen, Cölln u. s. w., an die General-Kirchen- 
schaffnei bildete lediglich eine der Billigkeit entsprechende Mass- 
nahme des Landesherrn zur Stärkung der Hilfskasse für die 
parochialen Bedürfnisse des Landes, aus der auch St. Johann, 
das während der Reunionszeit 1686 seine Kirche verlor und 1725 
wesentlich ex propriis eine neue Kirche bauen musste, 1500 Gul- 
den erhielt. 

Nach dem Uebergang der Herrschaft auf Nassau-Usingen 
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wurden 1729 die fürstlichen Konsistorien eingeführt. In dem 
Bericht der fürstlich Nassau-Saarbrücker Kommission von 1729 
an die Regentin Charlotte Amalie im Abschnitt „Ecclesiastica“ 
findet sich der Passus: 

„Zur Beaufsichtigung des Kirchen- und Schulwesens er- 
schien es nötig, das Konsistorium wieder einzurichten. Das 
Konsistorium sollte Kirchenvisitationen abhalten, die sich... 
auf de Vermögensverwaltung ... zu erstrecken 
hatten“; Ruppersberg II, 8. 219. 

Letzterer bemerkt daselbst S. 214, dass bei Uebernahme der 
Regentschaft das Konsistorium errichtet und dem Oberkonsisto- 
rium zu Usingen unterstellt, die Verwaltung der geistlichen Gü- 
ter und Stiftungen der besonderen Obhut der Generalsuperinten- 
dentur zu Idstein anvertraut worden sei. Bezüglich der Stifts- 
verwaltung von St. Arnual wurde im nämlichen Jahr die Anle- 
gung eines „Salbuches“ zur Eintragung aller Güter, Gefälle und 
Renten empfohlen. 

Ueber die kirchenrechtlichen Verhältnisse in Vermögens- 
sachen gibt der zwischen Saarbrücken und Weil- 
burg über Aufhebung der Gemeinschaftin Saar- 
werden am 27. Maı 1745 abgeschlossene Ver- 
gleich einigen Aufschluss; vergl. Jacobson, Quellen des evan- 
gelischen Kirchenrechts, S. 646 und 647. „So viel die jura eccle- 
siastica belanget, hat solche jede Herrschaft in ihrem Loos 
privative zu exerzieren, mit der Erläuterung, dass wo zu einer 
Mutterkirche Filiale in des anderen Herrn Loose gehörig sein, 
der Herr dieses Looses, soviel die Filiale betrifft, dem Pfarrer 
der Mutterkirche zu gebieten und zu verbieten habe..., auch 
die vasa sacra, Privat-Stiftungen! und Almo- 
sengelder bei denen Filialen verbleiben.“ 

Unter Wilhelm Heinrich (1741—1768) trat eine Neu- 
ordnung der kirchlichen Aufsichtsbehörde ein. In Konsistorial- 
sachen von Wichtigkeit sollte das Konsistorium zu des Landes- 


! Die Bruderschaftsgüter sind Stiftungsgüter. 
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herrn „Selbsteigener gnädiger Entschliessung ein schriftliches, 
pflichtmässiges Gutachten einsenden“. Zum Geschäftsbereich der 
Konsistorien gehörte u. a. „alles was Kirchen... geistliche Stif- 
tungen und deren Administration betrifft, oder worüber sonst 
von den Konsistorialkonventen angefragt wird, — sowie die 
schliessliche Richtigsprechung der von den Konventen demselben 
mit den etwa nötigen notaminibus einzuschickenden Stifts-, 
Kirchen- und Hospitalrechnungen“. Unmittelbar unter dem 
Konsistorium stand der Konsistorialkonvent zu Saarbrücken für 
die Grafschaft dieses Namens. Er hatte „in allen Konsistorial- 
Parteisachen in prima instantia allein zu cognosciren, ... Die 
Stifts-, Kirchen- und Hospitalrechnungen praeliminariter zu durch- 
gehen und abzuhören“; Kanzlei-Regl. vom 15. April 1741. Ja- 
cobson a. a. 0. S. 648. In den Städten Saarbrücken und St. 
Johann bildeten die Geistlichen ein unmittelbar vom Konsistorium 
zu bescheidendes Ministerium; alle Landgeistlichen und die 
Meyer beschied der Konvent. 

Von erheblicher Bedeutung für den Entwicklungsgang des 
nassau-saarbr. Kirchenvermögensrechts ist die Nassau’sche 
Kirchen-OÖrdnung vom 23. Oktober 1617 in ihrer Fassung 
gemäss Erlass des fürstlichen Konsistoriums vom 27. Mai 1762, 
Sittel, Sammlung I, S. 490 ff. Im Titel XII: „Von Pfarr- und 
Kirchengütern, Zins, Renten und Gefällen“ finden sich folgende, 
an die Auffassung des katholischen Kirchenrechts vor der Re- 
formation anklingende Bestimmungen und Bezeichnungen: 

1. „Erstlich sollen alle Güther, so aus gewissen Urkunden 
den Pfarreyen, Kirchen, Altären und Almosen 
eigenthumblich zugehörig seynd durch Unsere Kir- 
chenschaffner oder Präsenzmeister, im Beiseyn und durch 
Hülffe der Beamten jedes Orths, wo es an Forchen und 
Steinen mangelt, in Zeiten renoviret, von neuem verstöcket 
und verbessert, auch alle Renovaturen eigentlich, zum we- 
nigsten doppelt beschrieben, und ein Exemplar bei der 


Pfarrey, das andere bei der geistlichen Repositur in Ver-, 
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wahrung gehalten werden. 
Zum Andern, als beide Erb- und ablössıge Kirchenzinse 
an vielen Orthen zerrissen und auff so viele Häupter und 
Stücke vertheilet, dass ohne Schaden und der Kirchen 
Nachtheil dieselbige nicht können erhoben werden, sollen 
hinförters, wie die Fälle sich zutragen, nur einem Stamm, 
der sich mit seinem Miterben zu vergleichen hat, die Erb- 
zinse zugeschrieben, und aus Einer Hand empfangen werden. 
Und hat man ins künftige disfalls sich besser vorzusehen, 
dass solche Verstückelungen nicht mehr vorgehen, auch in 
allewege sich an die verlegte Unterpfande zu halten und 
genugsam damit versichert zu machen. 
Fürs dritte sollen unsere Beamten und Kirchenschaffner 
die Ablösung der Kirchen zuständiger Erbzinse, wann es 
mit Nutzen der Kirchen geschehen, und es die Erben be- 
gehren, doch mit Vorwissen der Obrigkeit annehmen und 
die empfangenen Gelder der Kirchen anderwärts zu Gutem 
wiederum anlegen und versehen lassen. 
Zum vierten, so soll man um keine Geistliche Güter oder 
Zinse, die von Alters richtig gereichet und in alten Re- 
gistern gefunden, oder darüber Briefe und Siegel vorhanden, 
richten, sondern die Amtleute jedes Orts sollen, mit Zu- 
ziehung der Superintendenten solche Irrungen verhören und 
nach Billigkeit de plano entscheiden. -—— — 
Zum fünften, sollen die Collatores, Patronen, Pfarrer, Coni- 
munen in Städt, Flecken und Dörfer, noch sonst Jemand 
nicht Macht haben, einige Geistliche Güter, Häuser, Ein- 
kommen und Gefälle, zu den Kirchen, Pfarreyen, 
Hospitalien oder anderen milden Sachen gehörig 
und gestifftet, in einigen Weg zu veräussern und zu 
verändern, vielmehr in weltliche Gebräuche zu ziehen, bei 
Unserer ernstvorbehaltenen Strafe, auch Verlust der Güter, 
es geschehe dann mit Unseren, als des Landesherrn und 
unserer jedes Orts hierzu befehlichten, Bewilligung und Er- 
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kanntniss“ u. s. w. 
Titel XIII handelt von Kirchen von Kirchenbäuen, Pfarr- 
häusern, Kapellen, Schulen und Glockenhäusern. 

1. „Ohne Erlaubnis des Landesherrn darf kein Pfarrer oder 
Baumeister einen Bau beginnen, andernfalls das Baugeld 
in Rechnungen nicht passieren soll. 

2. Darnach, welche Kirchen, Kapellen, Pfarrhäuser 
oder andere zugehörige Baue, die Patroni oder auch die 
Geistliche Stifte, wegen der Zehenden, 
gleichfalls das Kirchspiel und Pfarrvolk selbst zu erbauen, 
oder im Bau zu erhalten schuldig sein, denen soll, wo es 
etwa baufällig, ın Zeiten das notdürftige Bauen zu wissen 
gemacht, auch von Unseren Pfarrern und Baumeistern 
fleissig mit zugesehen werden. 

Ob allhier die Patroni, Geistliche Stifte oder das Kirch- 
spiel selbst saumhaftig... sollen Unsere Beamten alsdann 
das Bauen doch ohne des Kirchenkastens Zu- 
steuer, durch zulässige Mittel bestellen und ins Werk 
richten. 

3. Um wo man „ausder Kirchen Einkommen pfle- 
get zu bauen“, damit „die Kirchen und Geistliche 
Gefälle nicht gar erschöpft werden, sondern in einem 
stäten Vermögen bleiben“, soll bei Neu- und Umbauten 
„nächst fleissiger Erwegung des Kirchen-Vorraths und wie 
viel davon zum Bau gebrauchet und verwendet werden solle, 
das Pfarrvolk die Materialia, als Holz, Stein, Kalck, Leimen 
und dergl. beiführen, daneben die Handfröhnde thun auch 
(wann und nach dem Herkommen den Meistern und Ar- 
beitern den Kosten geben und reichen. Der Meisterlohn 
aber... und was Kalck und Schieferstein und Thielen zu 
kaufen kosten, soll aus den Kasten und Kirchen- 
Gefällen erleget und bezahlet werden“. 

4. „Die Pfarrbäue .. auch Pfarr- und Witthums-Gü- 
ther sollen allwegen im Auffzug eines neuen Pfarrers durch 
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diejenige, so in der Gemeinde präsentiren, also nehmlich 

Unseren Superintendenten, Inspektoren und Kirchen- 

schaffnern (oder Präsentzmeister) mit Zuziehung der 

Kastenmeister und Kirchen-Senioren (oder Sündschöffen) 

besichtigt werden... .* 

Alle diese Bestimmungen der Kirchen-Ördnung unterstellen 
nicht nur das Eigentum der Ortskirchen und milden Stiftungen 
an den betreffenden Gütern, sondern auch die eigene, unter der 
obrigkeitlichen Aufsicht erfolgende selbständige Verwal- 
tung der betreffenden Kirchengüter durch eigene Kirchenschaft- 
ner (in St. Johann Brudermeister). 

Unter dem Sohn und Nachfolger Ludwig (1768—1794) 
erging die für das Kirchenrecht der Grafschaft höchst wichtige 
Kanzlei- und Prozess-Ordnung vom 3. Januar 1778. 
Dieselbe gibt über die Ressortverhältnisse und Zuständigkeit der 
hier in Betracht kommenden Behörden und Beamten die nach- 
stehenden Bestimmungen: 

$ 105. Das Oonsistorium besteht regulariter aus den Mit- 
gliedern des Hofgerichts und einem zeitigen Superinten- 
denten oder General-Inspector, dem Fürsten jedoch auch un- 
benommen sein soll statt eines, zwei geistliche Räte oder Asses- 
soren daran zu ordnen. 

$ 106. „Zuforderst sollen überhaupt zeitigen Superinten- 
denten oder General-Inspektoren 

1"° Alle Kirchen und Schulsachen 

Unserer protestantischen Unterthanen vor unser Consistorium 
privative gehörig sein, mithin dasselbe auf die in den folgenden 
$S näher bestimmte Weise... die nötigen Kirchen und Schulen 
anzuordnen, die nötigen Kirchen, Schulen u. s. w. auch Kirchhöfe 
zu unterhalten, und resp. neu zu bauen ... die pios fundos 
zu administriren, die Kirchen- und Schul-Güter zu alieniren und 
zu verpfänden. 

8 107. Insbesondere soll: Unserm Konsistorio 

2d° die Verwaltung aller protestantischen Piorum Cor- 
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porum dergestalt überlassen werden, dass die Administration... 

In Ansehung der Justitikation der Spezial-Kirchenschafinerey 
und Almosen-Rechnungen lassen Wir es bei der jetzigen Ein- 
richtung dergestalt bewenden, dass die besagten Rechnungen in 
der Grafschaft Saarbrücken von den Consistorial-Conventen jJusti- 
ficiert, in Unseren übrigen Graf- und Herrschaften aber zwar 
durch die Consistorial-Convente praeliminaliter durchgegangen, 
hingegen durch Unser Consistorium abgehöret werden sollen. 

$ 108. Die Verwaltung der sogenannten Brudermeistereyen 
soll fernerweit den Consistorial-Conventen zustehen, diese jedoch 
schuldig seyn, in Sachen von einiger Wichtigkeit ex. gratia wann 
von Vertausch oder einer sonstigen Alienation eines Grundstückes, 
desgleichen von einer unständigen Ausgabe üher zehen Gulden 
die Rede ist, bey Unserm Consistorium anzufragen. Endlich 
sollen auch die Stipendia Ludovicianum und Carolinum von den 
Consistorio administriert, und die diesfallsigen Rechnungen von 
ihn abgehört, jedennoch keiner zum Genuss dieser Stipendien 
admittirt werden, er habe denn von Uns ein desfallsiges Dekret 
ausgebracht und bey dem Consistorium produzirt ... 

8 115. Obzwar die Admmistratores piorum Fundorum, und 
namentlich die Stifts-, Hospital- und Kirchenschaffnerey-Rechner 
in blossen Personal-Sachen, welche keinen Bezug auf ihr Ofti- 
zium haben, der Jurisdiktion Unseres Hotgerichts unterworfen 
sind; ($ 83) so sollen sie dennoch, sowie der Rechner der Stipen- 
diorum Ludoviciani u. Carolini, in Fällen, da entweder sie selbst, 
als Adiministratores, oder die in der Verwaltung habenden pii 
Fundi, Actione personali verklagt werden, e. gr. wegen contra- 
hirter Schulden, nirgend anders, als vor dem Consistorio belangt 
werden können, es wäre dann, dass dieses mit in Anspruch ge- 
nonnnen würde, als ın welchen Fällen die Sache vor Unser Hof- 
Gericht gehörig ist ($ 87), wohin gegen die Actiones reales et in 
rem scriptae in foro rei sitae angestellt werden müssen. 

$87. Da sich auch der Fall zu tragen kann und wirklich 
schon begeben hat, dass Unser Oonsistorium entweder unmittel- 
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bar oder durch die ihm untergeordnete Administratores etwas 
unternimmt, wodurch ein Tertius oder eine ganze Universitas 
gravirt wird, oder zuseyn vermeinet, so soll Unser Consistorium 
in allen Fällen, da ihm eine sich, oder seinen ihm untergebenen 
piis Corporibus anmaassende Gerechtsame widersprochen wird, 
oder an dasselben eine entweder selbst oder doch mit seiner Ein- 
willigung, contrahirte Schuld-Forderung gemacht wird, bey Un- 
serm Hof-Gericht Recht zu nehmen schuldig, dem klagenden Teil 
aber, die Transmissionem Actorum zu begehren, hiermit gleicher- 
maassen verstattet seyn. 

Titel VIII. Von den Consistorial-Conventen. 

In einem jeden Ober- und Amt (Saarbr., Ottw., Saarwerden, 
Ingenheim) soll auch ein geistl. Untergericht seyn und dasselbe 
Consistorial-Convent genannt werden. Dieser Consistorial-Convent 
soll aus den Membris des Ober- oder Amts, und aus dem Ersten 
Evang.-Lutherischen Geistlichen der Amts-Stadt bestehen, und 
seine Gerichtsbarkeit über die Personas et Res Eccelesiasticas 
Protestantium soweit, als jene des Ober- oder Amts in Causis 
Civilibus sich erstrecken. — Appellation geht ans Consistorium.*“ 

Zum Ober-Amt gehörte je ein rechsverständiger Beanter 
und ein Gerichtsschreiber. 

In der Kanzlei- und Prozess-Ordnung von 1778 finden wir 
den Uebergang von dem mittelalterlich kanonischen Rechtsbegriff 
der juristischen Person zum objektivierten abstrakten 
Begriff derselben. 

Kirchenfabrik, Bruderschaft u. s. w., an die das mittelalter- 
liche kanonische Recht plastisch-konkret gewissermassen 
an die physische Person der Verwalter des Kirchenvermö- 
gens die Rechtsperson geknüpft hatte, erscheinen jetzt als spe- 
zialisierte und abgesonderte Vermögensmassen (Zweckvermögen). 
Der abstrakt gewordene objektivierte Begrift ist der Rechtsträger 
des Eigentums. Die Verwalter der General- und Spezial-Kirchen- 
schaffneien sind öffentliche Beamte des Landesherrn geworden, 
die neben den durch freie Wahl der das Kirchenstiftungsvermö- 
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gen verwaltenden Bruderschaft oder später wohl der Pfarrge- 
meinde bestellten Brudermeistern die betreffenden Spezial- 
fonds administrieren. Die Kanzlei-Ordnung unterstellt alle 
diese Spezialfonds, die als Zweckvermögen juristische Persön- 
lichkeit besitzen und deshalb pia corpora oder pü fundi genannt 
werden, dem fürstlichen Landes-Konsistorio. In $ 107 heisst es: 
Insbesondere soll Unserm Konsistorio 242 die Verwaltung aller 
protestantischen Piorum Corporum ... überlassen werden. Als 
solche werden demnächst die General- und Spezial-Kir- 
chen-Schaffneien und die Almosen (Almosenkasten) 
genannt. In $ 108 wird der sogen. Brudermeistereien zusammen 
mit fürstlichen Schulstiftungen gedacht, so dass daraus gleich- 
falls der Stiftungscharakter der ersteren erhält. Ins- 
besondere handelt es sich bei St. Johann um die bei der dorti- 
gen Kapelle gestifteten Dienste und zur Sicherung dieser kirch- 
lichen Dienste dem Gotteshaus einverleibten Stiftungsgüter. Wie 
aus dem $ 115 und 123 der Kanzlei-Ordnung von 1778 weiter 
erhellt, besteht kein Unterschied zwischen pium corpus und 
pius fundus. Beides bedeutet die juristische Person des loka- 
lisierten Kirchen- und Stiftungsvermögens. 

Alle diese Spezialerscheinungsformen der Rechtsperson der 
Ortskirchen hatten nur dann einen wirklichen Sinn und 
praktische Bedeutung, wenn dieselben, wie die Kanzlei- 
und Prozess-Ordnung von 1778 klar ergibt, eigene 
Vermögensverwaltung und Revenuenverwen- 
dung hatten. Dass $ 108 von Brudermeistereien spricht, 
erklärt sich aus der stattgehabten Rechtsentwickelung. An Stelle 
des physischen und persönlichen Verwalters, war die abstrakte, 
objektive Verwaltung getreten. Die Jahresrechnungen der Kir- 
chenschafineien und Brudermeistereien und die Abführung der 
„BRezesse* an die General-Kirchen-Schaffnei bis 1803 (Organi- 
sations-Statut der Fundation St. Arnual) schliessen die Annahme 
eines selbständigen Nutzungs- und Verwaltungsrechts des kirch- 
lichen Landesverbandes aus. 


Muth, Das Kollegiat-Stift St. Arnual etc. 129 


4. Die Konsolidation der Rechnungen des Stifts 
und der General-Kirchen-Schaffnei 1783. 

Bei Prüfung der landesherrlichen Verordnung 
vom 30. Oktober 1783 dürfte zweckmässig an die Religions- 
Assekuration vom 25 März 1779 und den erneuerten Erbverein 
vom Juni 1783 anzuknüpfen sein. 

In der Religions-Assekuration von Fürst Ludwig 
von 25. März 1779, abgedr. bei Herrich conclusa Corporis Evan- 
gelicorum 303 f., sprach sich Ludwig dahin aus: „dass er wäh- 
rend des Regierungs-Antrittes, sich landesväterlich habe ange- 
legen sein lassen, die in den fürstlichen Landen eingeführte po- 
litische und kirchliche Verfassung unverändert beizubehalten und 
daher selbst wünsche, dass solches von seinen sämtlichen Nach- 
folgern an der Regierung ebenfalls geschehen möge“. Zu dem 
Behuf bestätigte er feierlichst alle älteren Anordnungen zur 
Aufrechterhaltung der evangelisch-lutherischen Religion und ver- 
fügte im Falle, dass ein späterer Landesherr etwa die katholische 
Religion annehmen würde, als ein eigenes Hausgesetz, dass die 
lutherische Konfession als die herrschende anerkannt, der Zu- 
stand des Normaljahres beobachtet, und nichts den Katholiken 
zugestanden werden solle, „wodurch der status religionis evange- 
gelicae auch nur im geringsten Teil geändert, oder alteriert, da- 
gegen aber das exercitium religionis catholicae extendieret, oder 
auf irgend eine Art begünstigt oder gebessert werden könne“. 

In dem erneuerten Erbverein des fürstlichen Ge- 
samthauses Nassau vom Juni 1783, der von Carl Wilhelm von 
Usingen und Carl von Weilburg mit vollzogen und somit ein für 
das Fürstentum verfassungsmässiges Hausgesetz 
bildet, wurde in dem Articulus separatus die Versicherung des 
Religionsstandes betreft. hinsichtlich des Konsistoriums mit Be- 
zugnahme auf Titel 4 der Kanzlei-Ordnung von 1778 als zur 
Zuständigkeit des Konsistoriums gehörig angeführt: „... alle pro- 
testantische pia corpora, und die St. Arnualer Stifts-, General- 
und Spezial-Kirchen-Schaffney-Hospital-Almosen, und Bruder- 
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meisterei-Gefälle, ingleichen die Stipendia, Ludovicianum et Caro- 
linum zu administrieren und überhaupt alles das Religions-, 
Kirchen- und Schulwesen der protestantischen Unterthanen be- 
tretiende, mit den dahin einschlagenden ökonomischen und poli- 
tischen Geschäften, nach den principiis und Auslegung, welche 
das Corpus Evangelicorum bis daher angenommen hat, vorzu- 
nehmen.“ Dies mit dem Zusatz: „dass, im Falle des Uebertritts 
des Landesherrn zur katholischen Kirche, das Konsistorium in 
diesen Angelegenheiten ganz allein entscheiden solle, „ohne 
schuldig zu sein, in irgend einer Sache einen landesherrlichen 
Befehl zu befolgen, welcher dem protest. Religionswesen zu eini- 
gem Nachtheil gereichen kann, — gestalten das Consistorium in 
so ferne blos von dem Corpore Evangelicorum abhangen solle®; 
Jacobson a. a. 0. 8. 652. 

Von dieser kirchenverfassungsmässigen Unterlage aus wird 
man bei Auslegung der landesherrlichen Verordnung vom 30. Ok- 
tober 1783 auszugehen haben. Letztere lautet: 

„Da bei dem heutigen Referat Serenissinio gelegenheitlich 
die Beschaffenheit von dem St. Arnualer Stift, und 
Saarbrücker General-Kirchschaffnei unterthänig 
vorgetragen, und zugleich die Ursache eröffnet worden ist, warum 
bisher über die Einnahme und Ausgabe einer jeden dieser Re- 
cepturen eine separate Rechnung geführt, und justificirt wor- 
den ist, so haben höchstdieselben gnädigst genehmigt und befohlen, 
dass hinführo, da die bemeldete Ursachen dermalen cessiren, jene 
beiden Rechnungen zur Ersparung unnöthiger Mühe sowohl für 
die Rechner, als auch für das justificirende fürstliche Konsisto- 
rıum gleichwie ohnlängst mit der Ottweilerischen 
Kirchenschaffnei und Almosenrechnung ge- 
schehen, mit einander consolidirt, sofortnur 
Eine Rechnung darüber geführt und justificiret 
werden sollte.“ 

„Schon der Wortlaut der Verordnung“ — führt das ober- 
landesgerichtliche Urteil vom 26. Mai 1903 zutrefiend aus — 
„ergibt, dass sie nicht in die Eigentumsverhältnisse 
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eingreifen will. Sie lässt diese unberührt, nimnıt die Rechtslage, 
wie sie sich entwickelt hatte, als Tatsache hin und verfügt ledig- 
lich hinsichtlich der beiden, im wesentlichen gleichen Zwecken 
gewidmeten kirchlichen Fonds im Interesse eines vereinfachten 
Geschäftsbetriebs eine Verschmelzung der Einkünfte und eine 
gemeinschaftliche Rechnungsführung und Rechnungsabnahme. 
Dass aus dem Ausdrucke „konsolidieren“ nicht eine Vermischung 
dem Eigentum nach zu entnelimen ist — wie Kläger meint und 
an sich nach dem Wortsinne möglich wäre —, kann nach dem 
Gesamtinhalte der Verordnung nicht zweifelhaft sein. Auch die 
in Bezug genommenen, durch Verordnung vom 7. November 1782 
erfolgte Vereinigung, „der Ottweilerschen Kirchenschaffnei und 
Almosenrechnung“ hat offensichtlich, da sie nur von einer Kon- 
solidierung der „Gefälle“ spricht, keine weitergehende Bedeutung 
gehabt, als sie der Verordnung vom 30. Oktober 1783 bei rich- 
tiger Auslegung zukommt.“ 

Auch die nassau-saarbr. Lagerbücher! von 1725 und 1785 
beweisen das Eigentum. In diesen Büchern ist die Ortskirche 
St. Johann als Eigentümerin der zu ihr gestifteten und ihr ge- 
hörigen „Bruderschaftsgüter“ bezeichnet. Sowohl die Eigenschaft 
der Lokalkirche St. Johann als juristische Person, als auch ihr 
Eigentumsrecht ergibt sich aus den Eintragungen. Ganz uner- 
klärlich wäre die Eintragung von 1785, wenn nur zwei Jahre 
vorher durch einen landesherrlichen Befehl das Eigentum dieser 
Güter auf die General-Kirchen-Schaffnei übergegangen wäre. 

Die Konsolidierung der Rechnungen beider Fonds (Stift und 
Fabrikverbandsfonds) 1783 hatte de facto nur die Bedeutung 
und den Erfolg, dass die Schuld des Stiftes an die General- 
Kirchenkasse ohne Geld bezahlt wurde. 

Der Aktiv-Rezess der General-Kirchenschaffnei mit 

104 956 fl. 32 Kr. 3 Alb. 
und der Passiv-Rezess des Stifts mit 96016fl. 1Kr. 3 Alb. 
ergabnach der VereinigungeinenBestandv. 8940 fl. 311Kr. 

! Nach ständiger Rechtsprechung bildet das nassauische 
Lagerbuch vollen Beweis für das Eigentumsrecht der Eingetragenen 
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zu Gunsten der veremigten Rechnung von 1784. 

Streitig ist zwischen beiden Urteilen nur die Frage, ob die 
Renten, Gefälle und Einkünfte des Stifts und der Greeneral-Kir- 
chenschaftnei einschliesslich derjenigen der Spe- 
zıal-Schaffneien konsolidiert wurden, und ob bereits 1576 
die Revenuen der Spezialschaffneien privatrechtlich und 
dauernd mit der General-Kirchenschaffneı vereinigt worden. 

Die diesbezüglichen Ausführungen des Oberlandesgerichts 
sind nicht schlüssig und zutreffend. Es ist kaum anzunelimen, 
dass Philipp III. zu einer Zeit, als die Entwicklung des evange- 
lischen Kirchenrechts bereits im Sinne der „gesonderten Kasten“ 
abschlossen, privatrechtlich eme der Enteignung 
fast gleichstehende Privation der Ortskirchen 
hätte vornehmen wollen. Aber auch die richtige Begrifisbestim- 
mung des Ausdrucks „corpus“, der Zweck und die Veranlassung 
(Sicherstellung eines Hauptkultusbedürfnisses bei der ersten evan- 
gelischen Pfarrorganisation), die spätere gesetzliche 
Bestätigung der Spezialschaffneien und Bru- 
dermeistereien als der kirchlichen Verwal- 
tungsorgane schliessen die Einräumung eines Niessbrauches 
oder Verfügungs- und Verwaltungsrechts an die General-Kirchen- 
Schaffnei aus. Letztere war und blieb nur eine öffentlich recht- 
liche Veranstaltung, ein territorialer Landesverband 
der vereinigten Kirchenfabriken. 

Nicht beachtlicher ist auch der 2. Grund, den das Oberlan- 
desgericht in dem Umstand finden zu müssen glaubt, dass der 
Landesherr selber die beantragte Konsolidation der Reve- 
nuen von Stift und General-Kirchenschaffnee genehmigt 
habe. Das Urteil übersieht, dass bereits das Wilhelm Heinrich- 
sche Ressort-Reglement von 1741 bestimmt, dass das Konsisto- 
rıum in allen Sachen von Wichtigkeit zu des Landes- 
herrn „Selbsteigner gnädiger Entschliessung* ein schriftliches 
pflichtmässiges Gutachten einzusenden habe. Die Kanzlei-Ord- 
nung von 1778 führt die Fälle an, in denen dem Landesherrn 
stets zu berichten sei, gestattet aber nötigenfalls ex officio auch 
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in anderen Fällen zu berichten. 

„In dem vor das Consistorium gehörige Sachen soll Uns 
reeulariter nicht referirt, sondern alles von dem Consistorium 
privative verfügt werden. Hiervon nelımen Wir aber dasjenige 
aus, was die Bestellung ... der protest. Geistlichen ... desgl. 
den Verkauf und die Acquisition der Kirchen-, Pfarr- und Schul- 
güter (indem ohnehin alle Alienationes ad manus mortuas ver- 
botten sind) ferner die Erbauung neuer Kirchen, Pfarr- und 
Schulhäuser, nicht weniger die Vermehrung oder Verminderung 
rezulirter Besoldungen und endlich die von püs fundis aufzu- 
nehmenden Capitalien und die dessfalsige Verpfändung ihrer 
(Güter betrifft, als in welchen Fällen Uns unterthänigst referirt 
und Unsere Entschliessung zuvor eingeholt werden soll. Die 
Consistorial-Relationen sollen so wie bey dem Hofgericht (vide & 97) 
schriftlich erstattet, Unserm dirigirenden Geheimen Rathı eum 
actis concernentibus zugeschickt, und Uns von demselben vorge- 
tragen werden, es wäre dann, dass Wir selbst einen Consistorial- 
Bericht erfordern würden, in welchem Falle derselbe uns un- 
mittelbar zugesendet werden soll. Bei diesen Consistorial-Rela- 
tionen oder Berichten ist die Mitunterschrift der Geistlichen 
Riäthe nie zu verabsäumen, damit wir daraus entnehmen können, 
dass der Bericht vom Consistorio, und nicht von dem Hof-Gericht 
erstattet worden ist. Uebrigens verstatten Wir dem Consi- 
storium ebenwohl, auch in denen nicht reservirten Fällen, nöthi- 
gen Falls, an Uns zu berichten und Unsere Landes-Fürstliche 
Resolution einzuholen.“ 

Die Löschung der Schuld des Stiftes an die General-Kir- 
chenschaffnei in Höhe von 104956 fl. 32 Kr. 3 Alb. dürfte wohl 
als ein Gegenstand angesprochen werden, den das Konsistorium 
ex ofticio vor den Landesherrn bringen zu müssen glaubte. Hätte 
übrigens die privatrechtliche Vereinigung der Einkünfte der 
Spezial-Kirchenschaffneien mit der General-Kirchenschaftnei, ent- 
weder bereits 1576 oder 1783, in der Absicht des Kirchenregi- 
ments oder des Summus Episcopus gelegen, dann würde doch 
sicherlich der überflüssigen und kostspieligen Spezialverwaltung 
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der Ortskirchenschaftneien und Brudermeistereien ein Ende ge- 
macht worden sein. Allein anerkanntermassen sind bis 1803 — 
Einsetzung der französisch-rechtlichen Wohltätigkeitskommission 
— nurdie Verwaltungsüberschüsse (Rezesse) von der 
kirchenverfassungsmässig als Vermögensverwaltungs-Organ der 
Ortskirche St. Johann tätigen Brudermeisterei an General-Kir- 
chenschaffnei abgeliefert worden. 

Nur der Spezial-Kirchen-Schaftneien und Brudermeistereien 
Einkünfteüberfluss standdem „gemeinen Landes- 
kasten“ der General-Kirchen-Schafttnei ! zu. 

Die Ende des 18. Jahrhunderts landesherrlich ver- 
fügte Konsolidation i. e Verschmelzung der 
EinkünftedesKollegiat-Stifts mit denjenigen 
der General-Kirchen-Schaffneı berührte an sich 
nur die Einkünfte der letzteren, nicht aber diejenigen der 
partikularen Ortskirchen (Spezial-Kirchen-Schaffneien 
und Brudermeistereien). Nur mittelbar wurden die Revenuen 
der Lokalkirchen-Fabriken durch die Konsolidation 
insofern betroffen, als die jährlichen Rechnungs- Rezesse durch 
die Verbandskasse der G.-K.-Sch. hindurchliefen und solcher- 
gestalt in die landesherrlich zusammengelegte zesamtmasse 
der Revenuen gelangten. 

Der demnächstige Zerfall des kirchl. Landesinstituts der 
G.-K.-Sch., indem die französische Gesetzgebung Kırchen- 
und Pfarrhaus-Baulast zu Lasten der Civilge- 
meinden stellte, sowie die 1803 öffentlich-rechtlich 
geregelte Administration der „Stiftung Arnual“ 
(fondation d’Arnoual) schuf schliesslich en Kommunions- 
verhältnis zwischen dieser Stiftungs-Verwaltung 
und den in Betrachtkommenden Lokalkirchen-Fabriken. 


ı! Man vgl. die S. 107 und 105 erwähnte Pommersche Kirchen- 
Ordnung von 1535 und die Württembergische Kasten-Ordnung von 
1536. 
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Die Unkosten des Bauern-Aufstandes im Jahre 1525 im 
Bezirk Gotha-Eisenach. 


Auf Grund der im Herzogl. Haus- und Staats-Archiv zu Koburg 
befindlichen Original-Akten. 


Mitgeteilt von 


Pfarrer Dr. Berbig, 


Schwarzhausen bei Bad Thal i. Thüringen, 


Ueber den Verlauf des Bauernkriegs in Thüringen haben 
wir bis jetzt nur wenig urkundliches Material. Gleichwohl lässt 
sich bei der Zusammensetzung des Vorhandenen ein überraschend 
deutliches Bild über die damalige Volkserhebung gewinnen für die 
am Thüringer Waldsaum nach Norden zu gelegenen Gebietsteile des 
damaligen Kurfürstentums Sachsen. Es geht zwar aus den Akten 
sofort hervor, dass der Aufstand auf thüringer Gebiet nicht den 
einheitlichen Charakter trug, wie ihn die süddeutsche Bauern- 
bewegung v. J. 1525 aufzuweisen hat. Thomas Münzer war doch 
nicht der Mann, alle mobilen Bauernscharen unter einer Fahne 
zu sammeln und dann mit einem _zentralisierten grossen Heer 
durch Thüringen zu brechen, etwa zu einer Vereinigung mit den 
süddeutschen Aufständigen. Die Aufrührerei blieb vielmehr in 
Thüringen, vielleicht auch infolge seiner örtlichen Lage, auf 
verschiedene kleinere Mittelpunkte und Herde beschränkt, näm- 
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lich überall da, wo ganz besondere Angrifispunkte vorhanden 
waren für die unzufriedene, unbändig gewordene Masse des Vol- 
kes. Und solche Angrifispunkte boten ja in erster Linie die 
überaus reichen Abteien und Klöster, die Schätze der „toten 
Hand“, erst in zweiter Linie wurde hier in Thüringen der Adel 
betroffen, und auch da gab es wieder Bezirke, in denen völlige 
Ruhe, ja das beste Einvernehmen zwischen den Edelleuten und 
ihren Untersessenen herrschte, wie in alter Zeit. 

Ausserdem aber war der Adel jener Zeit zwar in hohem 
Masse weitverzweigt und vielköpfig, aber nicht einmal reich zu 
nennen, und nicht in eigentlichem Sinne der Vertreter des Ka- 
pitals. 

Ferner aber ist zu bedenken, dass es doch nicht allein Bauern 
waren, die zum Aufstand griffen, sondern ein guter Teil städti- 
scher Insassen, wohl ausnahmslos das städtische, besitzlose Pro- 
letarıiat und auch der kleine, gedrückte Handwerker, der von 
den Folgen des Aufstandes erhotite, dass auch zur Verbesserung 
seiner materiellen Lage etwas dabei herauskommen würde. 

Der Rachezug des Kurfürsten Johann, der sich sofort mit 
dem Tode des Bruders, des Kurfürsten Friedrich des Weisen, 
in voller Energie erhob, schlug von Süden her kommend in klu- 
ger Taktik den Bauernaufstand strichweise nieder. 

Einem geschlossenen, strategisch vorbereiteten Heere gegen- 
über, das nicht bloss aus kursächsischen, sondern auch aus aus- 
ländischen Truppen bestand — die Bundesgenossen Kursachsens 
waren damals besonders Herzog Georg, der Bärtige, Landgraf 
Philipp von Hessen und Herzog Heinrich von Braunschweig — 
waren Bauernhaufen und Anfrührer trotz der viel höheren Kopt- 
zahl natürlich nicht gewachsen. Die Bauern beschränkten sich 
beim Herannahen des kurfürstlichen Heeres sofort nur auf die 
Defensive, oder sie ergriffen die Flucht. 

Im Herzoglichen Haus- und Staats-Archiv zu Koburg — 
B. II. 21. 15 — findet sich ein Aktenstück vor, aus welchem sıch 
ganz genau der Gang der Ereignisse des Straf- und Rachezuges 
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des Kurfürsten Johann verfolgen lässt. Das Aktenstück trägt 
die Aufschrift (auf Pergamentblatt): 

Vorzeichnis der Auflag, so durch meinen gnedigsten herren 
hertzog Johansen zu Sachsen, Churfürsten etc. den Stetten und 
Pauerschaften umb ire entporliche mishandlung zu Underhaltung 
seiner Churf. gnaden Krigsvolck bescheen. 

Anno dm XXV. 

Es handelt sich also um eine Entschädigungssteuer, mit 
welcher der Kurfürst alle diejenigen Städte und Ortschaften be- 
leste, deren Insassen sich mehr oder weniger am Aufstande be- 
teiligt hatten. Es waren somit z. T. recht empfindliche Kriees- 
bussen, die der Kurfürst verhängte und zwar mit kluger Berech- 
nung auf den Ort, nicht etwa auf einzelne Persönlichkeiten. Der 
Ort sollte das als Strafe empfinden, dass er überhaupt die Em- 
pörung in seiner Mitte hatte aufkommen lassen. Mochte die 
Bürgerschaft dann miteinander fertig werden und sich in die 
Strafe teilen. Mochten sich die einzelnen Bürger- und Ort- 
schaften aber daraus auch eine heilsame Lehre für die Zukunft 
ziehen: Nemo me impune lacessit! 

Am Dienstag nach Exaudi begannen diese Verhandlungen, 
und zwar zunächst in der Gegend zwischen Eisenach, Gotha 
und Mühlhausen. Als Mittelpunkt und Versamnmlungsplatz war 
Grossen-Belhringen gewählt worden. Jedenfalls befand sich der 
Kurfürst samt seinem Hoflager persönlich an Ort und Stelle. 
Er hatte im dortigen Schlosse der Freiherren von Wangenheim 
Aufenthalt genommen, während das Kriegsvolk in der Umgegend 
in Quartier lag. 

Folgende Bauernschaften waren vorgeladen worden: Winter- 
stein, Fischbach, Sondra (die Sunder), Kälberfeld, Kalılenberg, 
Schönau, Sonneborn, Wolfsbehringen, Grossenbehringen, Oster- 
belıringen, Reichenbach, Tüngeda, Haina (Hayn), Wangenheim, 
Hochheim, Westhausen und Pfullndorf (pfundorft). 

Diese sämtlichen Ortschaften waren Untersassen derer von 
Wangenheim. Es ist charakteristisch für den Gang der dama- 
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ligen Verhandlungen, dass sich auch sonst die Vorladungen an 
die jeweilige Lehensherrschaft anschlossen, vielleicht in dem Be- 
streben, dieses uralte Verhältnis, dessen Bestand durch die Em- 
pörung bedroht war, landesherrlich wiederum zu befestigen. So 
sind diese urkundlichen Aufzeichnungen schr wertvoll für die 
Adelsgeschichte, sofern sich der Bestand und der Besitz des Adels 
daran erkennen und feststellen lässt. Andrerseits aber für die 
Geschichte der beteiligten Orte selbst, deren Schreib- und Namens- 
art, sowie Leistungsfähigkeit im Jahre 1525 immerhin annähernd 
sich erkennen lässt. 

Aus dem Koburger Aktenstück geht mit Sicherheit hervor, 
dass sich die aufrührerischen Orte, „nachdem sie sich zuvor und 
auch doselbst (nämlich in Grossenbehringen vor dem Kurfürsten) 
irer geübten Frevels, Aufruhr und Entpörung halben, so sie unter 
einander wider die Obrigkeit erweckt“, in des Kurfürsten Strafe, 
(znad und Ungnade ergeben hatten, und zwar „mit ihren Leiben 
und Gütern“, 

Weiter ergab die Verhandlung zu Grossenbehringen, dass der 
Kurfürst Johann in diese gutwillige Ergebung einwilligte, jedoch 
mit dem Vorbehalt der Leibes-Strafe gegen die Hauptsacher, 
d.h. Rädelsführer und Hetzer. Ausserdem aber wurden die ge- 
nannten Ortschaften mit einer summarischen Geldstrafe belegt, 
die unnachlässig eingebracht werden sollte. 

Alle oben genannten von Wangenheimschen Untersessenen 
wurden mit einer Geldstrafe von 6000 Gulden belegt. Diese 
Summe entspricht heute einem \Wert von 90000 Mark! In ihre 
Aufbringung hatten sich also die genannten Orte, die sich im 
Aufstand besonders hervorgetan hatten, brüderlich zu teilen. 
Auf die Einzelverteilung und Belastung ging der Kurfürst gar 
nicht ein. Das war Sache der Ortschaften selbst untereinander 
und auch Angelegenheit der zuständigen Anıts- und Steuerver- 
waltungen. 

Es wird nicht ausdrücklich in unseren Akten vermerkt, wo- 
durch und womit die Aufgeführten eine so sehr hohe Geldstrafe 
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verwirkt haben. Es lässt sich nicht nachweisen, dass diese Orte, 
die den ganzen Bezirk des in Westthüringen am reichsten be- 
güterten von Wangenheimschen Geschlechtes umfasste, sich etwa 
an einer Revolte gegen den Adel vorzugsweise beteiligt hätten. 
Andrerseits aber ist gewiss, dass die anfänglich benannten Dorf- 
schaften sich an der Plünderung der reichen Benediktiner-Abtei 
Reinhardsbronn lebhaft beteiligt hatten und der hier in Rein- 
hardsbronn entstandene, unersetzliche Schaden — nachweislich 
war hier die ganze herrliche, unersetzliche Klosterbibliothek, 
ferner alle Altäre, Kunstwerke, Bilder, Orgeln, Glocken unter- 
gegangen — verlangte ausserordentlich hohe Sühne! 

Nach den Wangenheimschen Untersassen kamen die von 
Seebachschen Dörfer an die Reihe. 

Gross-Fahner, Gierstädt und Kleinfahner (Wenigenfaner) 
hatten 1500 Gulden Satisfaktion zu leisten. 

Das Dorf Erffa (das heutige Friedrichswerth) hatte als Eıf- 
faisches Gut 300 Gulden zu zalılen. 

Wenigen-Lupnitz, Melborn und Gospiteroda (gospederode) 
gehörten dem Dietrich von Farnrode und hatten 800 Gulden zu 
erstatten. 

Die Georg und Wilhelm von Hopfgartenschen Dörfer Craula 
(Crauel), Neukirchen, Nazza und Ebenheim wurden zu 600 
Gulden, Mechterstädt aber allein zu 800 Gulden Strafe ver- 
urteilt. 

Nachweislich hatte sich die Bewohnerschaft des letzteren 
Ortes an der Verwüstung von Reinhardsbrunn hervorragend be- 
teiligt. 

Die kleinen Orte Weingarten und Burla nıussten mit 100 
Gulden büssen. 

Im ganzen wurden an Geldstrafen an jenem Straftag zu 
(srossen-Behringen aufgelegt: 

Zehntausend einhundert Gulden. 

Die angeführten Zahlen ergeben ein deutliches Bild von der 

Unruhe, die vorausgegangen sein musste, aber auch von der 
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Beteiligung, die in den einzelnen Dorfschaften, wo nun jeder 
biissen und bluten musste, erfolgt war. Eine ganze Anzahl Orte 
des Amtes hatte sich an der Erhebung offenbar gar nicht betei- 
ligt, da sie nicht in Strafe genommen wurden. Es gab also 
mitten ın der Unruhe der Zeit eine ganze grosse Anzahl ruhiger 
und untertäniger Orte. Jın Emse- und Hörseltal scheiden z. B. 
alle die zur Uetterodtischen Herrschaft gehörigen Dörfer aus. 
Oftenbar herrschte da Ruhe, oder der Adel beherrschte mit seinen 
(Geistlichen die Situation. 


Schon am nächstfolgenden Tag — am Donnerstag nach 
Exaudi — wurden die Verhandlungen in gleicher Weise mit dem 


Amt Eisenach fortgesetzt. Wiederum war Grossen-Behringen 
der Ort der Verhandlung. 

Aus dem Amt Eisenach hatten zu büssen: 

(sross-Lupnitz mit 800 Gulden und 40 Stück Rindvieh; Mos- 
bach, Kittelsthal und Ruhla mit 200 Gulden und 20 Stück Rindvieh; 
Eckardshausen (Ockershausen) mit 50 Gulden und 8 Stück Rind- 
viel; Etterwinden mit 20 Gulden und 6 Stück Rindvieh; Führta 
(Furtt) mit 40 Gulden und 10 Stück Rindvieh. 

Während ın der Stadt Gotha und Umgebung alles in Rulıe 
geblieben war — man sagt infolge des persönlichen Einflusses 
des geschickten Predigers Myconius —, scheint sich die Nach- 
barstadt Eisenach ganz besonders im Aufstand hervorgetan zu 
haben. Eisenach musste eine Auflage von 2000 Gulden allein 
tragen! Offenbar hatte sich die Tätigkeit eines Teils ihrer Bür- 
ger gegen die in der Stadt befindlichen reichen Klöster gerichtet, 
während ın Gotha em solcher „Sturm“ weislich vermieden wurde 
und in Stadt und Amt Weimar bei der Anwesenheit des kur- 
fürstlichen Hotlagers und der kurfürstlichen Kriegsmannschaft 
ein solcher ausgeschlossen war. 

Auch im Amt Eisenach muss grosse Unruhe geherrscht ha- 
ben. Die Strafen verteilten sich auf folgende Adels-Dörfer: 

Mila (Ernst von Herstall) büssten mit 300 Gulden. Die 
(reorg und Wilhelm von Hopfgarten Dörfer: Frankenroda mit 30 
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Gulden und 5 Stück Rindvieh; Lauterbach mit 30 Gulden; 
Etmanshausen mit 30 Gulden und 5 Stück Rindvieh. Ma- 
lungen, zuständig dem Heinrich von Malungen, büsste mit 30 
Gulden; Krauthausen, zuständig dem von Nesselrieden, eben- 
falls mit 30 Gulden. Bischofsroda aber, gehörig Christoph von 
Kreuzburg, mit 200 Gulden. Ebenfalls Berka vorm Hainich 
(dem von Creutzburg und Dolen) mit 200 Gulden; Stettfeld (dem 
‚Jobst von Boineburg) mit 80 Gulden. 

Besonders empfindlich wurden im Amt Gerstungen folgende 
Dorfschaften in Strafe genomnen: 

Der Flecken Gerstungen mit 500 Gulden und 40 Stück 
Rindvieh; Dankmarshausen mit 500 Gulden und 40 Stück Rind- 
vich; Sülingssee mit 200 Gulden und 20 Stück Rindvieh; Susse 
nıit 100 Gulden und 15 Stück Rindvieh; Neustadt mit 200 Gul- 
den und 20 Stück Rindvieh. 

In Amt Breitenbach wurden belegt mit 500 Gulden und 
40 Stück Rindvieh: Berka a. d. Werra; mit 300 Gulden 
und 30 Stück Rindvieh: Herda; mit 200 Gulden und 15 Rin- 
dern Windischensaula (Wünschen-Suhl); mit 200 Gulden und 
15 Rindern: Dorf-Breitenbach; mit 60 Gulden und 6 Rindern: 
Haus-Breitenbach; mit 50 Gulden und 5 Rindern: Horschlitt 
(Horslett). 

In Amte Salzungen büsste die Stadt Salzungen mit 2000 
Gulden. Die dasige Bürgerschaft hatte sich an der Verwüstung 
des Benediktinerinnen-Klosters Allendorf an der Werra beson- 
ders beteiligt. 200 Gulden und 40 Stück Rindvieh musste 
Möhra (Mora) zahlen, der ehemalige Wohnort von Luthers Eltern. 
100 Gulden und 20 Rinder leistete Witzelrode (Wezelrode) und 
ebensoviel der Ort Immelborn (Hiunmelborn). Auf die dem Wolf 
von Butler zuständigen Lehensleute entfielen für Woltertrode: 
50 Gulden und 10 Stück Rindvieh, auf Langenfeld 60 Gulden 
und 10 Rinder. 

Auch das Amt Creuzburg an der Werra hatte sich am 
Aufstand zahlreich beteiligt, wie aus folgender Aufstellung her- 
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vorgeht: 

Die Stadt Creuzburg hatte 800 Gulden zu bezahlen. Ferner: 
Ifta: 300 Gulden; Schnellmanshausen: 80 Gulden; Pferdsdorf: 
80 Gulden; Marksuhl: 300 Gulden; Oberelln: 200 Gulden; 
Burckertroda: 30 Gulden; Utenroda: 30 Gulden; Hözelroda: 
60 Gulden; Streckda (streckede): 30 Gulden; Stockhausen: 30 
Gulden; Etenhausen: 30 Gulden und 5 Rinder; Hastrungsteld: 
30 Gulden und 5 Rinder; Nidern-Sula: 5 Gulden und 20 Rin- 
der. Der Ort Neuenhof, zuständig dem von Reckenrod hatte 
50 Gulden zu zahlen. 

Die Summe der ganzen Auflage für den Eisenacher Bezirk 
betrug Zwanzigtausenddreihundertundzehn Gulden an Geld, ohne 
die grosse Zahl der gepfändeten Rinder, deren Lieferung beson- 
ders den armen Waldgemeinden ausserordentlich schwer fallen 
musste. 

Gleichwohl aber fällt bei der Beurteilung dieser Tatsachen 
nicht so sehr ins Gewicht diese überaus harte und hohe Strafe, 
welche die Bevölkerung ohne Zweifel in gerechter Weise treffen 
nıusste, als die Sühne selber, welche der Aufstand heraufbe- 
schworen hatte, die unglaubliche Zerstörungswut eines verbitter- 
ten Geschlechts. Ueber diese hatte sich der Zorn des Kur- 
fürsten, als des Machthabers entladen. So ist die Barbareı des 
Bauernkrieges nicht ungesühnt geblieben und es erfüllt uns als 
die Nachwelt mit einer gewissen Genugtuung, dass dies wirklich 
der Fall war. Das Wort: Es rächt sich alles auf Erden! hat 
so auch im Bauernkrieg volle Bestätigung gefunden. 

Für die relativ kleinen Bezirke, deren Mittelpunkt Eisenach 
war, waren jene 30000 Gulden, nach heutigem Werte etwa eine 
halbe Million, eine Strafsumme, deren Wucht die Dorfschaften 
auf Jahre hinaus arm und klein machen musste, abgesehen von 
den Leibesstrafen, die über die Rädelsführer verhängt wurden, 
deren grössere Zahl unter die Landtlüchtigen ging. 

Es wird die Aufgabe einer anderen Arbeit sein, die Straf 
Tabelle, die uns auch für andere Landesbezirke des damaligen 
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Kursachsens deutlichen Aufschluss gibt in den Wirren des Bauern- 
krieges weiter zu verfolgen. 

Die Straf-Termine, die in Grossenbehringen anfıngen, wur- 
den im raschen Zuge fortgesetzt in Eisenach, in Jena, dam 
in Kahla, Neustadt a. d. Orla, Weıida, Plauen und Zwickau. 
wo sie am Montag nach Petri Pauli 1525 endigten. 
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deren Gesetzen. Leipz. 05. Rossbergsche Verlagsbuchhandlung. Mk. 8. 
Das nützliche Buch ist prompt nach Abschluss des Jahres 1904 
erschienen. Es ist mehrfach technisch vervollkommnet und auf 45 
andere Reichsgesetze ausgedehnt worden, bezüglich welcher jetzt 
die Uebersicht für die Jahre 1900—1904 zusammen gegeben wird. 
Die Literatur hat eine stärkere Berücksichtigung erfahren. Die 
Formulierung der angeführten Präjudizien ist kurz und präzis, das 
Werk also im höchsten Masse brauchbar. Freilich für die Interessen- 
ten unserer Zeitschrift beschränkt sich die unmittelbare Nutzbarkeit 
auf diejenigen Materien, die auch für das Kirchenrecht eine Bedeutung 
haben, also namentlich das Eherecht. Zweckmässig würde es sein, 
wenn der Her. von Zeit zu Zeit ein Gresamtregister beireben wollte. 
Nur dann können die Schätze des Buches bequem gehoben werden. 
E. Fr. 

7. Grafv. Pestalozza*, Der Begriff der Mentalreservation 
im Sinne des $ 116 BGB. Zugleich ein Beitrag zur Lehre von den 
Willenserklärungen. München 04. J. Schweitzer. Mk. 1.80. 

Der Verf. behandelt diese zivilistische Materie mit grossem Scharf- 
sinn und wir meinen, dass man seiner Auslegung des $ 116 BGB. wird 
beipflichten müssen. Die Materie interessiert auch den Kanonisten. 
Nicht nur, dass die Lehre der Mentalreservation seitens der Moralisten 
ihre Ausbildung erfahren hat. Die Frage, welche Wirkungen die 
Mentalreservation auf die Eheschliessung ausübe, ist ja bekanntlich in 
c.26 X (4, 1) in einer Weise entschieden worden, welche von jeher die 
Interpretationskünste der Zivilisten herausgefordert hat. Die letzteren 
haben freilich die Bedeutung und das Wesen der Stelle arg verkannt, 
indem z. B. Kohler — wie es scheint auch der Verfasser — in dem 
geschilderten Hergang eine Verlobung erblickt, während es sich um 
eine Eheschliessung handelt. Die betr. Stelle ist aber für juristische 
Betrachtung überhaupt ungeeignet. In ihr handelt es sich lediglich 
um theologische Gedanukengänge, um die Sakraments- mit ihrer In- 
tentionslehre. Vom zivilistischen Standpunkt aus hätte Innocenz III. 
nicht zu dem Ergebnisse kommen können, die Ehe als nicht zurecht- 
bestehend anzusehen und vom theologischen aus kommt dem Umstand, 
dass der unter dem falschen Namen ‚Johannes Eheschliessende gar nicht 
so hiess, kein ausschlaggebendes Gewicht bei. Der Papst hätte genau 
ebenso entscheiden müssen, wenn der Nupturient wirklich Johannes 
geheissen hätte, wie denn ja auch gleichartige Entscheidungen selbst noch 
in neuerer Zeit römischerseits ergangen sind. E. Fr. 
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ist zu dem praktischen Zwecke der Examensvorbereitung abgefasst 
worden und unterscheidet sich von deutschen derartigen Büchern nur 
dadurch, dass es mehr Stoff gibt als die letzteren, da von den öster- 
reichischen Prüfungskandidaten ein grösserer Umfang von Kenntnissen 
in der Disziplin des Kirchenrechts gefordert wird als in Deutschland. 
Im übrigen ist das System originell, aber u. E. nicht zu billiren. Die 
Einzelausführungen laborieren aber an zahlreichen Ungenauigkeiten und 
Fehlern, wie das ja auch bei den deutschen Repetitorien der Fall 
ist. Wir haben uns für die ersten 100 Seiten allein 17 notiert, die 
hier aufzuführen kein Interesse haben würlde. E. Fr. 
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II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. Russo, F., ‚Juris canoniei privati Codex vigens sive Legum 
ecelesiasticarum omnium. T. 1, Sect. 1. Palermo 0%. 

2. Bernascone, Acta Gregorni P. XVI, scilieet eonstitutiones 
Bullae, Titterae apost., epistolae vol. IV. p. 2. Romae 04. 
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l. Boudinhon, De la codification du droit canonique. Le Can. 
cont. 27, 641. 

2. Bigg, Notes on the didache. ‚Journ. of Th. st. 1904, 579. 
Vel. dazu Funk, in Th. Qu.Schr. 87, 160. 

3. Turner*, Ecelesia occidentalis Monumenta iuris antiquissima. 
Canuonum et conciliorum graecorum interpretationes latinae. Fase. I. 
pars II Nicaeni concilii praefationes capitula synbolum eanones. Oxoniüi 
e tyvpogr. Ularendoniana 1904. 21. shill. 

Vor 5 Jahren hat der gelehrte Her. den ersten Faszikel erscheinen 
lassen, welcher die canones Apostolorum und die Namen der Nieäni- 
schen Väter enthielt. Seit der Zeit hat er nicht nur schon damals 
angeführte Codices neu untersucht, sondern es ist ihm auch gelungen, 
neue Handschriften aufzufinden, die dem Spürsinn früherer Forscher 
entgangen waren, beziehentlich für das Alter schon bekannter neue 
Ergebnisse zu erzielen. Den Anfang des Heftes bilden 7 Anhänge zu 
dem früheren und zwar Appdx II: Patrum Nicaenorum catalogus se- 
ceundus (od. Paris. lat. 3938. III, desgl. nach dem Cod. Vatican. 1319 
und Verbesserungen zur Nicänischen Väterlistenach dem cod. Vaticanus 
Reginensis 1447. Es folgen dann komparativ nebeneinander gedruckt 
die Uebersetzungen der praefationes, des symbolum, der ceanones nach 
den Uebersetzungen des Caecilianus, Attieus, der collectio prisca, des 
cod. Ingilrami mit 3 Appendices (Index capitulorum nach der prisca 
und dem Cod. Ingilrami, -4 untergeschobene canones, can. 6 und 7 nach 
der Uebersetzung der Acta conc. Chalcedonensis. 8. 149—152 werden 
kritische Bemerkungen zu dem Vorgehenden gegeben, welche der 
Her. nicht für geeignet erachtete, dem kritischen, unter dem Text ab- 
gedruckten Apparate einzuschieben. Es folgt dann die sog. gallische 
Uebersetzung der Vorrede, canones und des symbolum der gallo-hispana, 
des Rufinus v. Aquileja, der Isiddoriana, wieder mit ausgesonderten kriti- 
schen Bemerkungen. Weiter zwei Uebersetzungen des Dionysius exi- 
eruus mit einem Additamentum über die Uebersetzung der Quesnelliana. 
Den Schluss bildet ein Fragment des Nicaenum aus zwei jetzt Mün- 
chener Codd., welches schon von Maassen herausgegeben war. — Der 
Her. hat alle Handschr. — eine ausgenommen — selbst kollationiert, 
und man wird ihm nachzurülhnen haben, dass er für sein Thema Ab- 
schliessendes geleistet hat. Möchte ihm nur beschieden sein, seine 
Arbeit auch den weiteren Quellen des orientalischen Kirchenrechts 
zuwenden zu können. E. Fr. 
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4. Dufoureq, NSaint-Irenee (Ile siecle). Par. 04. 

5. Chapman, The interpolations in St. Cyprians de unitifte 
ecelesine. Journ. of theol. stud. 1904, 634. 

vb. Kraatz, Koptische Akten zum ephesinischen Konzil vom 
J. 431. Uebers. u. Untersuchen. Texte u. Untersuchungen zur Gesch. 
der altehristlichen Literatur. Hrse. v. Osk. v. Gebhardt u. Adf. Harnack. 
Neue Folge. Bd. 11, Heft 2u.4. Der ganzen Reihe XXVL 2 u. 4. 

. Conurat, D. lex romana canonice compta, röm. R. im früh- 
inittelalterl. Italien in system. Darstellg. (Verh. d. k. akad. van weten- 
schappen te Amsterdam.) Aınst. O4. 

Ss. Ferotin, Le „Liber ordinum“ en usage dans l’erlise wisigo- 
tique et mozarabe d’Espagne du v°e au XI“ siecle. Publie pour la pre- 
miere fois, avec une introduction, des notes, une etude sur neuf calen- 
riers mozarabes, etc. In-4 avec planche. Monumenta Ecclesie litur- 
gica (volumen quintum). Par. O4. 

9% Nau, Les resolutions canoniques de ‚Jacques d’Edesse. Le Can. 
cont. 27, 562. 

10. Ruffini, Di un opera inedita attrıbuita ad Incemaro di Reims. 
Roma 04. (Atti del congresso internaz. di scienze storiche Roma 1903 
Estr. del Vol. IV. Sez. V: Storia del dir.) 

Il. Guiraud, Les registres d’Urbain IV. (1261—64). Recueil 
des bulles de ce pape. T. 3. fasc. 6. Par. 04. 

12. Digard, Les registres de Boniface VIlI. 8 fasc. Par. 04. 

13. Mollat, Lettres communes de Jean XA1I (1316—1334). 
Analysees d’aprös les registres d’Avignon et du Vatican. 2. fasec. Par. 04. 

14. @öller, Mitteilungen u. Untersuchungen üb. d. päpstl. Re- 
gister- u. Kanzleiwesen im AIV. Jahrh. bes. unter Johann XAII u. 
Bened. XIII. Rom. 04. (Erg. Sep.-Abdr. aus Quellen u. Forschungen 
a. ital. Archiv.) 

15. Schmid, Kirchl. Verordnungen d. Passauer Bischöfe Otto 
v. Lonsdorf (1254—64) u. Richard v. Perchteldsdorf (1250—1282). 
A.f.k.K.R. 84, 449. 

16. Holder, Zur Gesch. d. Basler Synodal- u. Kirchenstatnten 
bis z. Reformation. Katlı. Schweizerblätter 1904. 241. 

17. Rösch, D. KR. im Zeitalter der Aufklärung. A. f.k. KR. 
Ss4, 495. 

18. Sägmüller, Loisy u.d. KR. A.f.k. KR. 84, 467. 

19. Knoop, Herzog Ernst des Bekemners Ordnung über das Fin- 
kommen der Pastoren und die Ehesachen vom 15. November 1543. 
7. d. (es. f. niedersächs. K@Gesch. 1904. 
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V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


1. Hilgenfeld, Synedrion und Gerusia (Act V,21). Z. f. wiss, 
Theol. 47, 432. 

2. v. Dunin-Borkowski, Methodolog. Vorfragen z. urchristl. 
Verfassungsgeschichte (2. Art... Z. f. k. Theol. 29, 28. 

3 Veldhuisen, De crisis in de gemeende van Korinthe op 
het einde der eerste eeuv. Th. Stud. 1904, 1. 

4. Grill. D. Primat d. Petrus. Eine Untersuchung. 'Tüb. 04, 

5. Babut, Le Concile de Turin. Essai sur Vhist. des erlises 
provencales du Ve siecle et sur les origines de la monarchie ecele- 
siastique romaine (417—450). Par. 04. (Bibliotheque de la fondation 
Thiers fasc. 6.) 

6. Wenck, War Bonifaz VIII. ein Ketzer? Hist. Zeitschr. 91, 1. 

‘. Bourgin, La famiglia pontifieia sotto Engen. IV. Arch. 
della stor. rom. 27, 203. 

8. Friedensburg, Zwei Aktenstücke z. Gesch. d. kirchl. Re- 
formbestrebungen an d. röm. Kurie (15356—38). Rom 04. (Aus Quell. 
u. Forschungen a. ital. Archiven u. Biblioth.) 

9. Kneller, Papst u. Konzil im ersten Jahrtausend. Z. £. kath. 
Theol. 28, 699. 

10. Toreilles, L’ultramontanisme et le gallicanisme en province 
sous l’anc. regime. Revue du clerge france. 1904, 337. 598. 

11. Houtin, Un dernier Gallican, Henri Bernier, chanoine 
d’Angers 1795—1859. 2 ed. Par. 

12. Gilbert, Le mariage des pretres (hist. des varıations de la 
Jurisprud. franc. au AIX siccle). These. Par. 04. 

13. Kunz v. Bruhn gen. v. Kauffungen, Das Donkapitel 
von Meissen im Mittelalter. Mitteilungen des Vereins für Geschichte 
der Stadt Meissen. 6. Bd., 2. u. 3. Heft. 

14. Peter Anton Kirsch, D. sacerdos proprius in d. abend]. 
Kirche vor d. J. 1215. A.f.k. KR. 84, 527. 

15. Bonduelle, Les paroisses et les fabriques au commencem. 
du XIlIe siecle. Rev. des science. eceles. 1904, 259 Schluss. 

16. P. Albers, Geschiedenis van het herstel der hierarchie in 
de Nederlanden. II. Nijmwegen 04. 

16. Kalkoff, Zu Luthers röm. Prozess, 2. f. KGesch. 25, 503. 

18. Hofmann, Z. Gesch. d. päpstl. Kanzlei vornehmlich in der 
Il. Hälfte des XV. Jahrh. Kap. IV: Die Praxis der Aemterbesetzung 
und ihre Folgen. Diss. Berl. 04, 
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19. Breitenbach, D. Besetze. d. Bist. Prag u. Olmütz bis z. 
Anerkennung d. ausschliessl. Wahlrechts d. beiden Domkapitel. 7 f. 
d. Gesch. Mähr. u. Schles. 1904, 1—40. 

20. Stutz, D. Habsburg. Urbar u. d. Anfänge d. Landeshoheit. 
Weimar 04. (Sonderabdruck d. 7. d. Savienystiftung f. RGesch. (Term. 
Abt. Bd. 25.) (Enthält von 8.40 an Materialien für die Geschichte 
des Patronatrechts und der landesherrlichen Vogtei.) 

21. Schweizer*, D. (remeindepatronatsrecht in den Westkan- 
tonen. (7. f. Schweiz. Recht. N. F. 24.) 

Eine interessante rechtshistorische Studie, welche zeigt, wie in der 
schweizerschen Gemeinde ein Wahlrecht der Geistlichen teils als Patro- 
natrecht, teils neben dem Patronatrecht sich herausgebildet hat. Damit 


hat sich die Tebung verbunden, den Geistlichen nur auf Zeit — oft 
sehr kurze — zu wählen, so dass er nach Ablauf seiner Wahlperiode 


um Wiederwahl „anhalten®* musste, wie ihn denn auch in den „Spanı- 
briefen“ Wahlkapitulationen auferlegt wurden, Ja die Stellung des Pfar- 
rers wird geradezu als ein Mietsverhältnis ausgestaltet, infolgedessen 
dann die (remeinden ein Absetzungsrecht gegenüber dem (Geistlichen 
in Anspruch nehmen. Ebenso aber auch die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens. Von diesem gesamten Rechtsstande ist nur die Walıl der 
Geistlichen und die Beteiligung an der Verwaltung des Kirchenrermö- 
gens übrig geblieben. E. Fr. 

22. Pergamenis, A propos des r&rlements d’avouerie. Bruxelles, 
liefevre, 04. (Extrait de la revue de l’Universite de Bruxelles Mai- 
Juin 1904.) 

Ueber die rechtliche Stellung der Stifts-Advokaten werden wir 
erst zu abschliessenden Ergebnissen gelangen, wenn partikularrecht- 
liche Vorstudien gemacht worden sind, zumal nach der karolingischen 
Periode die Rechtsstellung der Vörte durch spezielle Abmachungen 
reguliert wurde. Nachdem der Verf. die Evolution des Institutes vor 
und in der karolingischen Periode kurz skizziert hat, gibt er eine 
Uebersicht über die spätere Entwickelung in Lothringen. Ein dankens- 
werter Anhang enthält ein Verzeichnis der hauptsächlichen Reglements 
für Lothringen und Flamland, welches die von Bonvalot, Hist. du 
droit et des institutions de la Lorraine, Paris 95, gegebenen AMittei- 
lungen ergänzt. E. Fr. 

23. Sickel, Rezens. über Senn, Linstitution des avoueries 
eceles. en France. Gött. G.A. 1904, 788. 

24. Leclere, Les avoues de St-Trond (Louvain 02). 

25. Rütten, Stud. z. mittelalterl. Busslehre mit bes. Berück- 
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sichtigung d. älteren Franziskanerschule. Münster. Diss. 

26. Jensen, The Denarius 8. Petri in England. Transactions of 
the roy. hist. Society 15, 171. 

27. Hermann, D. Mainzer Servitienzahlungen. A. f. Hess. 
Gesch. N. F. 2. Erg.Bd. H.2. 

25. Föller, Rezens. über Kirsch, D. päpstl. Annalen (Tött. 
(.A. 1904, 779. 

29. Inhülsen, D. Kirchenvermögen im Fall der Lostrennung 
einer Majorität von der Einheit der Kirche. Ein Beitrag z. schotti- 
schen Kirchengeschichte. A. f. öff. R. 19, 382. 


VI. Staat und Kirche. 


l. Callewaert, Les premiers chretiens et VPaccusation de lese- 
majete. Rev. des Quest. hist. 1904, 5. 

2. Förres, Neue Beitr. z. Gesch. d. 70jähr. Waffenstillstandes 
zw. d. Christentum u. d. antiken Staat seit 260. Z. f. wiss. Theol. 
47, 381. 

3. Van Ortroy, St. Ambroise et l’empereur 'Theodose. Ana- 
leecta Bollandiana 23, 417. 

4. Hauck, Der Gedanke der päpstl. Weltherrschaft bis auf 
Bonifaz VIII. (Leipz. 04. Univ.-Programm.) 

5. Siciliano Villanueva*, Leggi e canoni in materia di 
diritto privato secondo i prineipali canonisti e legisti del secolo XIII. 
Considerazioni. Prato 04 (Estratto dagli Studi in onore di Vittorio 
Scıialoja). 

Die kleine und gelehrte Schrift behandelt das wichtige Thema, in 
welcher Weise die kanonistische und zivilistische Theorie des 12. und 
13. Jahrh. das Verhältnis der canones zu den leges aufgefasst habe, 
ob mit andern Worten die Bestimmungen des römischen Rechtes denen 
des kanonischen über privatrechtliche Materien zu weichen haben, oder 
ob sie beide neben einander bestehen, die eine massgebend für das 
Forum ecclesiasticum, die andere für das saeculare. (Gratian, mit 
welchem die Untersuchung einsetzt, begnügt sich, bezüglich kirchlicher 
Materien den Vorrang der kirchlichen Norm zu behaupten, aber es 
erhellt, dass je mehr im Laufe der rechtlichen Entwickelung die Kirche 
immer neue Materien okkupierte, um so weiter auch das (sebiet werden 
musste, für welches die weltliche Norm zurückzuweichen hatte Als 
nun aber gar Innocenz III. alle Materien ratione peccati der kirch- 
lichen Zuständigkeit vindizierte, war damit im Prinzipe auch der all- 
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gemeine Vorrang der canones gegeben, und das ist denn auch von zahl- 
reichen Kanonisten und Legisten, deren Meinungen der Verf. klar legt, 
gelehrt worden. Und doch merkwürdiger Weise haben andere 
zahlreiche Legisten auch in der Periode der Blüte des Papalsystemes 
noch den alten Grundsatz aufrecht erhalten, der kirchenpolitisch aus- 
gedrückt, die (rleichstellung von Papst und Kaiser involvierte. 

Der Verf. will seine Untersuchung noch für die folgenden Perioden 
fortsetzen. Sie sind sehr geeignet, eine Lücke der bisherigen Forschung 
auszufüllen, da die Untersuchungen über die Staatskirchentheorien des 
Mittelalters an den hier benutzten Yuellen achtlos vorübergeganzen 
sind. Hervorheben möchten wir noch, dass uns die Auffassung, das ins 
canonicum gehe dem romanum als das jüngere voran, bei den be- 
haudelten Autoren nur für die ersten vom Kaiser sanktionierten 
Synodalbeschlüsse entgegentritt. Sie hat ja allerdings auch zur Vor- 
aussetzung, dass die kanonischen, von der Kirche erlassenen Nor- 
men auch für das Zivilrecht den kaiserlichen gleichwertig sind. E. Fr. 

6. Schäfer, Ueber d. Wormser Konkordat. Sitzungs.-Ber. d. 
preuss. Ak. 1904. Heft 31. 

‘. Hampe, Krit. Bemerkungen z. Kirchenpolitik der Staufer- 
zeit. Hist. Zeitschr. 93, 385. 

8 Wagner, Die engl. Kirchenpolitik unter König Richard II. 
(1377—97). Diss. Marb. 04. 

9. Pivrano, Stato e chiesa negli statuti comunali italıanı. To- 
rino, 04. = 

10. Loserth, Rezens. über Srbik, Staat u. Kirche in Oester. 
Gött. gelehrte A. 1904, 770. 

ll. Keller, D. Gr. Kurfürst in sein. Stellg. z. Religion und 
Kirche. Hohenzollern Jahrb. 7, 38. 

12. Baratte, Rapports de V’autorite civile et de l’autorite reli- 
eieuse en matiere de sepulture (ancien droit et droit actuel). These 
Te Mans 04. 

13. Heiner, Bruch d. diplomat. Verkehrs zwischen d. apost. 
Stuhle u. Frankreich. A. f. K. KR. 84, 538. 


VI. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 
l. Likowski, Die ruthenisch-römische Kirchenvereinigung ge- 


nannt Union zu Brest. Mit Erlaubnis des Verfassers aus dem polnı- 
schen übertragen von Dr. Paul Jedzink. (Freib. 04.) 
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2. Many, Praelect. de sacra ordinatione. Par. 05. 

3 Claeys-Bouvaert, de canonica cleri saecularis obedientia 
t.1. Louvain 04. 

4. Dolhagarey, FExcommunicat. reservees aux ordinaires: 
Du mariage des religieux et des cleres. A. d. sciene. eceles. 9. Serie 
1.9. 

5. kaugusch, D. Rechtsinstitut d. Papstwahl. Eine histor.- 
kanonist. Studie, Wien 05. 

6. Baikoff*, la capaecite internationale actuelle du St.-Siege et 
les personnes du droit des gens (russisch Petersb. 04). 

7. Russo, La curia romana nella sua oreanizzazione e nel 
suo completo funzionamento secondo il diritto canonico vigente. Roma 04. 

8. Pinchetti-Sammarchi, Giuda diplomatica ecelesiastica 
giuridica internazionale. Attuale posizione giuridiea internazionale 
della S. Sede con un app. sulla questione romana. Roma 1908. 

9. Hoensbroech, Graf, D. Syllabus, seine Autorität u. Trag- 
weite. Münch. O4. 

10. Ruffini, della facolta dei reservi in rapporto alla rappre- 
sentenza giuridiea delle parrocchie. (Napoli 04. Estr. d. R. pratica 
di dottr. e giurisprud. anno II. No. 8. 9.) 

11. Wysocki, de parocho quaestiones selectae. Lemberg 04. 

12. Mayer, D. Patronatsverhältnisse in der Schweiz. A. f. K. 
KR. S4, 481. 

13. Rhallis, ıı 
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Aaron Barıyzlar. Athen 05. (Ueber das 


Ti .u-s 


Busssakrament und das der Unktion. 

14. Brieger, D. neuesten Ablassstudien. Preuss. Jahrb. 116, 441. 

15. Pulby, le monopole des pompes funebres. Par. 04. 

16. Francese*, Personalitä giuridica della chiesa cattolica. Na- 
poli Pierro (piazza Dante 76) 94 Lire 2. 

Diese neapolitanische, aus der tüchtigen Schule von Scaduto her- 
voreegangene Doktordissertation behandelt die viel erörterte Frage, 
ob der katholischen (esamtkirche als solcher Rechtsfähigkeit zustehe. 
Der Verf. kommt zu dem auch von mir vertretenen Ergebnisse, dass 
dies nach positivem Recht nirgends der Fall sei. Speziell untersucht 
er dabei den Standpunkt des römischen, kanonischen und italienischen 
Rechtes, für das letztere namentlich das neapolitanische Konkordat 
von 1828, die Gesetzbücher Neapels (18191, Piemonts (1837), Parmas 
(1820) und das toskanesische Konkordat von 1557 heranziehend. End- 
lich behandelt er auch das Recht des geltenden Codice eivile, des 
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spanischen und argentinischen Rechts, weil diese letzteren beiden von 
den Gegnern zur Begründung ihrer Meinung herangezogen werden. 
Das Ergebnis ist überall das gleiche und die Anerkennung der juristi- 
schen Persönlichkeit der Gesamtkirche ist nirgends ausgesprochen, son- 
dern nur die Erwerbstfähigkeit der einzelnen kirchlichen Institute. 
Endlich zieht der Verf. auch die durchaus zutreffenden Konsequenzen, 
dass demnach die allgemeine Kirche weder beschenkt noch testamen- 
tarisch bedacht werden kann und auch nicht durch eine vorgeschobene 
Person erwerbsfähig ist. Der Verf. hat die italienische Literatur sehr 
reichlich benutzt und auch eine grosse Anzahl von Schriften, die in 
Deutschland unbekannt geblieben sind, so dass auch schon deswegen 
auf seine Schrift hingewiesen werden mag: E. Fr. 

17. Moureau, Le deeret Ut debita du 21 mai 1904 et les 
honoraires de messes manuelles. R. d. sciens. eccles. 9. Ser. t. 9. 

18. Scaduto, Devoluzione e rivendicazione delle soppresse chiese 
ricettizie curate. (Roma 04 Estr. dal giornale La Legge anno XLIV 
no. 16.) 

19. Ruffini, Ja quarta di concorso Studio di dir. finanziario 
eecles. (Contin). Il Filangieri 29, 588. 664. 


VII. Ordenswesen. 


1. Arndt, Die kirchlichen und weltlichen Rechtsbestimmungen 
f. Orden u. Kongregationen. Paderborn 04. 

2. Berliere, les chapitres generaux de l’Ordre de S. Benoit. 
Rev. Benedict. 19, 38. 374. 

3. Goetz, Die Quellen zur (Geschichte des hl. Franz v. Assissi. 
Eine krit. Untersuchg. Gotha 04. 

4. Felder, Geschichte der wissenschaftlichen Studien im Franzis- 
kanerorden bis um die Mitte des 13. Jahrh. Freiburg i. B., 04. 

5. Glaser, D. tranziskan. Bewegung. Ein Beitrag z. Gesch. d. 
sozialen Reformidee im Mittelalter. Diss. Münch. 03. 

6. Reichert, Acta capitulorum Generalium ordinis praedica- 
torum T. VIII. ab a. 1670 usque ad a. 1721. (Mon. ordin. fratr. prae- 
die. historiea t. 13.) Roma 03. 

7. Reichert, Feier und Geschäftsordnung der Provinzialkapitel 
d. Dominikanerordens im XIII. Jahrh. Röm. Quartalschr. 17, 101. 

8 Monum. Hist. Soc. Jesu nunc primum edita a patrib. 
ejusd. societatis fasc. 127 Mense Julio. Epistolae PP. Paschasii 
Broöti, Claudii Jaij, Joam. Codurii et Simonis Rodenici fasc. 3. Ma- 
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drid 04. Fasc. 126 Mense Junio. Monum. Ignatiana 4. ser. Seripta 
de S. Ignatio de Lovola T. 1 fasc. 4. Ib. 04. 

9. Pilatus (Vikt. Naumann), Eine krit. Würdg. d. Grund- 
sätze, Verfassung u. geist. Entwicklg. d. (resellsch. Jesu m. bes. Be- 
ziehg. auf die wissenschaftl. Kämpfe u. auf die Parstellg. v. antijesuit. 
Seite. Nebst e. literarhist. Anh.: Die antijesuit. Literatur v. d. Gründg. 
d. Ordens bis auf unsere Zeit. Rerensb. O4. 

10. Boudinhon, Les congregat. relig. & voeux simples. Le 
Can. cont. 27, 545. 651. 702. 

11. Sturel, La condition juridique du eongreganiste. Par. 04. 

12. Ledoux, les congrerat. relig. et la loi du 1. juillet 1901. 
Par. 04. 

13. Erythropel*, das Recht der weltlichen Vereine und geist. 
Orden in Frankreich nach dem Gesetz vom 1. Juli 1901. Unter Be- 
rücksichtigung der Vereinsgesetzgebung Deutschlands. Mit einem Vor- 
wort von Wilh. Kahl. Berl. 04. Otto Liebmann Mk. 5. 

Das vorliegende Buch ist die Frucht eines Studienaufenthaltes, 
den der Verf. in Frankreich genommen hatte. In der Tat war es auch 
nur dort möglich, das gesamte Material und die zahlreiche Literatur 
in dem Umfange heranzuziehen, wie es in dem Buche geschehen ist. 
Dabei zeichnet sich letzteres durch die grösste Objektivität aus. Der 
politische oder kirchenpolitische Standpunkt des Verf. tritt nirgends 
zu Tage. Das Gesetz v. 6./7. 1901 enthält eine Kodifikation des ge- 
samten Vereinsrechtes, wie wir eine solche für Deutschland entbehren. 
Fällt die in ihm behandelte Materie damit anscheinend aus dem Kreise 
unserer Zeitschrift heraus, so ist das in Wahrheit doch nicht der Fall. 
Denn das Gesetz stellt auch die Orden und Kongregationen unter 
seine Norm, wie wir denn ja auch früher die auf diese bezüglichen 
Artikel in der Zeitschrift zum Abdruck gebracht haben. — Das Buch 
wliedert sich in einen geschichtlichen und einen dogmatischen Teil; 
der erstere gibt dabei auch eine geschichtliche Entwicklung der frau- 
zösischen Staatsgesetzgebung über das Vereinswesen, ebenso wie der 
letztere die einschlagenden Bestimmungen des Gesetzes aus den Ma- 
terialien erläutert. Das Gesetz und die Kämpfe für seine Durchführung 
haben auch in Deutschland das grösste Interesse erregt. Es ist keine 
Etappe zu dem von der französischen Politik jetzt anscheinend als 
Ziel verfolgten Trennung von Kirche und Staat, sondern, wie Kahl 
in seinem Vorwort richtig hervorhebt, es steht auf dem Boden des 
Staatskirchentums, es ist ein Rückschritt von der früher proklamierten 
Unterrichtsfreiheit, die ja überall als eine Konsequenz der Trennung 
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von Kirche und Staat auftritt. Die Schrift stellt Inhalt und Tendenz 
des (iesetzes klar und präzis dar und kann daher als orientierend 
durchaus empfohlen werden. Der Hinweis auf die deutschen Vereins- 


gesetze — auf Ordensgesetze wird er nicht gegeben — gibt dem fran- 
zösischen Bilde ein nützliches Relief. E. Fr. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. Heuser, Die Protestation v. Speier. Geschichte der Prote- 
station u. des Reichstags 1529, nebst Veröffentlichg. bisher unbekann- 
ter Nachrichten üb. diesen Reichstag, Mit 2 Schriftabbilden. Hrsg. 
zur feierl. Einweihg. der Gedächtniskirche in Speier am 31. VIII. 1904. 
Neustadt a. H. 04. 

2. Schmidt, Protokoll. d. kirchl. Visitation d. Grafsch. Ravens- 
berg v. J. 1533. Jahrb. d. V. f. ev. Kehgesch. Westf. 6, 135. 

3. Kayser, D. General-KVisitation v. 1588 im Lande Göttingen 
— Kalenberg. Aus den Protokollen auszugsweise mitgeteilt 2. Th. 
Schluss. 7. d. Ges. f. niedersächs. KGesch. 1904. 

4. Crisolliu. Schulz, Verwaltungs-Ordnung f. d. kirchliche 
Vermögen in d. östl. Provinzen d. preuss. Landeskirche. Unter Be- 
rücksiehtigung d. BGB. u. seiner Nebengesetze. Berl. 04. 

5. Brandes*, Die Verfassung der Konföderation reformierter 
Kirchen in Niedersachsen. Eine Lösung des Problems der selbstän- 
digen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten durch die Kirche 
(Artikel 15 der preussischen Verfassung). (rütersloh 04. 

Die Kirchenverfassung der konföderierten niedersächsischen Ge- 
meinden bildet einen einzigartigen und darum interessanten Typus in 
Deutschland. Zwar haben wir auch andere freikirchliche reformierte 
Gemeinden. Aber diese sind nur presbyterial organisiert und zu keiner 
synodalen Vereinigung gediehen. In den meisten deutschen Staaten 
sind aber auch die Reformierten unter das landesherrliche Kirchen- 
regiment gekommen und wenn auch mit Beibehaltung der Synodal- 
organisation einer konsistorialen Verwaltung unterstellt worden. Dass 
dies bei den niedersächsischen (semeinden, denen in neuerer Zeit noch 
die reformierte zu Altona hinzugetreten ist, nicht der Fall, dass ihre 
Organisation eine freikirchliche geblieben ist, hängt damit zusammen, 
dass die Konföderation aus (Femeinden sich gebildet hat, die verschie- 
denen Staaten angehörten: Hannover — dafür jetzt Preussen — Braun- 
schweig, Lippe, so dass ihr keine einheitliche Staatsgewalt gegenüber- 
stand. Ist diese Erscheinung historisch zu erklären, so ergibt sich 
damit auch, dass sie für andere Kirchenorganisationen nicht vorbild- 
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lich sein kann, die eben unter anderen geschichtlichen Bedingunren 
entstanden sind, und dass somit das allgemeine Problem des Verhält- 
nisses des Staates zur ev. Kirche hier keine Lösung zu finden ver- 
mag. — Nach einer kurzen Feststellung allgemeiner Begriffe und einem 
Abriss der geschichtlichen Entwickelung der Konföderation gibt der 
Verf. eine Darstellung der Verfassungsorganisation und knüpft daran 
die Erörterung über das Verhältnis der Konföderation zum preussi- 
schen Staate. Dabeierhellt zunächst, dass da Hannover die Konföde- 
ration als Freikirche anerkannt, ihr gegenüber kein ius in sacra, son- 
dern nur ein beschränktes ius circa sacra in Anspruch genommen 
hatte, dieselbe Position auch gegenüber dem Rechtsnachfolger Hanno- 
vers, Preussen, Platz griff, und wenn der damals noch geltende Art. 15 
der preussischen Verf.-V. für die preussische ev. Landeskirche selbst, 
bei deren noch unvollendeten Organisation keine unmittelbare Ein- 
wirkung auszuüben vermochte, so war das anders bei der schon völlig 
orranisierten Konföderation. Freilich das ıius circa sacra behielt der 
preussische Staat bei und hat dies dann allen Kirchen gegenüber in 
der Folge ausgebaut, wobei später in bekannter Weise eine Reak- 
tion eingetreten ist. In allen diesen Fragen können wir dem Verf. im 
wesentlichen beipflichten. Dies ist aber auch bei der mehr proble- 
matischen der Fall, ob eine ev. (remeinde ihre Zugehöriskeit zur Kon- 
föderation aufzugeben berechtigt sei, was wir mit dem Verf. ver- 
neinen. E. Fr. 

6. Förster*, Der evangelische Sinn unserer Kirchenverfassung. 
Tübingen, J. C. B. Mohr, 04. Mk. 0,25. (Rade, Hefte zur Christl. 
Welt. H. 51, N. F. H.1. 

Der Verf. dieser kleinen Schrift befindet sich in einer Selbst- 
täuschung, wenn er sich in Uebereinstimmung glaubt mit Sohm. Er 
denkt gar nicht daran, das Kirchenrecht. als einen Widerspruch zur 
Kirche anzusehen. Er steht lediglich auf dem lutherischen Stand- 
punkte, dass die Kirchenverfassung ein #2:47552v sei. Darum ist sie 
reformfähig und nach des Verf. Meinung auch etwas reformbedürftig. 
Wir können dabei gerne zugestehen, dass eine grössere Selbständigkeit 
der (remeinden eine verminderte Rerierung der kirchlichen Bureau- 
kratie, eine mehr der Eigentümlichkeit des geistlichen Amtes ent- 
sprechende Stellung der Pfarrer zu wünschen sei, wenngleich uns der 
Verf. diese letzteren zu sehr unter den (resichtspunkt charismatischer 
Kirchenorgane zu stellen scheint. Auch darin stimmen wir überein, 
dass die Synoden sich eine stärkere Selbstbeschränkung auferlegen 
möchten. Dass sie den Erwartungen derjenigen entsprochen haben, 
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welche in ihrer Einführung das Heil für die Kirche erhofften, wird 
überhaupt wohl niemand zu behaupten wagen. E. Fr. 

‘. Niedner*, Die Ausgaben des preussischen Staates für die 
ev. Landeskirche der älteren Provinzen. Ein Beitrax zur Geschichte 
der ev. Kirchenverfassung in Preussen. Stuttgart, Ferd. Enke, 04. 
(Stutz, kirchenrechtliche Abhandlungen Heft 13. 14.) 

Wir haben das Buch, welches auch ungedrucktes Material ver- 
wertet, mit grossem Interesse und mit Belehrung gelesen. Bisher hat 
man sich mit der Tatsache begnürt, dass die pekuniären Mittel für 
die evangelische Landeskirche seitens des Staates gewährt werden. 
Aber man hat nicht geprüft, auf welchen Rechtstitel hin diese Leistung 
erfolge, ob die Kirche ein Forderungsrecht besitze, ja ob sie es, olıne 
mit Rechsfähigkeit begabt zu sein, überhaupt nur besitzen könne. Der 
Verf. weist nun nach, dass die Dotationspflicht des Staates der Kirche 
gegenüber nicht etwa aus der Säkularisation — abgesehen von Frank- 
reich und den französisch-rechtlichen Gebieten des preussischen Staates 
— abgeleitet werden könne. Weder aus derjenigen des Reformations- 
zeitalters, deren Ergebnisse übrigens zumeist der Kirche und Schule 
zugute gekommen seien, noch aus derjenigen des Reichsdeputations- 
hauptschlusses und der preussischen Säkularisationsgesetze. Vielmehr 
hatte der Staat vom territorialistischen Standpunkt aus die Kirchen 
als einen Teil der Staatsverwaltung angesehen, und infolgedessen die 
kirchlichen Verwaltungskosten bestritten. Er deduziert dann, dass 
in dieser Beziehung. durch das ALR., trotz dessen kollegialistischer 
Grundauffassung nichts geändert worden sei, zumal die preussische 
Landeskirche durch die Gesetzgebung noch gar nicht die Stellung 
einer juristischen Person empfangen habe. Aber auch nicht durch die 
Verfassungsurkunde, die für die evangelische Kirche nur ein nicht so- 
fort zur Ausführung gelangtes Prinzip festgelegt habe, Ebensowenig 
aber auch durch die Ausgestaltung der früheren Abteilung des Kultus- 
Ministeriums zum Evangelischen Oberkirchenrate. Auch das sei nur ein 
Stadium gewesen in dem Entwickelungsprozesse, der erst durch die 
neuere Kirchenverfassung zum Abschlusse gelangt sei. Bis hierher 
können wir den scharfsinniren Ausführungen des Verf. vollkommen 
beipflichten. Dagegen sind wir doch nicht von ihm überzeugt worden. 
dass auch heute noch den Miteliedern des Oberkirchenrates und der 
Konsistorien ein staatsbeamtlicher Charakter beiwolhne, weıl der Staat 
unterlassen habe, die allerdings logische Konsequenz zu ziehen, diesen 
den Charakter rein kirchlicher Beamten beizulegen. Die etatmässige 
Behandlung, die staatliche Ernennung kommt für uns dabei nicht in 
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Betracht. Denn auch für die katholischen Bischöfe werden im Etat 
die Unterhaltssunımen ansgeworfen und die bayerischen Bischöfe er- 
nennt der König, ohne dass doch daraus für die staatliche Beamten- 
qualität der Bischöfe ein Schluss gezogen werden könnte. Freilich 
eben wir zu, dass die Frage zum Teil eine Doktorfrage ist; ob man 
behauptet, die betr. Beamten seien Staatsbeamte oder Kirchenbeamte. 
die aber in den wesentlichen Beziehungen —- nicht in allen — den 
Staatsbeamten gleichgestellt seien, läuft im Ergebnis wesentlich auf 
das gleiche hinaus. — Interessant ist auch der Nachweis, wie bezüglich 
der staatlichen Dotationspflicht der ev. Kirche gegenüber allmählich 
neue Motive aufrestellt werden, welche dem heutigen Rechtsstand zu 
Grunde liegen. Die Schrift ist gut und klar geschrieben. Dass die 
Materialien der Deduktionen zum Teil wörtlich dem Leser vorgeführt 
werden, erachten wir für keinen Schaden, sondern für einen Vorzug, 
wie denn ja das Buch kein Lesebuch, sondern ein Studierbuch sein 
will. Wir berlückwünschen den Verf. zu seiner schönen Arbeit. E. Fr. 

8. Sulze u. Böhmert, D. Frage d. Patronatsr. u. d. Wahl 
der Geistl. durch die (remeinde. Vorträge 23 S. Dresd. 04. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


1. Brunner, Ketzer u. Inquisition in d. Mark Brandenburg im 
ausgehenden Mittelalter. Diss. Berl. 04. 

2. Record office. Lists and indexes, no 17 List. of inquisi- 
tions ad quod damnum preserved in the public record office. p. 1. 
Lond. 04, 

-— Calendar of inquisitions post mortem and other analogous do- 
cuments preserved is the public record office. t. 1. Henri IH. ib. 04. 

3. Catalogo de las causas contra la fe seguidas ante el tribunal 
del santo officio de la Inquisieion di Toledo. Madr. 04. 

4. Hartmann, D. Prozess gegen die protest. Landstände im 
Bayern unter H. Albrecht v. 1564. Regensh. O4. 

5. Leier, Ref. u. Gegenref. im Hochstifte Würzburg unter Fürst- 
bischof Melchior Zobel v. Guttenberg 1544—48. Passauer theol.-prakt. 
Monatsschr. 13, H.7 u. 8. 

6. Kalkoff, D. Anfänge d. Gegenreformat. in d. Niederlanden. 
1.2. Halle 03. 


XI. Eherecht. 


1. Howard, Hist. of matrimonial institutions, chiefly in Engel. 
and U.S. Annal. of lit. and theories of primitive mariage. Chicago 03. 
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2. Stocequart, Le mariage en Espagme sous les visigoths. Rev. 
internat. de droit. 6, 585. 

3. Vort, Handhb. d. kath. Ehereehts. 2. Aufl. Cöln O4. 

4. Gilbert, Le mariage des pretres (hist. des variations de la 
Jurisprud. france. au XIX siecle). Par. 04. 

5. Oetker, Gültirkeit der zweiten Ehe trotz Aufhebung des 
Scheidungesurteils? (Gegen Hellwig.) Deutsche Jur.Zeit. 1904, 1030. 

6. Hellwig, Ein Schlusswort über die Frage Gültigkeit der 
zweiten Ehe trotz Aufhebung des Scheidungsurteils. D. Jur.Z. 1904, 1074. 

8. Pierantonelli, Ordo iudieiarius in praxim tractatus ma- 
trimon. cum causarum speceiminibus. Rom. 04. 

9. Meyer, Alfr., Das deutsche internationale Eheschliessungs- 
recht nach dem EG.z.BGB. Art. 11 u.13. Leipz. 04. Dissert. 

10. Kogler, Beitr. z. (sesch. d. Rezeption u. d. Symbolik d. le- 
gitimatio per subs. matrimon. 7. f. KGresch, Germ. Abt. 25, 9. 

10. Brassloff, D. Leritimation der liberi adultermi durch nach- 
folxende Ehe im heut. Recht. 7. f. priv. u. öff. R. 32, 137. 

ll. Glaser* D. rechtl. Natur des Verlöbnisses nach dem BGB. 
Halle, Max Niemeyer, 1904. Mk. 2.10. 

Die Eingehung des Verlöbnisses ist früher von Theorie und Praxis 
sevade im Gegensatz zur Eheschliessung als ein rein obligatorischer 
Vertrag angesehen worden. Diese Meinung kann dem BGB. geven- 
über als fast aufgegeben bezeichnet werden, ohne dass deswegen über 
die rechtliche Natur des Verlöbnisses Klarheit herrschte — denn das 
BGB. hat diese Frage der Wissenschaft zur Entscheidung überlassen — 
oder Einmütigkeit in der Läteratur. Diametral entgegengesetzte An- 
sichten stehen sich gegenüber. Die eine sieht in der Eingehung des 
Verlöbnisses gar keinen Vertrag, weil durch ihn der Brautstand be- 
sründet werde, dem keine besonderen rechtlichen Konsequenzen zure- 
billiet werden, und der daher als ein bloss faktisches Zustandsverhält- 
nis anzusehen sel, Die andern betonen, nicht oline untereinander stark 
zu divergieren, den Vertragscharakter der Verlobung, die sie nun zum 
Teil für einen obligationenrechtlichen, zum Teil für einen familien- 
rechtlichen, andere auch für einen gemischten, obligationen-familien- 
rechtlichen erklären. Der Verf. prüft diese Meinungen in scharfsinniger 
Weise, um sieh schliesslich für die rein familienrechtliche Natur des 
Verlobunssvertrages zu erklären. Er stimmt in dieser Beziehung mit 
Stutz und auch mit mir überein. Er weicht aber von dem ersteren darin 
ab, dass er den Willen der Kontrahenten beim Verlobungsvertrage 
nicht bloss auf Eingehung des Brautstandes gerichtet sein lässt, son- 
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dern gleich den Ehezweck in die Definition aufnimmt; von mir, indem 
er die allgemeinen Bestimmungen über den Vertrag auf den Verlo- 
bungsvertrag angewendet wissen will, die ich für familienrechtliche 
Verträge als unanwendbar ansehe. 

Hier hat mich auch die Deduktion des Verf. nicht überzeugt, ja er 
selbst scheint die unbequemen Folgen seines Ergebnisses zu empfinden, 
wenn er zugibt, dass der Strafrichter sie vielleicht nicht als für sich 
massgebend ansehen werde, also gewissermassen ein civilrechtliches 
und ein strafrechtliches Verlöbnis von einander unterscheidet. Nun, 
ich will die Freiheit, welche der Verf. für den Strafrichter vindiziert, 
auch für den Civilrichter in Anspruch nehmen, da der (sesetzgeber 
selbst diese Freiheit nicht eingeschränkt hat, vielmehr aus dem Gesetz- 
buche sich ergibt, dass die für Vertragsobligationen aufgestellten Nor- 
men auf familienrechtliche Verträge selbst dann nicht augewendet wer- 
den sollen, wenn ihre Anwendung auch nicht ausdrücklich ausgeschlossen 
ist — ich erinnere an die Simulation. 

Ich glaube, dass, wenn die von dem Gesetzreber gelassenen Lücken 
durch den Richter gewohnheitsrechtlich ausgefüllt werden, ein besserer 
Rechtszustand erzielt werden wird, als wenn wir die allgemeinen Nor- 
men des BGB., auf Verhältnisse anwenden, für welche sie nicht gedacht 
sind. — Wir haben die Schrift des Verf. mit Interesse gelesen. 

E. Fr. 

12. Krasnopolski, D. Verlöbnisbruch nach österr. Recht. 
Wien 05. (Sonderabdr. a. d. Allgem. österr. Gerichtszeitung.) 

13. Colondre, Mariage et divorce. Le div. par consentement 
mutuel (et. hist. de droit compare, de reförme legislat.). Toulouse 04. 
These. 

14. Riberolles, Du divorce par consentement mutuel et la 
repudiation en droit france. Par. 04. 

15. Ancona, De gronden voor eehscheiding in het Nederl. bur- 
gerl. recht. Wageningen 04. 

16. Nöthleng, D. Wirkungen der Ehescheidung und der Auf- 
hebung d. ehel. Gemeinsch. nach dem BGB. Diss. Rostock 04. 

17. Brill, D. Ehescheidungsprozess od. wichtige Streitfragen auf 
dem Grenzgebiete d. Heilkunde u. der RW. Magdeb. 04. 


XI. Schule. 


1. Schmidt, D. Simultanschule und die kirchl. Schulaufsicht. 
Preuss. Jahrb. 118, H.l. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 1. . 11 
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2. Muehlon*, D. rechtl. Stellung d. Kirche auf d. Gebiete 
d. bayer. Volksschulwesens. München 04, J. Schweitzer Verl. Mk. 1.80. 

Eine scharfsinnige und gut geschriebene Abhandlung, welche deut- 
lich zeigt, wie wenig die faktischen Zustände des bayerischen Volks- 
schulwesens dem Rechte entsprechen. Nach dem letzteren, wie es 
durch die Verfassung festgestellt ist, erscheint der Relisiousunterricht. 
als innere Angelegenheit der Kirche dieser ausschliesslich überlassen. 
Nach der Verf. kann die Glaubensfreiheit niemandes, auch nicht des 
Kindes durch staatlichen Zwang eingeengt werden. Darum kann auch 
kein Kind staatlicherseits zur Teilnahme an dem Religionsunterricht. 
und erst recht nicht zur Beiwohnung religiöser Akte, wie Prozessionen. 
Kirchenbesuch genötist werden. In allen diesen Beziehungen steht 
die bayerische Schulpraxis auf dem entregengesetzten Standpunkt. 
Der Verf. scheint der Seydelschen Schule zu entstammen. Aber auch 
geren diesen polemisiert er mit Erfole. Denn auch Sevdel hat nicht 
mit Konsequenz alle Folgerungen aus der Verfassung gezogen. 

E. Fr. 

3. Aspinnall, Les eEcoles episcopales monastiques de l’ancienne 
province eccles. de Sens du VIr au XII" siecle. These. Par. 04. 

4. Reu, Johann Michael, Quellen zur Geschichte des kirchlichen 
Unterrichts in der evangelischen Kirche Deutschlands zwischen 1530 
und 1900. Eingeleitet, herausgegeben und zusammenfassend dargestellt. 
I. Teil: Quellen zur Geschichte des Katechismus-Unterrichts. I. Süd- 
deutsche Katechismen. Gütersloh 04. 

5. Bieder, 7. Gesch. d. Volksschulwesens d. Prov. Brandenburg. 
insbes. d. Stadt Frankf. a. OÖ. Mitt. d. hist. V. f. Heimatkunde zu Frank- 
furt a. ©. H. 22. 

6. Naarmann, D. Reform d. Volksschulwesens im H. Westfalen 
unt. d. beid. letzten Kurfürsten v. Köln, ... 1761—84; 1784—18s0l. 
7. f. vaterl. Gesch. Westf. 61, IL, 1. 

7. Thalhofer, Donauwörtlis Volksschulwesen b. z. Ende des 
XVII. Jahrh. Mitt. d. hist. Ver. f£. Donauwörth. Jahrg. 1. 

8. F. Meyer, Der Ursprung d. jesuitischen Schulwesens, ein Bei- 
trag zur Lebensgesch. des heiligen Igunatius. Diss. Gräfenhainichen O4. 

9. H. Schreiber, (Geschichte der Stadtschule zu Kröpelin bis 
zum J. 1795. J. Russwurm, Historische Entwicklung des Volks- 
schulwesens im Fürstentum Ratzeburg. M. Pıstorius, Geschichte 
des ritter- und landschaftlichen Landschulwesens in Mecklenbure- 
Schwerin 1750—1813. Mitt. d. Gesellsch. für deutsche Erziehunes- 
und Schulgeschichte. 14. Jahrg., 2. Heft. 
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10. Weiss, Gesch. d. österr. Volksschule 1792—1848. 1. 2. 
(raz 04. 

il. Pouget, Questions pratiques de jurisprud. canonique et ci- 
vıle. Par. 04. (Meist über die religiösen Vereine und deren Unterrichts- 
tätigkeit. Aus der Rev. relig. de Rodez.) 

12.Burnichon, La suppression de l’enseignement congreganiste. 
Et. des Jesuites 1904. Juin. 
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Ill. Aktenstücke. 


Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Leo Xlll. Breve. v. 25./4. 02. Errichtung der Diözese Mix- 
tecas und Huajuapam in Mexiko. Te Can. cont. 27, 577. 

2. Leo XIII. Breve. 19.,6. 03. Errichtung der Kirchenprovinz 
Vancouver. Le Can. cont. 27, 59. 

3. Desgl. 4.8. 03. Errichtung der Diözese Lead City in den 
Verein. Staaten. Ib. 593. 

4. Leo Xl1I. 24./12. 02. Protestiert gegen die neue Legislation 
von Ecuador über Ehe u. Scheidung. Le Can. cont. 27, 574. 

5. Pius X. Breve v. 5./12. 03. Die cannoniei v. Treviso zu 
apostolischen Protonotarii erklärend. Le Can. cont. 27, 5%. 

6. Pius X. Visitation d. Kirchen u. religiösen Orte in Rom 
durch päpstl. Visitatoren. Bulle. Breve an d. Visitator. 3./3. 04. A. 
f. K. KR. 89, 567. 569. 

7. Apost. Visitation der Diözesen Italiens. Epistola eireularis 
7./3. 04. Regola per la visita ap. 7./3. 04. AA. K.KR. 84, 580.552. 

8. Pius X. Breve 11./4. 04 überträgt dem Sitze von Barcelona 
das pallium. Le Can. cont. 27, 665. 

9. Kommission für die Kodifikation des kan. Rechts. Brief an 
die Rektoren der Universitäten 6.4. 04. Le Can. cont. 27, 692. 

Illme Ac Rme Domine, 

Perlegisti jam certe Litteras, quas Beatissimus Pater nuper 
molu proprio edidit de Ececlesie legibus in unum redigendis. 
Ea quippe Sanctitatis Su mens est, ut universum ceanoniecum jus in 


canones sen articulos, ad formam recentiorum codieum, apte distribuatur, 


A (ia En nt 


— (ihn ef ——— 
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eodemque teimpore, documenta, post authenticas Corporis ‚Juris collec- 
tiones prodita, ex quibus prafati canones seu articuli desumpti sunt, 
simul colligantur. Ordo autem servandus hie plus minusve erit: pr#- 
missa parte generali complectente titulos De summa Trinitate et 
fide catholica, De Constitutionibus, De Consuetudine, De Res- 
criplis, quinque habebuntur hibri: De Personis, De Sacramentlis, 
De Rebus et Locis sacris, De Deliclis et Penis, De Judiciis: 
qui tamen ordo, pro laboris a consultoribus perficiendi commodidate 
ab initio constitutus, poterit, si progressu studiorum opportunum vide- 
bitur. immutari. 

‚Jamvero valde exoptat Summus Pontifex ut amplissima, eui Domi- 
natio Tua prieest, studiorum Universitas in hoc arduum gravissimum- 
que opus concurrat. Hine Tibi mandat. ut ab istius Universitatis ante- 
cessoribus qui Juri canonico tradendo ineumbunt, petas, ac deinde mihi 
quamprimummn referas, quasnam juris canoniei partes in articulos seu 
canones redigere parati sint. Responso tuo accepto, peculiaris In- 
structio transmittetur, qua opportun® normiw, hac in re servand, 
eisdem antecessoribus tradentur. 

Dum h#e ex Beatissini Patris jussu, Tibi nuntio, precipuxs erca 
Te existimationis me» sensus testor, meque profiteor. 

Dominationi Tux addietissimum. 

Roms, die VI. Aprilis 1904. 

PETRUM GASTARRI, Arch. Crsarensen, 
Secretarinm Pontifici® Commissionis 
pro Eeclesi® legibus in unum redigendis. 

10. Cong. d. affarı straord. 29./2.04. Indult zur Dispen- 
sation von dem imped. affın. illegit. (nicht in linea directa) gleichviel 
ob publicum, ob oceultum, in contrahendis et contractis matrimoniis. 
Le Can. cunt. 27, 690. 

11. C. Iunquis. 31./8. 04. Die Vorschrift, dass Kleriker nicht 
vor Absolvierung ihres Militärdienstes zu den höhern ordines zuge- 
lassen werden, ist nicht bloss eine direktive, sondern eine präceptive. 
I.e Can. cont. 27, 672. 


Gerichtssprüche. 
1. E. d. R.Ger. IV. (Sen. 14/3 04: Die Ehe kann nicht angefoch- 


ten werden, weil die Frau nicht gewusst hat, dass der Mann von einem 
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Mädchen ein uneheliches Kind habe. Dageren wohl wegen eines vor 
der Ele vom Manne begangenen Ehebruches, vorausgesetzt, dass die 
Frau bei der Eheschliessung nichts davon gewusst habe, und weiter, 
ob nach ihrer Auffassung diese Unkenntnis für die Eheschliessung 
kausal gewesen ist. Seuffert A. 59, 263 8. 458. 

2. E.d. 1.G. München 28.9/26.10 04: Türkische Willkürschei- 
dung (repudium) seitens eines zum Islam übergetretenen Christen ge- 
senüber seiner christlichen Ehefrau ist in Deutschland nicht als wirk- 
sam anzuerkennen (E.G. z. B.G.B. Art. 30). 7. f. internat. R. 34, 585. 

3. E.d. R.zer. 1V. C.Sen. 16/6 04: Bei einer auf Ehebruch und 
ev. auf einen anderen Grund gestützten Scheidungsklage kann der 
Kläger nicht zunächst die Erledigung des ersten Klagegrundes ver- 
langen. B.G.B. $ 1564. 1312, C.P.O. 300. 614. Seuffert Arch. 60 
no. 37, 8. 70. 

4. 0.1.G. Dresden Beschl. 25/11 03 VI. C.Sen. Erfordernisse 
der Legitimatio per subseq. matr. einer adulterina. Centr.Bl. f. frei- 
will. Gerichtsbark. 04, 247. 

5. E.d. R.Ger. IV.C.Sen. Wie bestimmt sich gemäss B.G.B. 
8 1572 die Frist zur Geltendmachung von Ehescheidungsgründen im 
Falle der Widerklage. Entsch. 57, 192, no. 4. 

6. E.d. R.Ger. IV. C.Sen. 17/11 04 (Entsch. 58, no. 79, S. 307). 

Kann in einem Rechtsstreite, in welchem durch Klage und Wider- 
klage lediglich die Scheidung der Ehe beantragt worden ist, Teilurteil 
erlassen werden? C.P.O. SS 301. 5l4. 615. 616. 

Kläger, der mit der Beklagten im ‚Jahre 1886 die Ehe geschlossen 
hat, erhob Klage auf Scheidung, weil Beklagte ihm ohne Grund die 
eheliche Pflicht verweigere. Beklagte stellte dies in Abrede und be- 
antragte Abweisung der Klage. Daneben erhob sie Widerklage und 
beantragte ihrerseits Scheidung der Ehe, weil Kläger sie in grober 
Weise beleidigt und misshandelt habe. Als hierüber Beweis erhoben 
worden war, beliauptete Kläger noch, dass Beklagte mit dem Kaufmann 
‚Josef R. die Ehe gebrochen habe, und erklärte, auch hierauf seine 
Klage stützen zu wollen. Durch Urteil des Landgerichts vom 14. De- 
zember 1903 wurde der Beklagten ein Eid dahin auferlegt: 

es sei nicht wahr, dass sie während Bestehens ihrer Ehe mit Josef R. 
geschlechtlich verkehrt habe. 
und hiervon die Entscheidung dergestalt abhängig gemacht, dass nach 
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Leistung des Eides die Klage abgewiesen, auf die Widerklage die Ehe 
der Parteien geschieden und Kläger für den schuldigen Teil erklärt; 
bei Verweigerung des Eides dagegen die Ehe der Parteien ebenfalls 
geschieden, jedoch sowohl Beklagte als Kläger für schuldig erklärt 
werden sollen. (sezen dieses Urteil legte Kläger Berufung ein und bean- 
tragte, abändernd dahin zu erkennen, dass unter Abweisung der Wider- 
klage die Ehe der Parteien geschieden und Beklagte für den schuldi- 
gen Teil erklärt werde. Kläger hielt den Vorwurf eines Ehebruches 
der Beklagten mit R. aufrecht und verlangte die Vernehmung eines 
Sachverständigen darüber, dass die Schädel- und Gesichtsbildung ihres 
Jüngsten Sohnes der des R. ähnlich sei. Ferner machte er nunmehr 
noch geltend, dass Beklagte im Frühjahre 1856 in Berlin mit Franz 
Sch. und vor der am 17. Februar 1888 erfolsten Geburt ihrer Tochter 
(ara mit Alex. G. in Berlin die Ehe gebrochen habe. Beklagte stellte 
auch die neueren Behauptungen des Klägers in Abrede und trat ferner 
Beweis dafür an, dass Kläger sie misshandelt habe, dem Trunke er- 
geben sei und seine Familie vollständig vernachlässige. Das Berufungs- 
gericht erachtete die Geltendmachung des Ehebruches, den Beklagte 
angeblich mit Sch. und mit @. begangen habe, im Hinblick auf $ 1571 
Abs. 1 Satz2 B.@.B. für nicht zulässig. Von der Erhebung des vom 
Kläger angetretenen Beweises nahm es Abstand, weil höchstens seine 
Behauptung, dass Beklagte mit R. Ehebruch begangen habe, so walır- 
scheinlich gemacht werden könne, dass sich die Auferlegung eines rich- 
terlichen Eides rechtfertige und dieser der Beklagten bereits vom Land- 
gericht auferlegt worden sei. In Ansehung der Widerklage erachtete 
es eine fernere Beweisaufnahme für angezeigt. Aus diesen Erwägungen 
erliess das Berufungsgericht am 22. April 1904 ein als Teilurteil be- 
zeichnetes Urteil, durch das es für Recht erkannte: 

die Berufung des Klägers gegen das Urteil... des Landgerichts H. 

vom 14. Dezember 1903 wird insoweit als unbegründet zurückge- 

wiesen, als durch das angefochtene Urteil für den Fall der Leistung 

dles der Beklagten auferlegten Eides die Klage abgewiesen ist. 
Daneben ordnete es die Erhebung des für die Widerklage angetretenen 
Beweises an. Als diese erfolgt war, erliess das Berufungsgericht am 
27. Mai 1904 ein Urteil folgenden Wortlautes: 

die Berufung des Klägers gegen das Urteil... des Landgerichts H. 

vom 14. Dezeniber 1903 wird auch insoweit als unbegründet zurück- 
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gewiesen, als sie nicht bereits durch das Teilurteil vom 22. April 
1904 zurückgewiesen ist. 
In den Gründen wurde ausgesprochen, es sei nach jenem Teilurtei] 
nur noch der Antrag der Widerklage im Streit. Diesen erachtete das 
Berufungsgericht auf Grund des $ 1568 B.@.B. für gerechtfertigt. 

(egen diese Urteile, die beide auf Parteibetrieb, und zwar das 
erste am 10. Mai, das andere am 1. Juli 1904, zurestellt worden sind, 
lerte Kläger Revision ein. Diese führte zur Aufhebung beider Urteile, 
und Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht aus folgenden 

Gründen: 

„Das Berufungseericht hat weder in dem ersten noch mu dem 
zweiten der von ihm erlassenen Urteile die Scheidung der Ehe ausge- 
sprochen, und deshalb waren beide Urteile, da $ 625 C.P.O. nicht An- 
wendung findet, auf Parteibetrieb zuzustellen. Mit der demgemäss 
erfolgten Zustellung wurde die Rechtsmittelfrist eröffnet, und es ist. 
da gegen jedes der Urteile innerhalb dieser Frist die Revision eingelert 
wurde, die Zulässigkeit beider Rechtsmittel nicht zu beanstanden. 

Es muss die Revision gegen beide Urteile aber auch für begründet 
erachtet werden, und zwar deshalb, weil das Berufungsgericht in An- 
sehung der Klage durch Teilurteil erkannt und dadurch eine Entschei- 
dung erlassen hat, die mit den Bestimmungen über das Verfahren nicht 
im Einklang steht. Allerdings ist die Zulässigkeit eines Teilurteils 
in Fällen der vorliegenden Art vom Reichsgericht wiederholt anerkannt 
worden, insbesondere von dem jetzt erkennenden Senat und in einem 
Urteil des III. Civilsenats vom 7./13. Juli 1535 zur Sache Rep. Ill. 
96/85 (mitgeteilt in Bolze, Praxis Bd.2 \r. 1909). Die in diesen 
Urteil ausgesprochene Ansicht ist indes von dem nämlichen Senat in 
dessen Urteil vom 7. November 1902 zur Sache Rep. III. 213:02 
(Jurist. Wochenschr. 1902 Beilage S. 256 Nr. 241) unter Billigzun: 
des abweichenden Urteils des II. Civilsenats vom 22. Dezenber 1809 
zur Sache Rep. II. 397/99 (Entsch. des R.G. in Civils. Bd. 45 
S. 400) verlassen worden, und der erkennende Senat ist bei noch- 
maliger Erwägung dazu gelangt, sich den letzteren Urteilen anzu- 
schliessen. 

Ist eine Widerklage erhoben, so soll zufolge $ 301 Abs. 1 C.P.O. 
in der Regel ein Teilurteil erlassen werden, wenn nur die Klage oder 


nur die Widerklage zur Endentscheidung reif ist. Gewiss gilt diese 
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Bestimmung auch für Ehesachen. Es kann und soll daher, falls etwa 
auf Herstellung des ehelichen Lebens geklagt und widerklagend die 
Scheidung beantragt ist, durch Teilurteil die Klage abgewiesen werden, 
wenn sie sich als grundlos herausstellt, obwohl es in Ansehung der 
Widerklage noch einer Beweiserhebung bedarf. (Gierade wegen des 
& 301 Abs. 1 C.P.O. ist dagegen ein Teilurteil nicht möglich, wenn, 
wie in dem vorliegenden Falle, Klage und Widerklage auf Scheidung 
gerichtet sind, und zwar deshalb nicht, weil, so lange nicht sowohl die 
Klare als die Widerklage spruchreif ist, die Voraussetzung des Teil- 
urteils fehlt. 

Wird die Scheidung beantragt (oder die Ehe angefochten), so wird 
der Fortbestand der Ehe in Frage gestellt und das eheliche Verhältnis 
im ganzen (tegenstand des Streites. Das ist an sich kein Rechtssatz, 
sondern eine Tatsache (vgl. Motive zum 1. Entw. des B.G.B. Bd. 4 
S. 606), deren Berücksichtigung aber zu den in SS 614—616 C.P.O. 
gesebenen Bestimmungen geführt hat. Danach ist der Eheprozess, 
wenn er die Scheidung oder die Anfechtung zum (segenstande hat, so 
vestaltet, dass er dazu bestimmt ist, alle bis zur Entscheidung durch 
den Tatrichter zu (sebote stehenden Klagegründe, ebenso aber auch 
alle bis dahin möglichen Klaganträre zur Erledigung zu bringen. Zu 
diesem Behufe ist in 8615 Abs. 1 die Verbindung der erwähnten 
Klagen gestattet und durch $ 614 nicht nur das Verbot der Klag- 
änderung (SS 264, 268, 527, 529 Abs. 2) ausgeschlossen, sondern auch 
die Erhebung einer Widerklage bis zum Schlusse der Verhandlung 
zweiter Instanz zugelassen, soweit eine solche zufolge $ 615 Abs. 2 
überhaupt erfolgen darf. Andererseits ist zur Sicherung des hiermit 
verfolgten Zweckes, dass in dem anhängigen Rechtsstreit die vorhan- 
denen Klagegründe sämtlich geltend gemacht werden, durch S 616 ein 
Zwang vorgesehen, der darin besteht, dass der Kläger sowohl als der 
Widerkläger nach Abweisung der Scheidungs- oder Anfechtungsklage 
das Recht, die Scheidung zu verlangen oder die Ehe anzufechten, nicht 
mehr auf Tatsachen gründen kann, die er in jenem Verfahren geltend 
machen konnte. 

Im Hinblick hierauf muss für den Fall, dass durch Klage und 
Widerklage die Scheidung beantragt wird, zunächst die Zulässirkeit 
eines auf Scheidung lautenden Teilurteils verneint werden. Wird von 
dem Gericht die Scheidung ausgesprochen, so ist die Ehe, sobald das 
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Urteil die Rechtskraft erlangt hat, getrennt, und für einen Rechtsstreit, 
der das eheliche Verhältnis zum Gegenstande hat, ist kein Raum mehr 
vorhanden. Aus diesem Grunde aber muss es überhaupt für unstatt- 
haft erachtet werden, in einem auf Scheidung abzielenden Rechtsstreit 
ein Urteil zu erlassen, das die Ehe dem Bande nach trennt und nicht 
gleichzeitig auch sämtliche anderen der Entscheidung bedürftigen Fra- 
gen endgültig erledigt, sondern entweder über diese anderen Fragen 
hedingt entscheidet oder die Entscheidung vorbehält. Unzulässig ist 
insbesondere ein Urteil, das auf Trennung der Ehe lautet, sodann aus- 
spricht, die Scheidung erfolge zunächst auf den Antrag der einen 
Partei und daneben von einem Eide abhängig macht, ob das Scheidungs- 
begehren der anderen Partei abgewiesen oder durch Läuterungsurteil 
erkannt werden soll, dass die Scheidung auch auf Antrag dieser letz- 
teren Partei stattfinde Allerdings kommen Urteile solchen Inhaltes 
in der Praxis der Gerichte vor, und es wird dies (vgl. Lobe im Säch- 
sischen Archiv Bd. 6 8. 673) durch die Betrachtung zu rechtfertigen 
gesucht, das zuerst ergehende Urteil enthalte die Scheidung, das dann 
folgende dagegen nur die Feststellung, dass die bereits auf den An- 
trag der einen Partei hin ausgesprochene Scheidung auch als auf den 
(Gegenantrag hin erfolgt anzusehen sei. Eine derartige Feststellung ist 
jedoch rechtlich unmöglich und würde eine Bedeutung nicht zu bean- 
spruchen haben, deun eine Ehe, die bereits rechtskräftig geschieden 
ist, kann nicht zum zweitenmal geschieden, und es kann deshalb auch 
nicht hinterher in rechtlich wirksamer Weise ausgesprochen werden, 
dass es so angesehen werden solle, als ob die Ehe nicht nur aus dem 
bei ihrer Trennung angegebenen Grunde, sondern noch aus einem an- 
deren Grunde geschieden sei. Hieraus folgt bereits, dass es endlich 
auch nicht statthaft sein kann, ein Teilurteil zu erlassen, das auf 
Trennung der Ehe lautet, aber die Entscheidung über die Schuldfrare 
sei es in Ansehung beider, sei es hinsichtlich des einen Gatten einem 
späteren Urteil vorbehält. Hat ein die Scheidung aussprechendes Ur- 
teil die Rechtskraft erlangt, so sind die bisherigen Gatten nicht mehr 
Eheleute, und dann ist eine Entscheidung darüber, wer von ihnen die 
Schuld an der Scheidung getragen hat, nicht mehr möglich. Deun 
nach rechtskräftig erfolgter Scheidung kann, worüber wohl ein Zweifel 
nicht obwalten wird, ein neuer Rechtsstreit nur in Ansehung der 


Schuldfrage nicht mehr anhängig gemacht werden, weil die Prüfung 
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und Beantwortung der Schuldfrage zur Entscheidung der Frage, ob 
die Ehe zu trennen sei, gehört und deshalb mit der Trennung der Ehe 
endgültig zum Abschluss gelangen muss. Aus dem gleichen Grunde 
kann aber auch ein anhängiges Verfahren, sobald in diesem die Tren- 
nung der Ehe rechtskräftig ausgesprochen ist, nicht mehr behufs Er- 
örterung der Schuldirage fortgesetzt werden. Hiermit steht die Be- 
stimmung des 8 1574 Abs. 1 B.G.B. im Einklang, die zum Ausdruck 
bringt, dass über die Schuldfrage gleichzeitig mit der Scheidung zu 
erkennen ist, und dass die Entscheidung hierüber stets, auch in den 
durch Abs. 2 und Abs. 3 betroffenen Fällen, nur in dem auf Scheidung 
lautenden Urteile erfolgen kann (vgl. auch Planck, B.(+.B. Bd. 4 
S 1574 Anm. 4). 

Der hiernach aus dem (segenstand und dem Ziel des Scheidungs- 
prozesses sich ergebende Grundsatz, dass die Ehetrennung nur aus- 
gesprochen werden darf, wenn sämtliche der Entscheidung bedürfenden 
Streitfragen spruchreif sind, ist auch allein geeignet, den Bedürfnissen 
des Rechtsverkehrs zu entsprechen. Der Fortbestand einer Ehe ist 
für viele Lebensverhältnisse von Bedeutung, und daher ist es, wenn 
die Trennung einer Ehe durch Richterspruch erfolgt, von Wert, mit 
Sicherheit bestimmen zu können, wann die Ehe geschieden worden ist. 
Diese Möglichkeit ist gegenüber einem Urteil, das zwar auf Trennung 
lautet, aber die Entscheidung über hiermit zusammenhängende Fragen 
noch vorbehält, nicht vorhanden, da ein solches Urteil, stets verschie- 
dener Auslegung fähig ist. So wird es, worauf hier hingewiesen wer- 
den mag, nach Erlass eines Urteils, das zunächst auf den Antrag des 
einen Gatten die Ehe trennt und die Entscheidung, ob der Treunung 
auch der Antrag des anderen Gatten zu Grunde zu legen sei, von 
einem Eide abhängig macht, nicht leicht sein, die Frage zu beantwor- 
ten, wann jeder dieser (satten eine neue Ehe eingehen darf ($ 1309 
B.G.B.), oder ob, falls einer der Gatten nach Rechtskraft des ersten 
Urteils, jedoch vor Erlass des Läuterungsurteils verstirbt, der andere 
das Erbrecht des überlebenden (ratten ($ 1931 B.G.B.) in Anspruch 
nehmen darf. Auch sonstige Unzuträglichkeiten würden zu befürchten 
sein. Wenn etwa beide Gatten die Scheidung wegen Ehebruches des 
anderen beantragten, so könnte, wenn auf den Antrag des einen die 
Ehe durch Teilurteil geschieden würde, nach Eintritt der Rechtskraft 


dieses Teilurteils, der andere die Ehe mit derjenigen Person, die sein 
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Mitschuldiger sein soll, schliessen, ohne dass die Bestimmung des 
$ 1312 B.G.B. in Betracht kommen dürfte. Andererseits sind aus der 
Anerkennung des Grundsatzes, dass eine Ehescheidung nur in Verbin- 
dung mit der unbedingten Entscheidung sämtlicher anderen Streit- 
frasen erfolgen darf, Nachteile und Schwierigkeiten nicht zu befürch- 
ten. Insbesondere ist es in dem Falle, dass das Landgericht auf Schei- 
dung erkannt und nur die eine Partei für den schuldigen Teil erklärt 
hat, durchaus statthaft, dass die letztere Partei, wenn sie Berufung 
einlegt, in der Berufungsiustanz auch ohne Erhebung einer Widerklage, 
oder unter Abstandnahme von einer solchen, lediglich zur Schuldfrare 
Anträge stellt, so dass tatsächlich nur diese in zweiter Instanz den 
(rerenstand der Erörterung und Entscheidung bilden. Dies steht 
keineswegs im Widerspruch mit dem Grundsatz, dass die Ehetrennuns 
unbedingt nur neben unbedingter Entscheidung des gesamten Streit- 
stoffes ausgesprochen werden darf. Denn durch die Einlegung der 
Berufung gegen ein Urteil des bezeichneten Inhaltes wird, und zwar 
infolge jenes Grundsatzes, die Rechtskraft des Urteils in ganzem Um- 
fang gehemmt, und die Berufungsanträge haben nicht die Bedeutung, 
dass das Urteil des Landgerichts, insoweit es durch die Anträge nicht 
angefochten wird, in Rechtskraft übergeht. Ob es bei der Trennung 
der Ehe verbleibt, entscheidet sich vielmehr erst dann, wenn der 
sesamte Rechtsstreit endgültig erledigt ist, und erst mit diesen, 
sofort und mit Sicherheit festzustellenden Zeitpunkt tritt der Aus- 
spruch einer Ehescheidung im Kraft. Ferner hat jener (Grundsatz 
keineswegs zur Folge, dass die Entscheidung über die sämtlichen Streit- 
punkte der Parteien erst dann erfolgen darf, wenn sie alle zur End- 
entscheidung reif sind. Nur die Trennung der Ehe darf nicht früher 
ausgesprochen werden; im übrigen ist jedes Instanzgericht in der Lage, 
über die durch Klage oder Widerklage für die Scheidung oder die 
Schuldfrage geltend gemachten selbständigen Angriffs- oder Verteidi- 
gungsmittel durch Zwischenurteil gemäss 8 303 C.P.O. zu entscheiden 
und diese streitigen Fragen dadurch (vgl. $ 318 ebendaselbst) für die 
Justanz zu erledigen. 

Endlich muss in Rechtsstreitigrkeiten der vorliegenden Art nicht 
bloss die Trennung der Ehe, sondern anch die Abweisung der Klare 
(oder der Widerklage) durch Teilurteil für unzulässig erachtet werden, 
und zwar wegen der oben schon erwähnten Bestimmung in $S 616 C.P.O. 
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Wird der Kläger mit der Scheidungsklage abgewiesen, so ist fortan 
auch der Beklagte gehindert, einen Scheidungsgrund geltend zu machen, 
auf den er eine Widerklage zu gründen imstande war. Im Hinblick 
hierauf ist es fraglich, ob nicht in dem Falle, dass eine Scheidungs- 
klage durch Teilurteil abgewiesen würde, mit der Rechtskraft des ab- 
weisenden Teilurteils die etwa schon vorher erhobene, gleichfalls auf 
Scheidung gerichtete, Widerklage ohne weiteres als hinfällig betrachtet 
werden müsste. Aber selbst wenn es gelingen sollte, durch Auslegung 
des $ 616 diese Folgerung zu vermeiden, also den Fortgang der Wi- 
ıderklare als statthaft zu betrachten, so würde nach Eintritt der Rechts- 
kraft jenes Teilurteils die Lage des Klägers wesentlich verschlechtert 
sein. Neu entstandene Klagegründe könute er allerdings unbeschränkt 
weltend machen. Es wäre das freilich eine Widerklage gegen die 
Widerklage, und es ist streitig, ob solche nach der Civilprozessordnung 
erlaubt ist (dafür u. a. Wach, Handbuch Bd. 1 8. 485, Seuffert, C.P.O. 
$S 33 Nr. 3 der 8. Aufl.; dagegen (aupp-Stein, C.P.O. 4. Aufl. Bd. 1 
x 33 II Ziff. 5, weil es eine unzulässige Erweiterung der Klage wäre). 
Es mag das indes dahingestellt bleiben, denn die Zulassung aller neuen 
Gründe würde schon zufolge $ 614 C.P.O. geboten sein. Dagegen 
würde Kläger mit Gründen, die er vor Erlass des Teilurteils geltend 
machen oder durch Einlegung eines Rechtsmittels zur Geltung bringen 
konnte, ausgeschlossen sein, er würde deshalb einen Grund, der ihm 
„war bekannt, dessen Benutzung ihm jedoch peinlich war, und dessen 
er angesichts des bisherigen Verhaltens des Beklagten entbehren zu 
können glaubte, auch dann nicht mehr geltend machen können, wenn 
dessen Geltendmachung das einzige Mittel wäre, um dem geänderten 
Verhalten des Beklagten zu begegnen. Das folgt aus $ 616 C.P.O,., 
und diese Folgerung wird nicht zu umgehen sein. Auch hierin zeigt 
sich, dass eine Ehesache, deren Ziel die Scheidung ist, nur dann sach- 
gemäss erledigt werden kann, wenn über den gesamten Streitstoff 
wleichzeitig entschieden wird. 

Es ist darnach anzuerkennen, dass in einem solchen Rechtsstreit 
jedes Teilurteil ausgeschlossen ist. 

Mit diesem Grundsatz stehen die angefochtenen Urteile nicht im 
Einklang. Das Landgericht hatte durch sein Urteil vom 14. Dezem- 
her 1903 richtig erkanut, denn es hatte zwar den Eid nur wegen der 
Schuldfrage angeordnet und die Scheidung auf jeden Fall in Aussicht 
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gestellt, aber die Scheidung selbst noch nicht ausgesprochen. sondern 
ebenso wie die Entscheidung über die Schuldfrage dem Läuterungs- 
urteil vorbehalten. Das Berufungsgericht hat dagegen durch sein 
Teilurteil vom 22. Aprıl 1904 zunächst nur über die Klage erkannt. 
Die Unzulässigkeit einer solehen Behandlung der Sache zeigt sich hier 
schon darin, dass das Berufungsgericht, wenn sein Teilurteil zufällig 
nicht angefochten, sondern rechtskräftie geworden wäre, gar nicht in 
der Lage gewesen sein würde, das Urteil des Landgerichts gemäss 
$ 537 C.P.O. vor dem Erlass des Schlussurteils zu erledigen. Es ge- 
reicht aber das Verfahren des Berufungsgerichts dem Kläger auch 
insofern zum Nachteil, als dieser nunmehr behindert wurde, etwa vor- 
handene anderweitige Klagegründe noch vorzubringen. Dass dem- 
selben noch andere, als die schon vorgebrachten, Klagegründe tatsäch- 
lieh zu Gebote standen, ergeben allerdings die Akten nicht; eine 
massgebende Entscheidung, dass dem Kläger das Verfahren des Be- 
rufungsgerichts nicht zur Beschwerde gereicht hat, kaun indes, ohne 
auf die Sache selbst einzugehen, nicht getroffen werden. Es muss 
deshalb die Aufhebung beider Urteile und die Zurückverweisung der 
Sache erfolgen, damit nach erneuter Verhandlung über Klage und 
Widerklage gleichzeitig entschieden wird.“ 

17. Beschl.d. R.Ger. IV. CS. 1/1204. Entsch. 58, no. 80, 8. 315. 
Darf in dem Falle, dass von beiden Parteien Scheidung der Ehe be- 
antragt wird, auf den Antrag der einen Partei die Aussetzung ange- 
ordnet und dem Verfahren über das Scheidungsbegehren der anderen 
Partei Fortgang gegeben werden? C.P.O. $ 620. 

Klägerin hat die Scheidungsklage wegen Ehebruchs des Beklagten 
erhoben und letzterer im Wege der Widerklage auch seinerseits die 
Scheidung wegen Ehebruchs der Klägerin oder doch auf Grund des 
$ 1568 B.G.B. beantragt. In erster Instanz wurde über die Behaup- 
tungen der Klage und der Widerklage Beweis erhoben, alsdann aber 
von der Klägerin die Aussetzung des Verfahrens auf ein Jahr bean- 
tragt. Der Beklagte widersprach. Von dem Landgericht wurde gleich- 
wohl dem Antrag auf Aussetzung stattgegeben, dagegen über die 
Widerklage dem Verfahren Fortwang gegeben und durch Urteil vom 
23. April 1904 die Widerklage abgewiesen. (Gegen das Urteil legte 
der Beklagte Berufung ein, über die bis jetzt noch nicht verhandelt 


worden ist. Daneben erhob Beklagter gegen den, am 20. Februar 1904 
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erlassenen, Beschluss des Landgerichts, durch den die Aussetzung des 
Verfahrens angeordnet war, Beschwerde und verlangte dessen Auf- 
hebung. Diesem Antrag wurde entsprochen. Die hiergegen von der 
Klägerin eingelegte weitere Beschwerde ward zurückgewiesen aus fol- 
genden 

Gründen: 

„Durch die Bestimmung in $ 620 Abs. 1 Satz 1 C.P.O. soll, wie 
das Berufungsgericht zutreffend hervorhebt, dem zum Antrag auf Schei- 
dung berechtigten Gatten die Möglichkeit gewährt werden, zunächst 
noch einen Aufschub eintreten zu lassen. Die Vorschrift ist mithin 
im Interesse der Erhaltung der Ehe gegeben und gibt die von ihr 
bezeichnete Befugnis jeder Partei, von der die Scheidungsklage erhoben 
worden, ohne zu unterscheiden, ob dies im Wege der Klage oder der 
Widerklage geschehen ist. Wird aber die Scheidung von beiden Par- 
teien beantragt, so ist die Aussetzung des Verfahrens auf den Antrag 
nur einer Partei lediglich dann möglich, wenu in Ansehung des von 
der anderen Partei gestellten Scheidungsbegehrens die Aussetzung auf 
Grund des $ 620 Abs. 1 Satzes 2 von Amts wegen angeordnet werden 
kann. Denn die Fortsetzung des Verfahrens über die Scheidungsklage 
der einen und die Aussetzung hinsichtlich der Scheidungsklage der 
anderen Partei müsste, wie es in der vorliegenden Sache ja auch tat- 
sächlich geschehen ist, zu einem Teilurteil führen, und ein solches ist, 
wie das Kammergericht mit Recht annimmt und von dem erkennenden 
Senat ebenfalls in dem zum Abdruck bestimmten Urteil vom 17. No- 
vember 1904 zur Sache Rep. IV. 248/04 ausgesprochen worden ist, ın 
dem Falle, dass durch Klage und Widerklage die Scheidung beantragt 
wird, nicht zulässig.“ 

8. Erk.d. R.Ger. IV. C.Sen. 1/12 04. Entsch. 58, no. 81, S. 316. 
Darf in einer Ehesache, in welcher von beiden Parteien die Scheidung 
beantragt ist, ein Urteil erlassen werden, das die Ehe auf den Antrag 
des einen Ehegatten scheidet und den anderen für schuldig erklärt, 
daneben aber von einem Eide abhängig macht, ob dem Scheidungs- 
begehren des letzteren ebenfalls stattzugeben sei? 

Und kann, wenn ein solches Urteil die Rechtskraft erlangt, durch 
Läuterungsurteil mit rechtlicher Wirkung ausgesprochen werden, dass 
die Ehe auch auf den Antrag des anderen Teiles geschieden werde 
und dessen Gegner gleichfalls die Schuld an der Scheidung trage ? 
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Zwischen den Parteien, die am 3. Januar 1883 die Ehe miteinan- 
der geschlossen haben, wurde im ‚Jahre 1598 ein Rechtsstreit anhängig, 
in welchen, beide, und zwar die Ehetrau als Klägerin, der Beklagte 
durch Erhebung einer Widerklage, beantragten, die Ehe zu scheiden 
und den anderen Teil für allen schuldig zu erklären. In erster In- 
stanz wurde die Klage zuletzt uur noch darauf gestützt, dass Beklag- 
ter mit der verehelichten Frau Bertha F. Ehebruch getrieben habe, 
während Beklagter zur Begründung seiner Widerklage der Klägerin 
Verletzung ihrer ehelichen Pflichten im Sinne des $ 1568 B.G.B. zum 
Vorwurfe machte. In erster Instanz wurde die Ehe der Parteien auf 
die Klage getrennt und Beklagter für den schuldigen Teil erklärt, die 
Widerklage dagegen abgewiesen. Das Berufungsgericht dagegen er- 
kannte durch Urteil vom 17. Juni 1903 abändernd, und zwar mit einer 
Urteilstormel folgenden Wortlautes: 

die Ehe der Parteien wird auf die Widerklage geschieden und die 
Klärerin wird für schuldig an der Scheidung erklärt. 
Der Beklagte soll folgenden Eid leisten: 
Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden: Es 
ist nicht wahr, dass ich während meiner Ehe mit der Frau 
Bertha F. geschlechtlich verkehrt habe. So wahr mir Gott helfe. 
Schwört der Beklagte den Eid, so wird die Klage abgewiesen. 
Schwört der Beklagte den Eid nicht, so wird die Ehe auch auf 
die Klage geschieden und auch der Beklagte für schuldig erklärt. 
Dies Urteil wurde beiden Parteien von Amts wegen zugestellt: Klä- 
verin lerte Revision ein, nahm diese jedoch vor dem Termin zur münd- 
lichen Verhandlung zurück und wurde durch Versäumnisurteil der Re- 
vision gegen das Urteil des Berufungsgerichts vom 17. Juni 1903 
verlustig erklärt. Auch das Versäumnisurteil wurde von Anıts wegen 
zugestellt. Nunmehr lud Klägerin den Beklagten vor das Berufungs- 
gericht zur Eidesleistung, sowie zur weiteren mündlichen Verhandlung 
in dem auf den 16. April 1904 anberaumten Termin. In dem Termin 
erschien Beklagter nicht, und Klägerin beantragte, den Eid als ver- 
weigert anzusehen, worauf von dem Berufungsgericht ein neuer Termin 
zur Eidesleistung und weiteren mündlichen Verhandlung auf den 4. Mai 
1904 anberaumt wurde. 
In diesem Termin blieb Beklagter ebenfalls aus. Klägerin bean- 


tragte wiederum, den Eid als verweigert anzusehen, sowie in der Sachıe 
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selbst zu erkennen und nunmehr erkannte das Berufungsgericht durch 
sofort verkündetes Urteil: 
die Ehe der Parteien wird auch auf die Klage geschieden, und auch 
der Beklagte wird für schuldig an der Scheidung erklärt. 

Dies Urteil wurde den Parteien ebenfalls von Amts wegen zu- 
gestellt. Infolge Revision des Beklagten wurde das Läuterungsurteil 
insoweit, als es die Ehe der Parteien auch auf die Klage scheidet und 
auch den Beklagten für schuldig an der Scheidung erklärt, aufgehoben 
und die Klage in der Sache selbst für erledigt erklärt. In Ansehung 
der Entscheidung über die Kosten wurde die Revision zurückgewiesen. 

Aus den Gründen: 

In der Hauptsache ist der Revision der Erfolg nicht zu versagen. 
Durch sein Urteil vom 17. Juni 1903 hatte das Berufungsgericht nicht 
bloss die Ehe der Parteien unbedingt geschieden, sondern für den 
Fall, dass Beklagter den ilım auferlegten Eid nicht leisten werde, eine 
nochmalige Scheidung in Aussicht gestellt. In Ehesachen, in denen 
sowohl durch Klage als durch Widerklage lediglich die Scheidung 
beantragt wird, kann indes ein Teilurteil nicht erlassen werden, weil 
das eheliche Verhältnis im ganzen Gegenstand des Streites ist und 
deshalb, so lange nicht sowohl die Klage als die Widerklage spruchreif 
ist, ein Endurteil nicht ergehen, mithin die in $ 301 C.P.O. bezeichnete 
Voraussetzung des Teilurteils niemals eintreten kam. Hielt das Be- 
rufungsgericht die Widerklage für begründet und in Ansehung der 
Klage die Anordnung eines Eides für gerechtfertigt, so hätte es auf 
diesen Eid erkennen und aussprechen müssen, dass die Ehe bei Leistung 
des Eides auf die Widerklage, bei Verweigerung des Eides auf die 
Klage und auf die Widerklage geschieden werden solle, dagegen hätte 
es nicht so, wie in dem Urteil vom 17. Juni 1903 geschehen ist, er- 
kennen dürfen. Allerdings ist dies Urteil rechtskräftig geworden und 
hat auch insoweit, als es ein bedingtes ist, die Rechtskraft beschritten, 
so dass die Vorschriften der SS 460, 462 C.P.O. über die Erledigung 
eines bedingten Endurteils, die für Ehesachen ebenfalls Geltung haben, 
(vl. Entsch. des R.@.s in Civils. Bd. 42 5. 372), auf dasselbe Auwen- 
dung zu finden hatten. Es könnte mithin das Läuterungsurteil vom 
4. Mai 1904, durch das lediglich die in dem bedingten Urteil fest- 
sestellte Folge der Eidesverweigerung ausgesprochen ist, nicht deshalb 
angefochten werden, weil das bedingte Urteil auf einem Verstoss be- 
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ruhe, der dem Beklagten zur Beschwerde gereiche. Wohl dagegen 
kann das Läuterungsurteil beanstandet werden, wenn es eine Entschei- 
dung enthält, die das Gericht nicht mit rechtlicher Wirkung treffen 
konnte, und aus diesem Grunde ist der Revision stattzugeben. In 
einem Rechtsstreit zwischen zwei Personen, die nicht miteinander ver- 
heiratet sind, kann ein Urteil, das ihre Ehe scheidet, nicht ergehen, 
weil eine solche Ehe nicht besteht. Die Ehe der Parteien aber wurde 
dem Bande nach gelöst, als Klägerin die von ihr gegen das Urteil 
des Berufungsgerichts vom 17. Juni 1903 eingelegte Revision zurück- 
nahm, was vor dem Erlass des in der Revisionsinstanz ergangenen 
Versäumnisurteils vom 28. März 1904 durch Zustellung eines Schrift- 
satzes geschehen ist. Dadurch wurde das Urteil vom 17. Juni 1903 
der Anfechtung entzogen und die in ihm unbedingt ausgesprochene 
Scheidung trat in Kraft. Bei dieser Sachlage ist die nochmals, durch 
Täuterungsurteil vom 4. Mai 1904, erfolgte Scheidung ein Ausspruch, 
dem eine rechtliche Bedeutung nicht zukommt. Es hätte Beklagter 
nicht auf Grund dieses Urteils wegen Ehebruchs verfolgt werden kön- 
nen (8 172 St.G.B.), obwohl auf Grund der als voll bewiesen zu er- 
achtenden Tatsache, dass er während noch bestehender Ehe mit der 
Frau F. geschlechtlich verkehrt habe, die Scheidung ausgesprochen war. 
Denn diese in dem Läuterungsurteile enthaltene Entscheidung entspricht 
nicht der Wirklichkeit: die Ehe der Parteien war schon endgültig ge- 
trennt. Im Hinblick hierauf musste das Läuterungsurteil, soweit es 
die Scheidung ausspricht, aufgehoben werden. 

Die Aufhebung des Urteils musste ferner aber auch insoweit er- 
folgen, als es den Beklagten ebenfalls für schuldig an der Scheidung 
erklärt. Der Ausspruch über die Schuldfrage ist in $ 1574 B.G.B. 
vorgeschrieben und kann, wenn die Ehe aufgelöst ist, nicht mehr ab- 
gegeben werden, weil die Prüfung und Beantwortung jener Frage zu 
der Entscheidung, ob die Ehe zu trennen sei, gehört. Ob hieraus 
gefolgert werden muss, dass ein Urteil, durch welches nach Trennung 
der Ehe trotzdem nachträglich einer der früheren Ehegatten für schul- 
dig erklärt wird, auch dann, wenn es die Rechtskraft erlangt, stets 
aller rechtlichen Wirkung entbehrt, mag dahingestellt bleiben ; im vor- 
liegenden Falle muss der in Rede stehenden Erklärung jede Bedeutung 
abgesprochen werden. Durch die Verkündung des Urteils vom 17. Juni 
1903 wurde die Ehe der Parteien noch nicht aufgelöst, vielmehr blieb 
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dieselbe bestehen, bis das Urteil durch die Zurücknahme der gegen 
dasselbe eingelegten Revision der Anfechtung entzogen wurde. Nun- 
mehr trat die unbedingt ausgesprochene Scheidung in Geltung, und 
diese Tatsache bewirkte gleichzeitig, dass die mit der Auflösung der 
Ehe unvereinbare bedingte Entscheidung ausser Kraft trat. Hieran 
kann der Umstand, dass das Urteil unanfechtbar geworden ist, nichts 
ändern, denn die Rechtskraft hatte gerade zur Folge, dass mit ihrem 
Eintritt der bedingte Teil des Urteils, soweit es die Sache selbst zum 
Gegenstande hatte, hinfällig wurde. Das Berufungsgericht konnte 
deshalb über die von der Klägerin beantragte Scheidung und folge- 
weise auch über den hiermit zusammenhängenden Antrag in Ansehung 
der Schuldfrage nicht mehr erkennen, weil insoweit die Klage durch 
eine nach Erlass des Urteils vom 17. Juni 1903 eingetretene Tatsache 
ihre Erledigung gefunden hatte. 

Unbegründet ist dagegen die Revision in Ansehung des Kosten- 
punktes. In dem Urteile vom 17. Juni 1903 hatte das Berufungs- 
gericht die Entscheidung über die Kosten des Rechtsstreites ebenfalls 
von dem Eide des Beklagten abhängig gemacht, und zwar derart, dass 
die Kosten im Schwörungsfalle sämtlich der Klägerin auferlegt, im 
Nichtschwörungsfalle gegeneinander aufgehoben werden sollten. Letztere 
Folge ist dann im Läuterungsurteil ausgesprochen und kann nicht be- 
anstandet werden; denn das Urteil vom 17. Juni 1903 bleibt der An- 
fechtung entzogen und ist in seinen beiden Entscheidungen: 1. über 
die Widerklage, 2. über die Kosten des Rechtsstreites, massgebend, da 
diese von dem Grunde, der die Entscheidung über die sachlichen An- 
träge der Klage hinfällig macht, nicht betroffen werden. 

Demgemäss ist erkannt, wie geschehen. Einer Zurückverweisung 
bedurfte es zufolge $ 565 Abs. 3 Ziff. 1 C.P.O. nicht, da tatsächliche 
Aufklärungen nicht mehr erforderlich waren. Die Kosten der Revi- 
sionsinstanz waren gemäss $ 91 C.P.O. der Klägerin aufzuerlegen; die 
Zurückweisung der Revision in Ansehung der Kosten kommt hierbei 
nicht in Betracht.“ 


Staatliche Gesetze u. Aktenstücke betr. die kath. Kirche, 
sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


1. Anhalt. Ges. betr. d. Austritt aus d. Kirche 24/3 04. 
12* 
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g 1. 


Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirkung erfolrt 
durch Erklärung des Austretenden in Person vor dem Amtsgerichte 
seines Wohnortes. Erforderlich ist, dass der Austretende die Voll- 
jährigkeit erlangt hat. 

82. 

Der Aufnahme der Austrittserklärung muss ein hierauf gerichteter 
Antrag vorangehen. Diesem ist eine Bescheinigung des zuständigen 
Pfarrers beizufügen, dass der Antragsteller demselben die Absicht des 
Austritts in Person angezeigt hat. Zur Ausstellung dieser Bescheini- 
gung ist der Geistliche verpflichtet. Der Antrag selbst ist durch das 
Amtsgericht dem Pfarramte derjenigen Ortskirche, zu welcher der 
Antragsteller gehört, ohne Verzug bekannt zu machen. 

Die Aufnahme der Austrittserklärung findet nicht vor Ablauf von 
vier Wochen, jedoch spätestens innerhalb sechs Wochen nach Eingang 
des Antrages zu gerichtlichem Protokoll statt. Abschrift des Proto- 
kolls ist dem Pfarramte der Ortskirche zuzustellen. 

Eine Bescheinigung des Austritts ist dem Ausgetretenen auf Ver- 
langen durch das Amtsgericht zu erteilen. 

S 3. 

Die Austrittserklärung bewirkt, dass der Ausgetretene zu Lei- 
stungen, welche auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde- 
angehörigkeit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. 

Diese Wirkung tritt mit dem Schlusse des auf die Austrittser- 
klärung folgenden staatlichen Steuerjahres ein. Leistungen, welche 
kraft besondern Rechtstitels zu gewähren sind, oder solche, welche auf 
bestimmten Grundstücken haften oder von allen Grundstücken einer 
Pfarrgemeinde zu entrichten sind, werden durch die Austrittserklärung 
nicht berührt. 

Diejenigen Personen, welche nachweislich vor dem Inkrafttreten 
des gegenwärtigen (Gesetzes innerhalb oder ausserhalb Anhalts aus 
einer Kirche rechtsgültig ausgetreten sind, werden so angesehen, als 
ob ihre Austrittserklärung am Tage des Inkrafttretens des Gesetzes 
zu gerichtlichem Protokoll aufgenommen wäre. 

S 4. 

Was in den SS 1—3 von den Kirchen bestimmt ist, findet auf alle 

Religionsgesellschaften, denen das Recht einer juristischen Person oder 
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auf Grund des Art. 4 des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuche Rechtsfähigkeit landesherrlich verliehen ist, mit der Mass- 
gabe Anwendung, dass die im $ 2 vorgesehenen Anzeigen, Bekannt- 
machungen und Zustellungen an den Kultusbeamten der Religions- 
wesellschaft, oder falls ein solcher am Wohnorte des Antragstellers 
nicht vorhanden ist, an den Vorstand der Religionsgesellschaft zu 
erfulren haben. 

Für das Verfahren werden Gebühren nicht erhoben, sondern nur 
bare Auslagen berechnet. 

S 6. 

Die entgegenstehenden Bestimmungen des für das vormalige Her- 
zoetum Anhalt-Bernburg erlassenen Gesetzes Nr. 606 vom 13. Februar 
1S51 — Bd.X S. 24 figde. der Gesetzsammlung für das Herzogtum 
Anhalt-Bernburg — werden aufgehoben. 


87. 


Dieses (Jesetz tritt mit dem Tage seiner Veröffentlichung in Kraft. 


kvangelische Kirchengesetze'. 


l. Preussen* Beschlüsse des Verwaltungsausschusses des 
Pfarr-Witwen- und Waisenfonds betr. die Aufhebung der gesetzlichen 
Ptarrbeiträge und die Erhöhung des Witwen- und Waisengeldes v. 
17/6. 04. K.G. u. VBl. 31. 

2. Preussen. K@. betr. die Gewährung von Bezügen gemäss 
Zusatz 212 des Östpreuss. Provinzialrechts zu 8 856. T. II. Tit. 11 
d. Allg. Landrechts an die Witwen emeritierter Geistlicher v. 18/7. 04. 
K.G. u. VBl. 25. 

3. Preussen* Ausführungsbestimmungen zum K@. v. 18/1. 
04 (K.G. u. VBl.2) betr. zusätzliche Bestimmung zum kirchlichen Dis- 
ziplinargesetz v. 16/7. 86 (K.G. u. VBl. 81) v. 23/XI.04. K.G. u. VBl. 34. 

4. Baden* KA. d. Beamten d. Landeskirche betr. 17/XII. 04. 
KGVBl. 188. 

5. Desgl.* die Einkommensverhältnisse d. ev.-prot. Pfarrer betr. 190. 
6. Desgl.* die Ruhegehalte der Geistl. betr. 191. 


ı Die mit * verschenen Gesetze werden unter den Verfassung=gesetzen 
algedruckt werden, 
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7. Desgl.* die Witwenkassenbeiträge d. Geistl. betr. 192. 

8. Desgl.* KG. 17/XII. 04 betr. d. Verf. d. ver. ev.-prot.K. 185. 

9. Desgl.* die Abänderung d. Wahlordnung betr. 186. 

10. Desgl.* die Wahlkreiseinteilung für die Wahlen z. Generalsyn. 
betr. 187. 

1l. Anhalt. K@G.* betr. Abänderung der Syn.O. 16/2. 04. 
A. KBl. 527. 

12. Schaumburg-Lippe. KG.* betr. d. Ruhegehalte d. eme- 
ritierten Geistl. 10/2. 04. A. KBl. 612. 

13. Desgl.* KG. betr. d. Errichtung v. Pfarrkassen 24/12. 02. 
A.KBI. 1904, 545. " 

14. Desgl* KG. betr. die Regelung d. Küsterdienste 28/1. 04. 
Ib. 547. 

15. Desgl.* KG. betr. Regelung der Pfarrgehalte 5/2. 04. Ib. 551. 
16. Desgl.* KG. betr. die Gnadenzeit d. Hinterbliebenen 6/2. 04. 
Ib. 555. 

17. Desgl.* KG. betr. Witwen- u. Waisenversorgung 9/2. 04. 
I. 557. 

18. Desgl.* KG. betr. die Dienstvergehen der im Dienste der 
ev.-Inth. Landeskirche Angestellten 18/2. 04. Ib. 561. 

19. Desgl.* KG. betr. die Vorbildung der Geistlichen v. 19/2. 04. 
A. KBl. 615. 


Haturalififhe and religiöfe Weltanfiht. 
Bon 
Lic. M. Otto, 
Privatdozent an der Univerfität Göttingen. 
8. 1904. M. 3.—. Gebunden M. 4.—. 
(Aus: Lebendfragen. Schriften und Reden, herausgegeben von Heinrich Weinel.) 


wünfchen. Entfprechend dem Zwed der Sammlung tft Ottos Schrift populär 
gehalten, aber Pe nur in dem Sinn, daß auch auf Xejer, die in Theologie 


hen 
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TIheologifhe Literaturzeitung. 1905. Nr. 1. 


Charakter und Weltanschauung. 


Von 
Erich Adickes, 


o. ö. Professor der Philosophie an der Universität Tübingen. 


8. 1905. M. —.%. 


franz Deumann 


Erinnerungsblätter von seiner Tochter 
Luise Neumann 
Mit Titelbild, Fachimiles und mit Abbildungen im Text. 


Lex. 8. 29°/a Bogen. Geheftet M. 6.—. YVornehm gebunden M. 8.—. 


„. . . Und daß der große Naturforjcher, auch al3 er wie wenige feines 
Zeitalter3 und aller Zeiten in die tiefiten Geheimniffe des Naturerfennens 
eingedrungen war und bisher unbelannte Gefege der Natur offengelegt hatte, 
den einfachen Kinderglauben feiner Jugend feithalten konnte und big zum 
legten Atemzuge fejthielt, daß ihm Naturgejeh und Chrijtenglaube fein Gegen: 
ja waren, gehört ebenfall$ mit zum Größten diefes großen und edlen Lebens. 
Bon einer wilfenfchaftlichen Reife in die Alpen fchreibt er feiner pa „Nichts 
geht über daS Bergnügen, des Morgens neugejtärft die frifche Bergesluit ein- 
zuatmen. Da bete ich dann ein Vater Unfer, denke, wie Du und die Kinder 
dann aufitehen, finge mir wohl auch ein altes Soldatenlied, wenn niemand 
da ift, der eg hören könnte, und jo geht e8 dann 2—3, auch 4 Meilen in einem 


Rud.” .. 
Neue Preukifche (Kreuz-)Zeitung. 1904. Nr. 385. 


J. % B. MonHur (PAUL SIERFECK) IN ToRınaen. 


Ueber die Entwicklung des katholischen Kirchenrechts 


im 19. Jahrhundert. 
Von 


Dr. Fritz Fleiner, 


o. ö. Professor an der Universität Basel. 


Ss. 1902. M. —.60. 


„Fleiner schildert in paekender Daratellung. wie das Kirchenrecht nach «der Restauru- 
tion des Kirchenstaats mit dem Anheben der Romantik seinen internationalen Charakter zu- 
rückgewann, und wie es nach Vollendung des papstlichen Absolutismus durch kluge Hand- 
habung nach dem System des „Tolerari posse” auch ohne staatlichen Druck durch die Mittel 


rein geistigen Zwanges sich durchsetzt“. 


Die Entwicklung der Ratbolifhen Kirde 
im 19. Jahrhundert. 
Von 
Dr. Karl Hell, 
Brofejjor ber N in Bonn. 
Klein 8. 1898. M. 1,50. Sn Skytogen gebunden M. 2.—. 


Kebrfnffem des Kirchenrechts und der $ Kirchenpolifik. 
Von 
D. Dr. 38. Saft, 


Gebeimer Juitizrat, Brofefior an der Univerfität Berlin. 
Erite Hälfte. 
Grinleitung und allgemeiner Teil. 
Ler. 8 184. M. 8—. Sebunden M. 10.50. 


Die Konfefjion der r Kinder aus gemilchter Ch Ehe. 
3u den Borichlägen über die SEodififation des deutihen bürgerlichen Nects. 
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I. Abhandlungen. 


Das Kollegiat-Stift St. Arnual, die General-Kirchen- 
Schaffnei der Grafschaft Saarbrücken und die Bruder- 
schaftsgüter der Ortskirche St. Johann. 


Ein Beitrag zur Entwickelung des evangelischen Kirchenrechts 
in der vormaligen Grafschaft Saarbrücken. 


Von 


Rechtsanwalt Dr. Muth 
zu St. Johann. 


B. Französisches und jetziges Recht. 
I. Vor dem Kaiserlichen Dekret vom 11. Juni 1806. 


1. Die Territorial-Organisationen unter fran- 
zösischer Herrschaft. 

Mit der Okkupation der Grafschaft Saarbrücken (11. Mai 
1793) endigte die fürstlich nassau-saarbr. Herrschaft. Die fürst- 
liche Regierung wurde durch Beschluss der französischen Regie- 
rungskommission aufgelöst und den zurückgebliebenen Beaniten 
alle Regierungshandlungen bei Todesstrafe verboten. Damals 
bestand in Frankreich auf Grund des Gesetzes vom 14. Dezem- 
ber 1789, durch das die alten Kirchspiele, Landschaften und 
Provinzen des Königreichs beseitigt worden, die neue Terri- 
torial-Organisation nach Departements und 
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Distrikten. Saarlouis war 1793 der Sitz der Di- 
strikts-Verwaltung, von wo aus die alte Grafschaft 
durch den französischen Regierungskommissar verwaltet wurde. 

Nach Einführung der neuen Direktorial-Verfas- 
sung vom 23 September 1795 hörte die Verwaltung 
von Saarlouis aus auf und kam das Saarbrücker Land unter 
die Verwaltung des General-Direktors der er- 
oberten Lande zwischen Rhein und Moscl Bella 
mit dem gesetzlichen Sitz in Saarbrücken. Auf kurze Zeit 
erhielt General Hoche, Kommandant der Maas- und Sambre- 
Armee 1797 die Verwaltung dieser eroberten Gebietsteile, Ge- 
neral Moreau, Kommandant der Rhein- und Mosel-Arnıee 
errichtete demnächst im Frühjahr 1797 eme Direktion in Zwei- 
brücken. Am 27. April 1797 starb der letzte Fürst von Nassau- 
Saarbrücken. 

Iın Herbst desselben Jahres wurde Saarbrücken dem 
zum Hauptort des 2. Arrondissements der neuen Landeseinteilung 
gemachten Zweibrücken zugeteilt. 

Inzwischen war durch die Verträge vom 5. August 1795 
und den Friedensschluss vonCampoFormiovom 
17.und 18.Oktober 1797 das linke Rheinufer vorläufig 
an Frankreich abgetreten worden. 

Dasfranzösısche Direktorium beauftragte infolge- 
dessen am 4& November 1797 den bisherigen Kassations- 
Richter Rudler mit dr Neuorganisation der links- 
rheinischen Gebietsteile. Seine Instruktion vom näm- 
lichen Tage trug ihm auf, die verfassungsmässig in Frankreich 
bestehende Departemental- und Municipal-Ver- 
waltung emzuführen. 

Rudler teilte das Iinke Rheimufer in die 4. Departements der 
Röer, der Saar, Rhein und Mosel und des Donnersberges. 
Trier wurde Hauptstadt des Saardepartements. Letz- 
teres zerfiel in die Arrondissements Saarbrücken, Birken- 
feld, Trier und Prüm. 
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Das Arrondissement Saarbrücken wurde am 23. Ja- 
nuar 1798 in die 8 Kantone Saarbrücken, Arnual, Lebach, 
Ottweiler, Merzig, St. Wendel, Blieskastel und Waldmohr zerlegt. 

Aus Gründen der Staats-Raison wurde das Saardepar- 
tement verhältnismässig sehr klein gebildet und mit seinen 34 
Kantonen aus Teilen der Erzbistümer Trier und 
Köln, Nassau-Saarbrücken, Zweibrücken, Ba- 
den, Salm undeinigen kleinerenHerrschaften 
zusammenzrelegt; Beschluss des Reg.- Kommissars vom 
22. Ventose Vl. (12. März 1798), veröftentlicht in der Rudler- 
schen Sammlung. 

Es geschah dies offenbar auf Weisung der französischen 
Staats-Regierung, entsprechend der neuen Territorial-Organisa- 
tion in Frankreich, auch in den neuen Provinzen ganz neue 
staatliche Organismen unter Wegräumung der histori- 
schen Territorialsprengel zu schaffen. Die alten 
Provinzen und Länder des königlichen Frankreichs waren im 
Interesse der staatlichen Verschmelzung zerschlagen worden und 
mussten den neuen, nach rein geographischem Gesichtspunkte 
gebildeten und meist nach den Flussgebieten benannten Depar- 
tements weichen. 

Der Kanton Saarbrücken bestand aus den beiden Städten 
mit ihren Gemarkungen und dem Ort Malstatt. 

Aus den 40 um die Städte liegenden Dörfern wurde der 
Kanton Arnual gebildet. Die Orte Dittingen, Eschringen, Rei- 


chenborn, Strassen, Wilhelmbrunn, Tettingen, Püttlingen u. s. w. 
92. 


wurden anderen Kantonen zugeteilt; Sittel I 8. 84 

Nach dem Staatsstreich vom 18. brum. (9. Nov. 1799) 
und der Veröffentlichung der neuen Uonsular-Verfas- 
sung vom 13. Dezember 1799 verwirklichte das (Gesetz vom 
28. Pluviöse VIII. (17. Februar 1800) den zentralisierenden Re- 
gierungsgedanken durch Beseitigung der individualisierenden Kan- 
tonal- Verfassung und Einführung der neuen Verwaltungs- 
organisation nach Departements und Arron- 
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dissements mit Präfekten und Unter-Präfekten an der Spitze. 
In den SS II und III des Titel II kehrte die Staatsgewalt wie- 
der zu den Grundsätzen des Verfassungsgesetzes vom 11. und 
12. Dezember 1789 zurück. Die Munizipalitäten hörten 
auf, untere Verwaltungs-Instanzen zu sein, und es 
gingen alle rein staatlichen Funktionen aufdieArron- 
dissements- Verwaltungen über. 

Durch den Frieden von Luneville vom 9. Fe- 
bruar 1801 wurde das Saarbrücker Land endgültig mit 
Frankreich vereinigt. 

Zur Vorbereitung der Annexion der 4 linksrheinischen De- 
partements stellte der Consular-Beschluss vom 22. fructidor VIII 
(9. September 1800) die letzteren mit dem 1. vendemiaire IX 
(23. September 1800) den übrigen Departements der Republik 
gleich und wurde alsdann durch Consular-Beschluss vom 11. mes- 
sidor X (30. Juni 1802) die republikanische Verfassung vom 
frimaire VIHL mit dem 1. vende@miaire XI. (23. September 1802) 
eingeführt. 

Mit der Okkupation durch die französischen Truppen 1793 
hörte bis zur Territorial-Organisation der linksrheinischen Ge- 
bietsteile durch den Regierungs-Kommissar des Direktoriums 
Rudler jede Tätigkeit früherer landesherrlicher Behörden auf. 
Mit der Bildung der Kantonsverwaltung Saarbrücken wurde von 
der de facto tätigen Staatsgewalt die Uebernahme und 
Fortführung der Geschäfte der fürstlichen 
Hospital- und Kirchenbehörden zugelassen. So blieb 
das Landes-Konsistorium bezüglich der Stifts-, Spezial- und Ge- 
neral-Kirchen-Schaffnei-Vermögensverwaltung von 1798 bis zur 
Einsetzung der Stiftungs-Verwaltungs-Kommission durch den 
arrete vom 27. frımaire XI. (18. Dezember 1802) tatsächlich in 
Funktion. 

De jure war mit der Annexion der linksrheinischen Ge- 
bietsteile und der Einführung der französischen Verfassung am 
23. September 1802 die frühere Landes-Organisa- 
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sation mit ihren Behörden u. s. w. supprimiert. Insbe- 
sondere war mit der Publikation der organ. Gesetze vom 8. April 
1802 die öffentlich-rechtliche Organisation der kirchlichen Ver- 
waltungsbehörden des Fürstentums Saarbrücken rechtlich be- 
seitigt und die neue Kultusorganisation an die Stelle getreten. 
Soweit die neuen Behörden (Ober-Konsistorien, Orts-Konsisto- 
rien, Pfarrkirchen u. s. w.) noch nicht neu gebildet waren, übten 
vorläufig unterAufsicht des Präfekten die alten Ver- 
waltungsorgane ihre Tätigkeit aus. 

Mit der demnächstigen Etablierung der Orts-Konsistorien 
(16. September 1805) wurden endgültig alle früheren kirch- 
lichen Behörden, Verwaltungs- Organe, Verbände des alten 
Grafschaftsgebietes unterdrückt. Insbesondere giebt es seitdem 
kein Konsistorium im alten Sinne (Hofgericht und Superinten- 
dent) mehr, aber auch keine General- und Spezial-Kirchen- 
schaftneien. 

Nach der Fürstlich Nassau-Saarbrück’schen Kanzlei- und 
Prozess-Ordnung vom 3. Januar 1778 wurden die sämtlichen 
Zuivilbeamten, einschliesslich der Stifts- und Kirchen-Schaffnei- 
Rechner, von der fürstlichen Regierung ernannt, sie waren also 
öffentliche Beamte. 849. „Welche Sachen vor die Re- 
gierung gehören“, besagt: „Zur Cognition unserer Regie- 
rung sollen, wie überhaupt alle eigentlichen Regierungs- und 
solche Sachen, welche anderwärts von den Ministeriis und Ge- 
heimden Raths-Collegien oder den Landes-Regierungen pflegen 
traktirt zu werden, also insonderheit folgende Sachen gehören, 
als — — — sodann die in Ansehung katholischer Kirchen Uns 
zustehenden Jura Patronatus, alle Gratialia ohne Unterschied, 
die Bestellung sämmtlicher Civilbeamten, einschl. der Stifts-, 
Hospital-, Kırchenschaffney und Zuchthauss-Rechner*. 

Mit der Vereinigung des Landes mit Frankreich musste der 
ganze frühere Organismus der Grafschaft und der öffent- 
lichen Behörden der letzteren verschwinden. 

Was die s. g. „Brudermeistereien* ($ 108 der Kanzlei-Ord- 
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nung) betrifft, so waren sie offenbar Kassenorgane für die von 
den früheren Bruderschaften bei den Pfarrkirchen verwalteten 
Stiftungen, deren Vertreter wie die Vormünder unter der Auf- 
sicht der Konsistorien und Konsistorial-Konvente standen. Sıe 
waren aus der bruderschaftlichen Selbstverwaltung hervorgegan- 
gen. Auch sie mussten der durch Art. 20 des organ. Gesetzes 
angeordneten Verwaltung der Örtskonsistorien weichen. 


2. Die kirchlichen Neuorganisationen und das 

Staats-Kırchen-Recht derbeiden Konfessionen 

hinsichtlich des Kirchen- und Stiftungs-Ver- 
mögens und seiner Verwaltung. 


In der s. g. Konvention vom Messidor IX (15. Juli 1801) 
zwischen Pius VII. und dem FErsten Konsul Napoleon, die 17 
Artikel umfasst, beginnt die Einleitung mit der Erklärung: „Die 
Regierung der französischen Republik erkennt an, dass die kath. 
apostolische und römische Religion die Religion der gros- 
sen Mehrheit der französischen Bürger ist.“ Der Papst 
seinerseits erkennt an, „dass diese Religion bisher sehr viel Gutes 
und den grössten Glanz aus der Errichtung der katholischen 
Kirche in Frankreich bezogen hat und in diesem Augenblick 
noch erwartet.“ Das Konkordat selbst sichert der römisch-katho- 
lischen Religion freie Ausübung zu. Art. 2 sieht eine neue Ein- 
teilung der Diözesen, „die fortan mit den neu geschaf- 
fenen Departements zusammenfallen soll“, vor. 
Nach Art. 9 bestimmen die Bischöfe die neuen Pfarreien und 
ihre Grenzen. Art. 12 stellt die erforderlichen Kirchengebäude 
zur Verfügung der Bischöfe. Der Papst verzichtet in Art. 13 
auf das säkularisierte Kirchengut, während ın Art. 14 der Staat 
die Besoldung des Klerus übernimmt. In Art. 15 wird der Ver- 
mögenserwerb von Kirchengut durch Stiftungen gewährleistet. 

Konvention und organische Artikel zu derselben wurden in 
das organische Gesetz vom 8 April 1802 zusam- 
mengefasst und für den protestantischen Kultus 
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das organ. Gesetz vom nämlichen Tage erlassen. 

Nachdem diese beiden Verfassungsgesetze in den 4 links- 
rheinischen Departements verkündigt worden, erfolgte in der Zeit 
vom Jahr 1803 bis 1808 die kirchliche Neuorganisa- 
tion fürbeide Konfessionen. Ein Konsular-Beschluss 
vom 14. vend. X (6. Okt. 1801), Dalloz Sammlung s. v. culte 
S. 685, übertrug einem bei der Staats-Regierung anzustellenden 
und unmittelbar unter dem Konsule arbeitenden 
Staatsrat alle die verschiedenen Kulte betreffenden Angelegen- 
heiten. Zu seinen Verrichtungen gehörte: die Vorbereitung der 
die Angelegenheiten des Kultus betreffenden Gesetzentwürfe und 
Verordnungen, die Vorschläge an den ersten Konsul in den Per- 
sonalangelegenheiten der Geistlichen, die Prüfung aller Schreiben, 
Bullen, Breven der Römischen Kurie vor ılırer Veröffentlichung 
und endlich der Schriftwechsel im Innern in Bezug auf diese 
Gegenstände. Am 8. Oktober dess. J. wurde der Staatsrat 
Portalis mit diesem Amte betraut, der demnächst durch kai- 
serliches Dekret vom 21. messidor XL (10. Juli 1804) — also 
bald nach der Annahme des Kaisertitels durch Napoleon — 
zum Kultus-Minister ernannt wurde, nachdem die frag- 
liche Abteilung gleichzeitig zum Kultus-Ministerium er- 
hoben worden war. 

Portalis ist der Verfasser beider Kultus-Ver- 
fassungsgesetze. Er war ein grosser Kenner des kano- 
nischen Rechts und früher Parlaments-Advokat. Die protestan- 
tischen organischen Artikel stützen sich auf aus Genf (refor- 
miertes Bekenntnis) und Strassburg (Augsb. Konfession) 
erforderte Gutachten und schliessen sich in den Grund- 
züxen der Verfassung der dortigen evangelischen Kirchen an; 
Jacobson a. a. O. 8. 772. 

Unter der Leitung und dem entscheidenden Einfluss dieses hoch- 
begabten und allerseits wohlwollenden Staatsmannes erfolgten die 
Territorialorganisationen der katholischen und evangelischen Kir- 
schen, sowie dieFixierung dergrundlegendenPrin- 
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zipien für das’ Vermögensrecht der verschie- 
denen Kulte. 

Was zunächst die territorialen Kultusorgani- 
sationen betrifitt, so erfolgten die katholischen Pfarr- 
organisationen in 3 Abschnitten — 1. Pfarrorganisation 1803 
auf Grund des organ. Gesetzes vom 8. April 1802, 2. Pfarr- 
organisation gemäss dem kaiserl. Dekret v. 31. Mai 1804, 3. auf 
Grund des Dekrets v. 30. Sept. 1807 —. 

Für Trier (Saardepartement) genehmigte der erste Konsul 
die erste Pfarr-Zirkumskription vom 9. ventöse XI (1. März 
1803) am 20. ventöse XI (11. März 1803). Der Organisations- 
plan für das Bistum Mainz (Dep. des Donnersbergs) vom 20. 
prairial XI. (11. Juni 1803) wurde am 28. prairial (17. Juni 
1803) von Bonaparte bestätigt, während die Neu-Zirkumskription 
der die beiden Departements Rhein-Mosel und Röer umfassen- 
den grösseren Diözese Aachen erst am 10. ventöse XI. (1. März 
1804) erfolgte. 

Anlangend die protestantische Territorial-Organisa- 
tion, so sollten nach den organischen Bestimmungen (Art. 40) 
drei General-Konsistorien (Ober-Konsistorien), das 
eine zu Strassburg für die Protestanten Augsburger Kon- 
fession des Departements Nieder-Rhein, das zweite zuMainz 
für die Departements der Saar und des Donnersberges und das 
dritte zu Köln für die Departements Rhein-Mosel und der Röer 
errichtet werden. 

Die Neuumschreibung der Konsistorialkirchen 
im Saardepartement erfolgte auf Grund des im National- 
archiv zu Paris, Aktenfaszikel F. 11621 befindlichen „Plan de 
circonscription des Eglises consistoriales des cul- 
tes de la Confession d’Augsburg et des Reformes 
pour le deEpartement de la Sarre du 30. vend@miaire an 
XI“ (21. Oktober 1802). 

Der Saarpräfekt (seneral d’Ormcheville hat denselben mit- 
telst Schreiben von 5. brumaire an XI (27. Oktober (1802) an 
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Portalis eingesandt. Nach Inhalt des Einsendungsberichtes 
„hatten beide Konfessionen im Saardepartement vereinigt und 
einmütig gebeten, dass die Konsistorial-Kirchen so- 
wohl für die Ausübung beider Religionsbekennt- 
nisse, als auch bezüglich der Zirkumskription der 
Inspektionen gemeinsam sein sollen.“ 

Der Präfekt befürwortet ferner die Bildung einer beson- 
deren Kircheninspektion für das Arrondissement 
Saarbrücken, wiewohl dort nur 4 Konsistorial- Kirchen 
gebildet und Artikel 34 des organischen Gesetzes eine Min- 
destzahl von 5 Konsistorial-Kirchen verlangt. 

„Birkenfeld hat, wie es in dem Bericht heisst, 5 Kir- 
chen und hat allein das Recht im Einklang mit Artikel 341. c. 
den Bezirk einer Inspektion zu bilden; dennoch glaube ich 
Ihnen davon Mitteilung machen zu müssen, dass diese vier 
Konsistorial-Kirchen des Arrondissements Saar- 
brücken mit Entschiedenheit den Genuss des näm- 
lichen Vorteils, sowohl mit Rücksicht auf ıhre 
Grösse (etendue), als auch wegen der durch die ge- 
meinsame Ausübung beider Kulte ganz besonders 
erforderlichen Ueberwachung inAnspruch nehmen.“ 

Die Genehmigung der Staatsregierung beliess für Saarbrük- 
ken nur die drei Konsistorial-Kirchen Saarbrücken, St. Johann, 
Öttweiler, gewährte aber die beanspruchte Inspektion Saar- 
brücken. 

Für das Departement Nieder-Rhein hat der erste 
Konsul auf den Bericht von Portalis vom Tage vorher die vom 
Präfekten und dem Ober-Konsistorial-Präsidenten zu Strass- 
burg vorgeschlagene Zirkumskription der Kirchen der Augs- 
burger Konfession bestätigt. Bei 145 331 Seelen wurden 5 In- 
spektions- und 23 Orts-Konsistorial-Kirchen mit 178 Pfarreien 
und 258 Kirchen genehmigt. 

Der Wortlaut des vom Verfasser in dem National-Archiv 
zu Paris eingesehenen Konsular-Beschlusses geht dahin: 
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Departement du Bas-Rhin 13. Mai 1803. 


Organisation du culte protestant 
de la confession d’Augsburg 


du 23 florial Conseil d’Etat 
an 11 R: N 

approuve apport. | 
Np. Present au gouvernement de la Rcepublique 


Exped. au M. de I!'’In- par le Conseiller d’Etat charge de toutes les 
terieur et au M. Por- ’ 
talis le 28 Al. affaiıres concernant les Cultes 


Le 22 tlorcal an XI 
Citoyen Premier Consul 


Lee Projet de Circonseription des Eglises de la Confession 
d’Augsbourg dans le Departement du Bas Rhin dresse con- 
jointement par le Conseiller d’Etat Prefet de ce Departement 
avec le Prösident du Consistoire general etabli A Strassbourg, 
presente dans un seul tableau la population protestante, le 
nombre d’Eglises, celui des Pasteurs, les biens dont jouissent 
les Pasteurs ceux des fabrıques, les charges de ces 
biens et les droits ou pretentions queles Pasteurs 
ou les fabriques sont dans le cas d’exercer. 

la Population des Protestants de la confession d’Augs- 
bourg n’est dans le Departement du Bas Rlin que de 145331 
ames. Cependant la nature des localites a fait une necessite 
d’y etablir cinq Inspections. 

Les Inspections sont subdivisees en Eglises 
consistoriales, A,chacune d’Elles sont attacheces 
diverses Eglises Particulieres en un certain 
nombre de Pasteurs qui en composent larron- 
dissement. 

Cette Population fourniroit matiere A l’etablissement de 
24 Esglises consistoriales; mais les m@mes motifs qui ont de- 
termine l’etablissement d’une Inspection de plus ont fait re- 
duire A 23 le nombre de ces Eglises qu’on a placdes autant 
quil a ete possible au centre de la Population. 

Les Protestants possedent 258 Eglises ou temples dans le 


Muth, Das Kollegiat-Stift St. Armual etc. 193 


departement. Une grande Partie de ces Eglises sert simulta- 
nement aux catholiques et aux Protestants qui vivent ensemble 
dans la plus grande union. 

De ces 258 Eglises je en eu qui sont depourvues de Pa- 
steurs et qu’on appelle annexes, parcequ’elles sont en effet 
annexces A des Eglises qui ont des Pasteurs. 

Cent dix sept de ces Eglisesont des biens 
de fabriques plus on moins considerables qu’elles posse- 
dent exclusivement. L’origine de ces biens est in- 
connue; mais ils ont toujours ete affectes A 
la gencralite des fideles de chaque paroisse 
etadministrespardes fabriciens. 

Les revenus de ces biens sont employ6s au traitement des 
Pasteurs et aux autres frais du culte de la Paroisse. 

Les Pasteurs des paroisses qui n’avaient point de biens 
de fabrique ou qui n’en avoient pas assez pour les salarier 
’etaient jadis par les dixmes, par les ci-devant seigneurs ou 
par des chapitres decimateurs. 

Depuis la suppression des unes et des autres, les Pasteurs 
sont salarics par leurs Paroissiens. 

Lorsque les Paroissiens ne peuvent ou ne veulent salarier 
leurs Pasteurs, leurs Eglises sont annexces A des Eglises voi- 
sines qui peuvent entretenir un Pasteur. 

Le nombre des Pasteurs du Departement du Bas Rhin 
s’cleve A 178, ce nombre ne peut pas s’accroitre mais se peut 
varier plus ou moins en diminution par les conversions acci- 
dentelles de Paroisses en Annexes. 

J’ai ’honneur de Vous observer, Citoyen Premier consul, 
que le travail du Prefet et du President approprie aux Loca- 
lites, aux distances, aux difficultes de communication prcsen- 
tait V’etablissement de cingq imspections de vingt trois Eglises 
consistoriales et cent soixante dix huit Pasteurs sauf la reduc- 
tion de ces derniers dans les cas de conversion de Paroisses 
en annexes. 
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Le travail, Citoyen Premier consul, est fait avec un soin, 
une intelligence et une sagesse dignes de Votre approbation 
A la quelle j’aıi ’honneur de le soumettre, sous la reserve de 
la reduction du nombre des Pasteurs dans les cas de conver- 
sion de paroisses en annexes. 

Salut et Respect 
Portalis. 

Das General-Konsistorium in Köln wurde 1804 eingerichtet; 
die Organisation der Lokal-Konsistorien erfolgte dagegen bei der 
grossen Ausdehnung des Bezirkes auf zwei Departements erst 
1806; vgl. Jakobson a. a. O. S. 780—782. 

Das Ober-Konsistorium zu Mainz ist nach den Akten im 
Nationalarchiv schon 1804 organisiert gewesen. 

Die Besoldungsverhältnisse der protestantischen Geistlich- 
keit in der Rheinprovinz regelte das Dekret vom 13. fructi- 
dor XIII (31. August 1805), wodurch das Gehalt der Orts-Kon- 
sistorial-Präsidenten auf 1500 Frances, das der Prediger an Ge- 
meinden von wenigstens 3000 Seelen auf 1000 Francs und der 
Geistlichen bei kleinen Gemeinden auf 500 Francs fixiert wurde. 

Bei der Neuorganisation konnten die organischen Artikel 
nicht wörtlich ausgeführt werden. Portalis, der, wie bereits 
bemerkt, gestützt auf Gutachten von Genf und Strassburg, die 
organischen Artikel der Protestanten verfasst, hatte städtische 
Verhältnisse und nur solche Kirchen ins Auge gefasst, zu denen 
eine grössere Gemeinde (6000 Seelen) gehörte, und die von 
mehreren Geistlichen pastoriert werden; von letzteren sollte 
einer als primus inter pares im Konsistorium den Vorsitz führen. 
Alleın da auch kleinere (semeinden gebildet werden mussten, 
so führte die weitere Entwickelung dahin, dass in der Praxis 
mehrere Pfarreien unter eine Konsistorialkirche 
gestellt wurden. 

Iın Februar 1805 wurden unter dem Vorsitz des Kultus- 
Ministers Portalis mit den Präsidenten der Ober-Konsi- 
storien zu Paris Konferenzen betrefiend die kirchliche Or- 
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ganisation der sechs Departements: der Saar, Donnersberg, Röer, 
Rhein-Mosel, Ober-Rhein und Unter-Rhein, die unter den drei Ober- 
Konstistorien zu Mainz, Cöln und Strassburg standen, abgehalten. 

In Ausführung der für das Saardepartement bestä- 
tigten neuen Territorialorganisation wurden am 16. 
September 1805 die neuen Ortskonsistorien installiert. 
Es waren die zwei kirchliche Inspektionen zu Saar- 
brücken und Birkenfeld. 


Die Inspektion Saarbrücken umfasste: 

1. die Orts - Konsistorialkirche Saarbrücken mit den 
Pfarreien: 1. Saarbrücken, 2. St. Arnual, 3. Malstatt, 
4. Bischmisheim, 5. Kölln; 

2. die Orts-Konsistorialkirche Saarbrücken-St.Johann 
— beide Städte bildeten nur eine Stadt und 
St. Johann war nur ein Teil dieser Stadt — mit den 
Pfarreien: 1. St. Johann, 2. Dudweiler, 3. Neunkirchen, 
4. Dirmingen, 5. Heusweiler, 6. Völklingen ; 

3. die Orts-Konsistorialkirche Ottweiler mit 5 Pfarreien. 

Zur 2. Inspektion Birkenfeld gehörte: 

1. die Orts-Konsistorialkirche Birkenfeld (mit Züsch); 


Do Mn Ousel; 

> ne is Wolfersweiler mit 6 Pfarreien; 
Ar. = Meisenheim; 

Dir wi u s Idar (dazu auch Veldenz, Mül- 


heim, Wolf, Cleinich). 

Aus diesem Tableau ersieht man, wie gemischt das 
Saardepartement aus den heterogensten Bestand- 
teilen früherer historischer Territorialgebilde zu- 
sammengewürfelt war. 


3. Das katholische Kirchen-Vermögens-Recht 
nach der Neu-Organisation des Kultus auf 
Grund des Gesetzesvom 8 April 1802. 


Unmittelbar nach Aufhebung der Pfarr-Kasualrechte der 
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Landpfarrer durch den Beschluss der konstituierenden Versamm- 
lung vom 11. August 1789 tat die National- Versammlung mit dem 
Dekret betreffend alle kirchlichen Güter ohne Unterschied der 
Zweckbestimmung vom 2.—4. November 1789 einen entschei- 
denden Schritt zur Verstaatlichung des Kiır- 
chengutes. Das Ausfübrungs-Dekret vom 7.—27. November 
dess. J. nennt sich noch euphemistisch deeret pour la con- 
servation des biens ecelöstastiques d. h. zur Sicherstellung 
dieses Kirchenvermögens für den Staat. 

Es folgte der Versuch der National- Versammlung, ähnlich 
wie mit der pragmatischen Sanktion Karl VIl. vom Juli 1438, 
die kirchlichen Verhältnisse durch die Staats- 
gewalt einseitig zu regeln. Es geschah dies durch die 
Zivilkonstitution der (seistlichkeit vom 12. Juli 
bis 24. August 1790. 

Das Dekret vom 23. Oktober 1790 beschloss den sofor- 
tigen Verkauf der kirchlichen Stellengüter (biens 
du clergc) und vertagte denjenigen der Fabrik- und 
Stiftungsgüter der Pfarrkirchen. 

Durch die Verfassung vom3. September 1791 
wurde dann der allgemeine Grundsatz ausgesprochen: „Die für 


die Ausgaben des Kultus und für jeden öffent- 


lichen Dienstzweig bestimmten Güter gehören 
der Nation und stehen allerzeit zu ihrer Ver- 
fügung*“. 

Es folgt das Dekret vom 6. bis 15. Mai 1791 über den 
Verkauf der Güter unterdrückter Pfarr- und 
Sukkursalkirchen, das (zesetz vom 19. Angust 1791 über 
den Verkauf von allem Immobiliar- Vermögen 
der Kırchenfabriken, und schliesslich hat der National- 
Konvent durch Gesetz vom 13. brumaire IL (3. November 1793) 
alles übrige Kirchenvermögen als Staatsgut 
erklärt. Das Gesetz vom 3. ventöse III (21. Februar 1795) 


unterdrückte schliesslich die Ausübung des öffentlichen Kultus 
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überhaupt und entzog dem letzteren jedes Lokal von Staatswegen ; 
vergl. Muth, Pfarreien II S. 99—106. 

Durch die Messidor-Konvention wurde der ka- 
tolische Kultus wieder hergestellt und m Verbin- 
dung mit dem organıschen Gesetz vom 18. germ. X als ein 
Zweig des öffentlichen Dienstes neu organi- 
siert. Die katholische Religion, wenn auch nicht Staatsreligion 
wie zur Zeit des ancien regime, war anerkanntermassen die- 
jenigedergrossen Mehrheit der Bürger. 

Mit der neuen Organisation der Bistümer und Pfarreien 
wurden die erforderlichen Besoldungen der Kul- 
tusbeamten festresetzt und handelte es sich nunmehr auch 
darum, die für den Gottesdienst notwendigen sachlichen 
Kosten sicher zu stellen. Zu dem Ende bestimmte Art. 76 der 
loı organique: „Es sollen Fabriken zur Ueberwachung des 
Unterhalts und zur Erhaltung der Kirchengebäude, sowie zur 
Verwaltung der Almosen (Opferstock und Sammlungen in der 
Kirche) errichtet werden“. 

Diese Fabriken hatten nur den Ertrag des Klingelbeutels, 
der Opfer und der Stuhlpacht zu verwalten und erhielten des- 
halb den Namen der „inneren“ Kirchenfabriken. 

Durch den Konsular-Beschluss vom 7. thermidor XI (26. Juli 
1803) wurden den aufrecht erhaltenen Pfarrkirchen die noch 
vorhandenen säkularisierten Fabrikgüter (Grundvermögen) 
zugewiesen und die sog. „äusseren“ Kirchenfabriken zur Ver- 
waltung dieser restituierten (Güter formiert. 

Da es sich bei dem neu organisierten Pfarrdienst aber um 
einen öffentlichen Dienst handelte, so wurden diese den 
Pfarrkirchen restituierten Staatsgüter auch nur für den öffent- 
lichen Dienst bestimmt. Art. 3 des Konsular-Beschlusses ordnete 
deshalb an, dass diese Güter in der für die Gemeinde- 
eüter bestimmten Form durch dreı vom Präfekten 
zu ernennende „marguilliers® (Sendschöffen) verwaltet wer- 
den sollten. Eine Verschmelzung beider Fabrikverwaltungen (sog. 
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„innere“ und „äussere“ Fabrik) erfolgte für das Trierer 
Bistum in der Weise, dass der Fabrikrat zur Hälfte vom 
Präfekten und zur Hälfte vom Bischof ernannt wurde 
und derPfarrer den Vorsitz führte. Es geschah dies 
durch ein vom Kaiser genelimigtes Fabrik-Reglement 
vom 4. tloreal XIII (24. April 1805). 

Inzwischen nalım diese dem service public gewid- 
mete und in den Formen der administration publique organisierte 
Restitutionsgesetzgebung des Fabrik-Kirchen-Ver- 
mögens ihren ruhigen und ungestörten Fortgang unter der Lei- 
tung und Ausführung von Portalis. In Betracht kommen die 
Dekrete vom 6. März 1805, 17. Juli 1805, das Staatsrats-Gut- 
achten vom 22. November 1805, genelimigt vom Kaiser am 
12. Dezember 1805, und das Dekret vom 30. Mai 1806. Abge- 
schlossen wurden die Rückgaben durch das Dekret vom 31. Juli 
1806, während aie kirchliche Vermögens- Verwaltung 
selbst durch das Fabrik-Dekret vom 30. Dezember 
1809 endgültige Regelung fand. 

Die Rückgabe der Pfarrstellengüter wurde durch 
das Dekret vom 5. nivöse XIII (26. Dezember 1804) — wenige 
Wochen nach der Kaiserkrönung vom 2. Dezember — für das 
Bistum Trier begonnen und die diesbezügliche Ver- 
waltung durch das Dekret vom 6. November 1813 definitiv 
geordnet. 

Um zu resümieren: Die Restitutionen des säkularisierten 
früheren Kirchengutes erfolgten nicht unter dem Titel 
eines freien, der kirchlichenSelbstverwaltung 
unterstellten Privateigentums, sondern als 
eines aus dem allgemeinen Staatsgut ausgeson- 
derten, dem speziellen Dienstzweig des Kultus 
sewidmeten öffentliches Eigentums. Daraus folgt, 
dass auf das restituierte katholische Kirchenvermögen alle ge- 
setzlichen Bestimmungen Anwendung finden mussten, die für das 
öffentliche Vermögen anderer Dienstzweige der öÖf- 
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fentlichen Verwaltung in Geltung standen. Daraus er- 
klärt sich beispielsweise die Notwendigkeit der Ermächtigung der 
kirchlichen Verwaltungsorgane zur Erhebung gerichtlicher Klagen 
und Einlassung auf dieselben durch den Präfekturrat, ferner die 
Zusammensetzung und Organisation der Fabrikräte und die Staats- 
aufsicht über dieselben hinsichtlich aller wichtigeren Rechts- 
geschäfte. 

4. Das kirchliche Vermögens-Recht der Prote- 

stanten unter der französischen Herrschaft. 

Im Gegensatz zu den erörterten Grundsätzen des katholi- 
schen Kirchen-Vermögens-Rechts konsolidierte sich die von der 
französischen Staatsgewalt zur Geltung gebrachte Auffassung auf 
dem Gebiet des kirchlichen Vermögensrechts der Evangelischen 
in den Jahren 1805 und 1806 dahin, dass die Kirchen- 
und Schulgüter der Protestanten von jeher 
freies, der Selbstverwaltung der verfassungs- 
mässigen Organe dieser als Privatgesellschaft 
gedachten Glaubensangehörigen unterstehen- 
des Privatvermögen gewesen sei, mit dem die 
öffentliche Verwaltung und der öffentliche 
Dienst nichts zuschaffen hat. 

Bereits in der National-Versammlung von 1790 war die 
Frage der Verstaatlichung dieser Güter aufge- 
taucht. Es gelang den Ausführungen der protestantischen Depu- 
tierten Koch, Professor der Rechte zu Strassburg, und Sandherr, 
Jurist zu Kolmar, nach Uebergabe einer im Namen der Prote- 
stanten von Strassburg, Kolmar, Weissenburg, Landau und 
Münster i. Els. (Paris 1790 in 8) verfassten Adresse, wobei auch 
der katholische Deputierte Abbe Aymard die protestantischen 
Deputierten unterstützte, das Dekret vom 17. August 1790 zu 
erwirken, durch das die Kultusfreiheit der Protestanten bestätigt 
und der freie Genuss ihrer Kirchen, Kollegien, Konsistorien, 
Universität, Stiftungen und Fabriken (i. e. Schaffneien) ihnen 
zugesichert wurde. Durch ein ferneres Dekret vom 10. Dezember 
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1790 wurden die Güter und Anstalten, welche die Protestanten 
besitzen, vom Verkauf als Nationalgüter ausgeschlossen. Allein 
am 21. frimaire VII (11. Dezember 1798) machte Couturier im 
Rate der Alten aufs neue den Versuch, die Güter der Prote- 
stanten als Nationalgüter zu verkaufen. Hierbei wurde er 
von den zwei Deputierten des Nieder-Rheins, Andre und Laurent, 
unterstützt, dagegen durch den Deputierten des Nieder-Rheins 
Frederie Herrmann in der Sitzung vom 9. ventöse VII (27. Fe- 
bruar 1799) kräftig bekämpft, dem die verlangte Vertagung be- 
willist wurde. Aber am 11. ventöse VII (1. März 1799) 
wurde auf wiederholtes Drängen Couturiers durch 
ein Dekret beschlossen, die Güter der Protestanten 
als Nationalgüter anzusehen und zu veräussern. 
Um in Kraft zu treten, bedurfte dasselbe indessen noch der Zu- 
stimmung des „Rates der Alten“; um dieselbe zu verhindern, trat 
Gottfried Schweighäuser Sohn, später Professor am protestan- 
tischen Seminar in Strassburg, auf, der sich zur Zeit als homme 
de lettres in Paris befand, mit einer Schrift, in welcher er die 
Unrechtmässigkeit des Beschlusses der 500 ins Licht stellte 
(Observations sur la resolution du 11. ventöse VII A Paris, ven- 
töse VII): er bewirkte, dass dem Dekret der 500 die Sanktion 
nicht gegeben wurde. Durch die Artikel 7 und 8 des organischen 
Gesetzes vom 18. germinal X (8. April 1802) wurde demnächst 
den protestantischen Kirchen der Besitz der geretteten Güter 
feierlich bestätigt. 

Zum drittenmal wurde der Versuch der Ver- 
staatlichung 1804 gemacht. Wie aus einem Schreiben des 
Ober-Konsistorial-Präsidenten Pietsch zu Mainz vom 30. Oktober 
1S05 hervorgeht, hatte in der Frage der protestan- 
tischen Schul- und Kirchengüter im Saarde- 
partement der Berichterstatter des Staatsrats Regnault 
de St. Jean d’Angely, ein Anhänger der konservativen 
Richtung, (Muth, Pfarreien Bd. IT S. 8 und 9), bereits einen 
kompletten Gesetzesvorschlag eingebracht, dahingehend: „die sämt- 
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lichen Stiftsgüter zu verkaufen und den Erlös nach Bezahlung 
der Schulden der Amortisationskasse zu überweisen“. Der Bericht- 
erstatter stützte sich auf die Art. 73 und 74 des organ. Gesetzes, 
welche durch Art. 8 der organ. Art. für den protestantischen 
Kult anwendbar erklärt worden. Nach diesen verfassungsmässigen 
Bestimmungen dürften die protestantischen Stiftungen keine liegen- 
den Güter besitzen. Der Gesetzesvorschlag wurde der Sektion des 
Innern des Tribunats unterbreitet und Professor Koch mit der 
Berichterstattung betraut. Der Stiftsadministrator Dern aus 
Saarbrücken, der sich in seiner Eigenschaft als Mitglied des ge- 
setzgebenden Körpers in Paris befand, ging ılım mit dem erforder- 
lichen Material zur Hand. Der Gesetzesvorschlag selbst wurde 
demnächst zurückgezogen. Regnault ruhte aber nicht und kam 
mit einem neuen Vorschlag, zu dessen Begründung er anführte, 
„dass zu unterscheiden sei unter der Masse der Stiftsgüter das, 
was von den Kirchenfabriken herkommt, von 
demjenigen, was für den Unterrichtund dieAlmosen 
bestimmt war, dass der erste Gegenstand das Kon- 
sistorium berühre, aber dass die beiden anderen 
dem Gouvernement zuständen und dass von diesem 
Gesichtspunkt aus eine Teilung der Masse dieser 
Güter stattfinden müsse“. 

Von Koch wurde dem Antragsteller entgegengehalten: „Bei 
dem Gegenstand der Stiftung handle es sich nicht um öffent- 
lichen Unterricht, auch nicht um Wohltätigkeit im allgemeinen, 
sondern vielmehr um religiöse Unterweisung betreffend 
eine besondere Gemeinde, die selbst zahlt; dass die Quelle aller 
Schenkungen, Ausstattungen oder zukünftigen Stiftungen für 
immer versiegen würde mit dem ersten Schritt, durch den die 
Regierung den Schein erwecken würde, als wolle sie sich in diese 
Art von Eigentum einmischen“. 

Auch dies neue Projekt wurde vom Staatsrat vor- 
läufig vertagt und empfohlen, vorher unter der Autorität des 
Präfekten zur Liqwdation von Forderungen und Schulden des 
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Stifts zu schreiten. 

Der Kultusminister Portalis stand von Anfang an auf der 
Seite der Rechtsauflassung, dass das protestantische 
Kirchengutnichtsäkularisiert werden dürfe. 
Bereits in seinem Bericht an den Ersten Konsul vom 22. Horeal XI 
(12. Mai 1803) betreffend die Neuorganisation des protestantischen 
Kultus im Departement des Nieder-Rhein hatte Portalis die Be- 
lassung der alten Fahrikgüter bei den Pfarrkirchen der Neuum- 
schreibung befürwortet. Im diesem Bericht heisst es: „117 dieser 
Kirchen haben mehr oder weniger beträchtliche Fabrikgüter, die 
sie ausschliesslich besitzen. Der Ursprung dieser Güter ist un- 
bekannt; aber sie waren stets der Gesamtheit der 
Gläubigen jeder Pfarrei gewidmet und von Fa- 
brikräten (Schaffner) verwaltet. Die Einkünfte dieser 
(Güter werden zur Besoldung der Pastöre und zu den sonstigen 
Kosten des Gottesdienstes der Pfarreien verwendet“. 

Also schon mehrere Monate vor der Restitution der katho- 
lischen Fabrikgüter durch den Thermidor-Beschluss vom 26. Juli 
1803 erkannte Portalis die Zugehörigkeit der prote- 
stantischen Fabrikgüter zu den betreffenden 
Pfarrkirchen an. 

Der Minister hatte auch bereits die von dem Saarpräfekten 
zum Zweck der Schuldentilgung in Vorschlag gebrachte Ver- 
äusserung der Stifts- und Kirchengüter von St. Arnual mit 
empfehlendem Gutachten dem Staatsrat zur Beratung vorgelegt, 
um die demnächstige kaiserliche Bestätigung zu erwirken, als im 
Staatsrat gegen die Auffassung des Kultusministers wiederum 
Opposition versucht wurde. 

Ein Spezialfall aus dem Elsass führte eine Ent- 
scheidung des Staatsrats, als des Ober-Verwaltungs-Gerichts des 
Reichs, herbei. Am 22, brumaire XIII (13. November 1804), 
hatte der Präfekt des Nieder-Rheins in Strassburg mittelst arrete 
der Orts-Konsistorialkirche zu Brumath! den mit der Fabrik 

! Brumath (Brumpt), Stadt in Nieder-Elsass, nördlich von Strassburg, 
Landkreis Strassburg. 
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verbundenen Almosenkasten abgesprochen. Gegen diese Ent- 
scheidung wurde der Rekurs beim Kultusminister eingelegt. Nach 
länger denn Jahresfrist entschied der Staatsrat in der Sitzung 
vom 18. Januar 1806 zu Gunsten des Orts-Konsistoriums 
von Brumath und bestätigte Napoleon am 31. Januar 
desselben Jahres den vom Staatsrat vorgelegten Dekrets-Ent- 
wurf, der ausdrücklich des von Portalis erstatteten Berichtes Er- 
wähnung tut. 


Nachstehend das im National-Archiv zu Paris befindliche 
Original-Dekret. 
A F. IV Plakat 1231. 


31. Janvier 


1806. Conseil d’Etat 
Approuve 
Napoleon. 

Scance du dix huit Janvier an mil huit cent six 


Projet de Decret Imperial 
Napoleon etc. 
Sur le Rapport de notre Ministre des Cultes 
Notre Conseil d’Etat entendu 
Nous avons deercte et deeretons ce qui suit: 


Art. 1. 
Expedition L’Arrete du Conseiller d’Etat Pröfet du Bas Rlın, 


le 3 fevrier 


au Ministre 
des Cultes. protestantes de I’Eglise Consistoriale de la Confession 


FExtrait du Registre des Deliberations 


du 22 Brumaire an 13 relatif A la fahrique et bourse 


d’Augsburg de Brumath est annulle. 

En consequence, le Consistoire de Brumath est 
maintenu dans la JJouissance des Revenus des dites 
fabrique et bourse. 


Art. 2, 


Notre Ministre des Cultes est charge de Execution 
du present Decret. 

Le Conseil d’Etat apres avoir discute le Projet cı- 
dessus l’adopte. 
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Pour Extrait conforme 
Le Secrctaire General du Conseil d’Etat 
J. G. Locre. 

Mit Autorisation des General-Konsistoriums zu Strassburg 
hat der Präsident des Orts-Konsistoriums Brumath dem Ver- 
fasser Abschrift des in Urschrift im Archiv des Konsistoriums 
befindlichen Gesuches ohne Datum mitgeteilt. Verfasser ist ein 
Herr Brion zu Strassburg, der das korrigierte Original mit 
folgendem Billet dem Konsistorium zurückschickte: „Voici Votre 
petition revue, corrigee et copice-puisque periculum In mora; 
signez et expcdiez. Icııly a toutäcraindre, AParis 
toutäesperer“ 

Die Petition lautet in der Uebersetzung: 

Sr. Excellenz Monseigneur Portalis, uk 

„Die unterzeichneten Mitglieder des Orts-Konsisto- 
rıums der Augsburger Konfession von Brumath nelımen 
die Freiheit Ew. Excellenz ehrerbietigst vorzustellen, dass die 
Protestanten Augsburger Bekenntnisses der verschiedenen 
Gemeinden des ehemaligen Amtes Brumath 
seit mehr als 150 en für jede ihrer Kir- 
chen unter dem Namen „lutherisches Almosen* 
durch Opfer, die sie in ihren Kirchen während des Gottes- 
dienstes gemacht und durch Auflagen, die sie für diejenigen 
unter ihnen festgesetzt haben, die das Eigentum eines Platzes 
in einer der in ihren Kirchen aufgestellten Bänke erworben, 
einen Fonds gebildet haben. 

Alle diese Almosen wurden 1711! zu einer Vermögensmasse 
vereinigt und unter die Verwaltung des Einnehmers der prote- 
stantischen Fabrik des Amtes (baillage) gestellt, an den die pro- 
testantischen Geistlichen (ministres protestants) Jährlich den 
Ueberschuss ihrer Jahresrechnungen ablieferten. 

Der zur Bestreitung verschiedener durch den Ankauf der 


! Indem korrigierten Konzept der Petition ist die Anführung des 
Befehls der früheren Herrschaft vom 20. Nov. 1711 gelöscht. 


—— 


in ie 
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hl. Gefässe u. s. w. und zur Unterstützung der protestantischen 
Armen des Amts Brumath bestimmte Fonds vermehrte sich 
durch eine gute Verwaltung und die Opfer, welche die Prote- 
stanten fortgesetzt während des Gottesdienstes in ihren Kirchen 
gaben, in einer Weise, dass man Kapitalien aus demselben 
anleste. 

In den darüber aufgenommenen notariellen Obligationen er- 
kannte der Schuldner jedesmal an, das Geld „von dem 
evangelisch-lutherischenAlmosen*“, für das der 
Einnelimer in dem Akt erschien, erhalten zu haben. 

Das war der Stand der Dinge zu Beginn der Revolution, 
als durch den Tod des Einnehmers die Stelle bis 1794 unbe- 
setzt blieb. Nunmehr liess sich der Enregistrements-Einnehmer 
von Brumath durch seinen Direktor zum Einnelimer der Güter 
der protestantischen Fabrik und Almosens des ehemaligen 
Anıts Brumath ernennen. 

Der Einnelimer hat die Einkünfte bis zum Jahr XI ein- 
schliesslich eingezogen, ohne darüber eine einzige Rechnung 
zu legen. Nachen das Orts-Konsistorium organisiert, hat das- 
selbe für die Ernennung eines Einnehmers m der vorge- 
schriebenen Form Sorge getragen und zu gleicher Zeit 
den Enregistrements-Einnehmer ersucht, die Rechnungen be- 
züglich der über die Güter der Fabrik und des protestantischen 
Alınosen geführten Verwaltung zu stellen. 

Auf die während mehrerer Monate wiederholt erfolgten A uf- 
forderungen hat er schliesslich Rechnung über die Güter der 
Fahrik gelegt, sich aber der Rechnungslegung und Zahlung des 
RReliquats der Einkünfte, die er von den Gütern des protestan- 
tischen Alimosens bezogen, unter dem Vorwand geweigert, dass 
diese Güter durch das Wohltätigkeits-Bureau des Kantons, 
dessen Mitglied er ist, zu verwalten seien. Er hat auch den 
Präsidenten des Bureaus veranlasst, dem Staatsrat-Präfekten 
des Departements ein Gesuch zu unterbreiten, damit diese 
Autorität die Verwaltung unserer Güter dem besagten Aus- 
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schuss anvertraue. 

Der vorläufige Beschluss (arrete preparatoire), der vom 
Herrn Präfekten am 23. brumaire XTII (13. November 1804) 
erlassen wurde, gibt zu erkennen, dass dem Verlangen des 
Präsidenten stattgegeben werden wird, und wir haben Grund zu 
der Annalıme, dass der endgültıge Beschluss Sr. Excellenz 
dem Minister desInnern zur Bestätigung ein- 
gesandt wird. 

Die Gesetze vom 17. August und 1. Dezember 1790 hand- 
haben die Protestanten in ihren Stiftungen, Fabriken, Gütern 
und Anstalten und dasjenige vom 18. germinal X bestimmt 
Titel II, Abschnitt II, Art. 20 ın ausdrücklicher Weise : 

folgt der Wortlaut dieses Artikels. 

Diese Gesetze sichern demnach den Prote- 
stanten der Gemeinden, die ehedem das Amt 
Brumath bildeten, die Güter der protestan- 
tischen Fabrik und des Almosens des näm- 
lichen Bezirkes, und da die Üeberwachung der Ausführung 
dieser Gesetze zum Ressort Ew. Excellenz gehört und in keiner 
Weise in die Attnbutionen Sr. Excellenz des Ministers des 
Innern hineinreicht, nehmen wir die Freiheit, Ew. Excellenz 
gehorsamst zu bitten, Sich die verschiedenen auf den Streit- 
punkt bezüglichen Stücke, um die es sich handelt, und die in 
den Bureaus der Präfektur unseres Departements verwahrt 
werden, vorlegen zu lassen, um sie zu prüfen und anzuordnen, 
dass die Güter „de la fabrique et de l’aumöne protestant de Bru- 
math“, wie früher, entsprechend dem Gesetze zu verwalten sind*. 

Mittelst Schreiben vom 14. Februar 1806 (Pfarr- 

Archiv zu Brumath) übersandte der Kultus-Minister eme 
Ausfertigung des Dekretes an das General-Konsistorium 
in Strassburg: 

„Ich habe die Ehre Ilnen eine Ausfertigung eines am 
31. Januar im Tuilerien-Palast erlassenen Dekrets zu über- 
senden, durch das Seine Majestät nach Anhörung des Staats- 
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rates unter Aufhebung eines vom Präfekt des Nieder-Rheins 
am 22. brumaire d. J. XIII (13. November 1804) erlassenen 
Beschlusses betreffend die protestantische Fabrik und Börse 
(bourse) der Kirche von Brumath das Konsistorium dieser 
Kirche ın dem (zenuss der Einkünfte der besagten Fabrik und 
Börse gehandhabt hat. 

Ich ersuche Sie Befehl zu erteilen, dass man mit aller mög- 
lichen Strenge den Fabrik-Einnehmer von Brumath auf Rech- 
nungslegung und Zahlung des Rechnungs-Ergebnisses verklagt 
und mich vom Ergebnis Ihrer diesbezüglichen Schritte zu be- 
nachrichtigen. 

Ich bitte den Staatsrat, Präfekt des Nieder-Rheins, Ihnen 
nötigenfalls Unterstützung und Beistand zu gewähren“. 


Der Fall Brumath zeist eine gewisse Achnlichkeit 
mit der General-Kirchen-Schaflnei der Grafschaft Saarbrücken. 
Auch in der baillage (Amt) Brumath bestand neben den 
Spezial-Schaffneien der Ortskirchen das s. g. 
„Evangelisch-Lutherische Almosen“, französisch 
aumöne oder bourse genannt. Man dürfte den Fonds sinngemäss 
den „gemeinen Kasten oderAÄlmosen-Kasten“ des 
Amts Brumath nennen. 


5.Der Wohltätigkeits-Verwaltungs-Ausschuss 
für die Stiftung St. Arnual. 


Der Stiftungs- Veerwaltungs-Ausschuss St. Arnual („commis- 
sion administrative benevole de la fondation d’Arnoual*) wurde 
von dem französischen Gouvernement aus Veranlassung der 
schlechten finanziellenLage desG@esamtinsti- 
tuts ins Leben gerufen. Gläubiger und Stiftungsberechtigte 
reklamierten bei dem Saarpräfekten in Trier wegen Befriedigung 
ihrer Ansprüche. Letzterer schritt daher zur Einsetzung eines 
öffentlich-rechtlichen Verwaltungsausschus- 
ses für die Stifts-General-Kirchen-Schatfnei- und Ortskirchen- 
Güter, an Stelle der bisherigen Verwaltung durch das frühere 
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Landes-Konsistorium. Er tat dies in Ausführung zweier Beschlüsse 
des General-Kommissars der 4 linksrheinischen Departements 
vom 20. Juli 1800 und 25. Juni 1801. 

Ersterer Beschluss ist veröffentlicht in Bd. III der Verord- 
nungen des General-Kommissars der 4 linksrheinischen Departe- 
ments, bulletin XXVI S. 8—11l. Er datiert: 

Mainz den 1. tlermidor Jahr VILI (19. Juli 1800). 

„Der General-Regierungs-Kommissar, in der Absicht, den 
öffentlichen Unterricht von den Hindernissen zu befreien, die dem- 
selben in den vier neuen Departements bisher im Weg gestanden, 
und die Professsoren der betreffenden Anstalten der Sorge zu ent- 
ledigen, die Güter und Einkünfte dieser Anstalten zu verwalten; 
eine Sorge, die ilınen um so beschwerlicher fällt, als sie ihrem 
Amte völlig fremd ist, und ihnen eine kostbare Zeit raubt, die 
sie nützlicher anwenden könnten. 

In Anbetracht der Notwendigkeit, den Stiftern der noch be- 
stehenden Stipendien, den Eltern der Zöglinge und den Lehrern 
selbst zugleich eine Sicherheit für die weise und gewissenhafte 
Verwaltung der betreffenden Einkünfte dadurch zu geben, dass 
diese Verwaltung Bürgern übertragen werde, 
welche wegen ihrer Rechtschaffenbheit, Un- 
eigennützigkeit und Einsicht das öffentliche 
Vertrauen und Achtung besitzen: Beschliesst Ar- 
tikel 1. Von Bekanntmachung gegenwärtigen Beschlusses an, soll 
hei jeder Zentralschule oder Gymnasium in den 4 neuen Departe- 
ments des linken Rheinuwfers eine Verwaltungs-Kon- 
mission, gleich jener, welche dieEinkünfte der 
Zivil-Hospizien zuverwalten hat, bestehen. 

Artikel 2. Diese Kommission soll aus 5 Verwaltern 
bestehen, die in dem Orte der Anstalt wohnhaft und ansässig 
sein müssen. — Vier derselben sollen ausserhalb der Anstalt, 
und der 5. unter den Professoren genommen werden. 


! Man vergleiche den Beschluss des Saarpräfekten vom 1. August 1803. 
Abgedr. bei Muth, Neue Belegstücke S. 15— 17. 
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Artikel 3. Diese Verwalter werden von dem Präfekt des 
Departements ausgewählt. Ihre Verwaltung soll unentgeltlich und 
seiner Aufsicht unmittelbar untergeordnet sein. 

Artikel & Die Einnehmer gedachter Anstalten sollen 
unter der Autorität der Verwalter den Eingang und die Ver- 
wendung der für diese Anstalten bestimmten Einkünfte und Gelder 
besorgen. — Diese Einnehmer sollen von ihnen ernannt werden 
und unter ihrer unmittelbaren Aufsicht stehen; sie sollen olıne 
ııre Bewilligung über keine Fonds verfügen dürfen und ihnen, 
so oft es verlangt wird, Rechenschaft ablegen. gez. Shce“. 

Leider ist der arrete vom 6. messidor IX (24. Juni 1801) 
dem Verfasser bis jetzt noch nicht zugänglich gewesen. 

Die Kommission selbst ist analog den im Artikel 1 des G e- 
setzes über die Hospizien vom 7. Oktober 1796 
(vergl. auch Gesetz über die Hospizien vom 4. Juli 1799, Gräff I 
Seite 340 und Seite 413 und 414) vorgesehenen Ausschüssen 
organisiert und scheint die zur Erläuterung des Konsularbe- 
schlusses vom 9. Juni 1802, durch den in der Rheinprovinz die 
sämtlichen Kirchen- und Klostergüter verstaatlicht wurden, er- 
lassene Instruktion des General-Kommissärs 
Jollivet zu Mainz vom 30. Julı 1802 für den Saar- 
präfekten mit die Ursache gewesen zu sein, weshalb derselbe 
den öflentlich-rechtlichen Wohltätigkeits-Auschuss für Arnual 
einsetzte. 

Diese bei Gräff Sammlung II $. 1495 abgedruckte Instruk- 
tion bestimmt: 

„Die (Güter und Einkünfte der Schul- und Krankenan- 
stalten müssen nach der Vorschrift des Artikels 20 des Beschlusses 
vom 9. Juli 1802 nach den bestehenden Gesetzen 
verwaltet werden, das heisst, par les commissions ad- 
ministratives benevoles, die in Gemässheit des 
Gesetzes vom 16. venddmiaire V (7. Oktober 1796) 
und dem Beschluss des General-Kommissars 
derRegierung vom 1. thermidor V1l11 (20. Juli 1800) 
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eingesetzt oder einzusetzen sind“. 

DerAusschuss selbst wurde durchBeschluss 
des General d’Ormcheville zu Trier vom 27. fri- 
maire Jahr XI (18. Dez. 1802), als „ommission bene- 
vole administrative“ eingesetzt. Art. 3 des Beschlusses. 

gewährleistet ausdrücklich den ursprüng- 
lichen Stiftungszweck; 

Artikel 9 verlangt: „Die Verwaltungskommission 
solleinen Entwurf zur Liquidation und Ver- 
einigung der Passıvschulden der Stiftung und 
die Mittel zu möglichster Ausbesserung der 
Einkünfte dieserÄnstaltin Vorschlag bringen‘. 

Das Einsendungsschreiben des Präfekten 
an den Unterpräfekten in Saarbrücken, das sich im Staatsarchiv 
zu Coblenz befindet, lest die Gründe dar, die den Präfekten zur 
Einsetzung des Wohltätigkeitsausschusses geführt haben: „Da 
eine angestellte Untersuchung ergeben hat, dassin der Ver- 
waltung der Stiftung St. Arnual keine Ord- 
nung besteht; dass die Bestände dieser Anstalt mit 
beträchtlichen, der ursprünglichen Bestimmung 
vollkommen fremden Ausgaben belastet sind; dass 
schliesslich infolge dieser schlechten Geschäftsführung die Passiv- 
forderungen die Aktivforderungen um die exorbitante Summe von 
131493 Franks 16 Cent überschreiten, so habe ich geglaubt, den 
für Sie beigefügten Beschluss fassen zu müssen, der die Or- 
ganisationeines Wohltätigkeits-Verwaltungs- 
Ausschussesan Stelle der früheren Verwalter 
zwecks Teberwachung der Einnahmen und der 
Verwendung der Einkünfte der Schulgüter 
dieser Stiftunganordnet“* 

Vom Präfekten wurde zum Präsidenten des Ausschusses 
Regierungsrat Rolle, zu Mitgliedern Dern, Mühlhaus, Böcking 
und Pfarrer und Conrektor Schmidt zu St. Johann! ernannt. 


I Letzterer gemäss Art. 2 des arrett vom 1. thermidor VI. 
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Das eigentliche Örganisations-Statut des 
Stiftungsausschusses bildet der auf den Bericht des Spezial- 
Kommissars der Regierung gefasste Beschluss der Kon- 
mission vom 26. prairial XI (15. Juni 1803)!. 

Das Protokoll beginnt: 

„Sitzung vom 26. prairial elften Jahres der 
Republik. Gegenwärtig die Bürger Rolle Präsident, Dern, Mühl- 
haus, Böcking, Schmidt, Administratoren, Isenbeck, Einnehmer 
und Mathis, vom Präfekten des Saardepartements ernannter Kon- 
missär*, 

Auf Grund des Berichts des Spezial-Kommissars Mathis, 
Anwalt bei dem für die vier linksrheinischen Departements er- 
richteten Appellations-Tribunals in Trier, stellt der Ausschuss 
test : 

„a. dass sich die Ausstände (creances actives) des Stifts bis 
zum 1. germinal (22. März 1803) belaufen auf die Summe von 

45 739 Fr. 75 cent. 
dass die Schulden bis eben dalıin betragen 284 815 Fr. 53 cent. 
b. dass seine Lasten und Ausgaben sich jährlich belaufen auf 
50 703 Fr. 64 cent., dass hingegen seine jährl. Einkünfte nur 
betragen 30 379 Fr. 26 cent.“ 

Der Ausschuss scheidet die Schulden und Ausgaben in 4 
Klassen : nämlich: 

I. Klasse: solche, welche von Kapitalien herrühren, die für 
Rechnung des Stifts entliehen wurden ; 

II. Klasse: Rückständige Besoldungen der Pfarrer, Profes- 
soren, Schullehrer und anderer Besoldeten, die vormals vom Stift 
bestellt wurden ; 

III. Klasse: Pensionen, welche vormals von der Regierung 
von Saarbrücken dem Stift aufgebürdet wurden, aber dem Prinzip 


ı Dieser Beschluss wird später stets der „Örganisationsbe- 
schluss“ (arrete organisatoire) genannt. Das Wort „fondation* ist mit 
„Stift“ übersetzt. Abgedruckt ist derselbe bei Muth, Neue Belegstücke 
S. 7—13. 


212 Abhandlungen. 


seiner Bestimmung fremd sind; 

IV. Klasse: Verwaltungskosten, Lieferungen, Arbeiten und 
Ausgaben, welche für die Rechnung (pour le compte) des Stifts 
gemacht worden sind. 

Er ıst der Ansicht, dass die Schulden der I. Klasse voll 
zu befriedigen sind. 

Die Besoldungen der II. Klasse, die in Zeiten bewilliet 
wurden, in welchen sich das Stift eines sehr beträchtlichen Ein- 
kommens von Zehnten und Feudalrechten erfreute, 
sollen, da das Stift durch die neue Ordnung der Dinge sich bei- 
nahe zehn Jahre dieser Hilfsquelle beraubt sieht, nach Recht 
und Notwendigkeit (il est de droit et de necessite), indem 
die Besoldeten und das Stift sich in den Verlust teilen, ver- 
hältnismässig gekürzt werden. 

Mit Rücksicht darauf, „dass die Verleihungen (titres), 
auf welche sich die Gläubiger der Ill. Klasse stützen, meisten- 
teilsdem Grundgedanken der Einrichtung zu- 
wider durch herrschaftliche Gewalt erlassen sind, 
und daher, von wenigen Ausnahmen abgesehen, verdienen aus- 
geschieden zu werden“ so beschloss die Kommission: 

„Art. I. Die Kapitalschulden sollen mit Zinsen zurückbe- 
zahlt werden“. 

„Art. II. Die Schulden der II. Klasse sind nach der Ord- 
nung und Taxen (les taxes), wie folgt, zu berichtigen. Es folst 
die Aufzählung.“ 

„Art. V. Die Ausgaben sollen aus dem Ertrage der zurück- 
gezahlten Aktivausstände und des Verkaufs der Güter bestritten 
werden, nachdem deren Veräusserung von der 
Staatsregierung genehmigtist,* 

„Art. IX. Die jährlichen Gehälter der Pfarrer, Professoren, 
Schullehrer, Besoldeten und Pensionäre, welche auf dem Stifte 
lasten, sind organisiert und festgesetzt wie folgt... .;* 

Die Artikel 13—19 enthalten Bestimmungen betreffend 
die Sitzungen der Verwaltung, Einrichtung 
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der Bücher, die Verrichtungen desEinnehmers 
und dieRechnungslage. Gerade bezüglich der Rechnungs- 
führung erachtete die Kommission es für geboten, „eine ein- 
heitliche, bestimmte und regelmässige Rech- 
nungsführung herzustellen“ Bezüglich des Einneh- 
mers bestimmt insbesondere: Art. XIX. „Der Einnehmer 
ist beauftragtalleEinkünftezuvereinnahmen 
und zu dem Ende nötigenfalls den Gerichts- 
weg zu beschreiten. Er wird verantwortlich sein sowohl 
für die Summen und Gegenstände (matieres), welche er in Emp- 
fang genommen hat, als auch für diejenigen, zu deren Betreibung 
er nicht nachweislich die nötigen Mittel und Verfolgungsmass- 
regeln angewendet hat. Er wird keine Ausgaben machen ohne 
spezielle Anweisung der Kommission; es werden ihm zu dem 
Ende unterzeichnete Mandate vom Präsidenten zugestellt, und 
es werden ihm bei der Ablegung seiner Rechnungen keine Aus- 
gaben gebilligt werden, die er nicht durch Vorlegung der besag- 
ten Mandate rechtfertigen kann“. Nach Art. XX soll der Be- 
schluss dem Unterpräfekten zur Begutachtung und dem Saar- 
präfekten zur Bestätigung vorgelegt werden. 


DerGenehmigungsbeschluss des letzteren 
vom 17. messidor an ÄlI (6. Juli 1803)! findet sich im 
Nationalarchiv zu Paris F. 11612 (F. 19. Jahrgang 1808). Er 
lautet: 

„Nach Einsicht der Beratschlagung des Stiftungs-Verwal- 
tungs-Ausschusses vom 15. Juni 1803; nach Einsicht der Aus- 
arbeitung (travail), die bezüglich dieses Gegenstandes durch den 
zur Bereinigung und Erstattung der Rechnungen dieser Anstalt 
ernannten Spezial-Kommissar angefertigt worden, aus der sich 
ergibt, dass die Höhe des „Haben“ an Eigentum und Forde- 


i Durch den Beschluss des Präfekten vom 17. April 1806 wurde dieser 
Beschluss vom 6 Juli 1803 und damit auch das arrete orga- 
nique vom 15. Juni 1803 ausser Kraft gesetzt. 
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rungen beträgt . 2 2 2 2 2220 e 1739419 fr. 53 ct. 
und diejenigen des „Soll* an Kapitalien, 

Zinsen, Gehälter .s.w.. 2 2 2020.2...284815 fr. 53 ct. 

Differenz 454604 fr. 31 ct. 
jährliche Einkünfte 30379 fr. 26 ct., jährliche Ausgaben 50703 fr. 
64 ct., Fehlbetrag in Ausgabe 20324 fr. 38 ct.; dass deshalb 
Reduktion der Ausgaben und Vermehrung der Einnahmen not- 
Wendiee 2 we ce A ir ee übe, Mr re a ai de 
beschliesst der Saarpräfekt: 

1. Innerhalb dreier Monate ist ein Verzeichnis der zu 
versteigernden Güter mit Wertangabe dem Prä- 
fekten nebst Figurativplan vorzulegen, 

2. die Stiftungsverwaltung wird ermächtigt, die zur Ein- 
ziehung der Ausstände erforderlichen Schritte zu 
tun, 

3. de Zahlung der Gehälter erfolgt vom 1. germinal 
letzthin, 

4. die bisher unentgeltlich benutzten Güter werden kontra- 
diktorisch durch zwei Sachverständige abgeschätzt und soll 
der eriittelte Betrag am Gehalt abgezogen werden usw., 

5. die Artikel 1, 13, 14, 15, 16, 17, 18 und 19 betreffend die 
Sitzungen der Verwaltung, Einrichtung der Bücher, die 
Verrichtungen desEinnehmers und Rechnungs- 
lage werden genehmigt; 

6. Ausfertigung dieses Beschlusses geht an den Unter- 

präfekten, um die Hand über die Ausführung zu halten; 

’. Ueberdies soll eine Ausfertigung an den Minister 
des Innern, den mit den Kultusangelegen- 
heiten beauftragten Staatsrat sowie denjenigen, der das 

Departement für den öffentlichen Unterricht 

hat, gesandt werden. gez. Keppler“. 

Einige Wochen später und zwar am 13. thermidor XI 

(1. August 1803) gab der Saarpräfekt in der Form eines Be- 
stätigungsbeschlusses sein Gutachten behufs Erwirkung der 
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erforderlichen Ermächtigung des Gouvernements zur Verstei- 
gerung von Stiftungsgütern zum Zweck der 
Schuldentilgung ab und schickte die erforderlichen Unter- 
lagen an den Minister desInnern. 

Dieser Beschluss des Saarpräfekten'! ist ım Staatsarchiv 
zu Coblenz und nimmt zunächst Bezug auf „die (sesuche der 
Kultusbeamten und öffentlichen Lehrer der ehemaligen 
Landschaft Nassau-Saarbrücken, in denen sie ausein- 
andersetzen, wie sie seit fast zelın Jahren fast ihres gesamten 
Gehaltes entbehren, das auf die Fonds der Stiftung St. Arnual 
angewiesen ist, und dringend bitten, dass Massnahmen getroffen 
werden, um ihnen die Zahlung des jährlichen Gcehaltes sicher 
zu stellen, das ihnen durch diese Einrichtung und auf die Ein- 
künfte derselben festgesetzt ist“. Er erwähnt ferner die An- 
sprüche der zahlreichen Gläubiger dieser Anstalt, die die Rück- 
zahlung ihrer Kapitalien und der erfallenen Zinsen verlangen, 
den Bericht des zur Prüfung der Rechtmässigkeit dieser An- 
sprüche und der (sesamtlage dieser Anstalt ernannten Spezial- 
Kommissars, der dahin geht, dass diese Stiftung mit beträcht- 
lichen Lasten und Ausgaben beschwert ist, die sich täglich an- 
häufen und die Anstalt dem Verderben aussetzen, dass letztere 
einen beträchtlichen Teil ihrer Einkünfte durch die Unterdrük- 
kung der Zehnten und Feudalrechte sowie die beim Einzug der 
französischen Truppen durch die Agenten der provisorischen Re- 
gierung stattgehabte Veräusserung eines Teiles ihrer Güter ver- 
loren hat, dass die Anstalt gezwungen war, sowohl vor als auch 
während des lange Zeit zum Vorteil der Republik verhängten 
Beschlagnahmezustandes der einträglichsten Besitzungen beträcht- 
liche Anleihen zum Unterhalt der aus diesen Fonds zu besolden- 
den Lehrer und Kultusbeanten, zur Zahlung sowohl der ver- 
schiedenen ihr zur Last fallenden Pensionen, als auch der Zinsen 
ihrer Schulden und der Unterhalts- und Reparaturkosten der (ze- 


ı Sowohl der Beschluss vom 1. Aug. 1803, als auch derjenige vom 
6. Juli ejusd. sind vollständig abgedr. bei Muth, Neue Belegstücke S. 13 17. 
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bäude aufzunehmen*. 

Er verweist auf den Inhalt „der vom 26. prairial datierten 
Beratung des Verwaltungs- Ausschusses dieser Stiftung, wie solcher 
in Gemässheit der Verfügungen der Beschlüsse des General- 
Kommissars der Staatsregierung vom 1. thermidor Jahr VIII 
(20. Juli 1800) und 6. messidor des folg. J- (25. Juni), welche 
die Art der Verwaltung der Schul- und Kirchengüter vorschrei- 
ben, eingesetzt ist, in welcher dieser Ausschuss die Mittel vor- 
schlägt, ein gerechtes Verhältnis zwischen den Ausgaben und 
Einnalımen dieser Anstalt wiederherzustellen und die Schulden, 
die auf ihr lasten, zu tilgen“. 

Er zieht endlich ın Erwägung, dass die Einkünfte der Stif- 
tung nicht ausreichen, um ihre Ausgaben zu decken, dass um 
diese interessante Anstalt vor dem Untergang zu retten, 
kein anderes Mittel vorhanden ist, als die vorgeschlagene Ver- 
äusserung eines Teiles der am wenigsten einbringenden Güter bis 
zum Belauf des Schuldenbetrages auszuführen“. 

Demgemäss „gibt der Saarpräfekt sein Gutachten dahin ab, 
dass Grund vorliegt, den Verwaltungs-Ausschuss der 
Stiftung Arnual zu ermächtigen, gemäss dem durch die 
Gesetze vom 15. und 16. floreal Jahr X und der Beschlüsse der 
Staatsregierung vom 4. frimaire und 4. pluviöse letzthin für den 
Verkauf von Staatsgütern vorgeschriebenen Verfahren die näher 
bezeichneten Güter öffentlich zu versteigern“. 

Ausfertigung dieses Beschlusses mit allen in ihm angezogenen 
Stücken soll dem Minister des Innern übersandt werden. 

Der Präfekt ıst hiernach der Auffassung, dass die von der 
öffentlich-rechtlichen Verwaltungs - Kommission administrierten 
(Güter kein Privateıgentum bilden. Ihr Verkauf muss da- 
her nach Anhörung des Staatsrats und Autorisation durch den 
ersten Konsul in den für die Nationalgüter vorgeschriebenen 
Formen erfolgen. Die von ihm angezogenen Gesetze sind publi- 
ziert im Bulletin des loiıs Nr. 187, n. 1491 und n. 1492 und lautet 
die Ueberschrift derselben „Gesetz, welches eine neue Weise be- 
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stimmt, um die der Nation gehörigen ländlichen 
(‚arundstücke (fonds ruraux) zu verkaufen, vom 15. 
floreal X (5. Mai 1802)“ 

und „Gesetz über den Verkauf der dem Staat ge- 
hörigen Häuser, Gebäude und Hüttenwerke vom 16. 
floreal X (6. Mai 1802)“. 

An den Staatsrat Portalis (Kultus) ging der Beschluss vom 
6. Juli 1803 mit einem Einsendungsbericht Kepplers vom 
13. thermidor Jahr Xl (1. August 1803). „Ich habe die Ehre, 
Ihhnen beigeschlossen 1. eine Abschrift der Beratschlagung vom 
26. prairial letzthin (15. Juni 1803) der Verwaltungs-Kommission 
für die Stiftung von Arnevald zu übersenden, welch 
letztere zu Saarbrücken durch die Fürsten von 
Nassau zur Salarierung deröffentlichen Lehrer und 
der Kultusbeamten dieses ehemaligen Fürstentums 
errichtet worden ist. In derselben setzt die Kommission 
die beklagenswerte Lage dieser interessanten An- 
stalt auseinander und schlägt die Mittel vor, um ein gerechtes 
Verhältnis zwischen Ausgaben und Einnahmen wiederherzustellen; 
und 2. eine Ausfertigung des Beschlusses, den ich am folgenden 
17. messidor bezüglich der Gegenstände dieser Beratschlagung 
erlassen habe.“ 

(Juer über den oberen Rand dieses Schreibens findet sich 
der Vermerk: 

„fairerapport au Conseil d’Etat“ Aus Anlass 
dieser Verweisung fanden die früher S. 202 erwähnten Verhand- 
lungen im Staatsrat statt. 

6. Organisations-Veränderung des Stiftungs- 
Ausschusses und Einfügung desselben in den 
öffentlichen Verwaltungsdienst. 

Aus Veranlassung des Konsularbeschlusses vom 
7. tlıermidor XI (26. Juli 1803), welcher die Restitution der Fabrik- 
güter der kath. Kirchen anordnet und die Errichtung der sog. 
äusseren Kirchen-Fabriken unter Beteiligung der 


15* 
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bürgerlichen Gemeinden bei deren Einrichtung an- 
ordnet, verlangte die Zivilgemeinde Saarbrücken-St. Johann die 
Ausantwortung der protestantischen Fabrik- 
güteran die betreffenden Ortskirchen. Der Aus- 
schuss wies diesen Antrag der mairie zurück, weil der fragliche 
Konsularbeschluss sich nicht auf protestantische Kirchen und 
Stifte beziehe. Er berief sich auf den arrete des General Hoche 
vom 16. prairial V (4. Juni 1797), Gräff Sammlung I S. 357 
und 358, inhaltlich dessen (Art. 5) die Geistlichkeit in den Ge- 
nuss ihrer Güter eingesetzt wurde, und den Auszug aus dem 
Reglement des Greneral-Kommissars vom 16. Mai 1798 (26. ven- 
töse Vl) über die Verwaltung der Staatsgüter, Grälf S. 367, so- 
wie das Reskript der Zweibrücker Regierung vom 9. Januar 1798. 
Der später noch des Oefteren angezogene Beschluss des Aus- 
schusses vom 6. pluviöse XT (17. Januar 1804) lautet wörtlich: 

„In Erwägung, dass eine Trennung der Güter 
und Renten der einzelnen protestantischen 
Kirchen der vormaligen hiesigen Grafschaft 
und insbesondere die Befreiung der ersteren 
von der Konkurrenz zur Bezahlung der sämmt- 
lichen Schulden des Stifts und der General- 
Kirchenschaffnei völlig unplatzgreiflich ist, 
da 1. die Verbindung sotaner Kirchengefälle 
mit dem Stift Arnual schon seit dem Ryswikiı- 
schen Frieden bestanden hat, und 2. sowohl die 
kontinuierliche Tebertragung der jährlichen 
Rezesse der Kirchenschaffnei und Bruder- 
meistereien im Stift Arnual, sowie 3. die von 
seiten des letzteren immerfort geschehene Be- 
streitung der Baukosten für die Kirchen- und 
Pfarrhäuser, wie auch der Besoldung der Piar- 
rer, Schullehrer und Schuldiener, welche 
Schuldigkeit gleichwohlan besagten einzelnen 
Kirchenschaffneienoder den Pfarrgemeinden 
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ansonsten zum Teilobgelegen hätte, deutlich 
genug zuerkennen geben, dass eine heständige 
Verbindung der quest. Renten und Gefälle mit 
denen des Stifts subsistiert und das allersei- 
tige Einkommen zu einer gemeinschaftlichen 
Masse mithin zu einer der nämlichen Bestim- 
mungursprünglich und herkommlich gehöret 
habe, und folglich 4 dieam wenigsten einträg- 
lichenund am meisten mit Kontribution bela- 
steten Kirchenschaffnei-hüterallerdings zur 
Tilgung dervom Stift Arnual für besagte Kir- 
chenschaffneien mit kontrahierte Schulden 
eben wohlangegriffen dürfen‘. 

Eine Bestätigung dieses Ausschussbeschlusses ist nicht vor- 
tindlich. Dagegen beschäftigt sich ein Schreiben des Saarprä- 
fekten Keppler vom 19. Mai 1804 an das Kultus-Ministerium 
— Original im Nationalarchiv zu Paris — mit der von der Zivil- 
gemeinde Saarbrücken angeregten Frage über die Anwendbarkeit 
des Konsularbeschlusses vom 7. thermidor XI auf die protestan- 
tischen Kulte. 

Offenbar ım Zusammenhang mit dieser Streitfrage zwischen 
der mairie Saarbrücken und der Stiftskommission richtete Kepp- 
ler am 25. florcal AIL (19. Mai 1804: folgende Anfrage an 
das Kultus-Departement in Paris: 

„In diesem Departement findet sich eine ziemlich grosse 
Zahl reformierter und protestantischer Kirchen. Die Ver- 
waltung der Güter und Gefälle (rentes) dieser 
Kirchen, deren Artund Weisenoch nicht, we- 
der durch ein Gesetz, noch durch einen Be- 
schluss bestimmt ist, ıst fortdauernd in den 
Händen der alten Synodalen geblieben. 

Ich bitte Sie, Bürger Staatsrat, mich gütigst wissen zu lassen, 
ob die Verwaltung dieser Güter und Renten auch ferner die 
nämliche bleiben soll, wie früher, oder ob der Beschluss 
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der Staatsregierung vom 7”. thermidor Jahr XI 
(26. Juli 1803) über die Art und Weise der Ver- 
waltung der Fabriken der katholischen Kir- 
chen auf diejenigen der protestantischen und 
reformierten Kulteanwendbar ist“. 

Eine Antwort des Kultusministers auf diese Anfrage scheint 
nicht erfolgt zu sein. Inzwischen wurde Keppler durch einlaufende 
Berichte immer mehr in seiner Auffassung bestärkt, dass die 
commissions administratives benevoles in seinem Departement 
nach Analogie der übrigen staatlıch organi- 
sierten Wohltätigkeitsanstalten zu behandeln 
seien. 

Ererliessdaheram9 germinal AIII (30. März 
1805) den Beschluss betreffend de Neuorganisatıon 
der Stiftungsausschüsse und zwar auf der Grundlage 
und im Anschluss an die Konsularbeschlüsse vom 12. Oktober 1803 
und 6. April 1804 zu löschen behufs Anpassung der Stiftungsaus- 
schüsse seines Departements an die öffentlich-rechtliche 
Organisation der Hospizien- und Wohltätigkeits- 
Anstalten. Dieser Organisations-Beschluss erging zunächst 
nur für die Kirchen- und Schulstiftungen zu Meisenheim. 
Indessen wird er in Art. 10 auf die drei übrigen Verwal- 
tungs-Wohltätigkeits-A usschüsse des Saardepartements 
anwendbar erklärt. Er lautet: 

„Auf die verschiedenen Berichte, die betrefis der Verwal- 
tung der Güter und Einkünfte der zu Meisenheim errichteten 
Schul- und Kirchenstiftung an ihn gelangt sind. 

Der Saarpräfekt: 

In Erwägung der Notwendigkeit und Folge- 
richtigkeit, die Verwaltung dieser Stiftung 
mit den durch die Akte der Staatsregierung 
und die Instruktionen Sr. Exzellenz des Mini- 
sters desInnern für die gleichartigen Öffent- 
lichen Anstalten festgestellten Grundsätze 
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und Formenin Einklang zubringen und in dem 
Wunsche, unveränderliche Unterlagen herzu- 
stellen und die Ordnung in die Verwaltung 
und das Rechnungswesen dieser Stiftung zu- 
rückzufülhren, — Beschliesst: 

Artikel 1. Der Bürgermeister des Hauptorts 
der Kirchen- und Schulstiftung zu Meisenheim 
ist von Rechts wegen Mitglied und Vorsitzen- 
der! der mit der Stiftsverwaltung beauftragten 
Wohltätigkeits-Kommission. 

Artikel 2. Die Verrichtungen eines Sekretärs der Wohl- 
tätigkeits-Kommission sind unentgeltlich und können nur einem 
Mitglied der Kommission selbst nach ihrer Wahl anvertraut werden. 

Artikel 3. Im Einklang mit dem Beschluss der Staatsregie- 
rung vom 16. germinal Jahr NIT (6.April 1804) soll der Stifts- 
einnehmer einer Kautionsleistung in bar unterworfen sein, 
die ein Zwölftel der verschiedenen Teile semer Einnahmen nicht 
übersteigt, noch unter 500 Franks sein darf. — Der Betrag 
dieser Kaution soll in die Kasse des in Trier zu errichtenden 
Ptandhauses gegen eine Verzinsung im Mittel der von dieser 
Anstalt gewährten Darlehen hinterlegt werden. 

Artikel 4 Aus Veranlassung der lästigen, im vorhergehen- 
den Artikel vorgesehenen Klausel soll der Einnehmer Hebege- 
bühren von seinen Einnahmen beziehen, deren Festsetzung durch 
Beschluss des Präfekten erfolgt. 

Artikel 5. Die Wohltätiekeits-Kommiussion soll in Monats- 
frist zwei Bewerber für die Einnehmerstelle vorschlagen, dessen 
endgültige Ernennung auf das vorherige Gutachten des Unter- 
präfekten durch den Präfekten Sr. Excellenz dem Minister des 
Innern unterbreitet werden soll, entsprechend der Iustruktion 
des letzteren vom 30, germinal des Jahres XII (20. April 1804). 


! Auch inden Hospital-Kommissionen u. Wohltätigkeits- 
Bureaus ist der Bürgermeister geborenes Mitglied und Vor- 
sitzenden. 
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Artikel 6 Der Einnehmer dieser Stiftung 
übernimmt alle in dem Beschluss der Staatsregierung vom 
19. vendemiaire des Jahres XTT (12. Oktober 1803) vorgesehenen 
Verpflichtungen betreffend die Verrichtungen 
und die Verantwortlichkeit der Einnehmer der 
(demeinden, Hospizien und anderer öÖffent- 
lichen Anstalten. 

Artikel 7. Die Verwaltung und Geschäftsführung der Wohl- 
tätigkeitskommission ist in Allem der unmittelbaren Aufsicht des 
Unterpräfekten des Arrondissements unterstellt. Sie führt den 
Schriftwechsel mit ıım; Alles unter der oberen Aufsicht des 
Präfekten. 

Artikel 8. Dem gegenwärtigen Einnelimer ist eine Monats- 
frist gewährt, um seine Rechnungen über die Jahre zu legen, die 
seit der letzten gesetzmässig durch die zuständige Behörde fest- 
gestellte und genehmigte Rechnung verflossen sind. 

Diese Rechnungen werden abgehört und festgestellt durch 
die Kommission, die sie mit den justifizierenden Belegstücken und 
ııren Bemerkungen durch Vermittelung und auf das vorherige 
(zutachten des Unterpräfekten zur Genehmigung des Präfekten 
einsendet. 

Artikel 9. Die Wohltätigkeits- Verwaltungs-IKommission soll 
binnen Monatsfrist durch Vermittelung des Unterpräfekten eine 
genaue Aufstellung (tableau) der Lage der Stiftung, ihrer Ein- 
künfte, Lasten und Ausgaben mit ihren Bemerkungen über die 
möglichen Verbesserungen anfertigen und einsenden. Diese Autf- 
stellung soll den beiden beigefügten Formularen entsprechen. 

Artikel 10. Alle vorstehenden Bestimmungen 
sındin gleicher Weiseanwendbarauf die Ver- 
waltungs-Wohltätigkeits-Kommission der Kır- 
chen- und Schul-Stiftungen zu GÜousel, Birken- 
teld und Arnoval; sie sollen in Zukunft als allgemeine 
Regel für ihre Verwaltungen dienen. 

Artikel 11. Die Unterpräfekten von Birkenfeld und Saar- 
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brücken werden beauftragt, die strenge und rechtzeitige Ausfülı- 
rung des gegenwärtigen Beschlusses zu überwachen und sicher 
zu stellen, von dem ihnen zu diesem Zweck eine Ausfertigung 
zugesandt wird“. 

Das vom Präfekten angezogene arräte vom 6. April 
15804, „das die Einnehmer der Hospitäleru. s. w. 
einer Kautionsstellung unterwirft“ findet sich ab- 
gedruckt in Gräff’s Sammlung Bd. I S. 525 und 526. Der Prä- 
fekt gebraucht die Ausdrücke des arröt@ wörtlich wieder. 

Der Konsularbeschluss vom 12.0Oktober 1803 
betrifft „dievon den Einnehmern der Gemein- 
den und denjenigen der Hospitäler für die 
Einnahmen undden Empfang dieser Anstalten 
vorzunehmendenPoursuiten“ und findet sich in Grätf’s 
Sammlung I S. 516 und 517. 

Hiernach subsumierte der Saarprätekt in seinem Beschluss 
vom 30. März 1805 die durch die arrete's des General-Kom- 
missars der vier neuen (linksrheinischen) Departements vom 
1. thermidor VIIL (19. Juli 1800), 6. messidor XI (25. Juni 
1801) geschaffenen Wohltätigkeits - Kommissionen (commissions 
benevoles) unter die „autres etablissements de bienfaisance*“ 
des Artikel 1 des Beschlusses vom 12. Oktober 1803, bezw. die 
„autres etablissements de charite“ des Art. 1 des Beschlusses 
von 6. April 1804. 


II. Das Kaiserliche Dekret vom 11. Juni 1806. 


1. Zur Entstehungsgeschichte des Dekrets. 


Öftenbar auf Grund der mit dem Brumather Dekret vom 
31. Januar 1806 geschaftenen Rückendeckung durch Staatsrat 
und Kaiser brachte Portalis die Streitfrage wegen des protestan- 
tischen Kirchen- und Stiftungs-Vermögens im nämlichen Jahr 
zur endgültigen Regelung für Elsass und die neuen 
Gebietsteile. 

Streitig war zweierlei: erstens: untersteht das protestan- 
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tische Kirchen- und Stiftungsgut dem französischen Ver- 
waltungs-Recht und den durch letzteres für die öftent- 
liche Administration vorgeschriebenen Bestimmungen, beispiels- 
weise dem aktiven und passiven Autorisationszwang durch den 
Präfekturrat für Klagen aus dem Privatrecht. Zweitens: 
haben die Protestanten emen privat-rechtlichen An- 
spruch auf ihr Patrimonial-, Kirchen- und Stiftungs-Vermögen, 
so dass nach dem Kultus-Verfassungs-Gesetz die ausschliess- 
liche Verwaltung des protestantischen Kirchenguts den Orts- 
Konsistorien, (Art.20 des organ. Ges. v. 8. April 1802), und 
nicht der Öffentlichen Administration zusteht. 

Nach beiden Richtungen hin hatte der Kultus-Minister be- 
reits 1505 Anweisung dahin erlassen, dass das protestan- 
tische Kirchenvermögen freies, der verfassungs- 
mässig garantierten Selbstverwaltung der Orts- 
Konsistorien unterstehendes Privateigentum ist. 

Durch ein Schreiben des als General-Liquidator für die vier 
linksrheinischen Departements tätigen Staatsrates vom 3. De- 
zember 1805 wurde der Saarpräfekt Keppler auf die erwähnte 
Ministerial-Anweisung aufmerksam gemacht, nach der die pro- 
testantische Kirchen-Vermögensverwaltung mit der öffentlichen 
Administration nichts zu tun hat, und etwaige Streitfragen über 
derartiges Kirchen- und Stiftungsgut, wie diejenigen von Privat- 
personen, zu erledigen sind. 

Auf die amtliche Antrage des Saarpräfekten vom 21. tri- 
maire XIV (12. Dezember 18505)! bestätigte der Kultus-Minister 
mittelst Instruktion vom 3. März 1806 die Richtiekeit 
dieser Tatsache: 

„Sie haben mir geschrieben, führt er aus, dass Sie mit 


! Das Originalschreiben findet sich im Nationalarchiv zu Paris 
F. 11612 — F. Jahrgang 1809. Dasselbe ist abgedr. bei Muth, Neue Beleg- 
stücke S. 25. Auf dem Schreiben steht unter dem Aktenzeichen „Reconı- 
mande A M. Darband* (Abteilungschef der 2. Abt. für die protestantischen 
Angelegenheiten). Weiter oberhalb „Repondu 3 mars 1806*. 
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mehreren Klagen auf Zahlung von Forderungen gegen prote- 
stantische Fabriken Ihres Departements befasst seien, dass das 
Schweigen der Gesetze und der Regierungsakte über die Ver- 
waltung dieser Anstalten Sie veranlasst haben würde, sie wie 
diejenigen der katholischen Kirchen zu behandeln, wenn nicht 
ein Schreiben des als (seneral-Liquidator in den vier neuen De- 
partements tätigen Staatsrates Sie darauf aufmerksam gemacht 
hätte, dass von meinem Ministerium dahin gehende Instruktionen 
erlassen worden seien, dass alles, was sich auf die Güter der 
Protestanten und ihre Verwaltung bezieht, mit der öffentlichen 
Verwaltung nichts zu tun hat, und dass Streitigkeiten über diese 
Arten von Stiftungen ın der nämlichen Weise, wie diejenigen 
unter Privatpersonen, zu erledigen seien. 

Sie wünschen von mir über diesen Gegenstand die Mittei- 
lung dieser Instruktionen oder Ihnen alle übrigen zu geben, die 
ihren Entscheidungen in den diesbezüglichen Angelegenheiten zur 
Richtschnur dienen können. 

Um Ihren Wünschen zu entsprechen, beehre ich mich Sie 
darauf aufmerksam zu machen, dass nach dem Westfäli- 
schen Friedensvertrag (Artikel Kirchengüter, erste 
Regel) alle kirchlichen und unmittelbaren Güter, welche die Pro- 
testanten m Normaljahr d. i. 1624 besessen haben, ihnen 
für jetzt und immer (A toute perpetuite)verbleiben müssen, 
und dass nach der zweiten Regel das Gleiche bezüglich der 
nıttelbaren Güter der Fall ist. 

Kraft dieses Vertrages haben die protestantischen Kirchen 
die in ıhrem Genuss befindlichen Güter eigentümlich be- 
halten. 

Die auf die Vereinigung der vier Departements bezüglichen 
Verträge haben an diesen gesetzlichen Bestimmungen nichts ge- 
ändert. 

Das Vermögen dieser Kirchen wurde durch Konsistorien ver- 
waltet, wie wenn es Privatgut wäre, da die dreissig- 
jährige Verjährung Platz griff; und auf diese 
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Grundsätze stüzt sich das Gesetz vom 18. germi- 
nalX. 

‚Tatsächlich bestimmt Artikel 20 Abschnitt 2, Titel 2 über 
die reformierten Kirchen, dass die Konsistorien die Aufsicht über 
die Vermögensverwaltung und den Ertrag der Almosen führen. 

Die Konsistorien sind Verwaltungskörper 
der protestantischen Kirchen. Deshalb sind Klagen 
auf Zahlung von Forderungen an ihre kirchlichen Vermögens- 
verwaltung (Fabriken) gegen sie zu riehten und die öffentliche 
Verwaltung ist nach keiner Richtung bei diesen Arten von Fragen, 
welche zur Zuständigkeit der Gerichte gehören, interessiert. 

Falls man Ihnen hiernach Streitigkeiten dieser Art vorlest, 
so verweisen Sie die Parteien vor wen Rechtens®. 

Im Gegensatz zu diesen in der Ministerial-Instruktion vom 
3. März 1806 enthaltenen Grundsätzen hatte der Saarpräfekt im 
Verfolg seiner eigenen irrigen Rechtsanffassung über die sinnge- 
mässe Anwendbarkeit der öflentlich-rechtlichen Verwaltungsgrund- 
sätze für das katholische Kirchengut auf die Kirchen-, Schul- 
und Armen-Stiftungen der Protestanten mittelst arrete vom 9. ger- 
minal XLII (30. März 1805)? die vier Stiftungs-Ausschüsse seines 
Departements dem öffentlichen Verwaltungsdienst 
eingefügt und unter die betreffenden Bürgermeister als Vor- 
sitzende gestellt. 

Bereits sechs Monate zuvor waren seitens des Ober-Kon- 
sıstorial-Präsidenten Pietsch zu Mainz die 
ersten vorbereitenden Schritte für de Pfarrorganisation 
in den beiden dem Ober-Konsistorium unterstellten Departements 
der Saar und des Donnersberges geschehen. Zum provi- 
sorischen Kirchen-Inspektor war der Pfarrer zu Saarbrücken 
Röchling ernannt worden. An ihn gingen deshalb die auf die 
Neuorganisation bezüglichen Rundschreiben. So teilte unter an- 
derem der Präsident des Mainzer Ober-Konsistoriuns Pietsch am 
4. Oktober 1804 ein für alle „receveurs des Eglıses lutheriennes 


! Der Beschluss ist abgedruckt 3. 220—2323. 
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dans les Departements du Mont Tonnere et de la Sarre* be- 
stimmtes Zirkular mit, in welchem befohlen war: „von allen 
Revenüen der Ortskirchen ein Drittel zur Bestreitung der 
Kosten für die Einführung und Unterhaltung der Konsistorial- 
Verwaltung abzusondern.“ Die Antwort des Stiftungs-Verwal- 
tungs-Ausschusses vom 6. Novenber 1804 erklärt dies für un- 
möglich, es sei denn, dass man das Gehalt der Pfarrer und 
J,ehrer um ein Drittel kürzt. Das Stiftstehe noch unter 
der Präfektur und dem arrete organique (es ist 
dies das vom Präfekten genehmigte Verwaltungs-Statut vom 
15. Juni und 6. Juli 1803), und müsste die Kommission zuvor 
von der Präfektur entweder aufgehoben oder instruiert werden: 
„die Verwaltung der Renten des Stifts dem 
Ober-Konsistorium und besonders dem noch 
künftig zu errichtenden Lokal-Konsistorium 
zu übergeben“ Die Antwort des Ober-Konsistoriums vom 
6. Februar 1805 lautete: 

„Das Rundschreiben an die Receveurs sei nach vor- 
herigem Einvernehmen mit dem Präfekten er- 
folgt, also für die Adressaten verbindlich. Lehrigens werde 
Rücksicht genommen, wenn an manchen Orten die Kir- 
chengefälle wenig oder gar nıchts zu zahlen im Stande seien“. 

Im nämlichen Jahre gelangte die französisch-rechtliche Pfarr- 
Organisation für den protestantischen Kultus im Saar-Departe- 
ment zur vollständigen und endgültigen Durchführung. Röchling 
wurde Inspektor und Präsident der Orts-Konsistorialkirche Saar- 
brücken. Die Orts-Konsistorien wurden am 16. September 1805 
installiert. Auf Grund dieser Tatsache übernahm Röchling als 
Präsident des Orts-Konsistoriums Saarbrücken den Vorsitzin 
der Stiftungs-Verwaltungs-Kommission. 

Am 9. vendemiaire (l. Oktober 1805) machte der Ober- 
Konsistorial-Präsident Pietsch zu Mainz dem 
Saarpräfekten die offizielle Anzeige von der Installation 
der 8 Orts-Konsistorien des Saardepartements und bemerkte in 
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seinem Schreiben u. a.: „Gegenwärtig bitte ich Sie, Herr Präfekt, 
diebezüglichenBehörden von dem Vorhanden- 
sein dieser Konsistorien gütigst benachrichtigen zu 
lassen, die Wohltätigkeitskommissionen und son- 
stigen Verwaltungen der küterund Einkünfte 
der lutherischen Kirchen in Ihrem Departe- 
mentaufzuhebenunddenEinnehmernundson- 
stigen Rechnungspflichtigen der besagten 
Kirchen aufzugeben im Einklang mit dem Ge- 
setz vom 18. germinal Jahr X (8 Aprıl 1802) die 
erwähnten und gesetzmässig eingesetzten Kon- 
sistorien als ihre vorgesetzten Behörden (au- 
toritescompetantes) anzusehen, deren Befehle 
siein Zukunftzubefolgenund denen sie Rech- 
nung zulegen haben“ Der Präfekt seinerseits übertrug 
daraufhin durch arretc vom 30. vendemiaire XIV 
(22. Oktober 1805) auf Grund des Art. 20 des protestantischen 
Verfassungsgesetzes vom 8. April 13808 den Orts-Konsi- 
storien die Verwaltung derintakt gebliebenen 
alten kırchlichen Güterund Einkünfte, 

Bei den dem Präfekten damals noch beizehenden Zweifeln 
über die Auffassung der Staats-Regierung und des Kaisers über 
die Natur und öffentlich-rechtliche Behandlung der protestan- 
tischen Schul- und Kirchenstiftungsgüter hielt 
aber der Beschluss desselben bezüglich der in seinem Verwaltungs- 
bezirk angeordneten Stiftungs-Verwaltungen den bisherigen Zu- 
stand vorläufig aufrecht, „bis, seiesdurch ein kai- 
serliches Dekret oder eine ministerielle Ent- 
scheidung, einanderes bestimmt wird“. 

Der Präsident des Ober-Konsistoriums, dem der Präfekt 
seinen Beschluss vom 22. Oktbr. einschickte, scheint über diesen 
Vorbehalt nicht sehr erbaut gewesen zu sein. Am 30. Oktbr. 
1805 schreibt er vertraulich an Röchling: 

„Da der Herr Prätekt keine Gründe in seinem arrete an- 
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gibt, so hat man die Wahl sie zu erraten. Das Gesetz hat er 
doch angezogen, worin den Lokal-Konsistorien 
ohne Ausnahme die Verwaltung der biens d’eglise 
zugeeignet wird. Ist aber das St. Arnualer Stifts- 
vermögen nicht ebenfalls ein Kirchengut? Ist 
es nicht primario und prineipaliter der Kirche gegeben? Und 
wenn bei solchen der Kirche gemachten Stiftungen und Ver- 
mächtnissen gewisse andere aussordentliche Abgiften, wie hier zum 
Behuf der Schulen vorbehalten sind, so sind sie unter der neuen 
Verwaltung zu entrichten“. Pietsch rät indessen zur Vorsicht. 
„Es ist mir nicht bang, eine vorteilhafte Entschei- 
dung des Ministers zu erhalten, insofern der Fonds 
selbst beständee Aber ich fürchte, dessen ganze 
Existenz für Kırche und Schule zu riskieren, 
wennich dieSachenachParis berichte“ Für den 
äussersten Fall dächte er daran, „Vorschläge zur Teilung 
desselben zu machen und so vieldavonanden 
Präfekten völlig abzutreten, als der jährlich 
an dieSchulen abzugebende Betrag erforderte*. 

Auf das Schreiben des Ober-Konsistorial-Präsidenten vom 
19. November 1805 erhielt derselbe vom Präfekten die be- 
ruhiıgende Zusicherung, dass ihrer beider Ansicht über 
die Administration der Stiftsgüter vielleicht nicht verschieden 
voneinander sei, dass er aber nicht geglaubt, es auf sich nehmen 
zu können, sie zum Prinzip der Ausführung zu machen, da doch 
diese Fonds gemischt seien. Er habe am Tage des arrete (22. Ok- 
tober 1805) die Sache dem Minister des Innern vorge- 
tragen, und es hänge also nicht mehr von ıhm ab, auf dieselbe 
zurückzukommen. Gut werde es sein, wenn Pietsch sich mit seinen 
Erwägungen auch direkt an Se Excellenz wende. 

In der Tat hatte sich der Saarpräfekt in dieser hochwichtigen 
Angelegenheit seines Departements — es betraf 4 Hauptorte — 
am angegebenen Tage an den Minister des Innern gewandt, um 
sich Instruktion von seinem Vorgesetzten zu erbitten. Dem Be- 
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richt an den Minister hatte Keppler die Reklamation des Ober- 
Konsistorial-Präsidenten von Mainz vom 7. vendemiaire XIII 
(30. September 1805) beigefügt. 

Mit demselben schickte Keppler auch seinen Beschluss vom 
9. germinal XIII (30. März 1805) an den Minister des Innern 
zwecks Bestätigung desselben bezw. Erteilung anderweitiger In- 
struktionen über die betreffende Materie. In dem Einsendungs- 
schreiben führte er aus: 

„Das organische Gesetz vom 18. germinal Jahr X betretiend 
die protestantischen Kulte bestimmt Titel II Artikel 20 „Les 
Consistoires veilleront — — folgt der Gesetzestext‘. 

Es bestehen in diesen Departement zu Arnoual, Meisenheim, 
Cousel und Birkenfeld Kirchen- und Schul-Stiftungen, deren 
Finkünfte nach den Bestimmungen der Stiftungstitel haupt- 
sächlich zur Besoldung der Pastöre, Professoren und Lehrer 
les protestantischen Kultus verwandt sind. Die Unordnung 
hatte sich der Verwaltung und des Rechnungswesens dieser 
Anstalten, die durch mittelst Beschlusses des General-Kom- 
missars der 4 neuen Departements vom 6. messidor Jahr IX 
(25. Juni 1801; geschaffene Wohltätigkeits-Kommissionen ge- 
leitet (regis) wurden und noch werden, bemächtigt. 

Den 9. germinal letzthin erliess ich einen Beschluss, von dem 
ich beigeschlossen eine Ausfertigung Ew. Excellenz zu über- 
senden die Ehre habe, der einige Aenderungen in der Form 
der Verwaltung dieser Stiftungen herbeigeführt. Diese Ver- 
änderungen stützen sich auf die Grundsätze, die alle Wohltätig- 
keitsanstalten beherrschen. Es frägt sich heute, ob 
die Verwaltung dieser Stiftungen einen Teil 
der den Konsistorien der protestantischen 
Kirchen zugewiesenen Dienstverrichtungen 
(attributions; ausmacht. Der Herr Präsident des in Mainz 
eebildeten General-Konsistoriums scheint in einem Schreiben. 
das er am 9. dieses an mich gerichtet hat, mittelbar 
sich für die Bejahung auszusprechen (pretendre 
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implicitement l’aftirmative). DieserGrundsatz bestand 
vordem, angesichts dessen, dassin der prote- 
stantischen Religion der Kultus und der 
öffentliche Unterricht sich aufdernämlichen 
Linie bewegten und nureine einzige Verwal- 
tung bildeten. 

Ew. Exzellenz bitte ich geneigst in dieser Beziehung mir 
mit den Absichten der Staatsregierung übereinstimmende In- 
struktionen geben zu wollen; und in dem Fall, dass diese 
Stiftungen fortgesetzt getrennt zu verwalten sind, entweder 
meinen Beschluss vom 9. germinal zu bestä- 
tigen,odermir denetwaigenanderen Weg zu 
bezeichnen, den in dieser Beziehung zu be- 
folgen notwendig wäre AufalleFälle scheint 
es mir, dass die Ortskonsistorien nicht voll- 
kommen abseits der Verwaltung dieser An- 
stalten stehen dürfen. 

Ich werde die Antwort, die Ew. Exzellenz mir geneigst 
seben wollen, abwarten, um eine entsprechende Entschliessung 
über diesen Gegenstand zu fassen. 

Im Anschluss an die Antwort des Präfekten vom 7. März 1806 
(abgedr. S. 241) auf die mitgeteilte Instruktion vom 3. desselben 
\onats nahm der Kultusminister Veranlassung, die ganze An- 
gelegenheit persönlich in die Hand zu nehmen. Portalis 
hatte, zunächst vom Saarpräfekten die Einsendung der Akten 
und insbesondere Abschrift des arrcte vom 9. germinal XIII 
(30. März 1805), sowie das erwähnte Schreiben von Pietsch vom 
30. September 1805 verlangt. 

Das Studium dieser Akten veranlasste Portals zur Ab- 
fassung einer besonderen Denkschriftüber die 
Eigentumsverhältnisse der protestantischen 
Kirchen beider Bekenntnisse im Elsass und den rheinischen 
Departements und die durch das neue Kirchenrecht geschaffenen 
öffentlich-rechtlichen Verhältnisse, insbesondere auch über die 
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Zuständigkeitsverhältnisse der Orts-Konsı- 
storien in Bezug auf die protestantische Kirchenvermögens- 
Verwaltung für den Minister desInnern. 

Infolge dieser ministeriellen Denkschrift erklärte sich 
schliesslich das Ministerium des Innern mit dem Ergebnis der 
ersteren dahin einverstanden: 

„Dass Alles, was sıch auf die Güter der pro- 
testantischen Kirchen, auf kirchliche und 
Schulstiftungen, auf Fabriken, Akademien, 
Schulen us. w. bezieht, mit der öffentlichen 
Verwaltung Nichts zutunbhat“. 

Bevor nun noch die vom Kultus-Minister im Einverständnis 
mit dem Minister des Innern für den Saarpräfekten abgefasste 
zweite AMlinisterial-Instruktion vom 17. Mai 1806 ın die Hände 
des letzteren gelangt war, hatte Keppler bereits auf Grund und 
in Veranlassung der ersten Instruktion vom 3. März 1806 den, 
den in ihr ausgesprochenen Grundsätzen des Ministers ange- 
passten, Beschluss vom 17. April 1806 gefasst, der die in Streit 
befangenen Kirchen- und Schulstiftungsgzüter in St. Arnual, Bir- 
kenfeld, Meisenheim und Kusel, unter Aufhebung aller 
entgegenstehenden früherenAnordnungen des 
Präfekten, den bezüglichen Orts-Konsistorial-Kirchen zur 
kirchenverfassungsmässigen Verwaltung zuweist. 

Der Wortlaut diesesneuen arrcte des Präfekten vom 
17. April 1806 ist: . 

„Nach Einsicht des Schreibens des Kultusministers vom 
3. März letzthin, das die Grundsätze bestimmt, nach denen 
die Güter der Protestanten verwaltet werden müssen; 

Nach Einsicht des Gesetzes vom 18. germinal X; 

Nach Wiedereinsicht unseres Beschlusses vom 30. ven- 
demiaire XIV (22. Oktober 1805) letzthin, der die Ausant- 
wortung der Verwaltung der Güter und Einkünfte der Fa- 
briken der protestantischen Kirchen an die Orts-Konsisto- 
rien anordnet und vorläufig und bis auf neue Anweisung 
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die Wohlthätigkeits-Ausschüsse in der Verwaltung der Güter 
und Einkünfte der kirchlichen und Schulstiftungen handhabt, 
die zu Arnual, Meisenheim, Cusel und Birkenfeld errichtet 
sind ; 

der Präfekt des Saardepartements, 

In Erwägung, dass nach der im erwähnten Schreiben Sr. 
Exzellenz des Kultusministers gegebenen Auseinandersetzung 
es keinem Zweifel unterliegt, dass die Verwaltung der Kon- 
sistorien sich unterschiedslos auf die Güter und Ein- 
künfte der protestantischen Stiftungen erstrecken muss; 

s 
Beschliesst: 

Artikel 1. Vom 1. Mai nächsthbin haben die Wohltätig- 
keits-Ausschüsse, die zur Verwaltung der Güter und Eimkünfte 
der Kirchen- und Schulstiftungen zu Arnual, Meisenheim, 
Cusel und Birkenfeld eingesetzt sind, ihre Verrichtun- 
gen einzustellen und den bezüglichen Orts- 
Konsistorien dieihnen anvertraute Verwal- 
tung zu übergeben, vorbehaltlich des Rechtes der Con- 
sistorien von diesen Ausschüssen Rechnungsstellung über ihre 
Verwaltung zu verlangen, ebenso eine solche über die Ver- 
waltung der Rechnungspflichtigen der Ausschüsse, und zwar 
in der Weise, wie solche für Privateigentum sich ge- 
staltet. 

Artikel 22 Alle mit den Bestimmungen vor- 
stehenden Beschlusses im Widerspruch 
stehenden Bestimmungen früherer Be- 
schlüsse sind aufgehoben. 


Artikel 3. Ausfertigung des gegenwärtigen Beschlusses 
soll den Unterpräfekten der Arrondissements von Saarbrücken 
und Birkenfeld zum Zweck seines Vollzuges überschickt 
werden. 

Eine gleiche Ausfertigung soll in nämlicher Weise an den 


Präsidenten des General-Konsistoriums der Augsburger ('on- 
16* 
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fession zu Mainz geschickt werden“. 
gez. Keppler. Für gleichlautende Abschrift 
der General-Sekretär 
gez. Harun. 

In dem Uebersendungsschreiben an den Präsidenten Pietsch 
in Mainz bemerkte der Präfekt Keppler: 

„Sie erkennen, mein Herr, dass diese Stiftungen 
(Arnual, Meisenheim, Cusel, Birkenfeld) nicht rein kirch- 
lich sind, sondern dass gleicherweise (“galement) aus ihren 
Kassen geschöpft werden muss zur Bezahlung der protestan- 
tischen Professoren und Schullehrer. Ich bitte den Konsistorien 
insonderheit diese Art von Ausgabe zu empfehlen. Sie werden 
mit mir der Ansicht sein, dass sie privilegirt sein soll, in An- 
betracht, dass die Pastoren, deren Besoldung aus diesen 
Fonds bezahlt werden sollte, aus der Staatskasse (tresor 
public) besoldet sınd*. 

Dem Präsidenten des Orts-Konsistoriums, Kirchen-Inspektor 
Röchling, gegenüber machte Pietsch zu diesem Schreiben die Be- 
merkung: „Wenn er (der Präfekt) den letztangeführten Grund 
nur dazu gebrauchen will, mich zu bewegen, dasjenige, was wir 
aus der Stiftung an Schullehrer zu bezahlen schuldig sind, desto 
genauer zu entrichten, so ist nichts dagegen zu sagen“. 

Das Lokal-Konsistorium Saarbrücken hatte inzwi- 
schen in der gemeinschaftlichen Sitzung mit dem aufgelösten Stif- 
tungsAusschuss vom 1. Mai 1806 unter dem Vorsitz des Lokal-Kon- 
sistorial-Präsidenten Röchling von Saarbrücken die gesamte und 
unbeschränkte Verwaltung des St. Arnualer Stifts übernommen 
und u. a. beschlossen: 3. die Zahlung der Pfarrbesoldungen ın 
baaren Geld mit der Zahlung dieser Gehälter aus der Staats- 
kasse aufhören zu lassen; hingegen 4. den bisherigen Genuss der 
Pfarrdotalgüter den Geistlichen zu belassen. 

Am 12. Maı 1806 erteilte der Ober-Konsi- 
storial-Präsident Pietsch zu Mainz folgenden 
für Auslegung des Beschlusses des Saarprä- 
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fektenhöchstbedeutsamen Bescheid: 

„Den vom Saarbrücker Lokal-Konsistorio unter dem 1. ge- 
nommenen und mir überschickten Beschluss ın Betreff der über- 
nommenen Administration der Arnualer Stiftung erteile ich hier- 
durch meine Genehmigung; vorbehaltlich jedoch, was den 3. und 
4. Artikel betriftt, der hier folgenden Entwickelung; nämlich 
diese Punkte gehörig zu bestimmen und die weiteres vorgelegten 
Fragen zu beantworten, muss ich einige wesentliche Bemerkungen 
vorausschicken: 

Das Stift begreift zweierlei Arten von Gütern und Einkünf- 
ten unter sich, die wohl von einander zu unterscheiden sind: L o- 
kal-Eigentum von einzelnen Kirchen und Pfarreien 
und dann für das allgemeine kirchliche Wohl 
bestimmtes Vermögen. Erstere Gattung ward 
nurdurch das Band der gemeinsamen Verwal- 
tung mit der Fundation verbunden, hat da- 
dureh seine ursprüngliche Eigenschaft nicht 
verloren, undeskönnte deren Separation und 
eigene Niessung und Administration von den 
einzelnen Eigentümern mit Recht reklamiert 
werden. An sich wäre auch solches wohl der Klugheit 
gemäss, indem eine Gefahr, welche möglicher Weise einen 
allgemeinen geistlichen Stiftungsfonds bedrohen könnte, doch für 
lokales Kirchen-, Fabrik- und Pfarr- Vermögen 
nicht zu fürchten ist. Fine andere Bemerkung ist, dass ob- 
gleich dieses Privat-Vermögen einzelner Kirchen 
und Pfarreien, seiner Natur nach, von dem übrigen ab- 
gesondert ist, so hängt es doch temporarisch noch in einer 
gewissen Rücksicht mit dem Ganzen zusammen und dieses ist 
in Rücksicht der Creditoren des Stifts. Diese 
haben nänlich der ganzen, durch eine allgemeine Administration 
verbundenen Masse ohne Unterschied, ihr Geld kreditieret und diese 
Masse hat daher auch ohne Ausnahme die Verbindlichkeit, die 
Creditoren zu befriedigen, über sich genommen. Aus diesen Vor- 
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aussetzungen folgt, dass der Rückgriff auf die Pfarrgüter, geren 
Entsagung auf die bisher von dem Stift erhaltenen Pfarrbesol- 
dungen!, keinem Anstand ausgesetzt ist, wenn dadurch der bis- 
herige Status activus nicht, zum Nachteil der Creditoren, alte- 
rieret wird, mit einem Wort, wenn die Creditoren mit der 
befragten Einrichtung zufrieden sind. Ein gleiches ist auf 
die Frage wegen der Pfarr- Wohnungen und Gärten zu antworten. 

Uebrigens ist es ganz natürlich und rechtlich, dass der be- 
sagte unmittelbare Genuss von der nämlichen Epoche angeht, 
von welcher man aufgehört hat, die Stiftischen Geldbesoldungen 
zu ziehen, welche Epoche man dann auf den 1. Oktober 1805, 
als den Anfang der Staatsbesoldung, legen kann. 

So lang die Pfarrwohnungen zu der Stifts- 
masse gehören, müssen sie auch, so viel tun- 
lich,ausden allgemeinen Stifts-Revenuen re- 
pariert werden. Sind sie aber separieret, so liegt deren 
Unterhaltung und Wiederherstellung des Fabrik-Vermö- 
gens der betreffenden Kirche, und wo dies nicht 
hinreicht, in subsidium der Gemeinde ob“. 

BereitsvorderliInstallation derneuen Orts- 
Konsistorien im Saar-Departement hatte der nämliche hohe 
Kirchenbeamte wegen der Verwaltung der St. Arnualer Stiftung 
folgende Anweisung gegeben: 

„Es versteht sich, dass die Arnualer Stiftung künftighin von 
dem Saarbrücker Lokal-Konsistorium, als in dessen Bezirk ge- 
legen, principalement verwaltet wird; Jedoch communicatis 
consiliisin wichtigen Sachen, wie Rechnungs- 
abhör und dergleichen, mit dem St. Johanner 
Konsistorium, weil solches mit dabei inter- 
essiert und beteiligt ist, bis man etwa einmal 


! Durch die Uebernahme der Pfarrbesoldungen auf den Staat 
in Gemässheit des kaiserl, Dekrets vom 13. fructidor XIII (31. August 1805) 
kam die Auszahlung der Pfarrgehälter durch das Stiftin 
Wegfall. 
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mit der Zeit eine Teilung damit vornehmen 
könnte“; (Stifts-Akten 1806 ff. S. 18). 

Fünf Tage nach dem vorstehend abgedruckten Erlass des 
Ober-Konsistoriums vom 12. Mai 1806 erliess der Kultusminister 
seine zweite Instruktion an den Saarpräfekten vom 17. Mai 1806. 
Dieselbe verlangt den Erlass eines den darin enthaltenen Ge- 
sichtspunkten entsprechenden arrete’s des Präfekten, durch den 
die Orts-Konsistorien anzuweisen sind, die ausschliessliche Ver- 
waltung der Güter der in ihrem Sprengel (arrondissement) 
belegenen protestantischen Kirchen zu übernehmen. 
Gleichzeitig wird der Präfekt angewiesen, eine Ausfertigung des 
diesbezüglichen arrete nach Paris zu schicken, „damit der Mini- 
ster die Bestätigung des arrete durch Seine Majestät 
nachsuchen kann“. 


2. Wortlaut derin Betracht kommenden Gesetze, 
des Kaiserl. Dekrets vom ll. Junı 1806, der mi- 
nisteriellen Erlasseu. s w. 


Zum vollen Verständnis der französischen Gesetzgebung auf 
dem Gebiete des evangelischen Kirchen-Vermögensrechts ist so- 
wohl der Wortlaut des grundlegenden Kaiserlichen Dekrets vom 
11. Juni 1806, als auch der Gesetze der französischen National- 
Versammlung in dieser Materie, sowie die zweite Instruk- 
tion des Kultus-Ministers vom 17. Maı dessel- 
ben Jahres mitzuteilen. Leider findet sich das Original des 
Dekrets vom 11. Juni nicht mehr im National-Archiv, ebensowenig 
der Portalis’sche Bericht, auf den hin dasselbe erlassen 
worden. Es soll öfter passiert sein, dass Portalis die Original- 
akten mit nach Hause nahm, wodurch sich die Abwesenheit 
mancher Originaldokumente erklärt. Allein das vorliegende Ma- 
terial genügt vollauf. 

l. Dekret der konstituierenden Versamm- 
lung, das die Protestanten des Elsass in ihren 
Rechten bestätigtund über die Petitionen der 
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Städte mit gemischterBevölkerung dieser Pro- 
vinz befindet, vom 17.bıs 24. August 1790, abgedruckt 
im Recueil offieiell des actes du directoire du consistoire general, 
tom. I S. 83: 

„Die National-Versammlung, nach Anhörung des Berichts 
seines Verfassungs-Ausschusses ; 

In Erwägung, dass dieProtestanten der beiden 
Konfessionen von Augsburg und der helveti- 
schen (reformierten) im Elsass stets sichin der 
Ausübung des Öffentlichen Gottesdienstes be- 
funden haben mit Kırche, Konsistorien, Uni- 
versität, Kollegien, Stiftungen, Fabriken, Ge- 
hälter der Beamten und Schullehrer, und dass 
diese und andere Rechte ihnen im Zeitpunkt ihrer Vereinigung 
mit Frankreich bestätigt worden sind; 

In Erwägung, dass überdies die religiöse Meinungsverschie- 
denheit bei den Wahlen auf das Ergebnis der Abstimmung keinen 
Einfluss ausüben darf, und dass bei der Wall derjenigen, die 
öftentliche Dienstverrichtungen ausführen sollen, man nur auf 
Tugend und Talent rücksichtigen soll; 

Beschliesst, dass dıe Protestanten der beiden Be- 
kenntnisse von Augsburg und der Schweiz, Bewohner des EI- 
sasses, fortfahren sollen die nämlichen Rechte, 
Freiheiten und Vorteile zu geniessen, die sie 
genossen und das Recht hatten zu geniessen 
und dass dıe etwaigen Verletzungen dieser 
Rechte alsnichtig und nicht geschehen zu er- 
achten sind, und geht über die Petition der Städte Colmar, 
Weissenburg und Landau u. s. w. betreffend die Wahlen zu 
Gremeinde-, Verwaltungs- und richterlichen Stellen zur Tages- 
ordnung über.* 

2. Dekret der konstituierenden Versamm- 
lung, betreffend die Protestanten der Augs- 
burger Konfession, Einwohner der vier Ge- 
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bietsteile (terres) Blämont, (Clemont, Heri- 
courtund Chätelotinder Frei-Garafschaftvom 
9. bis 18. September 1790, abgedruckt a. a. O. IL S. 108. 

„Die National-Versammlung, nach Anhörung des Berichts 
seines Verfassungs-Ausschusses ; 

In Erwägung, dass die Protestanten des Augs- 
burger Bekenntnisses, welche die vier Länder (terres) 
von Blämont, Clömont, Hecricourt und Chätelot, gelegen in der 
früheren Provinz Franche-Comte und gegenwärtig zu 
den Departements des Doubs und der Haute-Säaone gehörig, be- 
wohnen, stets die öffentliche Ausübung ihres 
Gottesdienstes mit Kirchen, Schulen, Begräb- 
nisstätten, Fabriken, Konsistorien, Gehalt 
der Geistlichen und Schullehrer gehabt haben, 

Beschliesst infolgedessen und in Gemässheit der für 
die protestantischen Bewohner der früheren 
Provinz Elsass angenommenen Grundsätze, 
dass dieselben fortfahren sollen fürderhin im 
(Genuss der öffentlichen Ausübung ihres Got- 
tesdienstes mit Ällem, was damit ım Zusammen- 
hang steht, in der Ausdehnung der vier Länder von Bla- 
mont, Clemont, Hericourt und Chätelot, zu bleiben und dass die 
etwa stattgehabten Rechtsverletzungen als 
nichtig und nicht geschehen zu erachten sind“* 

3. Dekret der konstituierenden Versamm- 
lung, betreffend die Güter der Protestanten 
Augsburgerund Schweizerischen Bekenntnis- 
ses vom 1. bis 10. Dezember 1790, abgedruckt bei Dursy 
Staats- und Kirchenrecht II S. 450 u. 451; 

„Art. 1. Die Güter, welche gegenwärtig im Besitz solcher 
protestantischen Anstalten Augsburger und Schweizerischen Be- 
kenntnisses sind, welche auf den Gebieten der ehemaligen Pro- 
vınz Elsass u. s. w. sich befinden, sind von der für die 
Nationalgüter festgesetztenVeräusserung aus- 
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genommen und werden auch künftig in der bisherigen Weise 
weiter verwaltet; 

Art. 2. Die Feudalzehnten, welche von den besagten An- 
stalten besessen werden, gehören zu denjenigen, für deren Weg- 
fall Entschädigung aus Staatsmitteln gewährt wird. Die Zahlung 
erfolgt nach Titel V des Dekrets vom 28. Oktober 1790 (25facher 
Betrag der Naturalrente); 

Art. 3. Die Leistungen, mit welchem die Nationalgüter zu 


Gunsten der besagten Protestanten oder deren 
(zeistlichen belastet waren, werden fortgewährt. 


Art. 4. Ebenso sind die auf den besagten protestantischen 
Gütern haftenden Lasten und Zehnten an die Berechtigten fort 
zu gewähren.“ : 

4. Die in Betracht kommenden Artikel des Gesetzes 
über die Organisation der Kulte (organ. Artikel 
der Protestanten) vom 18 germinalX (8 April 
1802) lauten wie folgt: 


Titel I. Allgemeine Bestimmungen für alle protestantische 
Gemeinden. 

Art. 7. Die Gehälter der bei den Konsistortialkirchen an- 
gestellten Pfarrer werden auf die Staatskasse übernommen mit 
der Massgabe, dass die Erträgnisse der Pfarrgüter und der her- 
kömmlichen oder durch Verordnung festgesetzten Kasualgetille 
bei der Berechnung in Anschlag gebracht werden. 

Art. 8 Die m den organ. Artikeln für die katholische 
Kirche enthaltenen Bestimmungen über die Zulässigkeit 
von Stiftungen und über die Beschaffenheit der 
darunter zu begreifenden Vermögensteile gelten auch für 
die protestantischen Kirchen. (Es sind dies die Art. 15 der 
Konvention und 73, 74 des Gesetzes vom 18. germinal X). 

Titel II Abschnitt II. Von den Pfarrern und Orts-Kon- 
sistorien. 

Art. 20. Die Konsistorien wachen über die Aufrechterhal- 
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tung der Zucht, die Verwaltung der Kirchengüter und der aus 
den Almosen sich ergebenden Einkünfte. 

5. Schreiben des Präfekten an den Kultus-Minister vom 
7. März 1806: 

„Ich habe die Ehre, Ew. Exzellenz gemäss dem Ersuch- 
schreiben vom 3. dieses, mit dem Sie mich beehrt haben, Ab- 
schriften meines Beschlusses vom 9. germinal Jahr AXTIT, meines 
Schreibens an S. Exzellenz den Minister des Innern vom 30. ven- 
dcmiaire letzthin und desjenigen des Herrn Präsidenten des Ge- 
neral-Konsistoriums der Augsburger Konfession betreffend 
eine neue Art und Weise der Verwaltung der 
Kirchen- und Schul-Stiftungen von Ärnual, 
Meisenheim, CouselundBirkenfeld zu übersenden.“ 

6. Schreiben des Kultus-Ministers Portalis 
andenSaar-Präfekten vom17. Maiı 1806, abgedruckt 
Recueil tom. II S. 13—15. 

„Ich erhielt seiner Zeit mit Ihrem geehrten Schreiben vom 
7. März letzthin die verlangte Abschrift Ihres Beschlusses vom 
9. germimal Jahr XIII (30. März 1805), der Sie artiger Weise 
(honnetete) Abschrift des Einsendungsberichts an nieinen Kollegen 
den Minister des Innern, sowie die des vom Präsidenten des 
(Greneral-Konsistoriums zu Mainz am 7. vend@miaire (30. Sep- 
tember 1805) an Sie gerichteten Schreibens beifügten. 

Bezüglich der Vorlage dieser Stücke hat man in den Bureaus 
des Ministers des Innern neue Nachforschungen angestellt, ohne 
dass man dort weder Ihr Schreiben, noch Ihren Beschluss auf- 
gefunden hat. 

Der Gegenstand (matiere) dieses Beschlusses hat mich zur 
Anfertigung einer geschichtlichen Denksechrift 
(memoire historique) zur Festlegung der Eigentums- 
rechte der protestantischen Kirchen beider Be- 
kenntnisse in den eroberten oder mit Frankreich vereinigten De- 
partements und zu gleicher Zeit der Rechte der 
Konsistorien auf Verwaltung des Vermögens 
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derselben bestimmt. 

Auf Grund meiner Ausarbeitung (travail) hat man sich im 
Ministerium des Innern davon überzeugt, dass Alles, 
was sich auf die Güter der protestantischen 
Kirchen, auf kirchliche und Schulstiftungen, 
auf Fabriken, Akademien, Schulen u. s w be- 
zıeht, mit deröffentlichen Verwaltung Nichts 
zu tun hat. 

In der Tat habe ich in dieser Denkschrift festgestellt, 
dass alle Kirchengüter, welche die Protestanten lutherischer oder 
kalvinischer Richtung in den +4 vereinigten Departements im 
Normaljahr 1624 ım Besitz hatten, ihnen für alle Zeiten 
gehören; dass dies Eigentum bis auf den heutigen Tag an- 
erkannt und gewährleistet sei, nicht allein durch die Verträge, 
Kapitulationen, die Gesetze der konstituierenden Versammlung, 
das Gesetz vom 18. germinal d. J. X, sondern auch durch 
die von Sr. Majestät über diese Materien er- 
lassenen Dekrete. 

Ohne auf die Verträge zurückzugehen, beschränke ich mich 
auf die Bemerkung, dass ein Gesetz vom 17. August 1790, 
gestützt auf den Westfälischen Frieden und in Gemässheit der 
Regel des Normaljahres von 1624, wie ich dies in meinem Schrei- 
ben vom 3. März letztlin ausgeführt, bestimmt, dass die Prote- 
stanten fortgesetzt m dem Genuss der ihnen zustehenden Rechte 
geschützt sein sollen und dass die etwaigen Angriffe auf diese 
Rechte als nichtig und nicht erfolgt zu betrachten seien. 

Dies Gesetz war seiner Zeit nur auf das ehemalige Elsass 
anwendbar; allein nach der Vereinigung der vier Departements 
mit Frankreich, eine Vereinigung, die keinerlei Veränderung ın 
dieser Beziehung auf die alten Verträge herbeigeführt hat, wur- 
den diese vier Departements in die nämliche Kategorie eingefügt. 

Das Gesetzvom 18. germinalX\X, das sich auf die 
Verträge und das Gesetz vom 17. August 1790 stützt, bestimmt 
in Art. 20, dass die Konsistorien über die Verwaltung der Kir- 
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chengüter und der Erträgnisse der Almosen zu wachen haben. 

Nun versteht man unter Kirchengüter nach den Verträgen 
die Klöster, Stiftungen, Akademien, Kollegien, Hospitäler, Renten, 
Patronatsrechte und andere ähnliche Dinge, Alles dies auf 
die allerbestimmteste Weise durch Frankreich 
und dieanderen Vertragsmächte gewährleistet. 

Im Einklang mit diesen Grundsätzen hat S. Majestät 
der Kaiser und König innerhalb seiner Gerichtsbarkeit 
eine Reihe von Dekreten erlassen, die einerseits diese 
Rechte schützen, andererseits verschiedene dieselben verletzende 
Entscheidungen aufheben. 

Durch ein Dekret vom23.floreal AXL(13. Mai 1803) 
(bei Dursy, Staats-Kirchenrecht II S. 453 ıst als Datum der 
30. tloreal angegeben) hat S. Majestät die protestantische 
Akademie zu Strassburg errichtet, an die ein Gymna- 
sıum oder Schule für den ersten Unterricht angeschlossen ist. 

Die Professoren dieser Akademie und dieses Gymnasiums 
werden aus dem Ertrag der zum Vorteil der protestantischen 
Kirchen gemachten Stiftungen besoldet, Stiftungen, die seit dem 
Religionsfrieden von 1555 erhalten, bestätigt und respektiert 
wurden. 

Durch ein anderes nach Anhörung des Staatsrates er- 
lassenes Dekret? hat S. Majestät eine vom Staatsrat- 
Präfekt desNieder-Rheins am22.brumaireXlIlIl 
(13. November 1804) getroffene Entscheidung 
vernichtetunddas Konsistorium von Brumath 
indem Genuss der Fabrikeinkünfte, derAlmo- 
sen, Börsen oderSchulen der protestantischen 
Kirche gehandhabt. 


ı Im Nationalarchiv zu Paris ist dies Dekret nicht auffindbar; wohl 
aber findet sich dort das Dekret vom nümlichen Tage, das S. 192—19 
abgedruckte Dekret betreffend die neue Pfarrumschreibung des Departement 
Nieder-Rhein. 

* Es ist dies das S. 203 abgedruckte Dekret vom 31. Jan. 1806. 
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Inder Tat sind die Schulen der Protestan- 
ten rein religiöse Anstalten, die sichabsolut 
nurauf die Unterweisung im Evangelium be- 
ziehen, und die Almosenkasten (aumönes) sind 
beiihnenim Grunde nur das, was die Fabriken 
beiden Katholiken sind; sie sind weniger zu 
Akten der Mildtätigkeit, als für die Kosten 
des Gottesdienstesu.s. w bestimmt u.s. w. 

Wie Sie sehen, liegen diese Gegenstände ausserhalb der auf 
den öffentlichen Unterricht bezüglichen Bestimmungen und haben 
zu dieser Verwaltung keinerlei Beziehung. Es sind Vermögens- 
stücke, die den protestantischen Kirchen gehören, deren Verwal- 
tung durch Art. 20, Abschn. 2, Tit. 2 des Gesetzes vom 18. ger- 
ninal X ausschliesslich den Konsistorien zugewiesen ist. 

Ich glaubte Ihnen diese Instruktionen übermitteln zu sollen, 
um dem Wunsche zu entsprechen, den Sie dem Minister des 
Innern im Ihrem Schreiben vom 30. vendemiaire (22. Oktober 
1305) kund gegeben, und damit Sie dieselben in Zu- 
kunftin den den protestantischen Kultus be- 
rührenden Materien zur Änwendung bringen 
können, soweit es sich um Ihrer Autorität zu unterbreitende 
Angelegenheiten handelt. 

Da die Güter und Einkünfte aus den Kirchen- und Schul- 
stiftungen, die zu Arnual, Meisenheim und anderwärts errichtet 
sind, durch die Konsistorien der protestantischen Kirchen ver- 
waltet werden müssen, so wird es genügen Ihren Be- 
schluss vom 9. germinal (30. März 1805) als nicht 
ergangen zubetrachtenundanzuordnen, dass 
die Konsistorien die Verwaltung der Güter 
der in ihrem Bezirk! (arrondissement) bele- 
senen protestantischen Kirchen übernehmen, 
sowie dass die Wohltätigkeits- Ausschüsse (commissions bene- 


ı Die St. Johanner Bruderschaftsgüter waren somit dem St. Jo- 
hanner Konsistorium zur Verwaltung zu überweisen. 
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voles) ihnen über ihre Verwaltung Rechenschaft ablegen. 

Wollen Sie mir gütigst eine Ausfertigung 
des Beschlusses zugehen lassen, den Sie dies- 
bezüglich erlassen werden, damit ich seine 
Bestätigung durch S. Majestät nachsuchen 
kann. 

Ich glaube Ihnen eine Ausfertigung des bezüglich der Fahri- 
ken, Börsen oder Schulen von Brumath erlassenen Dekrets 
schicken zu sollen. 

Ich habe die Ehre Sie mit vorzüglicher Hochachtung zu grüssen. 

gez. Portalis. 

7. Schreiben des Saarpräfektenanden Kul- 
tusminister vom 28 Mai 1806. 

Nach Empfang des 2. Instruktionsschreibens des Kultusmini- 
sters vom 17. Mai 1806 übersandte Keppler mit dem 
hochwichtigen Schreiben vom 28 Maı 1S06 den 
arretevom 17. Aprildesselben Jahres zur kai- 
serlichen Bestätigung ein. 

Das Originalschreiben Kepplers befindet sich in dem Akten- 
bündel F. 11612 und lautet: 

„2. Abteilung. Trier, den 28 Mai 1806. 


Nr. 876. u 
Der Prätekt an den Kultusminister. 


Ich habe die Ehre, Ew. Exzellenz den Empfang Ihres 
Schreibens vom 17. dieses Monats zu bestätigen, das eine 
historische Entwicklung der Tatsachen und 
Akteenthält, kraft deren die Protestantenin 
dem EigentumihrerGüter, sowohl der Kirchen-, 
als auch der Schulgüter gehandhabt werden 
müssen (en vertu desquels les Protestans doi- 
ventetremaintenus danslapropriecte deleurs 
biens,tant Ecclesiastiques que Scoleres). 

Das Schreiben, das Ew. Exzellenz den 
3. März letzthin mir zugehen zu lassen die Ehre 
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erwiesen, hatte mich schon genügend über 
diesenämliche Materie aufgeklärt, es hat die 
arundlage eines Beschlusses gebildet, den 
ıch den 17. April letzthin erlassen habe, um 
auf die Ortskonsistorien die Verwaltung der 
Güterder Kirchen- und Schul-Stiftungen, die 
indiesem Departementvorhanden sind, wieder 
übergehen zu lassen (pour faire remettre aux consistoires 
locaux l’administration des biens des fondations Ecelesiastiques 
et scholastiques qui existent dans ce departement). Ich denke, 
dass dieser Beschluss vollkommen den Gegen- 
stand der beiden Schreiben erfüllt (rempht par- 
faitement l’objet des deux lettres). Ich habe die Ehre einliegend 
eine Abschrift desselben Ew. Exzellenz zu übersenden.* 


8. Extrait des Minutes de la Secretairerie d’Etat. 
Auszug aus den Urschriften des Staats-Sekretariats. 


Au Palais de St. Cloud, 11. Jun 1806. 
Napoleon, Einpereur des Francais et Roi d’Italie. 

Surlerapportdenotre Ministre des Cul- 
tes nous avons decercte et deeretons ce qui suit: 

Art. 1. LV’Arreöte du PrefetdelaSarre, du 
17. Avrıl 1806, relatif Aladmiınıstration des 
bıiens et revenus des fondationsecclesiasti- 
quesetscholastiques des eglises protestantes 
dece departement, est confırme dans toutes 
ses dispositions et sera exccute suivant sa 
formeetteneur. 


Art.2. Notre Mıinistre des (ultes est charge 
delexecution du present deeret. 
Sirene Napolcon. Par l’Empereur 
Le Secretaire d’Etat 
Siende Huges B. Maret. 


Art. 1. DerBeschluss des Saarpräfektenvom 
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17. April 1806, betreffend die Verwaltung der 
Güter und Einkünfte der Kirchen- und Schul- 
stiftungen der protestantischen Kirchen dieses 
Departements wirdinallen seinen bestimmun- 
sen bestätigt und soll nach Form und Tenor 
ausgeführt werden. 

Art. 2. Unser Kultusminister wird mit der Aus- 
führung des gegenwärtigen Dekrets beauftragt”. 

Abgedruckt Recueil tom. Il p. 17. 

Portalis beeilte sich, die Entscheidung seines Kaiserlichen 
Herrn sofort den in Betracht kommenden kirchlichen Instanzen 
als Richtschnur für die Verwaltung des protestantischen Kirchen- 
vermögens mitzuteilen. 

9. Am 20. Juni 1806 überschickte der Kultusminister dem 
Präfekten bereits das kaiserliche Bestätigungsdekret und b e- 
scheinigte Keppler am 26. Juni 1806 wie folgt den 
Empfang des ministeriellen Schreibens: 

„Ich habe die Ehre, Ew. Excellenz den Empfang Ilres 
Schreibens vom 20. ds. Mts. und des beigefügten kaiserlichen 
Dekrets vom 11. des nämlichen Monats, das meinen Beschluss 
von 17. April letztlin betreffend die Verwaltung der Güter 
und Einkünfte der Kirchen- und Schul-Stiftungen der prote- 
stantischen Kirchen bestätigt, anzuzeigen. 

Ich werde die Hand über die Ausführung 
desselben halten“. 

10. Dem Präsidenten des General-Konsi- 
storiums zu Strassburg liess der Minister durch den 
C'hef der protestantischen Abteilung im Kultus-Ministerium, so- 
wohl den Beschluss des Saarpräfckten vom 17. April 1806, als 
auch das Kaiserl. Dekret vom 11. Juni 1806 in beglaubigter 
Ausfertigung zur Nachachtung zugeben. | 

„Ich sende Ihnen eine Ausfertigung eines vom Saar-Prä- 
fekten am 17. April letzthin erlassenen Beschlusses. Dieser 
Beschluss bezieht sich, wie Sie sehen, auf die Verwaltung der 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 2. 17 
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(züter und Einkünfte der protestantischen Kirchen; derselbe 
wurde in Gemässheit der Grundsätze, die der Kultus-Minister 
bezüglich der Rechte der protestantischen Kirchen festgestellt 
hat, erlassen. 

In gleicher Weise sende ich Ihnen eine Ausfertigung eines 
Dekrets vom folgenden 11. Juni, durch das Se. Majestät unter 
Bestätigung des Beschlusses des Saar-Präfekten den Vollzug 
dieses Beschlusses anordnet. 

Ich habe angenommen, dass diese Aktenstücke, obschon sie 
die Departements Ihrer Kirchen nicht betreffen, für Ihre Ver- 
waltung von Nutzen sein können, weil die durch den Kultus-Mi- 
nister festgelegten Grundsätze sich allgemein auf alle 
protestantischen Kirchen beider Gemeinschaften in 
den früher und kürzlich eroberten oder mit Frankreich ver- 
einigten Ländern beziehen®. 

Abgedruckt Receueil tom. IL p. 15. 

Folgender Vermerk findet sich m den im Nationalarchiv 
zu Paris, F 19 Jahrgang 1810, aufbewahrten Akten des Kultus- 
Ministeriums zum Dekret vom 11. ‚Juni 1806. 

I,;a contestation s’etait elevce entre le Ministre de "Interieur 

et le Ministre des cultes. 

D’apresune conference des deux chefs de 
division, charges de cette partie, le ministere 
del’Intcrieurrespectales droits des eglises. 

llya une fortelongue lettre du 17. maı 1506, 
dans laquelle on discute et Vapprofondit les droits. Vide le 
recueil des decrets de Yan 6°. 

Es handelt sich hiernach, wie aus vorstehenden Aktenstücken 
ersichtlich, nicht, wie das Urteil des Kölner Oberlandesgericht 
angenommen, bei Bestätigung des Beschlusses des Saarpräfekten 
dureh den Kaiser um dıeAbsıcht, „Zweifelhinsicht- 
lich der rechtlichen Zulässigkeit des Bestan- 
des und derArt der Verwaltung abzuschneiden”, 
undnochvielweniger darum, „statt wiein zahl- 
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reichen andern Fällen durch Säkularisation 
bisheriges Kirchengut staatlicherseits einzu- 
ziehen, dasvorhandeneStiftsvermögenals sol- 
chesanzuerkennenundihm eine selbständige 
rechtliche Grundlage zu geben“. 

Napoleon hat vielmehr durch sein Dekret 
vom 11. Juni 1806 hinsichtlich des Kirchenver- 
mögens dasSelbstverwaltungsrecht der prote- 
stantischen Kirchen beider Bekenntnisse durch 
die Konsistorienendgültigsanktioniert. 

Die Verordnung der früheren Landesherr- 
schaftvom 30.Oktober 1783 ist aller Wahrscheinlichkeit 
nach weder dem Saar-Präfekten, noch auch dem Kaiser und 
seiner Regierung bekannt gewesen. Am allerwenigsten aber hat 
1806 jemand daran gedacht, der von der früheren Herrschaft 
angeordneten Verwaltungsmassregel (Consolidation der Gefälle von 
Stift u. G.K.Sch.) die gesetzliche Sanktion zu erteilen. 


3.Der durch das Kaiserl. Dekret vom 1l. Junı 


1806 geschaffene Rechtszustand. 


Der Kultus-Minister hatte vor der Redaktion der organischen 
Artikel für den protestantischen Kultus Gutachten von Genf und 
Strassburg eingezogen. Seine Rechtsauffassung über das prote- 
stantische Kirchenvermögen schloss sich, soweit die Protestanten 
Augsburger Konfession in Frage kamen, auch bezüglich des 
Rechtsträgers dieses Eigentums der damaligen Rechtsanschauung 
im Elsass an. Nach letzterer gehörten die infolge 
der Reformationin den Besitz der Lutheraner 
gelangten Kirchen- und Stiftungsgüter den- 
jJenigen Personenvereinigungen, zu deren Nutzen 
dieselben bestimmt waren; vgl. den S. 192 und 194 ab- 
gedruckten Konsularbeschluss vom 23. Hlorcal XT (13. Mai 1803). 
Ueber die Entwickelung des „aemeindebegriffs“ nähere 
Ausführungen bei Muth, Pfarreien II S. 248 tı. ff. 
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Die juristischeFormel für die juristischen Personen 
war im Anschluss an die Gesetzgebung des ancien resime die 
des „etablissement publie*, während in Nassau-Saar- 
hbrücken die termini techniei „pium corpus, pius fundus® 
waren. Die Jurisprudenz bezüglich der juristischen Personen des 
französischen Rechts findet sich in den Gutachten des 
Staatsrates. Nach dieser Rechtsprechung sind die öffent- 
lichen Anstalten „nurin Ansehung der beson- 
deren Sendung, welche ihnen (gesetzlich) anvertraut ist, 
mit juristischer Persönlichkeit ausgestattet“, 
Staatsrats-(utachten vom 13. April 1881. Nur aus einer klaren 
gesetzlichen Bestimmung oder aus dem Zusammenhang solcher, 
die das Vorhandensein der juristischen Person der Anstalt ein- 
schliessen, kann nach dem Gutachten vom 17. März 1880 die 
Rechtspersönlichkeit gefolgert werden; Muth. Beiträge 11 S. 237 
bis 247. PBereits das bei Dalloz repertoire s. v. etablissement 
public Nr. 4 abgedruckte Gutachten des Staatsrats vom 17. Juni 
1806 hatte sich in ähnlichem Sinn ausgesprochen und sich dabei 
auf die Grundsätze des code civil und „eine grosse Anzahl von 
Verordnungen und Dekreten berufen, die die religiösen und wohl- 
tätigen Körperschaften als solche, d. h. öffentliche Anstalten, 
autorisiert haben“. Eine solch autorisierte Anstalt 
des öffentlichen Rechts ist die zu einer Orts- 
kirche vereinigteßGemeinschaftder@Gläubigen 
(universit@ des fidöles de la paroisse), Konsular-Beschluss vom 
13. Mai 1803 — Gesamtheit der Parochianen — ı. e. Pfarrge- 
meinde als Korporation. 

Iın gegebenen Fall war nun durch die angeordnete Ausant- 
wortung der Kirchen- und Stiftungsgüter des alten pium corpus 
protestanticum endgültig anerkannt: 1. dass die Güter des alten 
Wollegiat-Stiftes niemals säkularısıert worden, 2. dass der 
öffentlich-rechtliche Verband der früheren General- 
Kirchen-Schaflnei, ebenso wie die nach den Grundsätzen des 
öffentlichen Rechtes in der commission bhenevole creierte ju- 
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ristische Person (etablissement public), die man als Fortsetzung des 
pium corpus hätte ansprechen können, supprimiert war, 3. dass 
früheren die früheren Güter der Ortskirchen, als Privateigentum 
der bei diesen Kirchen gebildeten Privatassocıationen!, von 
den zuständigen Orts-Konsistorien zu verwalten seien. 

Wenn daher die zur Ausführung des Kaiserlichen Dekrets 
berufenen Behörden dem wahren Willen und Sinn desselben ge- 
recht werden wollten, so mussten sie nach Auflösung der General- 
Kirchen-Schattnei und Lostrennung der Ortskirchengüter von dem 
eirentlichen Stiftsvermögen, erstere den bezüglichen Orts-Kon- 
sistorien zur ausschliesslichen Admmistration überweisen. 
Das eigentliche Stiftsgut war in zwei Teile zu teilen, 
das Stifts-Fabrikgut und das übrige Pfründengut. 
Das Fabrikgut des ehemaligen Kollegiatstifts gehörte den 

ı In dem Schreiben des Kultusministers Bigot de Preameneu 
vom 13. Januar 1808 an den Präsidenten des Lokal-Konsistoriuns zu 
Meurs, abgedr. in Hermens Sammlung Bd. I S. 561, verneint der Minister 
die Notwendigkeit der Autorisation des Konsistoriums Meurs zur Erhebung 
von Schuldklagen und bemerkt n.a.: „Kraft des Art.20 des Gesetzes 
v.18. germinal X, der die Verwaltung der Güter der Kirchen 
den Konsistorien anvertraut, haben diese Konsistorien die 
Legitimation (qualite) zur Verfolgung der Schuldner ihrer 
Kirchen. Diese Art von Klagen gehört vor die Gerichtshöfe und die von 
mir erbetene Ermächtigung gehört nicht und kann nicht zu den Attributionen 
meines Ministeriums gehören. Die Konsistorien befinden sich 
in der Lage von Privatpersonen (partıiculiers), wenn 
sie sichan die Gerichte wenden müssen, um zu verlan- 
ven, wasihnen verschuldet wirdoder wasihnen gehört. 
Dis Konsistorium von Meurs kann demnach unmittelbar kraft der Be- 
stimmung des eben von mir angezorenen Gesetzes seine Rechte »usüben*. 
Im tolgenden Jahr erging auf den Bericht desselben Ministers in Anwen- 
dung des kaiserl. Dekrets v. 11. Juni 1806 ein ähnliches Dekret, 
durch welches das zu Gunsten des Konsistoriums zu 
Simmern, als Vertreter der Birkenfelder Stiftung ein 
Beschluss des Rhein- und Mosel-Präfekten bestätigt 
wurde. Der Minister des Innern veranlasste 1813 das auf dem näm- 
lichenBoden stehende Rundschreiben des Präfekten des 
Röer-Departements vom 3l, Jan. 1812, beide Aktenstücke sind ab- 
gedr. bei Muth, Neue Belegstücke 8. 25 u. 29. 
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10 bezw. 7 früheren Stifts-(remeinden, die den Sprengel der alten 
Mutterkirche St. Arnual bildeten, das Pfründengut des 
Stifts stand nach stillschweigender Widmung der 
früheren Landesherrn, die Napoleon approbiert hat, den sämt- 
lichen evangelischen Kirchen derGrafschaft zu. 
Entsprechend dieser Teilung hätte eine Verwaltung durch die- 
jenigen Orts-Konsistorien eintreten müssen, unter die die 10 Stifts- 
gemeinden, bezw. die neu organisierten Ortskirchen der Grafschaft 
(also hier die Orts-Konsistorien Saarbrücken und Saarbrücken-St. 
Johann), gestellt waren. 

Inzwischen entwickelten sich die Dinge etwas anders. 
Der Präfekt hatte zwar in seinem Beschluss vom 18. Dezember 
1802 (Art. Ljausdrücklich bemerkt: „Iln’y a rieninnoveäla 
destination primitive des revenusete.“ Allein in Art. 9 
war von ihm die Vorlage eines Verfassungsstatus angeordnet. 
Dies organische Statut vom 26. praimmal XI (15. Juni 
1803), das am 6. Juli dess. J. die Bestätigung des Präfekten 
gefunden hatte, bestimmte in Art. XIX: „Alle Einkünfte und 
Ausgaben erfolgen durch einen Rechner“, und in Ausführung 
dieses grundlegenden Artikels des Statuts bestimmte der weitere 
Beschluss des Stiftungs- Ausschusses vom 15. messidor XI (4. Juli 
1803): 

„Nach Eimsicht des Beschlusses vom 15. Juni 1503, wonach 
alle Partikular-Rechnungen der Kirchenschaffneien und Bruder- 
meistereien supprimiert und alle sowohl Stifts- als Kirchenrevenuen 
von einem Rechner, nämlich dem Stiftseinnehmer B. Isenbeck 
erhoben nud verrechnet werden sollen, beschliesst die Kommission, 
dass der Stiftseinnehmer den sämtlichen bis- 
herigenKirchenschaffnern undBrudermeistern 
mit dem Bedeuten bekannt machen soll, wie 
sie keine Rechnung mehr selbsten zu stellen 
hätten u. s. w.* 

Mit der Teberweisung der Vermögensverwaltung an die ver- 
fassungsmässig zuständigen Orts-Konsistorien, hätte man diese 
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Verfügung der Kommission, ebenso wie die aufgchobenen Be- 
schlüsse des Präfekten vom 18. Dezember 1802, 1. August 1803 
u. s. w., die m Widerspruch mit dem Restitutions-arrete vom 
17. April 1806 standen, gänzlich kassieren müssen. 
Allein man übersah bei der bereits vor Kenntnisgabe der zweiten 
Ministerial-Instruktion vom 17. Mai 1806 verordneten Ausführung 
ddes arrete vom 17. April dess. J., dass, wie der Kultus-Minister 
ganz richtig bemerkt, die Orts-Konsistorien die Verwaltung zu 
führen haben, inderen Sprengeldie das Eigentum 
derGüter besitzenden OÖrtskirchen gelegen sind. 

Aber auch der Entscheid des Saarpräfekten selbst überweist 
die fraglichen Güter den nach Art. 20 des organischen Gesetzes 
verfassungsmässig zur Verwaltung derselben berufenen Orts-Kon- 
sistorien (consistoires respectives). 

Dies Uebersehen war wohl in dem nicht zu missbilligen- 
den Bestreben begründet, zur Zeitund vor erfolgter Schul- 
dentilgung und finanzieller Sanierung des Gesamt-Stifts- und 
Wirchenfonds die zentralisierte Administration beizubehalten. 

Die einflussreichste Persönlichkeit für diem Betracht 
kommende Frage, Inspektor Röchling, Präsident des Orts-Kon- 
sistoriums Saarbrücken, war ausgesprochen Gegmer der 
Trennung. Derselbe berief sich stets auf den Beschluss der com- 
niission benevole vom 6. pluv. XIT (27. Januar 1804) und den 
Erlass des Ober-Konsistorial-Präsidenten Pietsch vom 12. Mai 
1306. 

Köllner teilt ein Zirkular des Inspektors Röchling vom 
26. November 1811! an die Mitglieder des Saarbrücker TLiokal- 


! Dies Zirkular Röchlings steht zweifellos im Zusammenhang mit der 
durch das Schreiben des Kultus-Ministers vom 11. Nov. 
1811 wieder aufgerollten Frage der Trennung des Lokalkirchenvermögens 
von der „Stiftung“. Abgedr. ist das Schreiben bei Muth, Neue Belegstücke 8.29. 
Der Minister führt u.a. aus: „Es ist mir von Wichtigkeit, die Güter und Ein- 
künfte der Fabriken ıhres Konsistorialbezirkes und der verschiedenen Ge- 
mieinden, die ıhn bilden, die Lasten mit denen diese Güter beschwert sind, 
und ihren Reinertrag zu kennen. Ich ersuche Sie, ein Tableau anzufertigen, 
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Konsistoriums mit, in dem er entschieden Stellung gegen jede 
Separation nimmt: 

„Es ist ın der letzten Session von dem Herrn Präsidenten 
des Lokal-Konsistoriums St. Johann Gottlieb Man- 
ches von derSt.Johanner Kirchenschaffneiund 
deren allenfallsigen Reklamierung von seiten 
St. Johann vorgetragen worden“. Dann werden wieder der 
Beschluss vom 6. pluv. AXIL und der Erlass vom 12. Mai 1806 
ins Feld geführt und auf eine Beilage verwiesen, worin dargetan 
ist, wieviel von dem in der französischen Zeit 
entlehnten Gelde an den St. Johanner Konsi- 
storiums-Bezirk verwendet wurde. 

Im Sommer 1812 erfolgten abermalige Anläufe wegen Tren- 
nung der betreffenden Fonds. Nach Köllner schrieb Röchling am 
2. Juni 1812 an Pietsch: 

„Da ich täglich von sourden Maäachinationen höre, um die 
Kirchenschaffneien vom Stifte zu trennen, so 
erlaube ich mir zu bemerken, dass bei dem erwiesenen Verfall 
des Stifts, zur Aufrechthaltung der Stiftsadministration gemäss 


dessen erste Kolonne den Namen der Gememde, wo die Konsistorialkirche 
errichtet ist, und nacheinander die Namen der übrigen unter ihr stehenden 
Gemeinden enthalten soll“. 

Dıe für den St. Johanner Konsıstorialbezirk ver- 
langte Nachweisung, die sich im Nationalarchiv zu Paris. F 19. 
1309, vorfindet, entspricht der ministeriellen Anweisung und lautet: 

Tableau des biens et Revenus des fabriques 
de l’Errlise consistoriale de St. Jean. 
St. Jean biens affectes speciellement Aa la fabrique de l’eglise consistoriale 
de St. Jean. 
1. Terres et jardins sis sur le ban 


de St. Jean 2... 3 hect. 8 ur 66 c 8E IE. == 
2. prairles ibid. . 2 2 2 202. Sa 1. 9, 1187 „50 
3. Terres situees a Eschringen . 19.069. D- 210 _ 
4. Rentes et censes foneiers 23. 2 


1702 fr. 31 
vu par Nous Sous-Prefet de Sarrebrück 
Sarrebrück le 7. decembre 1811. 
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der von der commission benevole unter Leitung des 
Herrn Präfekten gefassten Beschlüsse, welche nochmals 
durch den Präfekten und das Ober-Konsistorium konfirmiert 
wurden, eine Separation der Kirchenschaffnei vom Stifte 
nicht stattfinden kann“. 

In einem Zirkularschreiben an die Mitglieder des Saarbrücker 
IXonsistoriums führte Röchling aus: „Da sich wegen Trennung der 
Kirchenschaffneien vom Stift die Rede erhoben hat, so habe ich 
die Ehre, folgende auf die Akten stützende Notiz zu geben“. Es 
folgen wieder arrete vom prairial XII und Entschliessung vom 
12. Mai 1806. Das Zirkular schliesst: „Wenn dieKırchen- 
schaffneien ihreSchuldigkeitrefusieren, wäre 
auch das Stift von seiner Schuldigkeit des- 
selben Pfarrer undSchulmeister zu salarieren, 
losgesprochen“ Endlich teilt Köllner ein angebliches 
Schreiben von Pietschs Sekretär von Eck vom 24. Juli 1812 an 
Röchling mit: „Aus Ihrem Schreiben vom 20. Juli habe ich 
ersehen, dass man an der Wiederherstellung einer 
vom Stift unabhängigen Kirchenverwaltung ar- 
beitet. Da dies nun sowoll den Interessen des Stifts, als auch 
den Beschlüssen des Herrn Präfekten und des Ober-Konsistoriuns 
ganz zuwider läuft, so erkläre ich Ihnen hierdurch, dass die von 
langer Zeit bestehende und von der jetzigen Regierung sanktio- 
nierte Autorität zur Erhaltung des Stifts bestehen und keine 
Separation einzelner Kirchenschaffneien stattfinden 
soll, und dass wıdrigenfalls, wenn gegen die herge- 
brachte Ordnung einzelne Kirchenschaffneien ihre 
residua zur Alimentation der Stiftskirche verwei- 
gern, letztere von allem Beitrag zu deren Kirchen- 
und Schulen-Unterhaltung eo ipso frei und los sein 
sollen.“ 

Anlangend die Auffassung des Kirchen-Inspektors und Prä- 
sillenten des Lokal-Konsistornuns Saarbrücken zur Rechtsfrage 
selbst, so ergibt sich dieselbe aus seinen zu den Akten gegebenen 
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„Bemerkungen“, die spätestens im Jahr 1814'!, also noch 
während Bestehens der Fremdherrschatt, von ıım zu den Saar- 
brücker Pfarrakten vermerkt sind. 

Zu 3. der von ihm gestellten und beantworteten Fragen, „ob 
die Güther, welche in den Bannbüchern verschiedener Ge- 
meinden unter dem Nahmen Kirchen-Guth eingeschrieben 
sind, zudem ursprünglichen Stifts-Vermögen gehören“, 
verneint er. 

Zu4. „Beweisen daher die Bannbücher das Recht 
der Kirchen-Gemeinde auf die in denselben einge- 
tragenen (züther? 

Antwortet er: „Ohne Zweifel, solange das Gegentheil 
nicht erwiesen ist*. 

Zu 5. und 6. verneint Röchling die Frage, ob der Fürst 
oder eine Behörde die Güter auch nur der Nutzung nach 
den Lokalkirchen entziehen könnte. Bezüglich der letzteren sagt 
er: „Wenn die vorhergehende Frage (wegen des Eigenthuns) 
verneint werden muss, so muss es auch diese, weil ohne 
Nutzen der Sache das Eigenthum derselben werth- 
los erscheint“. 

Zu T. Können dıe Gemeinden, welche ihre 
Kirchen-Güther ausschliesslich zu ihrem 
Nutzenverwenden und aus dem bisherigen Ver- 


Ä 


band scheiden, noch ım eintretenden Fall An- 
sprüche auf den privativen fond des Stiftes 
machen“? 

„Niehtanders, als wenn sie dargethan haben 
werden, dass dieser Fond dazu bestimmt war. 

Zu welchen Zwecken übrigens dieser Fond ursprünglich zu 
verwenden war, ist unbekannt, zum wenigsten ungewiss“, 

Zu 8 „Gewinnen die femeinden dabei, wenn 
sjeihre Güther allein verwalten und den Erlös 
zuihrem alleinigen Nutzen verwerten? 


: Kirchen-Inspektor Röchling ist am 12. September 1814 gestorben. 
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Diese Frage möchte sich zum wenigsten für die Ge- 
meindeSaarbrücken den vorliegenden Akten gemäss zum 
Nachtheil der (kemeinde lösen“. 

Als Nachschrift findet sieh noch: 

„Ich finde nach meiner Ansicht nicht für räthlich, 
dass die Gemeinden ihre Gütber aus den Verbande herausziehen*. 
Ein Recht auf Austritt aus der Gemeinschaft spricht also 
Röchling selbst den Gemeinden bedingungslos zu. 

Vier Dinge waren es, die im Anschluss an die von dem 
französischen Gouvernement angeordneten Etablierung des Wohl- 
tätigkeits-Verwaltungs-Ausschusses für die „Stiftung St.A r- 
nual“ wesentlich zur Verdunkelung der Rechtsver- 
hältnıisse der in Betracht kommenden kirchlichen Anstalten 
und Vermögensmassen beigetragen haben: 

1. Die mit der Einführung der französischen Herrschaft 
während der ersten Jahre der Republik stattgehabte finan- 
zielle Belastung der Grundgüter sämtlicher 
kirchlichen Institute, ohne Rücksicht auf das Ver- 
hältnis dereinzelnen Anstalten zueinander. 

2. Die Unterordnung der verschiedenen Ver- 
mögensmässen, sowoll des eigentlichen Kollegiat-Stifts, als 
auch der General- und Spezial-Kirchen-Schaftneien bezw. Bruder- 
meistereien, unter den neugeschaffenen Sammel- 
begriffeiner „[ondation“ = „Stiftung“. 

3. Die Einführung einer einheitlich organisierten 
technungsführung wter einem und demselben 
Einnehmer für die „Stiftung“, unter Suppression 
der bis 1803 bestandenen Sonderverwaltung der Orts- 
Kirchen-Güter durch die Spezial-Kirchen- 
Schaffneien und Brudermeistereien!i Dadurch 
musste mit Notwendigkeit der Anschein emer einzigen un- 


ı Es geschah dies durch den Beschluss des Stiftungs-Ausschusses vom 
15. messidor XI (4. Juli 18035, bezw. Art. 19 des Organisations-Beschlusses 
vom 26. prairial XI {15. Juni 1803). 
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getrennten Stiftungsmasse erweckt und erhalten werden. 

4. Die Verwendung der geläufigen Bezeichnung 
„Stift Arnual* für den französischen Rechtsbegriff „fon- 
dation d’Arnoual“, welche dn Gedanken eines 
einheitlichen und zusammengehörigen Stift>- 
vermögenskomplexes an Stelle der früheren, 
gesonderten Rechtsinstitute nur fördern konnte. 

Vom Rechtsstandpunkt aus ist daher die wieder- 
holte Abweisung der Anträge des Orts-Konsistoriuns St. Johann 
auf Aussonderung und eigene Verwaltung der 
ihm gehörigen früheren Bruderschafts- bezw. Kirchen-Stiftunes- 
(rüter nicht zu rechtfertigen. 

Die durch das kaiserl. Dekret geschaffene Rechtslage 
war folgende: 

Das s. g. Stiftsvermögen — ein pium corpus protestanticum 
— war analog den s. g. Fabrikgütern im Elsass — eın allen 
Ortskirchen der Grafschaft durch den Landesherrn gewidnietes 
Stiftsgut, wenn auch zu Gunsten des Gynmmasiums eine „Auflage* 
darauf ruhte und die frühere Fabrik der Stiftskirche als eccle- 
sıa mater den abgetrennten Tochterkirchen seit der 
neuen 1575 erfolgten Parochialorganisation bestimmte Leistungen 
schuldete. 

Im übrigen aber war der Ertrag der Stifseinkünfte 
durch den Landesherrn den Ortskirchen der ganzen 
Grafschaft gewidmet. Ein ähnlicher früherer Entwickelungs- 
gang im benachbarten Elsass hat wohl vorbildlich hier einge- 
wirkt. Dort bezeichnet man noch jetzt unter dem Namen „Fa- 
brikgüter“ die kirchlichen Güter (Immobilien, Grundrenten, 
Kapitalien), die in den verschiedenen Teilen des Elsass das Pa- 
trimonium von Stiftungen bilden, die kurz nach der Reformation 
mittelst der alten Güter der geistlichen IKörperschaften (Kon- 
vente, Priorate, Bistümer u. s. w.), welche infolge der Unter- 
drückung der katholischen Hierarchie oder der Auflösung der 
religiösen Gemeinschaften verfügbar geworden, geschaffen und 
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vom Souverän des Landes dazu bestimmt wurden, nach bestimm- 
ten Regeln und innerhalb eines bestimmten Sprengels, 
sei es für gewisse Kultuskosten, sei es für den vollständigen oder 
teilweisen Unterhalt kirchlicher Gebäude, Vorsorge zu treffen. 
Fast überall sind diese zum Vorteile eines Amtssprengels (bail- 
lage) oder Herrschaften (seigneuries) gegründeten Stiftungen un- 
seteilt geblieben. Sie haben gegenwärtig noch ein besonderes 
Rechnungswesen und sind besonderen Verwaltungsbestimmungen 
unterstellt. Immerhin sind einige unter ihnen seitdem unter die 
verschiedenen Miteigentümer geteilt und die zugeteilten Güter 
mit dem übrigen Vermögen der Ortskirchen vereinigt worden. 
Inzwischen verlangt das Direktorium in Strassburg, entsprechend 
der durch die Entwickelung des evangelischen Kirchenrechtes 
veranlassten Individualisierung und Lokalisierung der einzelnen 
Stiftungsmassen (caisses d’cglise locales), nach ihrer Zweckbe- 
stimmung getrennte Verwendung nach Titel oder Herkommen 
der einzelnen Kirchenkasten; Lehr, dietionnaire s. v. biens de 
fabrique S. 55 und 56. Die Verwaltung der ungeteilten Güter 
steht demjenigen Orts-IKonsistorium zu, dessen Ressort die Ge- 
samtheit oder Mehrheit der als Miteigentiimer in Betracht kom- 
menden Kirchen unfasst. Die ausserhalb des Verwaltungs-Kon- 
sistoriums gelegenen Kirchen haben das Recht, sich dort in allen 
das gemeimschaftliche Vermögen bezüglichen Angelegenheiten 
durch ihren Pfarrer und zwei Laien-Mitgelieder des Presbrte- 
ryiums vertreten zu lassen; Lehr a. a. O0. NS. 57. 

Was aber die in den Verband der ehemaligen Ge- 
neral-Kirchen-Schaffneı der Grafschaft einbezozgenen 
Ortskirchen-Güter anbetrifit, so ergibt sich schon aus dem 
nachgewiesenen Ööffentlich-rechtlichen Charakter dieses 
mit der territormalen Pfarrunschreibung von 1575 und 1576 ıns 
Leben gerufenen „eorpus fabricarum“, später als pium corpus 
der General-Kirchen-Schaffnei gesetzlich anerkannten Tandes- 
verbandes der Spezial-Kirchenvermögensmassen, die gesetzlich 
bald als pia corpora oder als pıı fundi in den Gesetzen benannt 
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werden, dass mit dem Aufhören der (Grafschaft Saar- 
brücken, als eines selbständigen Territoriums des 
Deutschen Reichs, auch dieser Verband aufgelöst 
und dureh die nach Massgabe der loı organique 
von 1802 geschaffenen kirchlichen Einrichtungen 
und Organisationen ersetzt wurde. 

Es erscheint der blosse Gedanke, Napoleon habe einen Im 
Boden der früheren Landesherrschaft wurzelnden kirchlichen 
Territorialverband durch das Dekret vom 11. Juni 1806 legis- 
latorisch wieder herstellen wollen, angesichts der Staatsraison, 
jede Spur historischer Erinnerungen an die früheren Herrschaften 
zu verwischen, so bizarr, dass ein näheres Eingehen und Nach- 
forschen nach den Gründen für diese Ausnahme in der son- 
stiren Politik des Herrschers um so mehr erübrigt, als auch die 
angeblich durch das Kaiserliche Dekret sanktionierte Teilung 
von Niesbrauch und Eigentum der Güter auf ewige Zeiten 
dem kurz vorher ın den Artikeln 619 und 1911 code civil aus- 
gesprochenen, der öffentlichen Ordnung angehörigen Verbot die- 
ser Rückkehr in die Wirtschaftspolitik des ancien regime voll- 
ständig widerspricht. 

Das Machtwort des Kaisers bezog sich nicht 
auf Wiederherstellung des Zustandes deralten 
General-Kirchen-Schaffneı mit Genuss und Ver- 
waltung der Emkünfte der Ortskirchen durch letztere und das 
Stift, sondern auf die Entscheidung der streitigen 
Rechtsfrage über Natur und Verwaltung des 
evangelischen Kirchen- und Stiftunges-Ver- 
mögens im Elsass und den neuen Ländesteilen. Schon aus 
letzterem Gesichtspunkt erklärt sich die Bestätigung 
des arrete vom 17. Apııl 1506 durch den Kaiser selbst. 
(serade aus diesem Grund hat Portalis durch das Schreiben vom 
17. Mai 1806 den fraglichen Beschluss zwecks Nachsuchung 
der kaiserlichen Bestätigung eingefordert. Nur nebenher 


sei noch bemerkt, dass nach dem Konsular-Beschluss vom 23. Juli 
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1502 (Art. 30) alle Gemeinden mit mehr als 20000 Franks jährlicher 
Einnahmen, zu denen die Stadt Saarbrücken gehörte, die Jahres- 
haushaltspläne zur endgültigen Bestätigung durch das 
Staatsoberhaupt nach Paris zu schicken hatten. So betin- 
den sich im National-Archiv daselbst alle Bestätigungs-Dekrete 
des Budgets der Stadt Saarbrücken-St. Johann von 1805 bis 1813. 

In der Tat aber ist die Voraussetzung selbst un- 
richtig, als wenn die General-Kirchen-Schaffneı 
vor der französischen Herrschaft ein selbständiges Ver- 
waltungs- und Nutzungsrecht der Einkünfte 
der Ortskirchen und Spezialkirchenschaffneien 
besessen und folgeweise letztere solch wesentlichen 
Rechtes an ihrem Eigentum entbehrt hätten. 

Schliesslich möge noch des Unterschiedes gedac ht 
werden, der zwischen der General-Kirchen-Schaffnei 
der Grafschaft und den „Fabrikgütern“ des Elsass besteht. 
Letztere sind vor der Reformation keine Ortskirchen- 
Güter gewesen. Infolge Wegfalls ihrer ursprünglichen 
Zweckbestimmung devolvierte kirchenrechtlich die Befugnis auf 
den mit dem Summepiskopat bekleideten Landesherrn, die den 
neuen Verhältnissen angepasste Zweckänderung, jedoch inner- 
halb des Rahmens des ursprünglichen Stiftungszweckes, vorzu- 
nehmen. Nach katholischem Kirchen-Recht kann dies der Diö- 
zesan-Bischof ebenfalls. 

Allein in der Grafschaft Saarbrücken wäre es eine un- 
zulässige Unterdrückung des ursprünglichen 
Stiftungszweckes und willen. gewesen, wem 
der summus episcopus die für die Partikularzwecke 
einer bestimmten Ortskirche gestifteten Güter der 
Gesamtheit der Kirchen des Landes hätte widmen 
wollen. Keinesfalls ist aber in irgend einer landesherrlichen 
Verfügung des früheren Herrscherhauses ein derartiger mit 
Recht und Billigkeit ım Widerspruch stehen- 
der gesetzgeberischer Wille zu Tage getreten. 
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Ist diese Annahme aber zutreftlend, dann kann nicht davon 
die Rede sein, dass das kaiserliche Dekret privatrechtlich 
in das FEigentunsverhältnis der Ortskirchen der vormaligen Graf- 
schaft hat eingreifen wollen. Das Dekret stellt vielmehr ledig- 
lich einen Akt der Staatsgewalt dar, durch wel- 
chen ein kirchenverfassungswidriger Zustand 
beseitigt und dem Art. 20 des organ. Gesetzes 
vom 8 Aprıl 1802 volle Geltung für dasin Rede 
stehende Kirchen- und Stiftungsgutverschafft 
worden ist. Das Dekret hatte und solltenur öffent- 
lich-rechtliche Wirkung haben, unter Äner- 
kennung des Privateigentums der betreffen- 
den Lokal-Kirchen. 

Uebrigens wäre gegenwärtig der der Stiftsverwaltung etwa 
privatrechtlich eingeräumte XNiessbrauch oder ein älın- 
liches Nutzungsrecht gemäss dem ın Art. 619 des code civil aus- 
gesprochenen und dem öffentlichen Recht angehörigen Grundsatz, 
dass solche Personal-Dienstbarkeit nach 30 Jahren erlischt, unter- 
gerangen. Nach römischen Recht endigte allerdings das Niess- 
brauchsrecht erst nach 100 Jahren. Aus politisch-wirtschaft- 
lichen Motiven hat jedoch das französische Recht nur eine 
Höchstdauer von 30 Jahren angenommen. In dieser 
Beziehung sind die legislatorischen Verhandlungen aus dem Jahr 
1504 von Interesse. 

Der Bericht des Regierungs-Komnnissars in der Sitzung des 
Tribunats vom 4. pluviöse XII (25. Januar 1804), Locre, Legis- 
lation Bd. IV 8.133 u. 134 No. 19, spricht sich diesbezüglich, wie 
folgt aus: „L’usufruit doit s’eteindre... par la preseription; car 
ilimporte Alaconservation des biens, que la 
jouissancenesoitpastroplongtempsscparce 
du domaine. Ü’est d’apres cette consideration que les au- 


a 


En 


teurs du projet ont tres sagement lımit 
trente ans. pour toutes les esp@ces, la prescription de ce 
droit; prescription portee autrefois A cent ans, lorsquil etait 


nn en Ai . 
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accorde A une corporatiıon, leg. 56 u. ff. de usufructu et 
quen ad mod. et sous le rıdicule pretexte que l’on 
devait comparer sous ce rapport une corporation A une seule 
personne qui Jjouirait dela plus longue vie.“ 

Der Redner des Tribunats empfahl am nämlichen Tage die 
Annahme des Regierungs-Entwurfs, Locre a. a. O.S. 141 No. 26, 
mit der Begründung: „Il s’agissait de determiner la duree d’un 
usufruit qui n’est pas accorde & des particuliers, et l’on a cede 
a desvuesaussisages que politiques en preferant 
entre les diffierentes dispositions que presentait A cet egard le 
droit romain, celle qi tend & laisser le moins 
long-temps possible la jouissance scparcdede 
la propriete*“ 

Schliesslich sei noch die Bezugnalime auf Art. 1911 des 
code civil gestattet, der aus der gleichen gesetzgeberischen Er- 
wägung heraus de immerwährende Rente für ihrer 
Natur nach ablösbar erklärt. 

Als das Ergebnis der französisch-rechtli- 
chen Veränderungen bezüglich der früheren kirchlichen 
Anstalten der Grafschaft Saarbrücken und ihres Vermögens darf 
man folgendes feststellen: 1. Der Landesverband der 
General-Kirchen-Schaftnei blieb dauerndsup- 
primiert. 2. Zur Administration der Ortskir- 
chen-Güter sind ausschliesslich die Orts-Kon- 
sistorien zuständig, in deren territorialem 
Sprengel die betreffenden Ortskirchen gele- 
sen sind. 3. Den Ortskirchen steht allein der 
Revenuen-Bezug ihres Vermögens zu +4 Die 
s. g. Stiftsverwaltung stehtnichtinden Rech- 
ten der supprimierten (skeneral-Kirchen-Schaft- 
nei der früheren Grafschaft 5. Es bestand kein 
dinglicher Anspruch der General-Kirchen- 
Schaffnei auf die Einkünfte der Ortskirchen, 
sondern nur ein obligatorisches Recht aus dem Öf- 
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fentlich-rechtlichen Landesverband, und zwar 
nurauf dennachDeckung der dereignenBedürt- 
nisse der Ortskirchen überschiessenden Teil 
der Einkünfte. 


III. Unter Preussischer Herrschaft. 

Im ersten Pariser Frieden (30. Mai 1814) waren die süd- 
lichen Kantone des aufgehobenen Saardepartements! (Saarbrücken, 
St. Johann, Saarlouis und Rehlingen) mit Frankreich vereinigt 
geblieben. Zufolge des zweiten Friedensschlusses vom 20. No- 
vember 1815 wurden diese Teile des früheren Saardepartements 
an die Krone Preussens abgetreten und durch den Wiener Kon- 
gress auch die übrigen Teile der Grafschaft Saarbrücken, die be- 
reits 1814 von Frankreich abgetreten waren, durch Beschluss 
vom 16. Sept. 1816 Preussen zugeteilt. Nach Trier kam 1816 
eine Regierung, und Saarbrücken wurde Sitz des landrätlichen 
Kreises gleichen Namens. 

Am 22. April 1816 trat mit den angeordneten Verwaltungs- 
behörden auch das Konsistorium zu Koblenz als Pro- 
vinzialbehörde ın Wirksamkeit. Unter ihm standen die 
Lokal-Konsistorial-KirchenSaarbrücken und 
Saarbrücken-St. Johann, die aus dem Verband mit 
dem Ober-Konsistorium zu Mainz ausschieden; Jacobson a.a. O. 
S. 874. Die Konsistorial-Kirchen bilden von jetzt an Syno- 
dalsprengel, und werden die Präsidenten der Orts-Konsi- 
storien als Superintendenten angesehen, durch welche 
die Verordnungen des Provinzial-Konsistoriums zu Koblenz an 
die Geistlichkeit gelangen. Die durch das Ministerium verord- 
nete Einführung der Presbyterien oder Kirchenkollegien, be- 
stehend aus den Geistlichen und einigen Gliedern der Gemeinde, 
war unter Genehmigung des Konsistorü sogleich zu bewerkstel- 
ligen. Alles dies ist auf Grund des Ministerial-Reskripts 

" Diese vier Kantone wurden dem M o se ]-Departement mit dem Hanpt- 
ort Metz zugeteilt. 
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vom 2. Januar 1817 vom Konsistorium am 2. Februar 1817 
verfügt worden. Nachdem alsdann die der Allerhöchsten 
Regierungs-Instruktion vom 23. Oktober 1817 
entsprechenden Anordnungen getrofien waren, ward der Ver- 
fügung des Ministeriums vom 17. November gemäss am 19. D e- 
zemwber 1817 die neue Kreiseinteilung bewirkt. 
Als sechster Sprengel des Konsistoriums Coblenz ıst Saar- 
brücken angeführt, mit sämtlichen im Saarbrückischen befind- 
lichen Pfarreien, Synode in Saarbrücken. 

Als die ersten Superintendenten wurden durch das 
nämliche Reskript des Kultusministers vom 17. November 1817 
die drei Lokal-Konsistorial-Präsidenten der beiden Städte, Hilde- 
brand (Saarbrücken), Gottlieb (St. Johann) und Zimmermann 
(reformiert) ernannt, mit Jährlich wechselndem Vorsitz 
in der Synode. 

Was die kirchlichen Vermögens-Verhältnisse 
anbetrifft, so erging aın 1. Oktober 1817 dieserhalb eine Ver- 
fügung bezw. Anfrage der Regierung in Trier an das Orts-Kon- 
sistorium Saarbrücken. Der Bericht des letzteren vom 
23. Dezember 1817 spricht sich über die gestellten Fragen u. a. 
wie folgt aus: 

Zu Frage 4 Welche Bestimmungen sind über die 
Verwendung der Einkünfte des Stifts vorhanden: 

„Die ergeben sich aus den Stiftsrechnungen von 1572... 
Die neueren Bestimmungen finden sich in den Beschlussregistern 
der s.g. Wohltätigkeits-Kommission, die in den Jahren 1798 bis 
1804' bestanden und die von dem Lokal-Konsistorium in Saar- 
brücken ersetzt wurde. Die allerneuesten sind seit 1805 durch 
eben dies Konsistorium auf Grund der früheren Bestimmungen 
mit Genehmigung des Ober-Konsistoriums und Kultus-Ministers? 


! Die Wohltätigkeits-Kommission bestand von 1803—1806. 

* Von dem entscheidenden kaiserl. Dekret vom 11. Jnni 1806 schweigt 
das Lokal-Konsistorium Saarbrücken, und ebenso sind ihm anscheinend die 
beiden Instruktionen des Kultusministers vom 3. März u. 17. Mai 1806 un- 
bekannt. 


15 * 
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festiresetzt.“ 

Zu Frage 5: Wer verfügt hierüber insolchen 
Fällen, wo eine gesetzliche Bestimmung fehlt 
oderungewiss? 

„Bisher hat das Lokal-Konsıstorium zu Saar- 
brücken, dem die Verwaltung des Stifts bei der 
Kultus-Organısation am28. November 1805! anver- 
traut worden war, die unbedeutenden Fälle bestimmt, auch 
darüber an das Ober-Konsistorium berichtet. In wichtigeren 
Fillen, z. B. bei der Schuldentilgung, Verkauf von unbeweglichen 
(zrundstücken, ist die gehorsaniste Anfrage bei mehrgedachtem 
Ober-Konsistorium geschehen, und hat man sich von dorther ge- 
hörig bevollmächtigen lassen... Dem Lokal-Konsistorium 
„u Saarbrücken stand übrigens allein die Befus- 
nis zu, die gesetzlichen Bestimmungen anzuwen- 
den und um neue Verfügungen anzustehen“ 

„Seit der Einführung der Presbyterien hat man 
von seiten des St. Johanner Konsistoriums einige 
Bewegungen gemacht, die Separatgüter der St. Jo- 
Johanner Kirche aus dem allgemeinen Stiftsver- 
bande herauszuziehen und sie im eigenen Pres- 
byterium zu verwalten. Allein dieses Änsınnen ist aus 
triftigen Gründen durchaus zu verwerfen. Denn zu 
geschweigen, dass die Verwaltungskosten hierdurch unnötiger 
Weise verdoppelt und weitschichtige Rechnungsauseinandersetzun- 
een erfordert würden, so könnte schon deswegen die Sache nicht 
geschehen, weil viele Kirchen ohne Güter und 
Einkünftesindund dievormalige Herrschaft 
unter anderem auch darinnen eine Ursache 
zur Konsolidierung oder Vereinigung aller 
Kirchengefälle? gefunden,um den mangelnden 


ı Es wurde nur dem Präsidenten Röchling der Vorsitz in der Stifts- 
kommission eingeräumt. 
2 Es wurden aber auch nach der Konsolidation der Gefälle von den 


in 
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Kirchen eine Unterstützung geben zukönnen 
und überhaupt durch eine allgemeine Verwaltung 
den Zusammenhang des ganzen Kirchenfonds 
leichter übersehen und seine Gefälle am zweck- 
mässigsten verwenden zu können. Die hieraus entsprun- 
genen kleinen Diskussionen werden übrigens dadurch b e- 
seitigt werden, dass künftig ein Erster Vorsteher 
der sämtlichen hiesigen Geistlichkeit sein wird, 
der zugleich Präsident der Stiftsverwaltung sein 
könnte, insofern K.H. Regierung das Fortbestehen 
derselben genehmigen wird.“ 

Bezüglich der Wünsche über die anderweitige Organisation 
der Verwaltung des evangelischen Stifts St. Arnual, die in der 
übrigen Geistlichkeit und ganz besonders in St. Johanner Kreisen 
laut wurden, berichtete der Superintendent Gottlieb zu St. Ju- 
hann dem Landrat Dern zu Saarbrücken am 18. Dezember 1817: 

„Dass die Geistlichen dalıin übereingekommen waren, dass der 
reine und allgemeine St. Arnualer Stiftsfonds von der Ge- 
samtheit der evangelischen Geistlichen in der Grafschaft Saar- 
brücken verwaltet, die einzelnen Kirchenschaffneien 
hingegen von den respektiven Presbyterien der- 
jenigen Pfarreien, welchen sie eigentümlich an- 
gehören.“ 

Der Landrat seinerseits schlug in seinem Bericht an die 
Regierung in Trier vom 3. Januar 1818 bis zur nächsten Kreis- 
Synode folgendes Provisorium vor: 

1. „Die Verwaltung des Aırnualer Stifts und der besonderen 

Kirchengüter ist jetzt allen beteiligten Presbyterien gemein; 

2. da es aber schwer, übertlüssig und in mannigfaltiger Hin- 
sicht äusserst nachteilig wäre, sämtliche Presbyterien in 
grossen Versammlungen über jeden unbedeutenden Gegen- 

Spezialschaflneien nur die Verwaltungs-UVeberschüsse an die 


General-Kiırchen-Schatfuei und so mittelbar an die Stittsadministra- 
tion abgeführt. 
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stand zu vereimigen, soll die Verwaltung durch die drei 
Superintendenten erfolgen; unter 

a. und f.: betrifft ein Gegenstand mehrere 
Presbyterien, so werden sie vom dirigierenden 
Superintendenten berufen; 

wenn zweckdienlich, beruft Superintendent die Kreis- 


98 


Presbyterien ; 

h. begehren mehrere Mitglieder verschiedener Presbyterien 
eine allgemeine Versammlung, so ist sie zu berufen. 

i. jährliche Rechnung erfolgt an das Kreis-Presbyterium, 
und die einzelnen Presbyterien werden von allem in 
Kenntnis gesetzt. 

Inzwischen erliess die Regierung am 22. März 1818 eine 
detaillierte, den landrätlichen Vorschlägen nicht entsprechende 
Verwaltungs-Instruktion für das Stift. 

Auf die Vorstellung des Landrats Dern vom 8. Mai 1818 
erwiderte die Regierung: 

„Die Konsistorial-Kirchen von St Johann 
und Saarbrücken wurden in eine Synode verei- 
nigt. Diese Vereinigung machte es notwendie, 
die bis dahin allein von der letzteren Konsisto- 
rialkirche geführte Verwaltung des Stifts allen 
Presbyterien der Synode zu übertragen. Die Su- 
perintendenten haben in einer Vorstellung vom 14. März 1818 
auf eine solche allgemeine Verwaltung angetragen, und wir 
haben in unserer Verfügung vom 22. v. Mts. ihre Vorschläge 
einstweilen genehmigt.“ 

Dies Provisorium dauerte bis zum Jahre 1828!. In die- 


! Der Oberpräsident der Rheinprovinz von Ingersleben erklärte in seinen 
Erlass vom 16. Dezember 1827 auf eine Beschwerde der Gemeinde 
St. Arnual „dass wenn auch inälteren Zeiteneinzelne Kirchen 
eigenes Vermögen besassen, und die sogenannten Güdinger pp. 
Kirchengüter hiervon, und nicht von der Pfarrei, in deren Bering sie liegen. 
diesen Namen erhalten haben sollten, diese Güter doch seit zweı 
Jahrhundertenin der Tat, und seit dem 30. Oktober 15383 
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sem Jahre setzte die Regierung den Stifts-Verwal- 
tungsrat ein. 

Nach Pfarrrer Engel’s Denkschrift wurden bis 1820 einschl. 
in den Rechnungen der Stiftsverwaltung die Güter und Kapi- 
talien des Stifts sowie der Kirchen von Saarbrücken, 
St. Johann, Güdingen, Bübingen, Fechingen, Bisch- 
misheim, Zettingen, Diedingen, Cölln und Heusweiler 
gesondert aufgeführt. Von 1821 an hört diese Sonderung 
auf und fliesst alles in einen Fonds. 

Die lothringischen Gemeinden Zedingen und Düdingen wur- 
den 1827 durch Vergleich vom 16. Juli aus dem Kirchenschafttnei- 
Verband gegen Zahlung von 1000 Franks entlassen. 

Die neue Verwaltungs-Organisation des Stifts 
gab den kirchlichen Organen wiederholt Anlass zu Beschwerden 
und Anträgen, das Stift unter die kirchenverfassungs- 
mässige Verwaltung zu bringen. 

Auf Grund Anweisung des Kultus-Ministers erfolgte der 
Erlass des Ober-Präsidenten v. Schleinitz vom 21. Dezember 1838 
auf die diesbezüglichen Vorstellungen vom Jahr 1835 dahin: 

„Die gesetzlichen Bestimmungen, nach welchen die 
Verwaltung des Vermögens der einzelnen evangelischen Kirchen- 
gesellschaften vormals den Lokal-Konsistorien überwiesen war, 
rerenwärtig dagegen den Kirchen-Presbyterien unter Aufsicht der 
Kreis-Synode zusteht, sind auf das Stift Arnual nicht an- 
zuwenden und wenn dessen Verwaltung unter der 
Fremdherrschaft den Lokal-Konsistorien aufgetragen 
wurde, so hat die französische Regierung die Eigen- 
schaft des Stifts als Landesfonds verkannt.“ 

Seitens der Synode’ ruhte man jedoch nicht mit dem An- 


auch durch eine landesherrliche Verordnung mit dem 
Stiftsgutverschmolzen gewesen“, 

! Der Stadtrat von Saarbrücken und St. Johann war am 25. März 1835 
wegen Rückgabe der Lokalkirchen-Güter bei der Kgl. Re- 
sierung vergeblich vorstellig geworden. 
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spruch auf kirchliche Verwaltung. Ein wertvolles Recht» 
gutachten des Landgerichts-Präsidenten Bessel, 
später Konsistorial-Präsident zu Königsberg, vom 
1. September 1842 befindet sich in den diesbezüglichen Akten, 
in dem es u. a. heisst: „Man hat sich meiner Ansicht nach zu 
leicht über das kaiserliche Dekret vom 11. Juni 
1806 hinweggesetzt und der Regierungsbehörde, ohne es zu 
wollen, zu viel eingeräumt. Dieses Dekret bildet eine 
landesherrliche Bestimmung, welche nıcht durch 
Behörden, nur allein von des Königs Majestät ab- 
seändert werden kann. Hier muss das Fundament wieder 
sewonnen und alles Fremdartige ausgeschieden werden. Daraus 
echt nun hervor, dass das Vermögen von St. Arnual als ein 
Wirchenfonds von kirchlichen Behörden verwaltet werden soll. 
Diese landesherrliche Bestimmung begründet einen 
Besitzstand, der nicht abgeändert ist und nicht 
abgeändert werden konnte. Die Frage, was aus diesem 
Kirchenfonds zu entnehmen sei, gehört in die Details und nicht 
hierher. Die Regierungs-Tnstruktion von 1817 hat in diesen Ver- 
hältnissen, soviel das Prinzip betriftt, nichts geändert; denn sie 
beachtet alle auf besonderer Verfassung beruhenden Rechte. 
Wenn nun das Kirchenvermögen, was sich doch nicht bezweifeln 
lässt, seine abgesonderte Verwaltung und selbständige Vertretung 
hat, so scheint so viel klar, dass nur im Wege Rechtens, 
nicht aber durch Anordnungen der Behörden, die Kirchen- 
behörde aus der landesherrlich anerkannten Verwaltung ver- 
drängt hat werden können. Dass die Massnahmen auch faktisch 
nicht eigentlich entgegenstehen, kann ebenfalls zur Erörterung 
gelangen. Der Fonds ist kein der Adminstration untergeor(d- 
neter Landesfonds, sondern eın Kirchenfonds nach 
landesherrlicher Festsetzung, aus welchem auch für 
Schulbedürfnisse gesorgt werden soll.* 

Auf Grund des Art. 15 der preussischen Verfassung vom 
3l. Januar 1850 über die Freiheit und Selbständigkeit der Kir- 
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chen wandte man sich nochmals an das Kultusministeriun. 
Nach langjährigen Verhandlungen erging das Reskript des Kultus- 
ministers von Mühler vom 28. September 1866 dahin: 

„Nach erneuter Prüfung gesteht der Minister zu, dass 
die früher gehegte Voraussetzung, als habe eine 
Säkularisation des Stifts stattgefunden, sich nicht 
aufrecht erhalten lässt. Demgemäss habe ich anerkannt, 
dass das Stift ein selbständiges für evangelische 
Kirchen- und Schulzwecke bestimmtes pium cor- 
pus bildet. .. Als selbständiges pium corpus ist aber das 
Stiftnicht Eigentum einer einzelnen Gemeinde, 
noch aller Gemeinden des Kreises Saarbrücken, 
und der Synode dieses Kreises steht eine Ver- 
waltungüberdenFondskirchenordnungsmäs- 
sig nicht zu.“ 

Wie man sieht, wirft der Minister Kollegiatstiftsfonds und 
Güter der Ortskirchen, die früher im Verband der General- 
Kirchen-Schaftnei standen, unterschiedslos zusammen und 
übersieht, dassneben dem pium corpus prote- 
stanticum des Kollegiıatstiftes als solchen 
noch alle übrigen pia corpora der evangelischen 
OÖrtskirchen der Grafschafteigene vermögens- 
rechtliche Existenz und Dispositionsbefugnis 
über ıhr Vermögen hatten. 

Nur infolge der nicht korrekten Ausführung des Dekrets 
vom 11. Juni 1806 — Portalis verlangte Rückgabe der Kirchen- 
und Stiftsgüter an dasjenige Orts-Konsistorium, in dessen 
Sprengel die betreffende Ortskirche liegt — ge- 
langten alle Güter einschliesslich des Lokalkirchen- Vermögens 
an das Orts-Konsistorium Saarbrücken, statt dass St. Johann auf 
Grund des Art.20 des organ. Gesetzes vom 8. April 1802 minde- 
stens seine Bruderschaftsgüter hätte zurückbekommen müs- 
sen. Eine weitere Folge war, dass entgegen der Anordnung des 
S 147 der Kirchen-Ordnung von 1835 für Rheinland und West- 
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falen das St. Johanner Presbyterium ! der Verwaltung seiner 
Kirchengüter verlustig blieb. 

Die Folge dieser Verhältnisse ist das Bestehen einer 
tatsächlichen Gemeinschaft zwischen Stiftsver- 
waltung und Ortskirche St. Johann, (die durch die Be- 
schlüsse der Stiftungs- Verwaltungs-Kommission vom 26. prairial u. 
15. messidor XI (15. Juni u. 4. Juli 1803) und die dadurch herbei- 
geführte einheitliche Verwaltung der verschiedenen Kirchen- 
und Stiftungsgüter geschaffen worden ist. Der öftentlich-rechtliche 
Zwangsverband der General-Kirchen-Schaffnei war mit der Abtre- 
tung der Grafschaft 1801 und der Neuorganisation des Kultus auf- 
gelöst. Diese Tatsache brachte den Spezial-Kirchen-Schaffneien 
die Loslösung und vollständige Befreiung von der gemeinsamen 
Verwaltung mit dem früheren Kollegiatstift. Die frühere 
Zwangs-Sozietät wurde nunmehr zur freiwilligen 
Gemeinschaft? Im stillschweigenden Einverständnis der Par- 
teien ist seitdem die Gemeinschaft fortgesetzt wor- 
den. Privatrechtlich ist dies Gemeinschaftsverhältnis im 
einzelnen nach der Natur und dem Zwecke der Gemein- 
schaft und nach den Grundsätzen der natürlichen Billig- 
keit zu beurteilen. Hieraus ergibt sich die Rechnungs- 
pflicht des Stifts über die Gesamt-Verwaltung, sowohl 
wegen des Revenuenbezuges, als auch der Einziehung von Kauf- 
erlösen gegenüber der Eigentümerin der Bruderschafsgüter, der 
Ptarrgemeinde St. Johann. 


! Die evangelische Gemeinde St. Joliann ist zur Zeit genötigt zur Dek- 
kung ihrer Bedürfnisse einen Zuschlag von 370/, der Staatssteuern zu er- 
heben. Die Katholiken zalhılen 200%/,. Die Zivilgemeinde legt 900), der Staats- 
Einkonmmen-Steuer um. Das vom Stift Arnual in Verwaltung und Nutzung 
beanspruchte Vermögen der evangelischen Gemeinde beträgt ca. eine Million 
Mark. 

® Urteil des Reichsgerichts vom 17. Juni 1904, S. 91. 
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Die Ordination, Prüfung und Lehrverpflichtung der 
Ordinanden in Wittenberg 1535. 


Schluss #, 
Von 


Professor D. Paul Drews 
in Giessen. 


III. Die Ordinandenverpflichtung. 

Eng mit der Prüfung und der Ordination hing die Ver- 
ptlichtung der Ordinanden zusammen. Daher kommt Rietschel 
in seinem Schriftchen: „Luther und die Ordmation“ auch auf 
diese Frage zu sprechen. Nachdem er als erstes Zeugnis für 
eine solche Verpflichtung die Goslarer Kirchenordnung von 1531, 
die von Bugenhagen begonnen, von Anısdorf vollendet worden 
ist, erwähnt hat, behauptet er, dass in Wittenberg schon 1533 
die Verpflichtung der Ordinanden auf das Apostolische, Nicä- 
nische, Athanasianische (laubensbekenntnis, sowie auf die Augs- 
burger Konfession durch eine von Luther, Bugenhagen und Jonas 
verfasste Formel eingeführt worden sei (8. 82)°. Er gründet 


ı Vgl. Heft 1 dieses Jahrgangs, S. 66 ff. 
? Richter, Kirchenordnungen I], S. 154 ff. 
® Auch Kattenbusch, Lehrb. der vergleichenden Konfessionskunde I, 
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diese Angabe auf eine Stelle in einer von Melanchthon 1553 
gegen Osiander gehaltenen Rede: de calumnia Osiandri ', in der 
u. a. auch gesagt wird, dass diese Sitte der Verpflichtung „ante 
annos fere viginti* eingeführt worden sei. Da aber 1533 neue 
Statuten für die theologische Fakultät erlassen worden seien und 
in diesen sich auch ein Verpflichtungseid der Promovenden be- 
finde, so sei wohl anzunehmen, dass in ähnlicher Weise auch im 
Jahre 1533 eine Lehrverpflichtungsformel für die Ordinanden 
aufgestellt worden sei, die aber im Wortlaut nicht bekannt seı?. 
Allein vor 1535 kann von einer Ordination in Wittenberg, also 
auch von einer Ordinandenverpflichtung nicht die Rede sein. 
Aber wichtiger ist die Frage, ob etwa seit 1535 eine Verptlich- 
tung auf die genannten Symbole und die Augsburgische Kon- 
fession stattfand? 

Die Rede Melanchthons „de calumnıa Osiandri* ıst sicher 
nur dann richtig zu verstehen und zu interpretieren, wenn man 
im Auge behält, welcher Art die Angriffe waren, gegen die sie 
sich wendet. Die Rede ist eine Entgegnung auf eine masslos 
heftige Schrift Andreas Osianders, die er 1552 gegen Melanchthon 
hatte erscheinen lassen: Widerlegung: |! Der vngegrundten vn- 
dienstlichen || Antwort Philippi Melantho || nis, sampt Doctor Jo- 
hannis Pomerani vnbe- || dachtem, vnd Doctor Johannis Försters 
| falschem Lastergezeugnus, Wider mein || Bekentnüs zu Witte- 
berg ausgangen. || Und ist PHILIPPI Ant- |! wort, sambt der An- 
dern || Zeugnussen, hierin von || wort zu wort || eingeleibt. || An- 
dreas Osiander || Rom. 3. || (Es folgen die Verse Röm. 3, 3—17) 
Konigsperg in || Preussen. || M.D.L11. || — Am Schluss: Gedruckt 
zu Königsperg inn Preussen || durch Hanns Weynreich || Anno 


S. 16, sagt, man habe schon von 1532 ab die Prediger bei der Ordination 
auf die Confessio Augustana verpflichtet. Vgl. auch Sachsse, die Lehre v. 
d. kirchl. Erziehung, 1897, S. 190. 

ı CR. XI, 6. 

?2 Diese Angabe auch bei Achelis, Prakt. Theol.? I, S. 124 Anm. und 
S,. 164 und dementsprechend in seinem „Grundriss“: Praktische Theologie 
(4. u. 5. Aufl. 1905), 5. 41. 
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M.D.LII. || Den xxj. Aprill.e — Im Eingang dieser Schrift griff 
Osiander die Wittenberger Sitte, die Promovenden einen Eid 
schwören zu lassen, auf das heftigste an. Er führt den Eid selbst 
an!: „Wer zu Witteberg Doctor in der heyligen schrifft wer- 
den will, der muss diesen nachvolgenden Ayd schweren. 

Der Doctorn Aidspflicht. 

‚Jch gelob dem ewigen Gott, Vater vnsers Herrn Jesu Christi, 
Schopffer des menschlichen geschlechts, vnd seiner Kirchen, 
sambt seinem Son, vnserm Herrn Jesu Christo, vnd dem heyligen 
Gaist, das ich mit Gottes Hülft, der Kirchen treulich dienen will, 
mit der Lehr des Euangelions, on alle verfelschung, vnd besten- 
digklich vertaidigen die drey Symbola, Nemlich der Aposteln, 
des Nicenischen Concilions, vnd Athanasij, vnnd will bestendig 
bleiben, in der ainhelligkeit der Lehr, die begriffen ıst in der 
Augspurgischen Confession, die von diser Kirchen vbergeben ist 
dem Kayser, im 1530. jar. Vnd wann finstere vnd schwere Strit 
fürfallen, Will ich allein nichts darin sprechen, sonder vor rhat- 
schlagen, mit etlichen der Eltern, so die Kirchen lehren, vnd 
behalten die Lehr der Augspurgischen Confession.’ 

Disen fehrlichen Aydt schweren diser zeyt nicht allein die 
Doctores der heiligen schrifft, sonder als etlich sagen, auch die 
Magistri, oder wo das nicht ist, schweren sie doch fast derglei- 
chen, Nemlich, das sie von der Augspurgischen Confession nicht 
wollen weichen.“ 

Schon diese kurze Mitteilung aus ÖOsianders Schrift zeigt 
deutlich, dass er bei seinem Angriff auf die Wittenberger Eides- 
sitte nur an Promovenden, vor allem mit aller Bestimmtheit an 
die theologischen Doktoranden denkt, mit einiger Unsicherheit 
aber auch an die, die den Grad des philosophischen Magisters er- 
werben wollen; aber eine Seite später und auch noch an einer 
anderen Stelle redet er ganz bestimmt von solchen verpflichteten 
„Magistri vnd Doctores“. Von den ÖOrdinanden schweigt er 
gänzlich. Hätte er von einem Brauche gehört, auch diese den- 
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selben oder einen ähnlichen Eid schwören zu lassen, so hätte er 
ddas gewiss nicht verschwiegen. So war’s denn auch nicht ein 
in Wittenberg geprüfter Pfarrer, der durch seine Berufung auf 
den geleisteten Wittenberger Verptlichtungseid den Zorn Osian- 
ders erregt hatte, sondern der Mathematiker Matthias Lauter- 
walt aus Elbing, der am 19. Februar 1549 in Wittenberg Ma- 
gister geworden war, worauf er nach Königsberg ı. Pr. ging, um 
dort eine Professur für Mathematik zu übernehmen. Er trat so- 
fort in offenen Gegensatz gegen Osiander, gegen den er am 
6. April 1549 Thesen veröffentlichte, in denen er die Lehre der 
Augsburger Konfession von der Busse verteidigte '. Im Erinne- 
rung an diesen Streit schreibt Osiander in seiner „ Widerlegung“ 
unmittelbar nach der eben mitgeteilten Stelle: „Da einer diser 
geschworenen ein unbillig, vngegrundt gezenck, von der Puss 
wider mich anfieng, schlug er offentlich ein zettel an, darinn er 
nieldet, Er thete solchs, seiner Preceptoren Eher zu vertaidigen, 
ind dem Aydt, den er der Schul Witteberg geschworen hette, 
senug zu thun.“ Im der Tat sagte Lauterwalt in der 12. seiner 
Königsberger Thesen von 1549: „Es steht einem jeden frei, in 
einem solchen Artikel sein Bekenntnis abzugeben, damit er scı- 
nem Taufgelübde, und wir zumal dem der berühmten Witten- 
berger Akademie geleisteten Eide Genüge tun.* Schon damals 
hatte Osiander an diesem Wittenberger Eide Anstoss genom- 
wen? Er fügt im jener Schrift weiter hinzu: „Dessgleichen 
lies sich Magister Friedrich Staphylus, in vnserm angestelten Ge- 
sprech von der Rechtfertigung, auch hören, vnd sprach, Lieber 
Gott wie kommen wir darzu. Wann wir etwas annemen oder 
zuliessen, das denen zu Witteberg nicht gefiel, so könten wirs 
nicht verantworten.“ Es handelt sich also in den beiden ange- 
führten Fällen nicht um den Wittenberger theologischen Doktor- 
cid, noch weniger um eine Verpflichtung bei oder vor der Orldi- 


! Diese Thesen veröffentlicht im Preuss. Provinzial-Kirchenblatt I 1839, 
S. 156 und danach von Haussleiter, Aus der Schule Melanchthons 1897, 3.77 
2 W. Möller, Andreas Osiander 1870, S. 314. 
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nation, sondern um einen Magistereid. Die Angabe Osianders, 
dass auch die Magister in Wittenberg irgendwie auf die reine 
Lehre verpflichtet wurden, ıst richtig; auch Melanchtlion leugnet 
das, wie wir sehen werden, in seiner Entgegnung gar nicht ab. 
Ist nun schon durch das Gesagste festgestellt, dass sich Osianders 
Angriff nicht gegen die Ordinanden-, sondern die Promovenden- 
verptlichtung in Wittenberg richtete, so wird dies zunächst auch 
dadurch noch bestätigt, dass Osianders oben mitgeteilte Formel 
tatsächlich die wörtliche Uebersetzung des lateinischen Eides ist, 
der uns im Wittenberger Dekanatsbuch aufbewahrt ist, und da 
er auch für das Weitere uns von Wichtigkeit sein wird, mag 
er hier folgen: | 

Juramentum praestandum in Theologia promouendis, 

„Figo promitto Deo aeterno patri Domini nostri JESV 
CHRISTI, Conditori generis humanı et Ecclesiae suae, cum filio 
suo domino nostro JESV CHRISTO et Spiritu Sancto, Me, 
DEO iuuante, hideliter seruiturum esse Eccelesiae in docendo 
Euäangelio sine ullis corruptelis, & constanter defensurum esse 
Symbola, Apostolicum, Nicenum, et Athanasianum, et perseue- 
raturum esse in consensu doctrinae comprehensae in Confessione 
Augustana, quae per hanc Ecclesiam exhibita est Imperatori, 
Anno Millesimo Quingentesimo Tricesimo. 

Et cum incident controuersiae diftieıles et obscurae, non 
pronunciabo solus, sed re deliberata cum aliquib. senioribus, qui 
docent Ecclesias retinentes doctrinam Augustanae Confessionis. 
Dicatis ita promitto® !, 

Diese Eidesformel stammt aus dem Jahre 1533, in welchem 
die Statuten der theologischen Fakultät neu entworfen wurden :. 

Wir wenden uns nun der Rede Melanchthons gegen Osian- 
der vom ‚Jahre 1553 zu. 


Sie richtet sich gegen die eben dargelegten Angriffe Osian- 
° Liber Decanorum Facultatis Theologicae Academiae Vitebergensis. Ed. 
Car. Ed. Foerstemann. 1838, p. 158. 

®? Drews, Disputationen Luthers 1895, p. AV. 
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ders auf die Verpflichtungssitte in Wittenberg. Wenn nun 
Ösiander bei seinem Angriff sich auf den Promotionseid be- 
schränkt, so wird man die Ausführungen Melanchthons, wenn 
sie nicht ausdrücklich zu einer andern Auslegung zwingen, nicht 
auf ein andres Streitobjekt deuten dürfen. Wenn man die Rede 
Melanchthons liest, ohne von Osiander her sich unterrichtet zu 
haben, so kann man allerdings, das ist zuzugeben, leicht zu der 
Auffassung kommen, Melanchthon spreche hier von der eidlichen 
Verpflichtung der Ordinanden, allein das ist sofort ausgeschlos- 
sen, sobald man Osianders Angriff kennt. Schon der volle Titel 
der Rede Melanchthons muss stutzig machen gegen die Annahme, 
es handle sich dabei um Ordinanden. Er lautet: „Oratio in qua 
refutatur calumnia Osiandri, reprehendentis promissionem eorum, 
quibus tribuitur testimonium doctrinae, recitata cum decerneretur 
gradus Doctori Tilemanno Heshusio Wesaliensi“ . Um ein 
„testimonium doctrinae“ handelt es sich bei der Ordinandenprü- 
fung zwar auch, aber da diese Rede bei einer theologischen 
Doktorpromotion gehalten worden ist, so liegt mindestens der 
(jedanke nahe, dass darin eine die Universität betreffende An- 
selegenheit verhandelt werde. In der Tat ist die Rede am 16. 
Mai 1553 bei der Promotion Tilemanns gehalten worden ?, 
und zwar von Georg Major?. Es war dies die erste Doctor- 
promotion seit dem Erscheinen jener Schrift Osianders, und Me- 
lanchthon benutzte diese erste Gelegenheit, um den Wittenberger 
akademischen Brauch zu verteidigen. Ausser allem Zweifel wird 
man aber gesetzt, wenn man die Rede selbst mit der Kenntnis 
der Osiandrischen Beschuldigung liest. Folgende Worte kom- 
men als die, die man auf die Ordinandenverpflichtung bezogen 
hat, in Betracht: „Nunc vero de venenata quadam Osiandri ca- 


! Vol. Nik. Müller, Zur Chronologie und Bibliographie der Reden Me- 
Janchthons (1545 —1560) in: Beiträge zur Reformationsgeschichte. Prof. D. 
Köstlin gewidmet 1896, S. 143. 

? Vgl. Liber Decanorum p. 56. 

-3 Haussleiter, Aus der Schule Melanchthons 1597, S. 111. 
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lumnia dicam, non tam defensionis nostrae causa, qua in re mani- 
festa non opus est, quam ut Iuniores vetera honesta exempla au- 
diant et considerent, quomodo vetustas obligaverit accessuros ad 
munus docendi. 

Vociferatur enim Osiander scelus esse, quod in renunciatione 
publici testimonii petimus, ut hi, quibus tribuimus testimonium, 
adfirment se amplecti incorruptam Evangelii doctrinam, et eam 
sic intelligere, ut in symbolis Apostolico, Niceno et Athanasiano 
commemoratur, et ut in Confessione, quam Ecclesiae nostrae ex- 
hibuerunt, Carolo imperatori in conventu Augustano, anno 1530. 
recitatur, et promittant in ea sententia se Deo juvante constanter 
perseveraturos esse, et fideliter facturos officium in Ecclesia. 

Item si incident controversiae novae, de quibus non extant 
perspieua iudicla, ut deliberent cum aliis senioribus in nostra 
Ecclesia et coniunctis.* 

Es ist ganz klar, dass Melanchthon hier die oben mitgeteilte 
Verptlichtungsformel der Doktoranden frei wiedergibt, wenn man 
will, sogar kommentiert. Dazu stimmt völlig die Angabe Me- 
lanchthons, dass die Formel vor etwa 20 Jahren eingeführt wor- 
den sei. Das führt auf das Jahr 1533. \Wenn man aber den 
Finger auf die Worte: „quomodo vetustas obligaverit accessuros 
ad munus docendi* und: „et fideliter facturos offieium ın Ecele- 
sia® legen wollte, oder auf die späteren Worte: „Nec ad mini- 
sterium Evangelii admittebantur ulli, nisi praecessissent Eozıuaoi« 
seu examen, et expressa professio, in qua vocati ad docendum 
adfirmabant se amplecti incorruptam Evangelüi doctrinam, et pro- 
mittebant se eam non abiecturos esse*, so ist zu bemerken, dass 
die Doktoranden doch eben auch in den praktischen Kirchen- 
dienst traten oder schon darın standen. Es mag sein, dass Me- 
lanchthon auch mit an die Geistlichen überhaupt gedacht hat, 
aber aus dem Wortlaut seiner Rede folgt das keineswegs. 

Beachtung verdient es, dass Melanchthon die Behauptung 
Osianders, auch die Magister in der Artistenfakultät müssten 
denselben oder einen ähnlichen Eid schwören, wıe die theologi- 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 2. 19 
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schen Doktoranden, mit keinem Worte zurückweist. Er spricht 
ja auch ganz allgemein von einer „renunciatio publici testimo- 
nu“. Wir haben also guten Grund, anzunehmen, dass auch die 
Magister auf die reine Lehre verpflichtet wurden. Man erwartet 
freilich, dass dann auch, wie in den theologischen Doktorzeug- 
nissen, so in den Zeugnissen für den Magistergrad ausdrücklich 
dieses Gelöbnisses gedacht werde. Das ist aber nicht der Fall. 
Wohl aber geht aus den Zeugnissen hervor, dass bei der Ma- 
gisterprüfung, bezw. -disputation auch die Reinheit der Lelire 
ermittelt wurde. Daher bezeugt Melanchthon in den Masister- 
attesten regelmässig auch die Korrektheit des Magisters im Lehr- 
punkte, und zwar mitunter mit fast derselben Formel, die er bei 
den Theologen anzuwenden pflegte. So bezeugt er z. B.: „com- 
perimus .... et recte tenere summam pietatis christianae ac 
amplecti puram Evangelii sententiam, quam Ecclesia nostra Wit- 
tembergensis uno spiritu et una voce cum catholica Ecclesia 
Christi profitetur, et abhorrere ab omnibus fanaticis opinionibus 
damnatis iudicio catholicae ecclesiae Christi“. So in einem At- 
test vom 7. September 1545’. Ganz ähnlich lautet der betret- 
fende Passus z. B. in einem Ordinationszeusnis von 1539 ?. — 

Noch sei ein Wort über die Verfasserschaft der Eidesformel 
hinzugefügt. Wenn Melanchthon im weiteren erklärt: „Non re- 
cens a nobis excogitata est haec promissio, sed instituta ab hoc 
collegio ante annos fere viginti, videlicet a Luthero, lona et pa- 
store huius Ecclesiae Doctore Pomerano“, so ıst daraus noch 
nicht zu schliessen, dass die Eidesformel von diesen dreien, oder 
von einem derselben abgefasst sein müsste Man könnte am 
ehesten an Luther als den Verfasser denken, denn von ihm 
stammt auch die feierliche Formel für den eigentlichen Pro- 
motionsakt des theologischen Doktors ?, allen wäre dies der 

ı CR. V, 845. 

? CR. III, 876. — Vgl. weitere Glaubenszeugnisse in den Magisteratte- 
sten CR. IV, 358; VI, 144 f.; 736; 805; 806; 807; 847; VIL 72; 881; 1018; 
V111,459; Bindseil, Melanchthonis epistolae etc. (1874), p. 134; 188; 278; 545. 

® Deutsch bei Köstlin-Kawerau, Martin Luther. (1903). TI. 282. 
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Fall, so würde wohl Melanchthon das ausdrücklich hervorgehoben 
haben. Nun steht unter der Formel im Dekanatsbuch (p. 158): 
„Perscriptum ex manu D. 7. Me). Academiae Ministro publico 
Micaöle Maio bona fide.* Das lest die Vermutung nahe, dass 
Melanchthon die Formel doch wohl nicht nur geschrieben, son- 
dern auch aufgesetzt habe. ‚Jedenfalls zeigt der Ton seiner Ver- 
teidigungsrede, dass er auch innerlich an der ganzen Sache leb- 
haft beteiligt war. — 

Fassen wir zusammen, was sich uns ergeben hat, so müssen 
wir sagen, dass es nach der historischen Situation, in die die 
Rede Melanchthons hineingehört, unmöglich ist, aus ihr irgend- 
welche Schlüsse für eine Ordinandenverpflichtung zu ziehen. Da- 
mit hat die Rede überhaupt gar nichts zu tun. Sie beschäftigt 
sich direkt nur mit dem Verpflichtungseid der Promovenden !. 

Hätten wir nun keine weiteren Zeugnisse über die Verptlich- 
tung der Ordinanden in Wittenberg, so müssten wir erklären: 
Ob 1535 in Wittenberg die Ordinanden einer Lehrverpflichtung 
unterworfen worden sind oder nicht, wissen wir nicht. 

Aber wir haben weitere Quellen, die uns ein ziemlich deut- 
liches Bild vom Stande der Dinge geben. 

Zunächst kommt das Wittenberger Ordinationsformular ? in 
Betracht. Freilich zwei der bis jetzt bekannt gewordenen 
Relationen kennen eine Verpflichtung überhaupt nicht’, und 
darin liegt ein nicht unwesentliches Zeugnis dafür, dass sie 
die ältesten sein werden, In der nächstältesten Ueberarbeitung, 
die vielleicht auf Luther zurückgehen mag, findet sich eine solche, 
und zwar trägt sie folgenden Wortlaut: „Zum andern hort Ir 


! So verstand diese Rede schon Georg 'lheodor Strobel in denı kleinen 
Aufsatz: „Wann kam die eidliche Verpflichtung auf symbolische Bücher 
auf?“ in: Beyträge zur Literatur besonders des sechszehnten Jahrhunderts. 
2. Bund 1. Stück (S. 192—196) Nürnberg u. Altdorf 1786. Vel. auch Hauss- 
leiter, Aus der Schule Melanchthons 1897, S. 112, und W. Möller, Andreas 
Osiander 1870, S, 481. 

’ Vol. darüber oben S. 81. 

® Beilage IV und Theol. Stud. u. Krit. 1895, 8. 171 u. 17». 
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hie bede wie Ir fur euer person euch halten solt, und was euch 
in der Kirchen zu thun ist, nemlich das ır solt weiden, und be- 
denkhen, das euch nit gens oder schwein zu hüten befolhen wer- 
den, sondern die herd gottes, die er mit seinem blut erworben 
hat, zu weiden mit dem reinen wort gottes und zu wachen, das 
nit rotten oder wolfe under den arınen heuflein emreissen, dar- 
umb nennet er solch pischof amt ein kostlich werkh und lobt 
die, so das begern. Seid ir nun willig und beraid solch ampt 
anzunehmen und treulich zu uben, so wollen wir aus befelch der 
kirchen durch unser ampt euch ordiniren und bestetigen wie 
sant paulus Tito und Timotheo gepeut, das wir sollen in den 
stetten priester setzen und das Wort befelhen, denen so tuchtig 
sind auch andere zu leren. Respondeant: volumus, wir wollen!.“ 
Diese Form hat sehr wahrscheinlich durch Bugenhagen eines- 
teils eine Verkürzung, andernteils einen Zusatz erhalten; dies 
letztere insofern, als auch ein Gelöbnis würdigen Wandels ver- 
langt wird. Diese jüngste Form lautet folgendermassen: „Hie 
höret ir, das vns so Bischove, das ist, Prediger vnd Pfarrer be- 
ruften sind vnd sein sollen, nicht wird bevolhen, Gense oder RKüe 
zuhuten, Sondern die (Gremeine, so Gott durch sein eigen blut 
erworben hat, das wir sie weiden sollen mit dem reinen wort 
(zottes, aüch wachen vnd zusehen, das nicht Wolffe vnd Rotten 
vnter die armen Schafe einreissen. Darümb nennet ers ein 
köstlich werck. 

Auch für vnser person sollen wir züchtig vnd ehrlich leben, 
vnser Hauss, Weib, Kind vnd gesind Christlich halten vnd zihen. 

Seid ir nü solches zu thün bereit. Di.: Ja“ ?. 

In beiden Formulierungen handelt es sich nicht um eine 
Lehrverptlichtung im juristischen Sinne. Von den Symbolen oder 
der Augustana ist nicht die Rede, sondern das Gelübnis bezieht 
sich nur auf Treue im Anıt, dass man die Gemeinde mit dem 
reinen Wort Gottes weiden wolle und wachen, dass falsche Lehre 


! Theol. Stud. u. Krit. 1894, S. 224. ° 
= Rietschel, Luther und die Ordination S. 14; lateinisch S. 18, 
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fern bleibe, das zweite Formular bezieht sich sodann noch auf die 
Gewissenhatftigkeit in der eigenen Lebenshaltung. Das Ganze er- 
scheint einfach, aus der Zeitlage erwachsen und ihr entsprechend. 

Ferner bieten die erhaltenen Ordinationszeuenisse eine nicht 
unwichtige Quelle Das Wichtige dabei ist dies, dass man aus 
diesen mehr oder weniger schon in den 30er und 40er Jahren 
nach einem bestimmten Formular abgefassten Zeugnissen schliessen 
kann, dass es eine Verpflichtung der Ordinanden gegeben haben 
muss, die der Ordination vorherging und die sich ausdrück-, 
lieh auf die Treue in der reinen Lehre der neuen Kirche bezose. 
Man kann aus diesen Zeugnissen geradezu den ganzen Gang der 
einzelnen Akte, die ein Ordinand zu durchschreiten hatte, wieder- 
erkennen: Erst prüft man das Sittenzeumis des die Ordination 
Begehrenden, dann seine Vokation, dann folgt das Examen, 
darauf das Gelöbnis, endlich die Ordination. Ich führe einige 
Stellen an, die deutlich zeigen, wie Gelöbnis und Ordination zwei 
verschiedene Akte gewesen sein müssen, und was der Inhalt dieses 
Gelöbnisses war. „Et pollieitus est ipse, se diligentiam et constan- 
tiam in docendo velle praestare, ac bona fide traditurum esse doc- 
trinaın incorruptam, quam ecclesia nostra profitetur. Nos igitur 
vocationem huius Wenceslai confirmavimus, et ordinatione eccle- 
siastica commendavimus ei ministerium docendi evangelii et admini- 
strandi sacramenta“!. In einem Zeugnis von 1537 heisstes: „Polli- 
citus est autem diligentiam et fidem in suo ministerio et promisit, 
se hanc ipsam doctrinam catholicae Ecclesiae Christi, quam nos 
profitemur, pure traditurum et defensurum esse. Itaque iuxta ver- 


ı Ordinationszeugnis für Wenc. Kilmann vom 13. Juli; das Jahr steht 
nicht fest. Fine handschriftliche Ueberlieferung liegt nicht vor; die beiden 
ältesten Drucke (vgl. Enders, Luthers Briefw. 7, 131) setzen das Zeugnis 
ins Jahr 1539. Das ist sicher falsch (vgl. Enders 7, 132, Anm. 1 u. 2). 
Allein falsch ist auch die Datierung von Enders auf 1529. Mit aller Be- 
stimmtheit kann man behaupten, dass es damals noch Keine ÖOrtlination 
in Wittenberg gab. Kawerau (Theol. Stud. u. Krit. 1899, S. 157) schlägt 
das Jahr 1536 vor. Aber nach Lage der Dinge kann das Zeugnis auch schon 
ins Jahr 1535 gehören. 
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bum Dei auctoritate Ecclesine nostrae publica ordinatione con- 
firmata est vocatio, et commissum huie Jacobo ministerium do- 
cendi Evangelii et administrandi sacramenta“!,. In einem deut- 
schen Zeugnis des Jahres 1539 heisst es: „Er hatt auch zuge- 
sagt, sein Ambt mit Vleiss auszurichten undt in christlicher Lehr 
des Evangelii, wie die in unser Kirchen geprediget wird, bestendig 
zu bleiben. Derohalben ist bemelter N. N. allhier offendtlich nach 
Bevehlich der Heiligen Schrifft in der Kirchen ordiniret, und ihm 
bevohlen, das heilige Evangelium zu predigen, die Heiligen Sacra- 
nıente, wo er beruffen wirt, zu reichen“: 

Aus all diesen Stellen geht deutlich hervor, dass das Ge- 
löbnis, von dem die Rede ist, nicht das ist, das während der 
Ordination abgelegt wurde, sondern ein besonderer, ihr voraus- 
gehender Akt. 

Dass dieser Schluss richtig ist, wird dadurch bestätigt, dass 
sich an das Examen unmittelbar der Akt der Gelöbnisablegung 
anschloss, wie wir aus den Nachıschriften Melanchthonischer 
Examina ersehen? Darauf folgte am nächsten Tage oder nach 
wenigen Tagen die Ordination. Eingeleitet wurde jener Akt durch 
eine kleine Ansprache des Examinators, worin er in ernster 
seelsorgerlicher Weise den Examinanden bald ilıre Dürftiskeit in 
den Kenntnissen vorhielt, bald ihnen für die Zukunft Mut machte. 


i de Wette, Lutherbriefe 5, 13. 

2 Georg Müller, Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte der sächs. 
Landeskirche II (Beiträge zur Süchs. Kirchengeschichte 10. Heft 1895), 
S. 190. Vgl. auch die Zeugnisse bei de Wette, Lutherbriete, 5, 129 £.; 283 £. 
(= CR. II, 1031 £.); 480 f.; 687; 6 (herausg. v. Seidemann), 227 f.; 260; 
345 (= CR. V, 96 f.); CR. III, 876: IV, 803 f.; V, 181; 711; VII, 151 £.; 
189 £.; VIII, 81; 310; 754 f.; IX, 997 £.; X, 48 (aus dem Jahre 1542); Theol. 
Stud. u. Krit. 1896, 157. 

® Auch später behielt die Verpflichtung in der Regel die Stelle zwischen 
Examen und Ordination; vgl. z. B. das Ordinationsformular der Witten- 
berger Agende von 1565 (Daniel, Codex Liturg. II, S. 519 f.), auch Grütz- 
macher in: Halte was du hast 1904 (XAXVIN, 5.359. — Auch in dem ältesten 
bisher bekannt gewordenen Gelöbnisformular, das Magister Heinrich Winckel 
in Göttingen 1529 aufgestellt hat, folgt das Gelöbnis sofort auf das Examen 
(Zeitschr, f. Kirchengesch. XX (1900). S. 369 f.). 


LS 
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Eine Reihe dieser Schlussreden Melanchthons wird unten in 
den Beilagen unter Nr. VI aus den Nachschriften mitgeteilt werden, 
damit sich der Leser ein deutliches Bild von diesem Verpflichtungs- 
akt machen kann. Beginnen die Nachschriften auch erst mit dem 
Jahre 1549, so bürgen uns die Ordinationszeugnisse dafür, dass 
schon 1835 dieser Akt nicht anders verlaufen sein wird als später, 
Echt melanchthonisch sind alle diese Ansprachen von grosser Gleich- 
artickeit im Gedankenstoff. Meist beginnend mit der Betonung der 
Wichtigkeit und Grösse des Amtes, geht die Rede über zu einer 
ernsten Ermahnung zur Treue ım Studium, in der Amtsführung 
und endlich ın der reinen Lehre. Und auf diese Punkte bezieht 
sich auch die Verpflichtung. Ueber die letztere lässt sich darnach 
folgendes feststellen : 

l. Eine feste Verpflichtungsformel gab es nicht. 

2. Bei der Verpflichtung handelte es sich um ein Gelöbnis 
der Treue und des Fleisses in Amt und Studium, sowie um ein 
(selöbnis der Beständigkeit in der reinen Lehre. In einer ganzen 
Reihe von Ordinationszeugnissen seit 1542 wird des Gelöhnisses 
in folgender stehender Formel gedacht: „Promisit etiam N. N. ın 
doctrina constantiam et in officio fidem et diligentiam“ !. Jeden- 
falls hat sie in dem von Melanchthon entworfenen, 1554 zuerst 
nachweisbaren und bis ms 19. Jahrhundert in Gebrauch geblie- 
benen Ordinationsdiplom Aufnahme gefunden. In einzelnen Reden 
Melanchthons klingt diese Formel bestimmt und deutlich durch ?. 
Wir können aber feststellen, wie sich diese Formel allmählich 
entwickelt hat: früher lautet sie meist nur auf das Gelöbnis der 
Beständigkeit in der reinen Lehre. 

3. Nirgends und niemals ist von einer Verpflichtung auf die 
altkirchlichen Symbole oder auf die Augsburgische Konfession 


ı CR. X, 48; 1543: de Wette, Luthierbriefe VI, 345 = CR. V, 97; CR. 
V, 181; 1544: de Wette V, 637; Bindseil, Mel. epistolae etc. p. 201; 1945: 
CR. V, 712: 1548: CR. VII, 190; 1553: CR. VIIL 81; 1554: CR. VIII 310: 
1556: CR. VII, 755; 1559: CR. IN, 998. 

" Vol. Beilage VL 1.4. 8. 
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die Rede. Vielmehr wird die Lehre, deren treue Bewahrung der 
Examinand gelobt, umschrieben als die „doctrina Ecclesiae ca- 
tholicae Dei, quae Dei beneticio sonat in nostra Ecclesia“, oder 
sie wird als die „una vera Catholica incorrupta doctrina® oder 
ähnlich bezeichnet. Natürlich kam das sachlich auf dasselbe hinaus, 
als wenn man auf die drei alten Symbole und die Augustana ver- 
pflichtete. Dass aber diese Verptlichtungsformel fehlt, ist um so 
auftallender, als im deutschen Ordinanden-Examen Melanchthons 
von 1552 sich folgende Stelle findet: „So ist nu das aller nötigst, 
vnd erste, das man Christliche Lere, rein vnd gantz ptlantze vnd 
erhalte, die Gott von seinem Wesen vnd willen geofienbaret hat, 
vnd in der Propheten vnd Aposteln schrifften, vnd in Symbolis, 
Apostolico, Niceno vnd Athanasiano gefasset ist. Mit welchen 
auch gleichstimmen, der Catechismus vnd Bekenntnis Lutheri, 
vnd Confessio, die dem Kaiser zu Augsburg, Anno 1530. vber- 
antwortet ist“!. In dem lateinischen examen ordinandorum fehlt 
dieser Passus. Dagegen ist die Zusammenstellung von Schriften 
und Symbolen als Zeugnissen der reinen Lehre in viele Kirchen- 
ordnungen des 16. Jahrhunderts eingedrungen. 

4. Melanchthon betont ebenso stark wie die Bekenntnistreue 
die Treue im Amt, besonders im Studium; daher steht in seinen 
Ansprachen dies letztere Moment auch immer voran, und der 
Lehrpunkt tritt an zweite Stelle. Das Studium gilt also als wirk- 
liche Anıtspflicht und wird nicht in das persönliche Ermessen des 
einzelnen gestellt. So versteht man auch erst die bei den Vi- 
sitationen mit den Pfarrern angestellten Examina. Sehr bemer- 
kenswert ist ein kleines Vorkommnis, von dem eine Nachschrift 
uns Kunde gibt. Der Examinand antwortete auf die Frage: Pro- 
mittıs? mit volltönenden Worten: „Ich will Leib und Leben 
darbei lassen“, was offenbar von der Treue im Bekenntnis ge- 
meint war. Darüber wird Melanchthon unwillig und macht den 


ı CR. XXIII, p. XXAVIIE. 
* Noch 1628 z.B. wird bei der Generalvisitation des Landgrafen Georg II. 
von Hessen das Studieren des Pfarrers als „offieium pastorale* bezeichnet. 
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Examinanden darauf aufmerksam, dass es sich auch um das 
Studium und den Fleiss im Amte handle. Er findet jenen pa- 
thetischen Erguss unpassend, ja ungezogen und weist ılın mit 
der wenig schmeichelhaften Bemerkung zurück: „Sunt rustici 
sermones“!. 

5. Die Ablegung des Gelöbnisses bildete die Voraussetzung 
für die Ordination. Dass während der Ordination nochmals ein 
Gelöbnis abgelegt wird, wird völlig ignoriert. Es kann als sicher 
gelten, dass das Gelöbnis beim Examen älter ist als das bei der 
Ordination, denn in den ältesten Ordinationsformularen fehlt es ja 
gänzlich ?®. Allerdings fragt man sich, warum man später noch 
eine Verpflichtung während der Ordination für nötig hielt, wäh- 
rend bereits vorher ein feierliches Gelübde abgelegt worden war. 
Vielleicht geschah es um der Gemeinde willen. Auch darf man 
nicht vergessen, dass mitunter die Prüfung erlassen wurde und 
dass damit auch die Verpflichtung wegtiel. 


Die Bedeutung der Einführung der Wittenberger Ordination, 
Prüfung und Lehrverpflichtung im ‚Jahre 1535 beruht darin, dass 
sie einen Pfarrstand bilden half, der seiner Aufgabe gewachsen 
und seines Amtes würdig war. Ohne diese Einrichtung ist die 
(seschichte des Pfarrstandes überhaupt nicht denkbar. Der Ein- 
tluss der Wittenberger Theologen auf die junge Kirche wurde 
dadurch ganz ausserordentlich gesteigert. Denn nicht aus Kur- 
sachsen allein, sondern aus allen Ländern, wo das Evangelium 
Boden gefunden hatte, stellten sich die Examinanden und Ordi- 
nanden in Wittenberg ein. Namentlich wurden durch das Examen 
Melanchthons dogmatische Schriften von erneuter Wichtigkeit. 
Welchen Einfluss auf ihre Verbreitung und ihr Studium das 
Wittenberger Ordinanden-Examen hatte, wird sich nie nachweisen 
lassen, aber dass er gross gewesen ist, lässt sich mit aller Sicher- 


! Beilage VI, 12. 
2 Vgl. oben S. 281; Theol. u. Stud. u. Krit. 1895, 8.168 ff.; bes. S. 171 
und 110. 
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heit behaupten. Sodann hat diese Neueinrichtung den Weiterbau 
der sächsischen Landeskirche und damit des Landeskirchentuns 
überhaupt ausserordentlich gefördert. Dies gilt vor allem von der 
Ordination als kirchenregimentlichem Akt. Durch keine Einrich- 
tung war bis dahin so deutlich der (aedanke der Einheitlichkeit 
des neuen Rirchenwesens zum Ausdruck gekommen wie durch 
diese. Denn die Einsetzung von Visitationskonmissionen und von 
Superintendenten, die wir als die wichtigsten Vorstufen der landes- 
kirchlichen Verfassung bezeichnen müssen, sind inımer lokal be- 
grenzte Behörden gewesen. Jetzt tritt zum erstenmal eine Zen- 
tralbehörde ıns Leben, die darauf aus ıst, dem neuen Kirchen- 
wesen einen einheitlichen Charakter aufzudrücken. 


Beilagen. 


je 


Erlass des Kurfürsten Johann Friedrich an die Visitatoren von 
Meissen und Vogtland vom 12. Mai 1535, die Ordination in 
Wittenberg betreffend. 


(Ernestinisches Gesamtarchiv zu Weimar ‚Ji No. 887. Orig.) 


Johann Friedrich an die verordenten visitatorn in Meissen und der 
Voittlaud sampt und sunderlich. Torgau 1535 Mai 12. 

Nachdem zu besorgen, das mit der zceit an predigern und diacon, 
so das gottlich wort verkundigen und die saerameut reichen, gebruch 
und mangel furfallen möge aus dem, das diejenigen, so sich etlıwo 
nach altem gebrauch durch die bischoffe zu priestern haben weihen 
lassen, absterben, darumb begeren wir vor uns und in vormuntschaft 
unsers lieben bruders hz. Johans Ernsten ete., Ir wollet den super- 
attendenten Euers bevolen Kreiss craft dieser unser schrifft bevelen, 
wen man furder zu verkundigung gothlichs worts und raichung der 
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sacrament pfarher, diacon und prediger bedorfen wirdet, das sie die- 
selben, so zu iren ampten geschirkt und tugelich befunden, mit zu- 
stellung einer schrifft gegen Wittembergk an unsere gelarte der hei- 
liren schrifft weisen, die haben bevehl dieselben zu ordiniren und also 
macht und gewalt ires priesters und diaconambts zu geben, wie sie 
dan nachfolgend durch uns als den landesfursten darzu, wie sich ge- 
burt, auch wollen bestetigt und angewiesen werden. Das haben wir 
Euch nit verhalten wollen und geschicht daran unser memung. D. 
Torgau mittwochs nach Exaudi a° etc. XXNV!, 


11. 


Schreiben der Visitatoren von Meissen und Vogtland an die 
Superintendenten vom 17. Mai 1535, die Ordination in Witten- 
berg betreffend. 


(Ernestinisches Gesamtarchiv zu Weimar Ji No. 887) *. 


Euch thun wir freuntlicher meimung zu wissen, dass der Kf. zu 
Sachsen ... uns kurtzverschiner Tage geschrieben, nachdem zu besor- 
gen ... (folgt das ganze Schreiben des Kurfürsten) ... angewiesen 
werden, derhalben an stat hochgedachts unsers gnedigsten herrn wir 
begern, fur uns freuntlich bitten, wo Euch solche leute, wie berurt, 
furstehen und zuhanden kommen werden, Ir wollet Euch alsdan damit 
vermoge hochbemelten kflichen bevelhs halten, daran thut ir hochbe- 


ı Die Visitatoren waren: Herr von Wildenfels, Spalatın, Asmus Spiegel, 
Joseph Lewin Metzsch, der Pfarrer zu Werdau und Michael Alber, Bürger- 
meister zu Altenburg (Burkhardt, Gesch. d. sächs. Kirchen- u. Schulvisita- 
tionen, S. 125 und Sehling, Kirchenordnungen ], 1, S.51). Die Visitations- 
kommussionen blieben bestehen als kirchliche Oberbehörde, auch wenn keine 
Visitationen gehalten wurden (Mejer in der Zeitschrift für Kirchenrecht XIlI 
(1876), S. 38). 

* Konzept mit Korrekturen von Spalatins Hand. Von demselben ist 
auf dem Schreiben bemerkt: „Die visitatores in Meissen und Voitland an 
die superattendenten von wegen der ordinirung 1535. Ferner hat er auch 
ein Verzeichnis der Empfänger eingetragen: „1. Plauen, 2. Oelsnitz, 3. Zwickau, 
4. Weidau, 5. Ronneburg, 6. Colditz, 7. Greitz, 8. Schleitz, 9. Gerau, 10. Leis- 
neck, 11. Grimm, 12. Eilenburg, 13. Torgau“. — Ich verdanke diese beiden 
wichtigen Schriftstücke der Güte des Herrn Professor Dr. Mentz in Jena, 
der auf meine Bitte hin Nachforschungen nach Frlassen des Kurfürsten 
in Sachen der Ordination im Weimarer Gesamtarchiv anstellte und die ge- 
fundenen Schreiben nıir freundlichst in Abschrift zustellte, wofür ich ihm 
bestens danke. 


290 Abhandlungen. 


melts u. ansten. hn. ernste meinung. so sind wirs fr. zu verdienen be- 
vlissen. D. montag in pfingsten anno dri XVeXNXV., 


111. 

Aus der Ordinationsrede Luthers vom 20. Oktober 1535. 
(Nach Rörers Nachschrift. Universitätsbibliothek Jena Ms. Bos. q. 27T. 
Bl. 217%) 

.... Dz ist zur vorrhede, cum simus or|dinatu]ri aliquem in aliam 
Ee[clesiam]. prius non feeimus ne Paplistae] et in con[scientia] ? vero 
ut sitis testes. Noster princeps hat geordnet] cum noch nicht gefasst 
et? consultum * et tam multae acced[unt] Civitates wirds mangel an 
ministris® dz er wolt schaffen ut ex mundana potestate ut priester 
nicht geweihet wird nobis ignorantibus. TUt in primitiva Ecelesia 
mussten verbieten nec ubique weiheten et uneins wurde cum pflarrer] 
et (?) lieffen dannen. Ideo ut non vnordnung wurde, donec unus locus 
vel quatuor in ista ditione ubi ordinetur, et ideo mer (?) Ecclesia be- 
trogen mit falsch predigen dz unser furst befolhen ubique wo man 
mangel an prediger, hine ® missi, die sol man hie horen, ob geschickt 
sein etc. sed in francken sachsen meischen durigen. Ideo estote testes 
quod ordinatus und schicken hin gen Gott[ha]’. Et hoc factum ex 
commiss[ione] principis, ne pflarrer] an ein au[sehen] erwachsen. Si 
hoc daretur ius ceuilibet eivitatulae werds ® werden. Ideo sols bl[eiben] 
in unitate unter m[eins] g[nedigen] herrn hand, bis anders wird .... 

Bl. 21S>: .... Ideo aufflegen wollen ampt isti qui huc missus 
iussu principis. 


I Bei der Entzifferung dieser Nachschrift Rörers, die ausserordentlich 
schwer zu lesen ist, hat mir Herr Superintendent D. Koffmane in Koisch- 
witz bei Liegnitz in liebenswürdigster Weise seine Kenntnis der Rörer'- 
schen Hand zur Verfügung gestellt und wesentliche Dienste getan, wofür 
ich ihm hiermit besten Dank sage. — Die Ergünzungen der Abbreviaturen 
Rörers sind durch [ ] kenntlich gemacht. 

2 Darüber geschrieben: gegenw. (= gegenwart oder gegenwärtigkeit). 
Korrigiert aus ut. 
Oder: consilium. 
an ministris darüber geschrieben. 
Oder: huc. 
Es handelt sich um einen nach Gotha berufenen Geistlichen: vgl. 
Enders, Luthers Briefwechsel 10, 248. 

8 Oder: wards. 


sı 9 ao » 0 
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IV. 
Eine Ordinationsrede Luthers nebst folgender Ordination. 
(Von unbekanuter Hand. Hamburg, Stadtbibliothek Cod. LXXIV, 
Bl. 119P—120°), 
Vorbemerkung. 

Das folgende Stück hat Hr. D. Buchwald-Leipzig aufgefunden 
und mir in liebenswürdigster Weise zur Veröffentlichung überlassen. 
Es handelt sich um die Abschrift einer Nachschrift einer Ordinations- 
rede nebst folgendem Ordinationsformular. Nachschreiber wie Ab- 
schreiber sind unbekannt; ebenso fehlt eine bestimmte Angabe, dass 
Lutlier die Rede gehalten hat und in welche Zeit sie gehört. Dass 
sie aber wirklich von Luther gehalten worden ist, wird unzweifelhaft 
durch eine Vergleichung mit der Ordinationsrede Luthers vom 20. Ok- 
tober 1535 (vgl. No. IIT). Ist sie aber mit dieser nahe verwandt, 
so wird sie ihr auch zeitlich nahe stehen. Dass sie vor dem 
20. Oktober 1535 gehalten sein sollte, ist mir unwahrscheinlich, denn 
über die kurfürstlichen Anordnungen geht sie rasch hinweg, offenbar 
weil Luther sie als schon bekaunt voraussetzt. Das Examen wird 
nach dieser Rede auch schon von der Wittenberger Fakultät gehalten. 
Also vor jenen Termin dürfte die Rede kaum anzusetzen sein, aber 
viel später wird sie auch nicht gehalten worden sein. Ich möchte als 
sehr wahrscheinlich annehmen, dass sie noch ins ‚Jahr 1535 gehört. 

Stelit dies fest, so fulgt daraus auch, dass schon damals die Or- 
dination im wesentlichen nach der uns sonst bekannten Form gehalten 
worden ist, und sodann. dass diese Form tatsächlich, wie man immer 
angenommen hat, das Werk Luthers ist. Von den uns bisher bekannt 
gewordenen Wittenberger Ordinationsformularen erscheint das unsrer 
Rede beigefügte als das älteste. Den Beweis dafür werde ich unten 
in einem Zusatz erbringen. Die Varianten von den andren Formu- 
laren, die ich mit Kolde und Rietschel R, J und C bezeichue, gebe 
ich in den Anmerkungen. R ist das Formular, das Rietschel in seiner 
Schrift, Luther und die Ordination, J das, das er in den Theol. Stu- 
dien und Kritiken 1895, S. 170 veröffentlicht hat, während C das For- 
nular bedeutet, das Kolde ebenda 1597, S, 217 ff. abredruckt hat. 

Scitis ordinationem ecelesiae cum suis ritibus necessariam esse, 
Sed quia papa non promovet, sed impedit cursum evangelii, nobis vi- 
eilandum et orandum est. XNoster elector necessario ordinavit, ut eli- 
gantur et ordinentur bie docti viri et pii ministri verbi dei et ne quis 
ignorantibus nobis surgat et doceat. Ideo vult et decrevit, ut ex om- 
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nibus diocesibus Francken, Meissen etc. ad nos mittantur et examinen- 
tur et confirmentur et, quo mittendi sunt, mittantur. Illius publiei ritus 
vos debetis esse testes, deum ardentissime orare, ut ipse det nobis 
pios et sinceros praedicatores sul verbi, ne seductores falsi irrumpant 
et violeut ordinationem dei in porrigendis sacramentis et doceant non 
certe de illis cum summis conseientiarum tenebris, etsi multi sunt, qui 
non sunt integrae vitae, und lauffen also scheleke mit unter, wie sol 
man im tun, ob sie an der person nicht rein sein, so sie nur rein leren, 
quamvis utrumque bonum et necessarium in illis, sed sieut Paulus ur- 
get ad Timo: Sed minus est perieuli in vita mala quam in doctrina, qua 
praedieator 1000 animas seducere potest, cum vita multi cavere queant, 
sieut videmus Munsteri ! pravam doetrinam. Ergo optimi fratres, orate 
pro illo magno ministerio enangelii. Videtis enim, quanto zelo Christus 
in monte oraverit, antequam vocaret suos apostolos? mittendos in to- 
tum orbem terrarum, ita nobis non est stertendum in hoc pestilentis- 
simo seculo, ubi sathanas hoc sanctissimum ministerium undequaqne 
per tirannos, schwermeros et falsos fratres adoritur, ut deus suam po- 
tentiam in nostra infirmitate ostendat. Commendatur igitur primae 
ecclesiae orationibus, ut oretur pro eis? et universo ministerio ab ec- 
elesia publica oratione, ut* deus in messem suam multos operarios 
fileles mittere® dignetur pro sanetifieatione nominis sul, pro augmen- 
tatione ® regmi coelorum et pro salute omnmium populorum” et ut eos 
puros et constantes servet in sana doctrina® contra portas inferorum, 
contra vim mundi ?, quia res maxima et necessaria est 1° omnibus !! ec- 
clesiis ministerium ecelesiae et a deo solo datum et conservatum !?, 


ı Munsteri korrigiert aus Munzeri. ® über apostolos steht: lu: 6. 
° J: Commendetur et petatur pro eo. 
* R: oretur ab Ecclesia per concionem admonita pro eis et universo 


ministerio, scilicet, ut. — C: oretur in contione pro eis et pro universo 
ministerio ab Ecclesia, ut. 

° J: multos et Christi fideles operarios mittere. — R: dignetur mittere 
operarios. — C: operarios in messem suam mittere dignetur. 

6 I: augmento. 

"InCu.R fehlt pro sanctificatione — populorunı. 

® R: eosque sinceros ac constantes servet in doctrina sana. — C: in 
sua doctrina. ®° J fügt hinzu: etc. 


0 J: maximn est et; das est ist jedoch durchgestrichen. 

11 7 statt ominibus: eunctis. 

” J: ministerium verbi et a» solo deo miserente datum et conservandunı. 
— In C u. R fehlt von contra vim — conservatum. — R hat nach infero- 
run: etc. 


U} 
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Facta oratione! flexis coram altarı genibus cantat? chorus: ‘Veni, 
sancte spiritus’ cum versiculo ‘emitte spiritum tuum’ etc. et? collecta 
‘deus qui corda’ ete.*. Posten ordinator ascendit ad gradus superio- 
res® et verso ad ordinatos (!)® vultu dieat?: S. Paulus dieit: omnis 
creatura dei bona est etc. sanctificatur enim per etc.®. Vos autem 
cum sitis non solum creatura bona°, sanctificati !® per verbum et sa- 
eramentum baptismi, sed iam altera sanctificatione vocemini!! ad sane- 
tum et divinum ministerium, quo per vos multi alii sanctificentur et 
domino lucrifiant 2? verbo et opere vestro. Intelligitis etiam hoc ipso >, 
quam sancte et diene factis!* istis vocationibus vestris agere vos opor- 
tet, imprimis ut ipsi sitis sanı in fide, puri in verbo, irreprehensibiles 
in conversatione, ut et vita et doctrina !? boni dispensatores misterio- 
rum dei et utiles ministri Christi !° inveniamini in illo die domini ”, 

! InJ u C statt Facta oratione: Post, in R: Secundo. 

? In Ju. R: genibus cum ordinatore et ministris seu presbyteris Eccle- 
siae cantet. — C: flexis genibus coram altarı cum ordinatori et Ministeris 
seu presbyteris ecelesie ordinandis in medio ipsorum locatis iuxta ordinatorem. 

® J: Versicul: Cor mundum crea in me deus. — R: et spiritum rectum 
innova in visceribus meis. Vel: emitte spiritum tuum ete. cum. — C: et 
Vers. R: Vers. — GC u.R liest wie J; es fehlt Vel: emitte — cum. 

* J: collecta de spiritu sancto. — C: Collecta de spiritu sancto solita. 
— R: Collecta de sanc. spiritu solita legatur. 

® J: Ordinator ascendat gradum. — Cu.R: His finitis ordinator as- 
cendat gradum. 

6 J statt ordinatos, was offenbar ein Schreibfehler ist: ordinandos. 

"GC: vultu stans recitet tertium caput prioris ad Timotheum. — R: 
vultu, stans recitet clara voce cap: 3. Timo: 1. In R folgt die deutsche 
Verlesung von I. Tım. 3, 1-7. 

8 J: est et sanctificatur per verbum et orationem. 

®» J statt bona: Dei. 

1° J: sed etiam jamdudum sanctificati. 

ıı J: baptismi, vocatione dei sancta et prima, Nunc etiam vocatione 
altera. 

ı2 J: aliı vocentur (darüber geschrieben sanctificentur) ut lucrifiant. 

13 J: intelligentes ex hoc ipso. 

12 J statt factıs: sanctis, was offenbar ein Schreibfehler ist. 

J: et doctrina et vita (sitis darüber geschrieben und wieder ausge- 
strichen). 
ı° J: et utiles Christo ministri. 

1? Der ganze Abschnitt von: S. Paulus dieit — die domini fehlt in C 
u. R. — J fügt folgendes ein: 4. Verum ut et nos officium nostrun, quod 
nobis Impositum est impertiamus, quo magis vos nobiscum et nos vobiseum 
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sicut Paulus docet 1. Timo: 4. (sic!) “tidelis sermo’ etc. usque in finem 
paragraphi “laqueum diaboli’ ete.! act: 20. *attendite vobis et’ etc. ?. 
Tune impositis manibus in caput ipsorum ab ordinatore et presbiteris 
dlieat ordinator ? ‘pater noster’* etc. cum oratione®: “Barmhertziger 
himlischer vater®, du hast durch den mund deines lieben sons unsers 
herrn ‚Jesu Christi zu uns gesagt: die ernte ist gros etc.”. auff sol- 
chen deinen gotlichen bevel bitten wir von hertzen, du woltest ® diese 
deine beruffene diener sanıbt uns und allen kirchendienern ® deinen 
heiliren geist reichlich geben, uns alle segnen und stercken !%, das wir 


sanctificemur addimus et nostrum verbum et orationem sicut scriptum est, 
ui sanctus est sanctificetur adhuc. Der Abschnitt von S. Paulus — sancti- 
ticetur ist leicht durchstrichen. 

ı J: Paulus ad Timoth. fidelis sermo, qui episcopatum desiderat, bo- 
num opus desiderat etc. usque in fine paragraphi et layqueum diaboli. Vel 
si placet ultra. — C: fidelis sermo qui episcopatum desiderat usque in 
tinem & primi seg. in laqueis. Diaboli vel totum caput vel quot paragra- 
yhıos libuerit. 

: J: Et illud Act. 20 Attendite ergo vobis usyue Sanguine suo acqui- 
sivet vel plura si libet. His auditis non conimendarl vobis pecora, boves 
et porcos, sed Ecclesiam dei viventis suo sanguine proprio partam, quod 
etiam de manibus vestris et nostris requirat in die novissimo. — C: His 
addatur illud act. 20 paragrapho sexto. Attendite vobis etc. usque ad finem 
paragraphi cum lacrimis. — Tunc ad ordinandos in hanc vel similem sen- 
tentianı dicat. Darauf folgt eine Ansprache (Stud. u. Krit. 1894, S. 223 f.). 
— R: So ermanet S. Paülüs die Eltesten der Gemeine zu Epheso (folgt 
der deutsche Text von act. 20, 28—31). Wuarto, Ordinator loquatur in hanc 
vel similem sententiam ad Ordinandos (folgt eine der in J u. C enthaltenen 
sich sehr ähnlichen Ansprachen). 

® C u. R: Tune [R: Quinto Tune] impositis manıbus presbyteril totius 
[R : totius presbyterii] super capita eorum dicat Ordinator voce clara |[R: 
Clara voce] Orationem dominicam [U : super eos]. 

* In C fehlt Pater noster. — R: Last uns beten: Vater Uns: 

° J: Et addatur haec oratio. — Cu. R: Et si libuerit vel [R: per] 
tenıpus licuerit addatur hee oratio quae tres tantum partes orationıs domi- 
nice fusius explicat. 

6 J, C u. R: Barmhertziger Gott, himmlischer Vater. 

” In J, Cu. R statt ete.: vnd wenig ist der Arbeiter [C: aber der 
ärbeiter ist wenig. — R: Aber wenig sind der Erbeiter], Bittet den Herrn 
der Erndte, das er Arbeiter ynn seine Ernde sende. 

s In J fehlt du. — C: wollest. 

» R: samt vns vnd allen die zu deinem Wort beruffen sind. 

1% In J sind die Worte: vns alle segenen vnd stercken später über die 
Zeile geschrieben. — In C stehen sie in Klanımern; in R fehlen sie. 
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mit grossen scharen ! deine evangelisten sein, trew und feste bleiben 
widder den teuffel, welt und fleisch, damit dein name geheilisret, dein 
reich gemehret, dein wille volbracht werde, woltest? auch dem leidigen 
greuel des bapsts und Mahometh und andern ? so deinen namen le- 
stern, dein reich zerstoren, deinen willen verdammen und verfluchen #, 
endlich steuren und ir einmal? em end machen. Solch unser arm 
sebet® woltestu gnedicklich erhoren und thun”, wie wir trawen 
und glauben® durch deinen lieben son unsern herrn Jesum Christum, 
der mit dir und dem heiligen geist lebt und regiret ewig. Amen.’ 
Finita oratione legitur locus 1. Pe:5. So gehet nu hin und weidet etc. 
Ordinati primum cum ecclesia communicent, postea dimittantur, ut 
vocationem suam prosequantur !, 


Beachtet man die Lesarten, so springt in die Augen, dass unser 
Ordinationsformnlar, das wir, da es in Hamburg sich befindet, mit H 
bezeichnen wollen, ganz auffallend mit .J zusammenfällt. Die Varianten 
sind im ganzen gering. Dagegen steht H weit ab von Ü und R. Wir 
haben also deutlich zwei Gruppen: H und .‚J auf der einen und 


! R statt scharen: hauffen. 

2 C: wollest. 

® J: andern secten. — GC: Machomets und anderer secten. — R: Mo- 
hometh sanıpt andern Rotten. 

* R: deinem willen widderstreben. 

5 J u. C: vnd einmal. — In R: fehlt: ir einmal. 

° InR fehlt: arm; nach gebet in Klammern: (weil du es geheissen, 
weleret vnd vertröstet). 

"InR fehlt: und thun. 

® R: Wie wir glauben vnd trawen. 

® In J statt ewig: ewiglich. — R: lebt und herrschet In Ewigkeit. 

° J: So gehet nu hin vnd weidet die herde Christi [I. Petr. 5 über die 
Zeile geschrieben] So bey euch ist. finis kron der ehren empfahen. Tunc 
abeant unus quisque in locum suum. — Ordinati autem primi cum ecclesia 
nostra communicent. Si placet, cantetur, Nu bitten wir den heilig geist. Tuım 
procedat mox officium missae. — R: Sexto, His S. Petri verbis Ordinator 
alloquatur ordinatos. 1. Petr. 5 (folgt in deutscher Lebersetzung die Stelle 
1. Petr. 5. 2—4). Septimo, Ordinator eis benedicat crucis signo, et istis vel 
alijs verbis utatur, Benedicat vobis dominus ut faciatis fructum multum, 
Inde abeat unusquisque in locnm suum. Et si placet, cantet Eeclesia. Nu 
bitten wir den Heilig Geist. Hie finitis canat presbyter, pater noster. Et 
ordinati communicent primi cum Ecclesia, tunc presente, Ordinator si volet, 
vel licet, proxime eos sequens similiter communicet. — C schliesst mit dem 
Amen des Gebets. 
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C und R auf der anderen Seite. Dass die erste Gruppe (H u. ‚J die 
ältere, die zweite (CO u. R) die jüngere ist, geht nicht allein aus dem 
eanzen Charakter der Formulare hervor, sondern auch aus ihrer Teber- 
lieferungsgeschichte. Dass R „kalligraphisch mit grossen Buchstaben 
geschrieben in einem Ledereinband in Quart für sich gebunden mit 
der auf dem Einbande eingepressten ‚Jahreszahl 1539* sich findet 
(Rietschel, Luther und die Ordination, S. 10), dass wir es dabei mit 
dem agendarischen Handformular zu tun haben, das offiziell seit 1539 
in Wittenberg gebraucht worden ist, ist Beweis genug, dass R an das 
Ende der Reihe gehört. C war ım Jahre 1538 in Wittenberg in Gre- 
brauch. Dagegen findet sich J in einem Bande Nachschriften von 
Predigten Luthers, die ins Jahr 1536 gehören und bis zum 2. Advent 
reichen. J ist die letzte Eintragung, denn „die erste Hälfte derselben steht 
mitten inne im Band auf anderthalb leergebliebenen Seiten, während 
der Schluss auf der letzten leergebliebenen Seite des Bandes zugefürt 
ist“ (Rietschel in Theol. Stud. u. Krit. 15895, S. 179). Dass sie nicht 
vor Juli 1537 eingetragen sein könne, wie Rietschel annimmt, ist irrig, 
da Luther nicht erst von 1537, sondern schon von 1535 an regelmässig 
ordiniert hat. Sehr wohl kann J noch 1536 oder Anfang 1557 in den Band 
eingeschrieben sein. H, für dessen Datierung nach Mitteilung von D. Buch- 
wald keinerlei verwertbare handschriftliche Angaben vorliegen, gehört 
höchstwahrscheinlich noch vor J. Dafür spricht nicht nur die Verwandt- 
schaft der vorauszehenden Ordinationsrede Luthers mit der vom 20. Okto- 
ber 1535, sondern auch eine Vergleichung der beiden Texte von H und J. 

H macht auf den ersten Blick den Eindruck, als sei es die Fixie- 
rung einer Ordinationshandlung, der der Nachschreiber selbst beige- 
wohnt hat. Denn zunächst werden die einzelnen Akte nicht, wie in 
den andren Formularen, als zu geschehende aufgeführt (die Verba stehen 
iin Konjunktiv), sondern als eben geschehende: cantat (nicht cantet wie 
in J, C u. R) chorus; ordinator ascendit (nicht ascendat, wie in J. 
u. R); endlich gegen den Schluss legitur locus. Dann aber tritt doch 
die konjunktivische Form auf wie in J, C u. R. ‚Jedenfalls aber war 
doch H ursprünglich die Notiz eines anwesenden Beobachters. Seine 
Aufzeichnungen wurden von einem Dritten höchst wahrscheinlich mit 
dem Interesse abgeschrieben, das Ordinationsformular der Wittenberger 
zu besitzen, und so kam in seine Abschrift die konjunktivische Form 
der Verba hinein; vielleicht, dass ihm auch schon ein andres wesent- 
lich gleichlautendes Formular voch mit zur Hand war. Dass aber tatsäch- 
lich H ursprünglich die Fixierung einer bestimmten einzelnen Ordinations- 
handlung war, beweist sich aus der Art, wie das Formular an die vor- 
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ausgehende Rede sich anschliesst. Jene erste Rubrik des Formulars 
in J, die mit den Worten beginnt: Commendetur et petatur pro eo 
et universo ministerio u. s. w. erscheint in H noch als Rede Luthers 
und nur so ergibt sich ein guter Sinn. Das Commendetur an der 
Spitze von J ist sinnlos. Wie will man denn dies Wort mit dem Fol- 
genden in einen verständlichen Zusammenhang bringen? In R ist 
dieses Cominendetur denn auch geschwunden. Wo es herstamnt, wird 
aus H klar, wo es mit dem oretur gar nicht auf gleicher Linie steht, 
sondern einem selbständigen Satz angehört: Commendatur igitur primae 
ecclesiae orationibus, ut oretur.... Vergleicht man H und .JJ schon an 
diesem einen Punkte mit einander, so liegt die Priorität von H auf 
der Hand. 

Ein weiterer Beweispunkt ist folgender: H gibt an, dass der Chor 
sinet: Veni. sancte spiritus mit der Versikel: Emitte spiritum tuum; dar- 
auf folgt die Kollekte: Deus, qui corda etc. — J gibt den gleichen Chor- 
gesang an, stellt aber 2 Versikeln zur Auswahl: Cor mundum crea in 
me deus mit dem Responsum: Et spiritum meum etc. oder KEmitte 
spiritum tuum etc. Die Kollekte wird als de spiritu sancto bezeichnet; 
gemeint ist die Kollekte wie inH: Deus, qui corda (die übliche Pfingst- 
kollekte). — C u. R haben die Versikel: Emitte spiritum tuum ge- 
strichen. Man sieht an diesem Punkte deutlich, wie die Entwicklung 
gregangen ist: H bietet die älteste Form. 

Weiter kommt in Betracht die in H u. .J vorgesehene, auf I. Tim. 
4,4 u. 5 sich gründende Ansprache, die in J fein durchstrichen ist, 
zum Zeichen, dass sie ausser Brauch kam, und in der Tat fehlt sie in 
C u. R. Gehen hier wieder H u. .J zusammen gegen C u. R, so ist 
doch zwischen ersteren eine erwägenswerte Verschiedenheit. Wie aus 
Anm. 178.293 zu ersehen ist, hat J einen längeren Satz am Schluss, der 
in H fehlt. Was ist wohl das Ursprünglichere? Es lässt sich nicht ver- 
kennen, dass in J die Schriftstelle I. Tim. 3, 1—7 ganz unvermittelt 
auf den Schlusssatz folgt, während sich in H mit der Formel: sicut 
Paulus docet die Schriftverlesung ganz vortrefflich an das Vorher- 
sehende anschliesst. Das spricht nicht für die Priorität von J, son- 
dern von H. Zudem macht der Satz in ‚J auch inhaltlich den Ein- 
druck eines Zusatzes, der gesucht erscheint. Es ist unwahrscheinlicher, 
dass er als ursprünglich zum Formular gehörig sollte entfernt worden 
sein, als dass er eingeschoben worden ist. Jedenfalls hätte ihn unser 
Nachschreiber gebracht, wenn er ihn gehört hätte. Dass der Abschreiber 
ilın, weil er ihn nicht passend fand, gestrichen haben sollte, ist kaum 
anzunehmen. Das Natürlichste ist und bleibt, anzunehmen, dass die 


20* 


298 Abhandlungen. 


Rede wirklich mit dem: sieut Paulus docet zur Verlesung des so 
vortreftlich zu den eben gesprochenen Worten passenden Schriftab- 
schnittes überging. 

Ein weiterer Unterschied zwischen H u. J ist der, dass J auf die 
Verlesung von act. 20, 238 (event. der folgenden Verse) eine kleine An- 
sprache folgen lässt (vgl. Anın. 2, 8. 294), die in H fehlt. In C ist sie 
bedeutend erweitert; in R wieder etwas gekürzt. Auch hier kann kein 
Zweifel sein, dass die Aufeinanderfolze J, C, R ist. Ganz unwahr- 
scheinlich ist aber, dass die Ansprache in .J sollte in H ganz ge- 
strichen, in C aber in erweiterter Forın wieder aufgenommen worden 
sein. Das Natürlichste ist auch hier, dass ursprünglich diese Ansprache 
nicht vorhanden war, dass also H älter ıst als J. Denn dass der Ab- 
schreiber von H diese so charakteristische Stelle sollte gestrichen 
haben, ist ganz unwahrscheinlich. Der Nachschreiber hat sie bei der 
Ordination. der er beiwohnte, eben nicht gehört. 

Endlich kommt noch der Schluss in Betracht. Nach H schliesst 
die Handlung ab mit der Verlesung von I. Petr. 5, 2—4 und der Kommu- 
nion der Ordinierten; J stellt frei, noch: Nun bitten wir den heiligen 
Geist zu singen. In R hat sich der Schluss viel reicher ausgewachsen. 
Auch hier spricht der Gang der Entwicklung für die Priorität von H 
vor J. Das Einfachere steht am Anfang, die reichere Form dringt 
später ein. Warum in C der Schluss fehlt, darüber vergleiche Rietschel 
in Theol. Stud. u. Krit. 1895, 8. 175 f. 

Nach allem dürfen wir wohl den Schluss wagen: In H liegt uns 
die bisher älteste Ordinationsform aus Luthers Feder vor. Dass sie 
schun 1535 abgefasst ist, ist sehr wahrscheinlich. 


v 

Ordinanden-Examina Melanchthons 1549 —1555 (1556 ?). 

Im folgenden gebe ich einige Proben von Ordinandenprüfungen 
Melanchthons, von denen mir Nachschriften zur Verfügung standen, die 
sich in Cod. Ottob. lat. 2929 der Vaticana befinden. Die Handschrift 
war im 18. Jahrhundert im Besitz des Altertumsforschers Philipp von 
Stosch (+ 1757) (vergl. über ilın Allgem. deutsche Biographie 36, 464), 
wie aus dem eingeklebten Exlibris hervorgeht. Der Titel für diese 
Examensnachschriften lautet: Observata in examinibus |] ministrorum 
verbi: |] 1549 || Vitebergae || Omnia ex ore Domini || Philippi Melan: | 
Abrahamus Buchholtze || rus Dhamensis tumultu- || arie excepit. || Der 
Nachschreiber ist nicht unbekannt. Er war der jüngere Sohn des Ber- 
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liner Propstes Georg Buchholtzer, geboren zu Schönau bei Dahme in 
der Mark 1529. Er bezogx mit seinem Vater und seinem älteren Bruder 
1544, also fünfzehnjährig, die Universität Frankfurt a. O. (Matrikel 
der Universität Frankfurt a. ©. in: Publikationen aus den Köniel. 
Preuss. Staatsarchiven Bd. 32 (1557), S. 91 No. 53. 54. 55.) und 1547 
mit beiden die Universität Wittenberg (inskribiert am 21. Nov. 1547, 
vgl. Album academiae Vitebergensis ed. Foerstemann 15411, p. 237). Hier 
schloss er sich besonders eng an Melanchthon an, von dem auch ein 
Brief an ihn vom 16. Nov. 1556 vorliegt (Corpus Reformatorum ed. 
Bretschneider und Bindseil VIII, 907). Buchholtzer befand sich da- 
mals als Lehrer in Grünberg in Schlesien (über sein weiteres Leben 
vgl. Allgem. deutsche Biographie 3, 451). Er starb 1554. Während 
seines Wittenberger Aufenthaltes schrieb also Buchholtzer in den Prü- 
fungen Melanchthons nach, so gut er konnte. Der vorliegende Hand- 
schriftenband enthält 31 dieser Prüfungsnachschriften. Leider können 
wir nur wenite dieser Prüfungen datieren. Ins Jahr 1549 gehören die 
ersten zwei, und zwar wurde die zweite am 5. Oktober 1549 gehalten!, 
die siebente fand am 1. April 1550°, die siebzehnte am 3. März 15513 
statt; endlich gehört die dreissigste ins Jahr 1555, und vielleicht auch 
die einunddreissigste, wenn sie nicht ins folgende Jahr gehört. 

In den Besitz dieser Nachschriften bin ich als Mitarbeiter der 
Herausgabe der Werke Melanchthons, die zur Ergänzung des Corpus 
Reformatorum geplant wird, gekommen, und zwar durch die Füte des 
Herrn Prof. Lic. theol. @. Ficker in Halle a. S., der mit grosser Sorg- 
falt Abschrift von den umfänglichen Nachschriften genommen hat. Ich 
benutze diese (selegenheit, um ihm auch öffentlich meinen verbind- 
lichsten Dank auszusprechen. 

Wenn ich im folgenden einige Mitteilungen aus diesem handschrift- 
lichen Material mache, so tue ich es zugleich in der Absicht, dadurch 
die Aufmerksamkeit auf diese bisher ganz übersehenen Nachschriften 
zu lenken. Ich zweifle nicht, dass sich solche auch sonst noch zahlreich 
erhalten haben, ohne bis jetzt beachtet oder aufrefunden zu sein. 
Dass ihr Bekanntwerden aber nicht wenig zur Aufhellung eines wich- 
tigen und interessanten Aktes in der Reformationszeit dienen würde, 
werden hoffentlich die nachfolgenden Proben zeigen. 


ı Wittenberger Ordiniertenbuch (herausgegeb. von Buchwald) I (1894) 
No. 1036. 

?2 a.a. O. No. 1069. 

® a.a. OÖ. No. 1135 u. 1156. 
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I. 
fol. 2a—ba.] 

l.! Oportet Deum invocarı ommibus temporibus uno et eodem modo. 
Proba ex veteri testamento, quod patres eodem modo aymoverint, in- 
vocarerint etc. — R.? Psal. 2: Oseulamini fillum. Esa. 9: Parvulus 
natus est nobis ete.* Sciebant filium esse mediatorem. Pater aeternitatıs, 
id est, aequalis Deo. Micheas dieit: Ante saecula egressus eius etc.? 

2. Quid interest inter invocationem ethnicorum et C'hristianam? — 
[R.] 1. errant de essentia. 1I. accedunt sine fide in mediatorem et cum 
dubitatione, et sic ruunt in aeternam mortem et poenas®. 

3.7 Deus est passus, in concreto est vera [sc. propositio], et signi- 
ficatur persona etc. Homo videt, intelligit, est vera propositio. Nun 
autem dieis: corpus intelligit, etsi intellectus sit eius pars etc. Sed 
homo intelligit, fit propter communicationem idiomatum. Communicatio 
idiomatum est, quando proprietas uni alicui naturae conveniens tribuitur 
toti personae in concreto, et hac ratione est vera propositio: Deus vel 
Christus est mortuus, est natus, etsi proprium sit naturae divinae esse Iim- 
passibilem. Ibı proprietas conveniens uni naturae tribuitur in concreto 
toti personae. Illa non sunt verbalia, sed realia in Christo, et est 
aeternum et indissolubile foedus humanitatis et divinitatis in Christo 8, 

4. Uontra: Semper oportet voluntateın hominis vel creaturae esse 
conformem voluntati Dei’. Dei voluntas fuit, ut tuus pater moreretur. 
Ergo non debes dolere. — R. ad maiorem: voluntati Dei, scilicet re- 
velatae. Duplex est voluntas, praecepti et promissionis!®, Voluntas 
praecepti est: lugeas patrem tuum, sed ut vincas dolorem. Illa non 
pugnant. 

5. Proba, quod in Christo nato ex Maria sint 2 naturae. — R. 
Tota narratio Evangelii lohannis est testimonium, quod sint in Christo 2 
naturae, 


1 Die Numerierung der einzelnen Fragen rührt von mir her. Da der 
Nachschreiber die einzelnen Fragen und Antworten nicht immer scharf von 
einander abgehoben und kenntlich gemacht hat, indem er oft bald die 
Frage, bald die Antwort weggelassen oder auch einzelne Sätze, die ihm 
wichtig schienen, festgehalten hat, ohne den Zusanımenhang anzugeben, dem 
sie angehören, so ist es nicht möglich, mit voller Sicherheit die einzelnen 
Fragen und ihre Antworten von einander abzugrenzen. Wo ich eine Ant- 
wort vermute, ist dies durch [R.] kenntlich gemacht. 


*2R. = Responsum. s Ps 2,12. * Jes. 9, 6. 5 Mich. 5.1. 
* CR. 21 (loci), 955; 23 (examen ordinandorun), 7. 
° Die Frage fehlt. S CR. 21, 626 f.; 23, 61t. 


® Yırl. CR. 23, 8. 10 CR. 21. 685. 
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6. Verissima est sententia! Essentia generat, seilicet essentia patris. 
Et essentia generatur, quia essentia fili est genita. (uae res est genita 
in filio? — [R.] Essentia. Filius est genitus de essentia patris. Et 
non est aliud quicquam genitum, quod non sit essentia. 

7. Contra!: Pecunia accepta homo fit dives, et homo est dives 
habens tale bonum. Jllud ipsum fieri transfert aliquid, quod postea 
est in nobis, scilicet divitias, et divitem esse est res aliqua, quam nos 
possidemus. Sie fides est acceptatio, qua homo fit iustus. Fieri iustum 
est fieri talem. Ergo praeter filem est aliquid in nobis, quo postea 
sumus iusti, et per consequens fides est praeparatio etc. — R. Paulus 
dieit: Fides reputatur ei ad iustitiam # Deinde vis argumenti sita est 
in vocabulo fieri etc. 

8. Beatus, cui remissae sunt iniquitates, in cuius spiritu non est 
dolus?. Quid sigmificat? — [R.] Id est: non est oceultatio confessionis, 
arnoscit, fatetur se reum esse, quaerit misericordiam, non est newatio 
confessionis, non Imaginatio, quod sit iustus sua qualitate et sine miseri- 
cordia ete. Fit iustus, id es, fit acceptus, placens Deo, non tantum 
ita est intelligendum, quod fillius Dei det qualitates, quamquam illae 
etiam sequuntur. 

9. Papistae dieunt Turcarum bona opera nou placere Deo, quia 
non habent fidem. Ergo idem dieunt, quod nos. — R. Hoc est dis- 
erimen: Ipsi loquuntur de notitia historiae, quam vocant fidem. Ned 
nos oportet statuere, quod simus accepti propter misericordiam etc. 
II. oportet statuere, quod non satisfaciat homo legi Dei et quod sint 
reliquae magnae infirmitates. Ill. Deus vult opera et inchoatam obe- 
dientiam et placet Deo fide. 

10. Morbus non manet ın sanctis sine emendatione. Emendatio 
inchoatur *. 

11. Contra: Electi omnes semper placent Deo. Paulus ait: Electio 
est sine poenitentia?, id est, est immutabilis. David fuit electus. Ergo 
David, etiam cum fuit adulter, placuit Deo. — R. ad maiorem: Placent, 
seilicet finaliter. Haec est simplicissiima solutio, id est, quia resipiscunt. 
Deus praevidit Davidem reversurum ad poenitentiam. Et Deus vere, 
non ficte tum irascebatur ipsi David, cum peccaret. Et David illud 


! Wendet sich nicht gegen das Responsum unter No. 6, sondern gegen 
ein ausgefallenes. 

® Rüm, 4,5. ® Ps. 32,1. 

® CR. 23, 32; vgl. 21, 767. Ein Satz, der vielleicht eine Bemerkung 
Melanchthons ist. 

> Röm. 11, 29 (vgl. Vulgata). 
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fatetur: Tibi soli peccavi etc.! Gratia non simul stat cum peccato contra 
conscientiam, qwia seriptum est: Nolite errare, Deus non irridetur®. 
Fornicatores puniet Deus etc.? 

12. [R.] Filii ineredulitatis®, id est, qui non sunt obedientes. 

13. Omnes nascimur filii irae?, quae phrasis? was heissts? — [R.] 
Id est proprii, addieti, obnoxil, mancipia irae. 

14. [R.] In campo filio olei, in psalmo®, ıd est, qui est proprius 
locus olei et quası natus ad hanc rem. 

15. [R.} Filius ebrietatis’, id est addietus ebrietati. 

16. Contra: Probet unusquisque suum opus et gloriam habebit, ait 
Paulus®. Et contrarium dietum est: Qui gloriatur, in domino glorietur®. 
Quomodo Paulus dieitur habere gloriam? — [R.] In domino glorietur, 
scilicet quod ad iustificationem attinet, ad iustitiam, acceptationem etc. 
Prius dietum loquitur de gloria bonae conscientiae, q. d. inspicias 
funetionem et cursum vitae tuae etc. Bona conscientia est gloria, sed 
non talis, propter quam persona sit Deo accepta. Est res placens Deo 
in illa persona recepta. 

17. Contra: Fidei confirmatio est opus spiritus sancti. Ergo ex- 
ternum opus sacramenti non confirmat. — R. Est testimonium, com- 
monefactio, per quam spiritus sanctus movet, est organum, vehieulun, 
quo movet spiritus sanctus corda nostra, testimonium, per quod com- 
monefacti accendimur a spiritu sancto. Augustinus ait: Sacramentum 
est verbum visibile, ıd est, incurrit in oculos, id est, habet se similiter 
sieut verbum, ıta illud etiam est potentia Dei etc. Sicut commonefacit 
Deus per verbum et per verbum spiritus sanctus est efficax, ita etiam 
in sacramento. 

18. Quid interest inter missam christianam et papisticam? — [R.] 
In nostra Ecclesia sacerdos seu minister porrigit corpus et sangumem etc. 
Illi autem offerunt pro aliıs, ita ut opus sit necessarium toti Ecelesiae 
et sine quo opere non possit fieri applicatio remissionis peccatorum. 
Filius Dei non offertur denuo, quia una oblatione consummarvit sanctos 2, 
Mors Christi est sufficiens sacrifiium pro peceatis nostris!. 


ı Ps. 51,6. 2 (al. 6,7. ® Hebr. 13, 4. 

® Eph. 5,6. — Die Frage fehlt. > Vgl. Eph. 2,3. 
° Jes. 5,1 (vel. Vulgata). -— Die Frage fehlt. 

° Die Frage fehlt. ° Gal. 6, 4. 


® I, Cor. 1, 31; Il. Cor. 10, 17. 
ı0 Hehr. 10, 14. 
ıı GR. 23, 66. 
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1I. 
[fol. 26a—34b.] Aliud Examen (gehalten am 1. April 1550). 


l. Contrat: Lex etiam offert remissionem peccatorum et vitam 
auternam. Ergo non est differentia inter legem et evangelium. — R. 
Ob man wol kan sagen: Lex promittit cum conditione, so ist doch 
noch ein anders, quod gratuita remissio peccatorum annuntiatur in 
evangelio propter filium Dei. Est gratuita quoad nos, sed non quoad 
filium mediatorem. 

2. Estne humana natura in Christo persona? — [R.] Non, sed est 
una persona ipse Christus. 

3. Contra: Ipsa natura humana per se cogitata est substantia in- 
dividua, intelligens, incommunicabilis®, Ergo est persona. — R. Est 
incommunicabilis et non sustentatur ab alia, wenn man redt de persona, 
nicht wie man es in hoc articulo braucht de tribus personis divinitatis, 
oporteret addi hoc in ipsa definitione. Persona est substantia individua, 
intelligens, incommunicabilis, sustentans, non sustentata, non habens 
ordinem ad aliam, cui sit necessario adiuncta. Exempli causa: Estne 
corpus persona? Non. Nec anima secundum se, quamvis etiam est 
substantia intelligens, individua, incommunicabilis, non communicatur 
pluribus, habet naturalem ordinem ad corpus, ita ut copulatio animae 
et corporis talis sit, ut sit una persona, et sit quaedam actionum so- 
cietas, corpus sustentatur anima sustentante, et anima non est persona 
perfecta, nisı restituatur corpori. Animae est intellectio, sed ita orli- 
nata, ut procedat per sensus. Ideo oportet addi in definitione personae: 
Et non sustentata ab alio, sed ipsa sustentans, ut tua persona non sus- 
tentata est in alia, sed ipsa per se subsistit. Humana autem natura in 
Christo est sustentata a divina, divina est gestatrix humanae. Potest 
esse quaedam similitudo illa unionis duarum naturarum in Christo 
copulatio corporis et animae in homine, sed non est omnimodo simili- 
tudo. Pater est persona divinitatis non genita neque aliunde orta, 
sed ab aeterno, ab aeterno generans fillum, qui cum filio et spiritu 
sancto condidit. omnia?). 

4. Quare vos rebaptisatis Walachos?* — [R.] Ubicunque non est 
vera agnitio trium personarum, ibi non est baptismus. Walachi non 


ı Der Anfang des Examens fehlt in der Nachschrift. 

2 CR. 21, 610 u. 1076; 23, 2. 

® CR. 21, 614; 1076; 23, 3. 

* Der Examinand war ein Ungar; vgl. Ordiniertenbuch (ed. Buchwald), 
I. No. 1069. 
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habent illam, ergo. Quia illa contentio est in Africa orta, Manichaei 
non habebant baptismum, quia non recte sentiebant de tribus personis, 
Sic Wulachi habent errorein de spiritu sancto, retinent quidem verba, 
sed non habent hune intelleetum, quod spiritus sanetus sit &nsohe:oz 
patri et filio. Dicunt, quod sit Spoose:cg patri per filium. 

5.1 Iam est quaestio, quomodo intelligant hoc: per filium. Si in- 
telligunt 3u50%0:0%, recte sentiunt. Si autem intelligunt, spiritum sanetum 
procedere a patre et dari per filium, sicut dabatur per apostolos, errant. 

6. Christus dieit: Abraham vidit diem meum? Ergo Abraham 
novit fillum et tres personas. Item: Ego genui te etc.3 

7.* [R.]) In artieulo iustificationis primo dieunt papistae oportere 
nos mereri remissionem peccatorum nostris operibus, meritis, sua con- 
tritione, suo bono proposito et eleemosynis. Secundo etiam dieunt, cum 
nunquam sciamus, an satis habeamus operum, semper manendum esse 
in dubitatione et ipsi tantum dicunt, quantum diceret aliquis ethnieus 
sapiens, et non irreligiosus, ut Xenophon, Ulysses etc. Sed nostrae 
eccelesiae dieunt gratis donari nobis remissionem peccatorum propter 
fidem Dei. Secundo quod non sit manendum in dubitatione, sed eluctan- 
dum ex dubitatione, et fides debet vincere dubitationem, quod vere 
remissio peccatorum detur omnibus, et hoc est magnum et difficile 
certamen®,. 

8. Proba: Justificati fide pacem habemus etc. ® 

9. Contra: Paulus loquitur de praeparatione. Fide iustificati, — 
voluit adesse fidem, id quod etiam papistae volunt, sed volunt adesse 
tanquam praeparationem. Ergo fide non aceipitur remissio peccatorum, 
sed est praeparatio, et postea sunt aliae res, propter quas datur nobis 
remissio peccatorum. — R. Non tantum est praeparatio, quia dicit 
aperte: gratis, ergo exceludit opera, quae asserunt alii. Thomas dieit, 
Paulum non placere fide, praeparatione, sed dilectione; sed hoc est 
contra Paulum, quia dieit: gratis sine operibus. 

10. Contra: Fides est notitia. Ergo etc. — R. Paulus loquitur de 
illa fide, quae amplectitur promissionem, et illa est fiducia, und das 
Interim tantum hoc ipsum dieit, quod fides sit, possit esse in eo, qui 


us 


Das Folgende scheint ein Einwurf Melanchthons zu sein. 
" Joh. 8, 56. s Ps. 2,7. — Die Antwort fehlt. 
Die Frage fehlt. Sie richtete sich auf den Unterschied zwischen der 
katholischen und evangelischen Rechttertigungslehre. 

° CR. 23, 56 (in der ersten Ausgabe des examen ordinandorum von 1554 
fehlt dieser Abschnitt). 

5 Röm. 5, 1. — Die Antwort fehlt. 


>» 
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habet peccatum mortale, et intellieit.....!. 

11. Contra: Qui non dilieit, manet in morte*. Ergo non sola fide 
justificamur, quia, si sola fide, sequeretur, «mod ille, qui habet fidem, 
non sit in morte, sive habeat intelleetionem, sive non. — R. llla pro- 
hatio nihil valet, quando dico, qui non dilieit, manet in morte?, non 
sequitur, quia dieimus, quod oporteat necessario sequi virtutes, et 
tamen manet propositio vera: Sola fide accipimus remissionem pecca- 
torum. Nunquam fides est sola. Impossibilissimum est fidem esse sine 
spe et dilectione et sine bono proposito, et tamen est vera propositio, 
etiamsi beneficium acceptionis est propter aliud, etiamsi multae vir- 
tutes concurrunt. Exclusiva non exceludit virtutes, ne adsint, sed ex- 
cludit opinionem meriti, causalitatem, ut sit causa 1ustificationis *. 

12. Contra: Medium quo non est terminus ad quem. Fides est 
medium quo. Ergo fides non est iustitia. — R. Non dieimus hominem esse 
iustum illa virtute, fide, sed propterea, quod apprehendit mediatoren °. 

13. Hodie (primo die Aprilis, anno 1550) est caena Christi in 
Bethania. Jam quaero, quot sunt caenae Christi in Bethania? estne una 
illa, quae est in Iohanne, et quae est in Matthaeo?® — R. Non, sed 
sunt duae, ut ego existimo, quia dieit post biduum pasclıa fiet. 

14. In illa coena Christus laudat et commendat opus istius mu- 
liereulae. Ergo opera non mandata a Deo habent laudem, quia Christus 
ibi reprehendit vituperantes eam. Sic papistae etiam dieunt, abstinentia 
certorum dierum a cibo et potu non est opus mandatum, sed conveniens 
cum praeceptis, quia Christus dieit: Sitis sobrii? etc. Ergo illa debent 
fieri illo die. Item mandatum est, ut in publica administratione caenae 
domini fiant precationes. — Respondeo primum de opere Mariae vel 
quaecumque fuit mulier. Christus ipse interpretatur fuisse opus con- 
fessionis, unxit eum honore affıciens tanguam dominum et testificata 
est, hunc esse dominum, quem fatentur esse Messiam, ergo ert opus 
confessionis, et opera confessionis possunt fieri multis modis. Secundo 
respondeo: illa non instituebat opus, quod ex opere operato esset cultus, 
non praescripsit, ut alii isto modo facerent confessionem, nec vult hoc 
opus nec aliud ullum ex opere operato esse placens Deo. Sic manet 
libertas spiritus, spiritus manet directus in confessionem. Est opus 
confessionis et ideo placet. 


ı CR. 21, 785; 23, 21. :2 I. Joh. 3, 14. ® I, Joh. 3, 14. 

» CR. 21, 786; 23, 29. 5 CR. 21, 785. 

® Joh. 12, 1#f. u. Matth. 26, 6 ff. 

° Wahrscheinlich ist für Christus: Petrus zu lesen und an die Stelle 
l. Petr. 5, 8 gedacht. 
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15. Qnare Christus ibi addit: Et unxit, ut sepelitat?! — [R.] 
Christus melius interpretatur quam ipsa intellexit, quia ipsa non scivit 
moriturum, sicut nee reliqui apostoli, et mortui ungebantur. In summa 
illa voluit recreare eum. Sicut tota illa gens fuit medica, habuit 
optima aromata, qualia in nulla alia terra erant, et mulieres erant eru- 
ditae in apparandis unguentis. Ergo voluit eum recreare, et scivit eum 
esse dominum, quem ipsi confitebantur esse Messiam etc. Item miles 
in eivitate Nicomedia, quando Diocletianus proposuerat edictum de 
interficiendis Christianis concerpsit edietum in conspectu hominum et 
recte fecit. 

16. Contra: Opus non mandatum non est opus bonum. Hoc non 
erat mandatum, scilicet violare publicas tabulas imperatoris. Ergo non 
fuit opus bonum. — R. Fuit opus confessionis. 

17. Imo etiam aliud oppono. Nemo debet sibi accersere periceulum 
sine vocatione et necessitate. Ille sibi attraxit periculum sine voca- 
tione etc. Ergo non recte fecit, quia Petrus dieit: Sitis parati respondere 
cuilibet interroganti?, non iubet, ut aliquis currat in medium populum 
et vociferetur. Sed ille lacerat tabulas imperatoris nemine iubente et 
vocante. Ergo. — R. ad maiorem: Est vera maior, scilicet si non est 
paratus ad patiendum. Sed si est tanta magnitudo spiritus, faciat, 
quia ılla sunt opera spiritus, quae non possunt astringi ad regulas. 
Scd tamen illa non est praecipienda alicui, quia fit spiritu sancto im- 
pellente. Non debeo currere in urbem munitam et clamare, ut alü 
vociferentur suo periculo. Illa sunt opera spiritus et opera confessionis 
ın rebus magnis et in summa totius doctrinae. 

18. Contra: Papistae dieunt in Tureis et in infidelibus non placere 
opera Deo. Ergo. — R. Tria requiruntur praecipue, cum dieitur de 
bonis operibus (illa habes in locis communibus Phil.) Vide fol. 5. 13. 243. 

19. Quare dieit Paulus: Opera carnis manifesta sunt?* — R. Ibi 
loquitur de illis, quae non stant cum fide, sicut postea dieit: Qui talia 
agunt, regnum Dei non possidebunt®,. 

20. Suntne membra ecclesiae inter papistas ?® 

21. Contra: Multi sunt infirmi habentes aliquid erroris et tamen 
habentes fundamentum, sieut ante hoc tempus multi fuerunt tales. — 
R. Oportet discernere infirmos ab hostibus et persecutoribus, quia illi 
infirmi non sunt persecutores. 


ı Joh. 12,7. 2 I. Petr. 3, 15. ® CR. 21,428 f., vgl. 23, 33 £. 
* Gal. 5, 19. ® Gal. 5, 21. 
® Die Antwort fehlt. Sie war jedenfalls eine einfache Bejahung. 
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22. Videlicet (?) quaero, an regina Ungariae Elizabeth fuerit mem- 
brum ecclesiae? — [R.] Nihil dubito, eam fuisse membrum ecclesiae, 
quia tenuit fundamentum, et haud dubie recte sensit, quod propter 
filium Dei placeret, etiamsi habuit stulta quaedam exereitia. Aedificavit 
stipulas super fundamentum. Habuit multas stultas ceremonias, et 
tamen est salva facta per ignem, sicut Paulus dieit!, quia filius est 
sublatus veneno etc. Ipsa est expulsa e regno et est tracta per lutum 
et conculcata et eiecta e territorio vixit magna miseria, sed tamen est 
salva facta per ignem, id est, multa didicit in illa cruce et tentatione. 
Ibı didieit, non fuisse magnı momenti suos cultus et jeiunia, cogitavit: 
Ecce, tu vixisti inculpata et tamen te oportet talia pati, oportuit eam 
agmoscere, quod sit rea et peccatrix, non quidem coram mundo, sed 
coram Deo, et lapsus matris praebuit occasionem, ut viveret tristius et 
miserius. Possunt esse infirmi etiam inter papistas, qui quotidie au- 
diunt meliora, et eos non condemnamus, sed omnes persecutores con- 
demnamus. 

23. Quare? — [R.] Si quis aliud evangelium praedicaverit, ana- 
thema sit?. Item: Qui non dilisit dominum Jesum, sit anathema ma- 
ranatha3, id est, dominus venit. Est forma anathematis. Maran est 
Syriacum, et significat doctorem, inde thoran, lex, doctrina. Maran 
doctor vel castigator, Maranatha sic sonat: castigator venit, est quae- 
dam imprecatio: tu habebis castigationem. 

24. Contra: Omnes solventes unitatem ecclesiae peccant. Nos 
discedimus ab episcopis. Ergo. — R. Maior est vera, scilicet sine ne- 
cessaria causa, quia si quis aliud evangelium praedicaverit etc.? 

25. Contra: Certitudo est opus spiritus sancti. Ergo opus externum 
manducationis non est certitudo. — R. Spiritus sanctus per verbum et 
sacramenta est efficax. Execrandus est furor Anabaptisticus, enthusia- 
sticus. Deus est efficax per ministerium, id est, per verbum et sacra- 
menta, quia evangelium est potentia etc.* Item: Pater, sanctifica eos etc.° 
Alligat nos ad verbum, et sic Deus ordinarvit. 

26. Papistae quamquam dieunt missam suam non mereri remis- 
sionem peccatorum, tamen volunt percertos fieri pro ecclesia etc. — 
[R.] Nos habemus mandatum, ut singuli nobis applicemus. Si sacerdos 
possit applicare nobis, non esset mandata sumptio. 

11. 
[fol. 67b—70a.] Aliud Examen (gehalten am 3. März 1551). 


1. Contra $: Peccata non placent Deo. Omnia opera sanctorum in 


— 


ı ], Cor. 3, 13. ? Gal.1,8. 3 1. Cor. 16, 22. i Röm. ]1, 16. 
® Joh. 17, 17. ° Der Anfang fehlt. 
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hac vita sunt contaminata peccato. Ergo. — [R.] I.!: Oportet personam 
esse receptam propter Christum per fidem, non propter nostra merita. 
Paulus dieit: Ego sum abortivum, id est, ein untzeitige frucht?, nihil 
potest diei miserabilius. Est deformissima species. Inprimis parentibus 
est lJamentabile spectaculum, triste et horrendum. Talis, inquit Paulus, 
sum ego. Sed habet consolutionem. I. persona talis, quamquam sor- 
dida et immunda, est recepta propter filium Dei, placet Deo fide propter 
filium dei donata ipsi iustitia filii dei. Infinita iustitia fili dei terit 
illam magnam immundiciem, tegit hoc abortivum. II. debet agnoscere, 
quod non satisfaciat legi, und sols im lassen leid sein. III. debet scire, 
quod tamen Deus velit fieri inchoationem novae obedientiae et quod 
placeat propter Christum, non propter ipsam perfectionem. — R. ad 
minorem: Verum est, sed persona placet propter filium dei imputata 
iustitia filii dei, et postea bona opera etiam placent propter filium dei, 
non propter propriam dignitatem. 

2. |R.]3 In baptismo tollitur reatus et imputatur iustitia filii dei. 


Augustinus dieit: Ne peccatum imputetur. — Es ist recht. Sed lo- 
quitur improprie ®. 
3. Unde seis nostram doctrinam esse veram et divinam? — [R.] 


I. argumentum testimonia miraculorum. II. experientia fidei in singn- 
lorum cordibus iuxta illud: Dedit arrhabonem spiritum in corda eorum’. 
Arrhabo ein trawringk. Testimonia spiritus sancti in corda. Postea 
sunt multae coniecturae. 

4. Quae? — [R.] III. quia est antiquissima; IV. quia omnes aliae 
doctrinae non possunt dicere de causis calamitatum et miseriarum 
humanarum multo minus de remediis ; V. magnum testimonium est per- 
petuitas, quod ecclesia servatur mirabiliter in istis persecutionibus. 

5. Nestorius negavit hanc propositionem : Deus est passus, natus, 
dixit humanam naturam esse tantum natam °. 

6. Quid interest inter Christum et lohannem baptistam? — [R.] 
In Iohanne baptista habitat divinitas ut in habitaculo separabiliter, et 
non solum separabiliter, sed non est una persona. In Christo non so- 


! Diese I. bedeutet jedenfalls, dass der eine der beiden Examinanden 
(vel. Ordiniertenbuch [herausg. v. Buchwald] I, Nr. 1135 u. 1136) zuerst 
antwortete. Der zweite folgte dann später; seine Worte sind eingeführt 
mit: R. ad minorem. 
® I. Cor. 15, 8. ® Die Frage fehlt. 

* Jedenfalls eine Bemerkung Melanchthons. 
® Il. Cor. 1, 22. 


° Ein Satz ohne nachweisbaren Zusammenhang. 
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Jum ut in habitaculo est divinitas, sed est una persona, et sie una 
persona, ut copulatio sit inseparabilis. 
7. Quando Ohristus iacet in sepulchro divina natura, estne unita 


humanae naturae, corpori? — |[R.] Ita, est ei unita. 
8. Resurgitne filius sua potentia? — [R.] Ita. 
9. Proba. — [R.] Habeo potestatem ponendi animam et sumendi 
eam!. 
10.2 Non satis est dicere: Natura humana est domicilium t05 Acyon. 
1l. Qui negat Christum in carnem venisse etc.? — [R.] Loquitur 


de unione personali. Divinitas non eodem modo habitat in Christo 
et sanctis caeteris paribus. 

12. Tota divinitas habitat in quolibet sancto, cur ergo dieis: Spi- 
ritus sanctus sanctificat ete.? — [R.] Quia divinitas ita habitat, ut 
moveat, faciat novos vivificantes, sanctificantes motus, ut discernatur 
modus habitandi ab aliis modis praesentiae dei. Si non est motus, non 
habes istam actionem, quae est immediata spiritus sancti. Veniemus 
ad eum et mansionem faciemus ?, veniemus movente, agitante, vivificante 
spiritu sancto, non tantum vivificante vita corporali, sicut etiam caetera 
sustentantur, sed vivificante vita aeterna; vere adest spiritus sanctus 
et sanctificat, et tamen hoc volumus fieri per totam divinitatem. 

13.° Etiam actuale peccatum est, quando aliquis incenditur in- 
ordinato amore vel ira. 

14. Peccatum contra conscientiam est habere malum propositum, 
perseverare in malo proposito, id est, quando aliquis facit sciens et 
volens contra mandata dei. 

15. Blasphemia est impugnatio agnitae veritatis et perseverantia 
in illa impugnatione sine poenitentia. Paulus non fuit blasphemus 
propriissime loquendo, quia dicit: Ignorans feci®. 

16. Infantes erlangen den glauben propter illam ordinationem di- 
vinam, quia offeruntur Christo, quia Deus vult eos inseri ecclesiae. 
Proba, quod oporteat eos inseri ecclesiae. — [R.] Christus dieit: Ta- 
lium est regnum coelorum 7. | 

17. Infantes erlangen nicht den glauben umb der pathen willen, 
non propter merita astantium. 

18. Multi habent illam opininonem, wen sie zum Sacrament gehen, 


ı Joh. 10, 18. * Ein zusammenhangloser Satz. 

3]. Joh. 4, 3. * Joh. 14, 23. 

® Die folgenden Nummern mit Ausnahme von No. 15 enthalten nur ein- 
zelne dem Nachschreiber wichtige Sätze aus den Fragen und Antworten. 

° I. Tim. 1, 13. ” Mt. 19, 14. 
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sie haben remissionem peccatorum umb des hohen grossen werks willen, 
propter illam obedientiam. Sed finis est sacramentorum confirmatio 
fidei etc., sunst ists nur ein papatus. Sieut verbum acceptum auribus 
movet cor et Deus est efficax per verbum, ita etiam sacramentum 
acceptum aliis sensibus movet corda et ita Deus est efficax et exuscitat 
filem. Beneficia filii dei applicantur per illud opus credenti, fide ap- 
prehendenti, accipienti. 

19. Enumeratio peccatorum, vil noch wenig. non est necessaria, ne 
conscientiae onerentur, implicentur et fiant novi laquei conseientiarum. 
Sed absolutio est necessaria et necessario retinenda. 


IV. 


Das nächste Examen kann zeitlich dem vom 3. März 1551 nicht 
sonderlich nachstehen, denn es ist das zweite nach ihm. Vielleicht fällt 
es noch ins Jahr 1551. Ich drucke die Nachschrift ab, weil sie sehr 
ausführlich und in vieler Beziehung lehrreich ist. 

fol. z5b—&0b.] Forma integri examinis 

1. Quid vis docere? — [R.] Evangelium. 

2. Quomodo disernitur ethnicorum doctrina a doctrina ecclesiae ? 
— [R.] Ethnici habent notitiam legis naturae, sed non evangelii etc. 

3. Quot sunt personae divinitatis?! 

4. Quomodo discernuntur ?! 

5. Persona quid?! 

6. In principio erat verbum*, quid significat ibi verbum? — [R.] 
Filium dei. 

7. Contra: Tamen nondum erat natura humana Christi? Ete, ete.! 

8. Deus est spiritus adorandus in spiritu?, quid ibi significat spi- 
ritus? — [R.] Ibi significat essentiam, est nomen essentiae, et non 
personae. Alio loco significat personam, ut cum dieitur: Mlittam vobis 
spiritum veritatis etc.* 

9. Proba, quod divinitas sit ubique. — [R.] In propheta dieitur: 
Ego impleo coelum et terram etc.? 

10. Si Deus est ubique, quare dieitis, quod habitet in sanctis, et 
non in allis? — R. Deus est ubique secundum suam naturam quoad 
sustentationem. Sed in sanctis est quoad sanctificationem, est in illis 
efficax, agit in eis sanctificatione, non tantum sustentatione. Deus vere 
est ubique, sed non ubique agit eodem modo. Aliter agıt in Joseph, 
aliter in Pharaone, et tamen est ibı. 


ı Die Antwort fehlt. ® Joh. 1,1. ® Joh. 4, 24. 
* Joh. 15, 26. 5 Jer. 23, 24. 
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ll. Veniemus ad eum, inquit dominus, et mansioneın apud eum 
faciemus!. Nonne ibi postea est tota divinitas? Quare ergo dieit: apud 
eum mansionem faciemus? — R. Alio modo vult in illis agere, sci- 
licet quoad sanctificationem, quae sanctificatio fit immediate propriissime 
per spiritum sanetum, et tamıen tota divinitas simul est. 

12. Proba, uod filius sit aequalis patri. — [R.] Pater et ego unum 
sumus?, Omnia, quae facit pater, et ego facio®. 

13. Contra: Pater maior me est*. Ergo ete. — R. Loquitur ıbı 
de tempore ministerii, de se in quantum ministro, non loquitur de na- 
tura divina, quae est aequalis in illo ministro ibı praedicante. 

14. Quid est peccatum etc.?? 

15. Sage nicht, Sünd ist alles, was da geschieht wider Gottes Ge- 
bot. Sage, Sünd ist alles, was da ist wider Gottes (sebot. Peccatum 
non est tantum actio, sed illa miserrima destructio naturae. 

16. Wie erlanget ein Meusch Vergebungk der Sünd? ete.® 

17. Contra: Daemones ceredunt etc.’ 

18. Contra: Nihil est quaerundum, quod non est revelatum. Sed 
non est revelatum, quod tibi remittantur peccata. Ergo non est necesse 
eredere. — R. Promissio est universalis, oportet singulos eredere, quod 
ipsis prosit. Diabolus in genere credit, ut quod Maria salvetur, Ioseph, 
Iohannes baptista, sed non credit se salvari. Iudas eredit, quod lo- 
hannes baptista sit salvus, sed non credit se salvari. 

19. Contra: Illa est vera fides: 'Tu es Christus filius Dei viventis®, 
est confessio Petri. Judas etiam dieit: Ego vendidi sanguinem inno- 
centem (darüber geschrieben : iustum)?, est vera confessio. Ergo Iudas 
habuit simileın fidem sieut Petrus. — R. In Petro est vera fides, qua 
credit omnes articulos fidei integros, id est, eredit hune articulum: 


Credo remissionem peccatorum, «uae est comprehensus in illis verbis: 
Tu es filius Dei vivi. Iudas non credit remissionem peccatorum sibi dari, 
non est similis fides, etiamsi in genere confessio est similis de aliquibus 
articulis. Wer weis, etiamsi credidit, se tradidisse sanguinem iustum 
taımen potuit non credere esse Christum. 


20). Was ist für Unterschid ın hoc articulo in unsern kirchen und 


ı Joh. 14, 23. 2 Joh. 10, 30. ® Joh. 5, 19. * Joh. 14, 28. 

® Die Antwort felilt. Sie lautete offenbar: Sünde ist alles, was ge- 
schieht wider Gottes Gebot. 

e Die Antwort fehlt. Sie handelte offenbar vom Glauben. 

” Jak. 2, 19. — Die Antwort fehlt. 

» Mt. 16, 16; Joh. 6, 69. ° Mt. 27, 4. 
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unter den Widersachern ? — [R.] Adversarii errant de operibus ete. 
II. de dubitatione ete. Nos contra I. propter filium dei etc. II. fide 
aceipi beneficia filli dei et non in dubitatione manendum. 

21. Contra: Fides non sola. Ergo etc. — R. Nego consequentiam, 
est fallaciıa a non causa ut causa. Steut non valet: inıpossibile est vo- 
luntatem esse sine intellectu, ergo non sola voluntate volumus, 

22. Proba, quod non sit sola fides ipsa. — [R.] Dedit in corda 
eorum spiritum, quo elamamus Abba pater!. Fides accedens ad Deum 
invocat. Ibi sunt iam comprehensae multae virtutes saltem inchoatae, 
fides est etiam tantum inchoata. Item per fidem habemus accessum 
ad Deum ete.? Accessus ad Deum non fit sine dileetione, sed non 
sequitur, quod propter dilectionem ete. 

23. Contra: Fides est etiam infirma. Ergo non propter fidem. 
— R. Iustificamur fide, id est, non propter qualitatem, sed propter 
filium dei, quem oportet apprehendi fide. 

24. Contra: Qui non diligit, manet in morte?®, Ergo fides non 
est sola et ergo etc. — R. Nego consequentiam. 

25. Qui non moretur, est mortuus; qui non sentit, est mortuus. 
— [R.] Est verum. 

26. Estne sensus vel motus causa vitae? — [R.] Non, sed est 
effectus necessario sequens vitam. Der Mensch muss vorhin leben, 
postea habet sensum et motum. Ita filius dei fide apprehensus iusti- 
firat nos, est causa iustitiae, ut ita dicam, et tamen, quando fide est 
apprehensus, simul inchoatur dilectio. 

27. Contra: Praeparatio ad qualitatem non est ipsa res. Fides 
est praeparatio ad iustitiam. Ergo non est ipsa institia. Minorem 
probo, quia Paulus dieit: Fide iustificamur ?, effieimur iusti, ut postea 
alla re simus iusti. Ita motus est praeparatio ad calorem, et homo 
est tamen calidus calore, non motu. — R. Concedo totum areumentum. 
Es ist eben wie das vorige. Trauseat maior, concedo etiam minoren, 
quamquam posset disputari. Ergo non sumus fide iusti, concedo, sed 
sumus justi propter fillum dei, cuius iustitia nobis donatur et impu- 
tatur. Alias neratur minor, und muss es doch so declarirn. fides est. 
illnd, quo apprehendimus institianı, oportet correlative intelligi, aber 
iens Ist leichter. 

2S. Wie sol man leren von guten Werken? etc. 

29. Quae opera facienda sunt? ete.? 


ı Röm. 8 15. ? Rön. 5.2. > 1. Joh. 3. 14. 
* Röm. 3, 2S u.ö. 5 Die Antwort fehlt. 
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30. Suntne peccata in sanctis ? etc. 

31. Quae?! 

32. De differentia peccati contra conseientiam et in spiritum sancetum!. 

33. Voluntas abstinendi ab alterius coniuge ist auch ein Werck?. 

34. Concilia: Non justificabitur3 ete. Et: Qui iustus est, iusta 
facit. Der ein spruch sagt, das nymandt gerecht sey, der ander sast, 
das etliche gerecht sein. — R. Nemo justificatur, das ist geredt von 
allen menschen, die geboren sein in der sündigen natur, nymandt ist 
gerecht von wegen eigner wirdigkeit und tugent. 

35. De baptismo infantum etc. 

36. Coena Domini. 

37. De Missa. — [R.] Adversarii dieunt esse sacrificium per etc. 
II. wir sagen, es sey ein austeilung corporis et sanguinis Christi. 

38. Proba, quod non sit sacrificium. — [R.]. Una oblatione con- 
summavit sanctos®. 

39. Quot partes poenitentiae? etc. 

40. An satisfactio sit pars poenitentiae? etc, 

41. Contra: Justitia dei est non remittere peccata sine poena. 
Deus est iustus. Ergo non remittit peccatum sine poena, compensa- 
tione vel satisfactione. -—- R. Concedo totum. Deus non remisit pec- 
catum sine compensatione, scilicet quam filius dei solvit. 

42. Proba, quod filius dei sit compensatio. — [R.] Ad. Timoth.: 
Christus est @viänızov?®. Item Matth.: Christus dieit: Qui ponet ani- 
man suam Ahrsovetc.E Deus non remittit peccatum ex futilitate, vult 
habere compensationem talem, quantam nulla creatura potest solvere, 
Ideo filius dei fit pro nobis peccatum, maledietum, ipse est umbracu- 
lum, propitiatorium ete.? 

43. De invocatione sanetorum. 

44. Contra: Possum dicere ad te: bitt für mich etc. 


45. De confessione. -— [R.] Duo sunt: absolutio, quae est neces- 
saria. II. Enummeratio non est necessaria. 
46. De Ecclesia quid sit et. — [R.] Ubieunque sonat vox evan- 


gelii, ibi sunt aliqui credentes. 

47. De ministerio: Wie wirkt Gott? Wie samlet er im ein Kirche? 
Wie macht er die menschen selig? — |[R.] Per praedicationem Evan- 
gelii, durch das ampt vnd Dienst des Evangelii. Gott wil durch des 


! Die Antwort fehlt. 

? Ein aus dem Zusammenhang festgehaltener Satz. 

3 Gal. 2, 16. * Hebr. 10, 14. 5 I. Tim. 2, 6. 6 Nit. 20, 28. 
" Vgl. IH. Cor. 5, 21; Gal. 3, 13; Röm. 3, 25. 
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predigers stim das gross werck ausrichten. 

48. Proba. — [R.] Evangelium est potentia Dei ad ete.! Evan- 
gelium est ministerium spiritus?. Item: Pater, sanctifica eos in veri- 
tate. Sermo tuus est veritas?®. 

Re 
[fol. 125h—127a.] 1555. Inexamine 

l. Conereta significant personas, ut homo intelligit, cum tantum 
mens intelligat ®. 

2. Cum dico: Deus est passus vel Christus est passus, estne talis 
propositio, ut cum dieo: Petro patiente patitur Deus? — R. Non, quia 
est simpliciter metaphora : Petro patiente etc. 

3. Contra: ‚Justitia est, quae efficit nos iusta facere. Tota divi- 
nitas efficit nos iustos vel iusta facere. Ergo tota divinitas est iustitia. 
— R. Concedo de justitia legali, sed non de iustitia, de qua dicitur: 
lustus fide sua vivet®. Item: Justificati fide pacem habemus 6, Item: 
Iustificati sanguine eius etc.” In maiore non est suffieiens definitio 
institiae, videlicet quando dieimus: Fide iustificamur. 

4. Da igitur sufficientem definitionem. — [R.] lustitia est remissio 
peecatorum, reconciliatio, imputatio iustitiae gratuitae propter filium 
dei, mediatorem fide, qua fide postea fit vivificatio immediate per filium 
dei. Facere est legalis iustitia. Non sumus iusti, quia facimus justa, 
vel quia habemus Deum effieientem iusta in nobis, sed quia habemus 
filium dei mediatorem etc. 

5. Papistae etiam dieunt: Bona opera placent propter Christum, 
nos autem oportet dicere amplius. — [R.] I. ete. Il. ete. III. etc. 

6. Infantes inseruntur ecclesiae vel per baptismum vel commendati 
Deo per invocationem hominum sanetorum. Infantes Iudaeorum non 
inseruntur ecclesiae®, 

1. In eoena domini manducatur corpus et sanguis domini, ut sit 
pignus, quod adsit ibi filius dei et sit eflicax in nobis. Papistae di- 
eunt se in missa offerre filium dei etc. — [R.] Non est localis inclusio 
ibi, filius dei adest ıbi in manducatione leritima, non est ibi adoran- 
dus, non est ibi In pane inclusus in illa oblatione, quam non instituit. 
Deus non potest alligari ad id, quod non instituit, ita ut sit ibi ado- 
randus tanquam substantialiter in illa re inclusus, non sic est alliran- 
dus ad ullam rem, quam non institut. Ila verba non dieunt de 


ı Röm. 1. 16. ® Vol. 11. Cor. 3, 6. ° Joh. 17, 17. 


* Ein zusammenhangsloser Satz. ° Röm. 1, 17. 


» Röm. 5,1. " Röm. 5,9. ® Ein zusammenhangsloser Satz. 
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oblatione vel adoratione, sed de manducatione, et quidem manducatione 
, ’ l 

legitima, quam institut. Est horrendum et blasphemum disputare, 

quid comedat mus comedens panem consecratum. 


VI 
Ansprachen Melanchthons nach dem Examen der Ordinanden 
und deren Verpflichtung. 
(Nach Cod. Ottob. lat. 2929 der Vaaticana; vel. Vorbemerkung zu No. V.) 


1. [fol. 11b.] Post examen D. Philippus. 

Deus vult conservari ministerium und ist zu erbarmen, das die 
ministri nicht besser praeparirt werden etc., noch sollen wir das helffen 
erhalten in bona conscientia, fide, timore et invocatione Dei, et ideo 
Paulus ait: Esto fidelis ete. Etsı sumus ıinfirmi, tamen debemus esse 
diligentes in officio et in cognoscenda et discenda doctrina etc., habere 
studium et voluntatem proficiendi. Si ergo promittitis fidem, diligen- 
tiaım et constantiam in vera catholica doctrina, quam iam professi estis, 
admittet! vos Dominus pastor *. R.: Promittimus. 

2. [fol. 16a.] Post exaınen. 

....3 non est praeter doctrinam Evaugelii in caelo et terra doc- 
trina, per quam Deus colligat aeternam Eeclesiam, sicnut homo est con- 
ditus ad illam aeternitatem, in qua perpetua eonsuetudine caelestis 
Feclesia celebrabimus Deum. Illam magnitudinem nulla creatura potest 
comprehendere. Secitis mandatum Dei, ut etc. retineatis fidem, invo- 
cationem etc., si promiseritis, quod velitis fideliter etc. esse, constantes 
in veritate doctrinae, quam confessi estis et Dei beneficio nostrae ec- 
clesiae sonant et quam scitis esse consensum ecclesiae catholicae, ad- 
mittet vos Dominus pastor. 

3. [fol. 25a.] Post examen. 

Primum cogitate mandatum divinum de hoc ministerio, sicut omnes 
howines in tota ecclesia mediocriter et parum instituti sciant omnium 
summum et (?) maxime necessarium esse. Deus vult aliquos servire 
in ministerio, et quidem vocatos, et vos estis vocati, et seitis, quod 
oportet reddere rationem de fidelitate. Et sumus onmes imbecilliores 
et imperfecti. Wenn aldo stünden Abraham, Isaac, ‚Joseph, ‚Jacob, 
lumina generis humani, Petrus et Paulus, tamen dicerent se infirmis- 
simos et minime idoneos ad hoc ministerium, vnd würden es vil mehr 
sagen denn wir, quia illi magis intellexerunt magnitudinem. Sed hoc 


ı Nämlich zur Ordination. ” Gemeint ist Bugenhagen. 
® Der Anfang felılt. 
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requiritur, ut fideles simus, et fidelitas comprehendit duo, bonam vo- 
luntatem, diligentiam et etiam studium. So denkt, dass ir studirt, 
lernt und was dazu gehöret. Itaque mandamus vobis, ut sitis in stu- 
dio diligentes. Deinde promittetis, quod velitis manere in puritate 
doctrinae, quam iam professi estis, et quam Dei beneficio sonant no- 
strae ecelesiae et quae est doctrina ecclesiae catholicae consentiens cum 
doctrina prophetica et apostolica. Promittetis igitur, quod velitis esse 
firmi et constantes et non aliud docere ? 

4. [fol. 31b. 1. April 1550?]. Post examen. 

Vos estis ea aetate, ut sciatis, quantum sit ministerium alıquo 
modo, quod est in timore Dei inchoandum et adıninistrandum. Primo 
igitur promittetis, quod velitis praestare fidem et diligentiam in tuto 
officiv et constantiam praestare in professione verae doctrinae, quam 
iam professi estis, quam scitis esse consensum verae ecclesiae catholicae 
et quam doctrinam Dei beneficio nostrae ecclesiae sonant. 

5. [fol. 40a.) Post examen. 

Cogitetis ministerium evangelii esse gravissimun, et officium di- 
vinitus ordinatum et omnium summum inter omnia officia omnium 
creaturarum, et nos omnes, imo totum genus humanum redditurum 
est rationem de illius admirandi officii administratione, conservatione, 
reverentia, neglectu et contemptu, quia est generale mandatum: Hunc 
audite etc. ?, et illi imprimis, qui sunt in officio. Igitur fungeris of- 
ficio in timore dei, fide et invocatione, timebis iudieium dei et co«i- 
tabis de re (?) propter vocationem, et deum velle, ut invocetur et pe- 
tatur ab eo auxilium. Secundo promittere debes, quod velis manere 
firmus et constans in doctrina, quam jam professus es, quae dei bene- 
ficio sonat in hac ecclesia nostra et est consensus ecclesiae catholicae 
Christi, quod hane doctrinam velis docere et non aliam et contrarias 
fugere et improbare, et quod velis esse diligens in ministerio: facies 
hoc? R.: Promitto. Phil.: Dominus sit tecum. 

6. [fol. 48b.] Post, Phil. Mel. 

Lieben leut, ir wisset, das diss ein hoch ampt sey, und das höhest 
yn himmel und erden. Filius Dei est summus sacerdos, Christus ist 
der erst prediger und bleibt der erst prediger, et postea habet sua 
membra, sicut dieit: Sine me nihil potestis facere?. Ministerium est 
efficax per ipsum, darumb gedenckt, das ir dis ampt anfahet in timore 
Dei et in invocatione, last es euch ein ernst sein, Ir solt nicht gedencken, 
es sey nur als ein handwerck, das man für die lange weyle die Leut 


ı Vgl. No. II oben $. 308. ® Me. 9,7. ° Joh. 15, 5. 
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damit beschevst, wo irs euch nicht werdt lassen ein ernst sein, so 
wirds im gott lassen ein ernst sein, et puniet nos et vos propter ne- 
eligentiam. Deus mitiget poenas. Darumb solt irs in gottes furcht 
anfahen und administrire, darnach solt ir zusagen, das ir wolt vleissig 
sein in studio. Tertio, quod velitis esse constantes in doctrina, bey 
dieser einigen lehr, die man Dei beneficio predigt in disen vnsern 
kirchen, und die ir itzt bekant habt. Promittitis? (R.: Promitto.) 
Deus sit tecum. 

7. |tol. 57 b.]) Post examen. 

Ir wisset, das das ministerium von Gott geordnet ist, und ist das 
höhest ampt auf erden, und wir all sampt arme elende menschen sein, 
und wil doch gott durch geringe leutt das grosss werck ausrichten, 
weil es die grossen nit thun wollen. Weil diss nu gottes befhel ist, 
solt ir das ampt anfahen, und in dem ampt sein und leben in timore 
Dei et fide et invocatione, und treulich handeln und studirn so vil als 
gott gnad gibt, und so vil euch müglich ist, und solt euch dazu ge- 
wenen, das ir leset und studiret, auf das ir euch vorhin selbs 
kont unterrichten, weil ir ander leut unterrichten solt, und denckt 
an das dietum: Ideo quia scientiam repulisti, repellam te, ne sa- 
cerdotio fungaris mihil. Werden wir nit studirn und nur wüst 
sein, si repellemus scientiam, so wird uns gott strafen, das wer- 
den wir inne werden, wie wir itzt schon sehen. Judicium a domo do- 
mini incipit?, er straft uns erst, ut simus diligentiores, die andern, 
qui non agunt poenitentiam, die bleiben in der straf, in aeternis poenıs. 
Promittetis ergo, das ir wolt fleissig und treu sein in ministerio et 
eonstantes in doetrina? das ihr wolt bleiben bei der einigen rechten 
warheit, die ihr itzt bekant habt et quae Dei benefiecio sonat in no- 
stris ecclesiis ? 

8. [fol. 63 a.] Post examen. 

Ir seid alle drei noch junge Leut, und solt gedencken, das das 
ministerium das höhest ampt sei, das gott so wunderbarlich geordnet 
hat. et misit filium, qui est summus sacerdos et primus minister in illo 
ministerio, per quam aeternus pater collieit aeternam ecclesiam, et vult 
vos esse gyvesychg, conıministros et membra illius admirandi operis in 
colligeuda ecclesia. Sed ad hanc rem nulla creatura est sufficiens, sed 
sufficientia nostra ex Deo est?. So wils nu gott durch arme, schwache 
leut ausrichten, und ir seid arme, schwache leut, das solt ir erkennen 
und wissen, das ir davon gott rechenschaft geben solt, qnia requirit 


ı Hos. 4,6 (Vulgata). * I. Petr. 4, 17. ® II. Cor. 3,5 (Vulg.). 
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fidelitatem, das ir treue seid, id est, velle discere et afferre bonum 
propositum ad hoe officium, et postea requirit diligentiam in ministerio, 
das ir eurs ampts warten und treulich darin dienen wolt, so vil euch 
müglich ist mit gottes hülfe. Postea fidelitas etiam requirit, ut sitis 
firmi et constantes in pura doctrina. Si igitur promittetis, das ir wolt 
treu sein in ministerio et in studio mit gottes gnad vleiss thun et esse 
constantes in una vera catholica incorrupta doctrina etc., admittet vos 
Dominus pastor. (Respondens: promitto). 

9. [fol. 7Ob.] Post examen. 1551. 3. Martii!. 

Vos estis vocati ad ministerium evangelieum, sicut legimus in litteris 
vocationis vestrae. Das solt ir erst betrachten und dencken, ut non ir- 
ruatis in ministerium sine vocatione. Secundo cogitandum est aliquo modo 
saltem de magnitudine huius ministerii, et ut sitis fideles in ministerio. 
Nemo est sufficiens. Sufficientia nostra ex Deo est?. Sed hoc requiritur, 
fideles ut simus. Sumus ommnes reddituri rationem, non dico de sufh- 
cientia, quia nemo est sufficiens, sed reddituri sumus rationem de fidelitate. 
Ad fidelitatem requiruntur ista, voluntas discendi, et voluntas recte 
faciendi officium, das ir in ministerio wolt trenlich dienen, euch und 
die andern unterrichten, so vil als euch muglich ist, quantum Deus 
vobis concedit. Paulus dieit: Commenda fidelibus, qui sunt idonei ad 
docendum?. Et videtis esse rem ditficilem docere. Idco videte, ut fide- 
litateın afferatis, quod velitis discere et crescere in doctrina. Pie igitur 
et reverenter debetis fungi ministerio vestro. Hoc primum promittetis. 
Secnundo promittetis, quod velitis esse firmi et constantes in una vera 
catholica ecclesiae doctrina, quam iam confessi estis et quam Dei bene- 
ficio sonant nostrae ecclesiae. 

10. [fol. SOb]. Post examen®. 

Liben freund, ir seid ein teil jung, ein teil eben ungeschickt. Nu 
wer hoch von nöthen, das wir allsamıpt vleissiger wern in ministerio 
und das ir besser gerüft kemet, das ir nit lang aufgehalten würdt. So 
kan mans doch nicht ausrichten in so kurzer zeit. wo es nicht einem 
jedem angelegen sei in sua conscientia, es hilft doch nicht 14 Taxe 
oder 4 wochen®. Doctrina de Deo non discitur, nisi quande (?) cor 

! Die Examinanden, Johannes Richter aus Löbau und Georg Bopp aus 
Frauenhausen, wurden am 4. März von Bugenhagen ordiniert (Ordinierten- 
buch 1. No. 1155 u. 1136). Vgl. oben No. Il, S. 307. 

® TI. Cor. 3,5 (Vulg.). > 11. Tim. 2, 2. * Vyl. oben No. IV, S. 310. 

° Das bezieht sich auf die Sitte, dass die im Examen als ungenügend 
Befundenen sich einige Wochen lang in Wittenberg aufhielten, um sich 
fürs neue Examen einpauken zu lassen. 


Drews, Ordination, Prüfung und Lehrverpflichtune. 319 


vere convertitur ad Deum. 'Timor Domini sapientiae initium!, es mus 
einem ein ernst sein, sonst hilfts nicht. Nu omnes sumus insufficientes. 
Sed suffieientia nostra ex Deo est”, tamen requiritur, ut fideles simus, 
das sein wir alle schuldig. Fidelitas autem comprehendit primuni dili- 
gentiam in studio, das ir vleissigk studirt und die lehr recht lernen 
wolt, II. constantiam in professione verae doctrinae, III. das ir im 
dinst vleissigk seid und richt eur ampt treulich aus, wolt ıhr das thun, 
das ihr wolt vleissig sein in studio, doctrinam ecclesiae recht lernen, 
II. das ir wolt constantes sein, bestendig und fest in der einigen war- 
haftigen lehr, die ir itzt bekant habt, et quae est doctrina ecclesiae 
catholicae Dei, quam doctrinam Dei beneficio sonant nostrae ecclesiae 
et aliae similiter docentes, III. das ir wollt im dinst vleissig sein? 
Promittis? (R.: Promitto.) Deus sit tecum. 


11. [fol. 97a.] Post examen. 

Dixit Philippus ad iuniorem: Du bist noch eben jung, sihe und stu- 
dire. Ingenium tibi non deest. Vide, ut cogites esse voluntatem Dei, 
quod oporteat nos, praesertim ıllos, qui sunt in ministerio, esse dili- 
rentes in studio, quamquam omnes debemus studiosissime discere doc- 
trinam eeclesiae. Omnibus est mandatum, wir sinds alle schuldig. Nu 
vos scitis esse voluntatem Dei, ut Deus colligat sibi aeternaın ecelesiam 
per nos miseros homines, per vocem miserrimorum hominum, quae tamıen 
vox est ipsius, sieut ipse dieit: Sicut misit me pater, ita ewo mitto 
vos® Nilil potuit dies maius, quia nullum est maius opus miseri- 
cordiae et bonitatis Dei erga genus humanum quam illa missio filu. 
Et. tribuit apostolis illam autoritatem, ut testetur, quod velit esse etfi- 
:ıx eodem modo per illorum ministerium, sicut fuit efficax vel est eflicax 
aeternus pater per ministerium huius filii sui. Das ist ein hohe, grosse 
consolatio, nihil potest maius dici vel cogitari. Nu, nemo est sufficiens. 
Sufficientia nostra ex Deo est?. Sed hoc requiritur, ut fideles simus. 
Fidelitas requirit diligentiam in studio, in consideratione doctrinae et 
postea in administratione offieii. Jam si promittitis, quod velitis esse 
diligentes in studio, diligenter discere doctrinam Ecclesiae et manere 
firmi et constantes in sententia huius verae doctrinae ecclesiae Dei, 
quam iam confessi estis et quae Dei beneficio sonat in his ecclesiis, 
admittet vos Dominus pastor. Promittis? Deus sit tecum. 


12. [fol. 103a.] Post examen admonitio. 
Wo stehets geschriben, das got wil kreftig sein und wıl wirken 
durch eur predigampt ? Denn ir solt ja eur handwerk verstehen, Ir 


ı Sir. 1, 16. ® 1]. Cor. 3, 5. (Vulg.) ° Joh. 20, 21. 
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solt Diener sein, dadurch im got ein ewige kirche samlen wil, und 
selig machen, und nicht anders. 

R. Evangelium est potentia etc.! Item: Evangelium est ministe- 
rium spiritus ete.? Item: Pater, sanctifica eos etc.’ 

Nu, got wil kreftig sein durch eur ministerium, drumb wil er, das 
man das ministerium hoch und gros ehren sol, und sol nicht damit 
umbgehen, wie die sau mit dem kot umbgehet. Ir solt denken, das ir 
studirt, das ist gottes wille, und ist zum ernstlichsten und höhesten ge- 
bothen. Wen ir nu wolt vleissig sein in studio et in ministerio und 
bestendig sein in vera doctrina ete., tunc adınittet vos Dominus pastor. 
Promittis? (Respondens dixit: Ich wil leib und leben darbei lassen.) 
[Melanchthon]: Ich sage auch de studio et diligentia in ministerio, non 
tantum de constantia. Sunt rustici sermones etc. 

13. [fol. 118b.] Post examen. 

Debetis considerare magnitudinem ministeril etc. 1. agnoscatis vest- 
‘am imbecillitatem; II. quod tamen Deus velit esse efficax per miserrimos 
homines, quos vocat, et requirere, ut sitis fideles. Fidelitas complectitur 
multas virtutes et inter has praecipue illas, ut adhibeatis diligentiam in 
studio, postea constantiam praestetis in confessione doctrinae; III. ut 
sitis seduli in ipsa administratione et faciatis oificia necessaria, «quae 
pertinent ad hanc vestram vocationem. 

14. [fol. 119b.] Post examen. 

Lieben leute, ir wists, und solts ja wissen, das gott das ministerium 
hat eingesetzt und will im damit ein ewige kirche samlen, man kan 
nichts höhers sagen, dis ist vil höher, denn wen ich sage, gott hat Burg- 
meister, regenten, richter eingesetzt, warumb? Das sie das arm elend 
leben schützen, land und leut helfen erhalten, das ist nur ein eusser- 
lich zeitlich Ding, das da ein end hat. Aber mit dem geringen mini- 
sterio, wie es denn das ansehen hat, wie Johannes sagt: Ego sun vox#. 
Wir sein ein arm elende stim, noch wil gott mit eur elenden stim 
etwas höhers und grossers ausrichten, er wil auch selber dabei sein: 
Ipse, er selber vult colligere, et colligit ecclesiam, wie er sagt: Mıttam 
paracletum, qui arguet mundum de etc.? Tamen Deus hoc facit per 
ista infirma organa. Proba, quod Deus velit esse efficax per tuum ministe- 
rium, wen du redest, das gott durch deine stim ander leut wil bekeren. 

R. Evangelium est potentia Dei etc.° Item: Evangelium est mini- 
sterium spiritus ete.? 


ı Rönm. 1, 16. "II. Cor. 3. 6. ° Joh. 17, 17. * Joh. 1, 23. 
° Joh. 16,7. 8. ° Röm. 1, 16. 
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Quamquam nemo hominum est ad ista sufficiens, nicht allein, das 
wirs nit vermügen, ander herzen zu bekeren, sondern das wirs auch 
nicht verstehen, tamen, ut Paulus dieit, sufficientia nostra ex Deo 
est!, sed hoc requiritur, ut fideles simus. Ir solt vleissig sein in studio 
und solt recht lehrn und in der rechten lehr bestendig sein, die ir itzt 
hekant habt et quae Dei beneficio in his ecclesiis et in illis vestris 
ecclesiis sonat. Si hoc promittitis, admittet vos Dominus pastor. Pro- 
mittis? (R.: Promitto.) Deus sit tecum. 

15. [fol. 127 a]. Post examen?. 

Vos debetis cogitare magnitudinem vestri ministerii, non est aliud 
ministerium maius in coelo et in terra, quam istud ad quod filius Dei 
missus est, et ipse dicit: Sicut misit me pater, sic ego mitto vos®. 
Nihil potest maius diei. Jam cogitate magnitudinem et simul cogitate, 
dictum hoc requiritur, ut fidelis quis sit. Deus est efficax, sed hoc 
requiritur, ut fideles sitis, quia est efficax per suam doctrinam, non per 
nostra somnia aut phantasmata. Si vultis promittere, quod velitis esse 
diligentes in studio et constantes in vera doctrina, quam Dei beneticio 
docent ecclesiae, in quibus audivistis hanc doctrinam, hic et in aliis 
consentientibus ecclesiis, admittet vos Dominus pastor. 


ı II. Cor. 3, 5. 

® Das Examen fand nach der Ueberschrift fol. 125 b 1505 statt. Vgl. 
oben Nr. V, S. 314. 

® Joh. 20, 21. 
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8. Theologischer Jahresbericht* 6. Abt. Berl. 05. 
Schwetschke u. Sohn. 

Diese Abteilung des bekannten Werkes bringt auf S. 1087—1098 
aus der sachverständigen Feder Meydenbauers eine Uebersicht über 
die kirchenrechtlichen Erscheinungen des Jahres 1904, die sich durch 
Verständigkeit und Uebersichtlichkeit auszeichnet. E. Fr. 

9. Stutz*, Die kirchliche Rechtsgeschichte. Rede zur Feier des 
27. Januar 1905. Gehalten in der Aula der Universität zu Bonn. 
Stuttgart, Ferd. Enke 05. 

Eine programmatische Rede, welche der Verf. mit Anmerkungen 
in den Druck gegeben hat. Er plädiert darin für eine grössere Kul- 
tivierung der kirchlichen Rechtsgeschichte. Dieser Wunsch ist nicht 
neu und wird seitens der Anhänger der historischen Schule allgemein 
geteilt. Darum habe auch ich speziell dem Unternehmen von Stutz, wel- 
ches rechtsgeschichtliche Abhandlungen grösseren Umfangs zur Publika- 
tion bringen will, meine vollste Sympathie ausgesprochen. Also gegen 
wen verteidigt St. eigentlich seine Meinung? Er gibt eine Uebersicht 
über die Lehrbuchsliteratur und konstatiert, dass nur Zorn und er selbst 
in seinem Grundriss den geschichtlichen Teil vor dem dogmatischen wieder- 
gegeben habe. Indessen ist das doch bei einem Lehrbuche lediglich eine 
pädagogischeZweckmässigkeitsfrage ebenso wie die Zusammenfassung des 
katholischen und evangelischen Kirchenrechts. Wenn Stutz meint, für die 
Abfassung der den dogmatisch-historischen Darstellungen vorangehenden 
Abschnitte über Verfassungsgeschichte und Quellen seien vor allen 
Dingen Bequemlichkeitsrücksichten massgebend, denn über die erstere 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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könne man sich leicht aus de Marca etc. und ans Zorns Arbeit über 
Norwegen informieren, über die Quellen aus Maassen, so möchte ich 
doch dagegen Einsprache erheben. Die Erwähnung von Zorn ist 
wohl kollegialischen Rücksichten zuzuschreiben, aber Maassen ist doch 
so in den Anfängen seiner Arbeit stecken geblieben, dass ich wirk- 
lich kaum wüsste, was, von den ältesten Zeiten abgesehen, ein Lelr- 
buch aus seinem Werke für Stofl schöpfen könnte. 

Und selbst zugegeben, die Bequemlichkeit wäre für Richter und 
mich massgebend gewesen, ist es denn nicht genau so bequem, die 
geschichtliche Darstellung von der dogmatischen zu trennen und das 
massgebende Quellenmaterial getrennt zu benutzen? Wenigstens habe 
ich weder bei Zorn noch bei Stutz in der Verfassunesgeschichte Punkte 
eigenen Studiums gefunden. Allerdings mit einer bemerkenswerten 
Ausnahme bei dem letzteren. Er verwertet konstruktiv die Ergebnisse 
seiner Eigenkirchentheorie, wie er denn für die konstruktive Rechıts- 
geschichte auch jetzt eine Lanze einlegt. Wir haben gegen kon- 
struktive Rechtsgeschichte im Prinzip nichts einzuwenden, wenn sie 
nur zu richtigen Resultaten gelangt. Das ist aber leider nur aus- 
nahmsweise der Fall. Die (eschichte vollzieht sich fast nie in kon- 
sequenter Realisierung eines bestimmten und ausschliesslichen einheit- 
lichen Gedankens. Sie macht stets unlogische Seitensprünge. Gewiss 
noch hat jede konstruktive Arbeit bei ihrem Erscheinen Beifall gefun- 
den. Ich erinnere nur an die Städtetheorie u. s. w. Es frappiert so 
angenelım, aus einer Wurzel heraus eime Vielzahl von Einrichtungen 
ableiten zu können, für deren Entstehen wir bisher mit einem igno- 
ramus geantwortet hatten. Doch allmählich pflegt ein Rückschlag der 
öffentlichen Meinung einzutreten, die zu begreifen beginnt, dass ein 
an und für sich richtiger (redanke seine Richtigkeit einbüsst, wenn er 
übertrieben wird. Aber auch das ist in dem Stutzschen Grundriss 
neu und wird von ihm jetzt gegenüber den früheren Periodisierungen 
des Kirchenrechts gerühmt, dass er eine besondere Periode germani- 
schen Kirchenrechts statuiere, auf welches dann erst die des kano- 
nischen folge. Dass die Kirche einen nationalen Widerstand im frän- 
kischen Reiche gegen ihr auf römisch-rechtlicher Grundlage erwachsenes 
Recht habe überwinden müssen, ist von allen Forschern angenommen 
worden, die alle auch der fränkischen Kirche einen besonderen Ab- 
schnitt gewidmet haben. Aber das ist doch nur eine national und 
lokal beschränkte Opposition gewesen, die seitens der allgemeinen 
Kirche geduldet, berücksichtirst, aber doch nicht in ihr Recht aufse- 
nommen Ist. Im Grunde hat auch nachher das kosmopolitische kirch- 
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liche Recht überall nationale Elemente in sich aufnehmen oder dulden 
müssen, ohne dass man von der Periode eines französischen u. s. w. 
Kirchenrechts reden könnte, 

Wir haben im übrigen die Rede von Stutz mit grossem Interesse 
gelesen. Sie ist unterrichtet und geistvoll, nur meinen wir bescheiden, 
dass der Verf. doch nicht immer als Herold des von ihm Geleisteten 
auftreten sollte und auch nicht als solcher der Autoren seiner Samm- 
lung. Gewiss enthält die letztere treffliche Arbeiten, die für sich selber 
sprechen, aber auch Anfängerarbeiten, für welche durch zu eıkomi- 
astische Hervorhebung nur Opposition gemacht wird. 

Schliesslich uuterschreibe ich gerne den Wunsch, dass wir eine 
Geschichte des deutschen Kirchenrechts erhalten möchten, obgleich ich 
über die bisher dafür vorliegenden Vorarbeiten nicht so günstig denke 
wie der Verfasser. E. Fr. 

10. Kalb, Kirchen u. Sekten der Gegenwart. Unter Mitarbeit 
verschiedener evangel. Theologen hrsg. Stuttgart 04. 

1l.v. Dunin-Borkowsky, Die Methode bei Erforschung alter 
Institutionen. Z. f. kath. 'T’heol. 29, 211. 

12. Warneyer*, Das BGB. für d. deutsche Reich nebst d. Ein- 
führungsgesetz erläutert durch die Rechtsprechung. Leipzig 05. Ross- 
berg M. 7. (Hallbauer u. Schelcher Jurist. Handbibliothek Bd. 174.) 

Die vorliegende Ausgabe des BGB. interessiert die Leser dieser 
Ztschr., weil der Her. bei den einzelnen SS die seit 1900 bis zum 
März 1905 ergangene Rechtsprechung in den Anmerkungen kurz aber 
präzis aufführt, jedesmal unter Angabe des Ortes, wo das betr. Prä- 
judiz mit den Gründen gefunden werden kann. Der Her. hat nicht 
bloss die Rechtsprechung des Reichsgerichts, sondern auch die der 
Öberlandesgerichte, ja zuweilen auch der Landgerichte benutzt. Für 
uns kommen nicht bloss die Abschnitte über die Ehe, sondern auch 
über die religiöse Erziehung der Kinder in Betracht. E. Fr. 

13. Oswald, D. KR. d. deutschen Kolonien. Diss. Erl. 04. 

14. Herzog, Stiftsprobst Josef Burkard Leu u. d. Dorma v. 
1854. Ein Beitr. z. Vorgesch. d. vatik. Konz. Mit Leus Bild und 
bisher nicht gedruckt. Briefen v. J. B. Hirscher, Aug. Theiner, J.H. 
v. Wessenberz, J. v. Döllinger u. a. Bern 04. 

15. Sester, D. Schutz d. öffentl. Sittlichkeit durch d. RStGB. 
A. f. K. KR. 8, 305. 

16. Forbes, l’&gl. cath. aux Etats unis depuis un siecle (cont.). 
R. cath. des institut. 1903. 22. 

17. Crohns*, Zwei Förderer des Hexenwahns u. ihre Ehrenret- 
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tung durch die ultramontane Wissenschaft. Stuttgart, Strecker & Schrö- 
der 09. 

Der Verf. hat in einer 1. J. 1905 erschienenen, auch in dieser 
Zitschr. angezeigten Schrift den Nachweis geführt, wie die weiberfeind- 
lichen Partien des verruchten Hexenhammers entlehnt seien dem aber- 
witzigen Kapitel der Summa theologica des h. Antonin v. Florenz, der 
seinerseits wieder eine Schrift eines älteren Ordensgenossen benutzt 
zu haben erklärt, ohne dass, da die letztere Schrift verloren gegangen 
ist, das Mass dieser Benutzung nachweisbar wäre. Crohns’ Schrift hat 
in ultramontanen Kreisen sehr unliebsam berührt, und es haben sich 
Stimmen gegen sie erhoben, welche den h. Antonin und seinen seli- 
gen Grewährsmann von dem Makel verrückter Weiberfeindschaft zu 
reinigen unternommen haben. Mit diesen setzt sich die vorliegende 
Schrift auseinander. Sie beweist in absolut zutreffender Weise, wie 
die ultramontane Kritik gar nicht gegen die Resultate der früheren 
Crohnsschen Untersuchung polemisiert, sondern gegen eine selbst auf- 
gestellte Thesis, und wie selbst diese Polemik ihr Ziel verfehlt. Denn 
darın wird Crohns stets Recht behalten: die mönchische Weiberfeind- 
schaft ist ein Produkt der Askese, die mönchische Herabsetzung der 
Ehe gewrenüber der Virginität und dem Zölibate nicht minder. E. Fr. 

Wenck* War Bonifaz VIIT. ein Ketzer? Hist. Ztschr. Bd. 94. 
N. F. Bd. 58. 

Ueber die Beschuldigung der Ketzerei, welche gegen Papst Bo- 
nifaz VIII. von Zeitsrenossen erhoben worden ist, haben unter Clemens V. 
Zeugenerhebungen stattgefunden, nach deren Ergebnissen seitens der 
heutigen communis opinio der Papst für schuldlos zu erklären ist. 
Wenck kommt auf Grund eingehender und scharfsinniger Kritik zu 
dem entgegengesetzten Ergebnis. Dieses ist aber um so mehr plau- 
sibel als W. nachweist, dass der Papst nur in dem Banne der zu seiner 
Zeit weit verbreiteten averroistischen Lehren gestanden habe. Jeden- 
falls ist es psychologisch höchst merkwürdig, dass derjenige Papst, 
welcher die hierarchischen Prätentionen auf den Gipfelpunkt getrieben 
hat, dass der Verf. der Bulle Unam sanetam innerlich vom Christen- 
tum ganz losgelöst war, und dass darum seine ganze kirchenpolitische 
Stellung jedes inneren Fundamentes entbehrte. on 


I. Lehr- und Handbücher. 


8. Wermingshoff*, Geschichte der Kirchenverfassung Deutsch- 
lands im Mittelalter. Bd. 1. Hannover u. Leipzig, Hahn 1905. Mk. 7. 
Wir haben noch immer keine Geschichte des deutschen Kirchen- 
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rechts und die Hoffnung auf Vollendung des Löningschen Buches 
muss wohl aufgegeben werden. Was uns der Verf., kein Jurist, son- 
dern ein Historiker, jetzt bietet, kann als eine provisorische Ausfül- 
Jung jener beklagenswerten Lücke freudig begrüsst werden, nicht als 
eine definitive Denn die Absicht des Verf. war nicht darauf gerichtet, 
eine ausführliche Verfassungsgeschichte zu schreiben, zu welcher die 
bisherigen Vorarbeiten wohl auch noch lange nicht ausreichend sind, 
sondern einen Grundriss nach Art des Brunnerschen für die deutsche 
Rechts- oder des Müllerschen für die Kirchengeschichte. Damit ist 
von selbst geseben, dass der Hauptzweck des Verf. nur sein kann, die 
Errebnisse der bisherigen Forschung in lesbarer Darstellung zusammen- 
zufassen, nicht Einzelforschungen anzustellen oder gar aus den Quellen 
heraus die Verfassung der deutschen Kirche zu entwickeln. So schliesst 
er sich betr. der Echtheit der canones Sardicenses ledielich an Friedrich 
an, sieht mit Malnory in Caesarius v. Arles den Verf, der Statuta 
ecelesiae antiquae, adoptiert die Stutzsche Eigenkirchentheorie mit allen 
ihren Konsequenzen, sowie die Fickersche über das Reichskirchengut, die 
Schäfersche — sicher nicht zutreffende — über das Wormser Konkordat. 
Dabei muss aber rühmend hervorgehoben werden, dass der Verf. die 
umfangreiche Literatur mit grossem Fleisse und nicht minderem Ver- 
ständnis benutzt und verarbeitet hat, und dass seine Darstellung uns 
viel mehr Stoff gibt als irgend eine andere zur Zeit vorhandene. Da- 
bei ist der Verfasser konfessionell ohne Voreingenommenheit, im all- 
gemeinen auch kritisch nüchtern abwägend und hat sich in die Materie 
des kanonischen Rechts zut eingearbeitet. Aber wir würden dem Verf. 
Unrecht tun, wenn wir nicht auch hervorheben wollten, dass auch ei- 
genes (Auellenstudium in dem Buche steckt, wenn auch der Verf. das 
der Raumersparnis wegen nicht jedesmal hervorgehoben hat. Der vor- 
liesende Band ist so disponiert, dass der Verf. zunächst die Verfas- 
sung der Kirche im römischen Reiche darstellt. Dabei steht er be- 
züglich der Ausbildung der ältesten Kirchenverfassung im wesentlichen 
auf dem Standpunkt, den auch ich einnehme, wie er demm auch im 
(egeusatze zu Harnack die Entstehung des monarchischen Episkopates 
für Rom annimmt. Nur bezüglich des Chorepiskopates pflichtet er 
den Ergebnissen Gillmanns bei. Der II. Abschnitt behandelt die 
Kirche vom VL—IXN. Jahrh. Das erste Kapitel füllt hier eine Lücke 
der bisherigen Forschung aus, indem es die Entwicklung in den ger- 
manischen MDittelmeerstaaten, also bei den Vandalen, Ostzoten, West- 
goten und Burgundern, aber auch in dem katholischen Gallien behan- 
delt. Das zweite Kapitel: die Kirche im fränkischen Reiche deckt 
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sich inhaltlich mit Lönings Buch, freilich unter fast vollständiger Be- 
nützung der seitdem erschienenen Literatur und mit Hereinziehung 
des Kirchenstaats, der Papstwahl und der Anfänge des Kardinalates. 
Vom dritten Abschnitt: die Kirche vom X.— XV. Jahrh. enhält dieser 
Band nur das erste Kapitel: Staat und Kirche. Wir haben das Buch 
mit Freude gelesen, und wenn wir auch in manchen Grundfragen die 
Meinungen des Verf. nicht teilen können, so beglückwünschen wir ihn 
doch zu seiner schönen Leistung. E...Pr: 

9. Dal Canton Marco, Diritto Canonico. Torino 05. 

10. Giobbio, Lezioni di diplomazia ecclesiastica, dettate nella 
Pontificia Academia dei Nobili ecclesiastici. T. 2. 3. 1901. 1904. 

ll. Heiner, Prof. Dr. Frz.,, Katholisches Kirchenrecht. 1. Bd. 
Die Verfassung der Kirche nebst allgemeiner u. spezieller Einleitung. 
4., verb. Aufl. Paderborn 05. 

12. Tauber, Manuale Juris Can., continuo respectu habito ad 
Hungariam cum append. memorabilium legum et ordinationum eccl. 
et civil. Sabariae 1904. 

13. Lacey, A Handbook of Church Law. Lond. 03. 


IH. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


4. Lilge, Die Gess. u. Verordnungen üb. d. Verfassg. u. Ver- 
waltg. d. ev. Landeskirche. Auf Grund amt]. Quellen zusammengestellt 
u. m. Anmerkgen sowie ausführl. Sachregister versehen. Berlin 05°. 
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20. Ruffini*, La codificazione del diritto ecelesiastico. Memoria. 
Prato 04. Estratto dagli Studi in onore di Vittorio Scialoja. 

Die kleine Abhandlung lenkt die Aufmerksamkeit auf einen neuer- 
lichen hochwichtigen Vorgang, der merkwürdiger Weise m Deutsch- 
land bis jetzt ziemlich unbeachtet geblieben ist. Papst Pius X. hat 
eine Kommission zur Herstellung eines kirchlichen (fesetzbuches er- 
nannt, welches nicht neben die bisherigen Gesetzsammlungen des Cor- 
pus iuris canonici treten soll, sondern an deren Stelle. Der Versuch 
einer kirchlichen Kodifikation zur Ergänzung der Dekretalensamm- 
lungen ist schon einmal gemacht worden, aber obgleich zwei Mit- 
arbeiter der zur Herstellung des Gesetzbuches eingesetzten Kommis- 
sion nach einander den päpstlichen Stuhl bestiegen haben, so ist doch 
der Plan nicht realisiert worden. Nur ein Exemplar des gedruckten 
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Projektes ist der planmässigen Vernichtung entgangen. Es gehört 
jetzt der Universitätsbibliothek in Leipzig. Falls es indessen mit dem 
früher in der römischen Bibl. Casanatense befindlichen nicht identisch 
sein sollte, so würden zweı erhalten sein. Selbst die Tatsache war fast 
in Vergessenheit geraten, bis Sentis sein bekanntes Buch über den sg. 
liber septimus geschrieben hatte; aber über den Grund, welcher den 
Plan zum Scheitern brachte, waltet Geheimnis bis auf den heutigen Tag. 
Es ist wohl derselbe, welcher die auf kirchliche Kodifikation gerichteten 
sonstigen Anträge erfolglos gemacht hat: die Besorgnis vor politi- 
schen Komplikationen. Jetzt scheint diese geschwunden zu sein. Ist 
man so sicher, dass der Episkopat, der Klerus, die Laien und die Re- 
gierungen das neue Opus unbeanstandet annehmen werden? Nach den 
Erfahrungen, die man römischerseits mit dem Syllabus, der immaculata 
conceptio und dem Vatikanischen Konzile gemacht hat, scheint diese 
Voraussetzung eine zutreffende zu sein. Warum sollen nicht jetzt die 
Konsequenzen aus dem Universalepiskopat des Papstes gezogen wer- 
den? Wes Geistes Kind das neue Gesetzbuch sein wird, kann man 
aus den Männern folgern, welche der Papst zu Mitgliedern der Kom- 
mission ernannt hat. R, weist auf die interessante Tatsache hin. dass 
zwei von diesen, der Franzose Pillet und der Italiener Pezzanı schon 
selbst einen Kodifikatiousversuch unternommen und publiziert haben. 
Und wenn auch die Form der beiden Arbeiten eine verschiedenartige 
ist — Pillet hat ein Gesetzbuch nach Art des Code Napoleon ausze- 
arbeitet, Pezzaui gibt die rechtlichen Urkunden in chronologischer 
Reihenfolge in ihrer Totalität — der Geist und die Tendenz ist bei 
beiden gleichartig. Der Franzose sieht das Heil der Welt in der 
Durchführung der Sätze des Syllabus, des bien vraiment l’oeuvre de 
Dieu, der Italiener erklärt die Konkordate für päpstliche Privilegien. 
Wird der neue Kodex von diesem Geiste getragen sein, oder wird 
man Anstand nehmen, der modernen Menschheit offiziell ins Gesicht 
zu schlagen? Dann würde freilich das (sesetzbuch, wie R. treffend 
hervorhebt, sich höchstens zu einem Direktorium für den Klerus eige- 
nen und ganz bedeutungslos sein. Im übrigen möchte ich aber doch 
bei der auch von Ruftini geteilten Meinung beharren, die ich vor 
einiger Zeit bei Besprechung der Lämmerschen, die Kodifikation be- 
fürwortenden Schrift in dieser Zeitschrift vertreten habe. Ich glaube 
nicht, dass der jetzige Versuch ein besseres Ende nelımen wird als der 
vorhergehende. Ich würde es nicht begreifen können, wenn die rö- 
mische Kurie sich selbst eine so lästige Fessel anlegte. Jetzt ist sie 
in der Lage, den Sätzen der alten Rechtsquellen gegenüber die vigens 
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ecclesiae disciplina hervorzukehren, d.h. sich nach Bedürfnis von den 
geltenden Rechtssätzen zu emanzipieren, hier hücksicht auf die Zeit- 
verhältnisse zu nehmen, zu tolerieren, zu dissimulieren, dort das ius 
strietum zur Anwendung zu bringen. Und dieser Freiheit sollte sie 
sich begeben wollen und die vigens ecclesiae disciplina kodifizieren, 
sich so selbst binden, beschränken, der öffentlichen Kontrolle aussetzen ? 
Wir glauben es nicht. E. Fr. 

21. Boudinhon, de la eodifieation du droit can. Le Can. cont. 
28, 18. 76. 139. 207. 

22. Soltau, Jun wie weit kann die Apostelgeschichte als histor. 
(Juelle gelten? Beitr. z. alten Gesch. Bd. 5. H. 1. 

23. Funk, Didache u. Barnabasbrief. Theol. Qu.Schr. 87, 161. 

24. Bigrg, Notes onthe Didache. J. of th. St. 1904, 579. 

25. Boudinhon, Note sur le Coneile d’Hippone de 427. R. 
d’hist. et de litter. rel. 10, 267. WVindiziert einige canones, welche die 
Ballerini und Maassen dem Cone. Carthag. v. 421 zugeschrieben haben, 
dem C. v. Hippo. 

26. De Chastonay, Die Canones von Sardika. A. f. K. KR.55.3. 

27. Funk, D. Echtheit der Kanones von Sardika. Hist. Jahrb. 
26, 1. 255. 

28. Warichez, le Pasteur d’Hermas. Un nourveau manuserit de 
l’ancienne version latine. R. d’hist. eccles. 6, 281. 

29. Statutes of the Apostles: or Canones Ecclesiastiei. Edited, 
with Translation and Collation, from Ethiopie and Arabic MSS. Also 
a Translation of the Saidie and Collation of the Bohairie Versions and 
Saidie Fragments. By Rev. G. Horner. London 04. 

30. Eccelesiae Occidentalis Monumenta Juris Antiquissima. Edit. 
by C. H. Hamilton. Fasc. 1. Part 2. Lond. 04. 

3l. Conrat, Die lex romana canonice compta. Amsterd. 05. 

32. Monumenta Germaniae historica* inde ab anno 
Christi quingentesimo usque ad annum millesimum et quadrigentesimum. 
Edidit Societas aperiendis fontibus rerum germanicarum medi aevi. 
Lesum Sectio IIL. Coneilia. Tomi Il. Pars prior. Hannoverae Hahn. 
1904. Mk. 15. 

Im J. 1893 hatte Maassen den ersten Teil dieses Werkes, die 
Conecilia aevi Merovingici herausgegeben, nach dreizehnjähriger Arbeit. 
Diese unverhältnismässig lange Zeit entschuldigte’ er mit seinem Ge- 
sundheitszustande und dem Missgeschicke, dass ihm zweimal die Mit- 
arbeiter durch den Tod geraubt worden waren. Er selbst aber star, 
ohne dass er sein Werk fortgesetzt hätte. Die Weiterführung ist dann 
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der Leitung Karl Zeumers übertragen worden, und jetzt liegt die erste 
Hälfte des ll. Bandes vor, welcher die karolingischen Konzilien bis 
2. .J. S43 darbieten soll. Wir verdanken ihn der Tätigkeit von Albert 
Werminghoff in Greifswald, der ja auch schon eine Anzahl einschla- 
gender Quellenuntersuchungen im Neuen Archiv seit einer Reihe von 
Jahren publiziert hatte. Der erste Band schloss mit dem Cone. Au- 
tissiodorense vom J.695. Die jetzt vorliegende erste Hälfte des zweiten 
Bandes setzt mit dem s.g. Conc. Germanicum v. J. 742 ein — zwischen 
615—742 sind keine Konzilien abgehalten worden — und reicht bis 
zum Conc. Aqnisgranense v. J. 817. Den Rest des Bandes, welcher 
die Konzilien bis zur Reichsteilung, die unechten Synodalschlüsse, die 
Indices und die Vorrede enthalten soll, verspricht der Her. bald dem 
Drucke zu übergeben. Die bis jetzt vorliegende Hälfte enthält die 
Akten von 40 Synoden, regelmässig in ihrem vollen Wortlaut, nur dass 
auf den Abdruck derjenigen verzichtet wird, welche schon in Boretius 
Kapitularienausgabe ediert sind, und ausnahmsweise nur die histori- 
schen Notizen über solche Konzilien mitgeteilt werden, deren Akten 
nicht erhalten sind. Jedem Konzil gehen die geschichtlichen Nach- 
richten voran, die wir über dessen Abhaltung besitzen, sowie eine An- 
gabe der Handschriften und Drucke, welche es überliefern. Ein reiches 
Variantenmaterial ist beigezeben, sowie eine Reihe erläuternder An- 
merkungen, die für die vollkommene Sachkenntnis des Her. rühm- 
liches Zeugnis ablegen. Neue, bisher unbekannte Konzilien haben wir 
in der Ausgabe nicht angetroffen. Worin besteht also der Gewinn, 
den die Wissenschaft durch sie empfängt? Vor allen Dingen darin, 
dass wir das gesamte karolingische Konzilienmaterial handlich zusam- 
men haben. Wer sich mit diesem früher beschäftigen musste, hatte 
die grosse Schwierickeit zu überwinden, in zahlreichen Sammelwerken 
sich die einzelnen Synoden zusammensuchen zu müssen, ohne doch da- 
bei zur Sicherheit gelangen zu können, ob ihm auch nichts, namentlich 
in Spezialpublikationen veröftentlichtes entgangen sei. Weiter aber 
besteht der erreichte (sewinn darin, dass wir jetzt von allen diesen 
Synoden einen kritisch vollkommen gesicherten Text erhalten haben 
und uns der (Gewissheit hingeben können, dass die Herstellung eines 
besseren zur Zeit und wahrscheinlich für immer unmöglich ist. Dabei 
wollen wir noch den Gewinn, den wir aus den Einleitungen und den 
Anmerkungen ziehen können, ganz ausser Ansatz lassen. Die Arbeit 
macht überall den Eindruck absoluter Zuverlässirkeit und ernster Ge- 
wissenhaftigkeit, und wir wüssten keinen anderen Wunsch zu verlaut- 
baren, als dass es dem verdienten Her. beschieden sein möge, seine 
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ebenso mülısame wie erspriessliche Arbeit bald zum erwünschten Ende 
zu führen. Die Wissenschaft des Kircheurechts ist ihm schon jetzt zu 
innigem Danke verpflichtet. E. Fr. 

33. Seckel, Stud. z. Benedietus Levita II—V. N. A. f. ält. d. 
(Gesch. 29, 275. 

34. Schrörs, D. pseudoisidor. Exceptio spolii bei Papst Niko- 
laus II. Hist. Jahrb. 26, 275. 

35. Seckel, Pseudoisidor, in Realencyklopädie f. protest. Theol. 
3. Aufl. 16, 265. 

Eine vortreffliche Fixierung des gegenwärtigen Standes der Wis- 
senschaft in der Pseudoisidortrage. E. Fr. 

36. Perels, Z. Frage nach d. Verhält. zw. Nikolaus I. u. Pseudo- 
Isidor. N. Arch. 30, 473. 

37. Mocci*, Documenti inediti sul Canonista Paucapalea. Torino 
05. Carlo Clausen. (Acad. reale delle scienze di Torino 1904—5.) 

Der Verf. teilt eine bisher noch nicht vollständig publizierte sar- 
dinische Urkunde mit, die er in das Jahr 1145 versetzt und in welcher 
der sardinische Bischof v. St. Justa Paucapalea als Zeuge auftritt. 
Eine andere Urkunde bietet dasselbe Bild. Der Verf. erblickt in diesen 
Zeugen den Kanonisten Paucapalea und findet darin eine Bestätigung 
für die Entstehungszeit des Decretum Gratiani um 1140. Freilich kaun 
der Beweis der Identität des Bischofs mit dem Kanonisten nicht 
stringent geführt werden. E. Fr. 

33. Klieman, Monum. Vaticana res gestas Bohemicas ilustran- 
tia I. Acta Clementis VI. pontificis romanı 1342—1352. Prag 03. 

39. Valois, Un ouvrage inedit de Pierre d’Ailly „de persecu- 
tionibus ecelesiae*. Bibl. de l’ecole de Chart. 1904, 557. 

40. Bucalo, Fil., La riforma morale della chiesa nel medio evo 
e la letteratura anti-ecclesiastica italiana dalle origini alla fine del se- 
colo XIV. Milano-Palermo-Napuli 05. 

41. Postina, Beitr. z. Gesch. d. Trienter Konzils. 2. Periode. 
Röm. Qu.-Schr. 15 H. 4. 

42, Nuntiaturberichte aus Deutschl. nebst ergänzenden 
Aktenstücken 1555 (1554)—159%0. II. Abt. die Nuutiatur am Kaiser- 
hofe. Erste Hälfte Germanico Malaspina u. Filippo Sega (Giovanni 
Andrea Caligarı v. Graz) v. Reichenberger Paderborn 1904. (Quell. 
u. Forschgen aus dem Gebiete d. Gesch. her. v. d. Görresgesellsch. 
Bd. 10.) 

43. Clemen, Die Elborener KV. v. 1522. Z. f. K.Gesch. 20, 82. 

44. Goetz*, Kirchenrechtliche u. kulturgeschichtliche Denkmäler 


332 Literaturübersicht. 


Altrusslands nebst (reschichte des russischen Kirchenrechts. Eingeleitet, 
übersetzt und erklärt. Stuttgart Ferdinand, Enke 1905. Mk. 15. (Stutz, 
Kirchenrechtliche Abhandlungen Heft 18 u. 19.) 

Das vorliegende Buch ist eine Vorarbeit zu einem von dem Verf. 
geplanten Werke über „Christentum und Kultur im Kiewer Russland“, 
zu welchem er schon 1904 eine Vorarbeit „Das Kiewer Höhlenkloster 
als Kulturzentrum des vormongolischen Russlands“ publiziert hat. Die 
Verhältnisse der russischen Kirche haben neuerdings ein erhöhtes Inter- 
esse gewonnen, da ja mit den in Aussicht genommenen Reformen des 
Staats- auch eine des Kirchenwesens verbunden werden soll. Aber wir 
sind kaum in der Lage, die Bedeutung der in das Auge gefassten 
Aenderungen zu beurteilen, da unsere Kenntnis des gegenwärtigen 
Zustandes der russischen Kirchenverfassung nur eine oberflächliche ist, 
und die Zahl derjenigen, die sich aus russischen Werken eine Beleh- 
rung zu holen ım Stande sind, eime verschwindend kleine. Um 
so dankbarer begrüssen wir das Unternehmen des Verf, Sein Buch 
zerfüllt in zwei Bestandteile. Der erste gibt die deutsche Ueber- 
setzung einer Anzahl von Kapiteln eines russischen Buches. Pavlow 
hat in der Monatsschrift der Moskauer geistlichen Akademie eine 
Reihe von Abhandlungen über die (Geschichte des russischen Kirchen- 
rechts publiziert, die nach seinem Tode durch Gromoglasow als be- 
sonderes Buch 1902 neu herausgegeben worden sind. Die $ 36—40 
dieses Buches behandeln die Schicksale des griechischen Nomokanons 
in Russland, für welche Materie die Schrift von Mitrovits über den 
Nomokanon und von Milas, das Kirchenrecht der morgenländischen 
Kirche, dem deutschen Forscher hinreichenden Aufschluss geben. Da- 
her hat der Verf. die Uebersetzung dieser Partie unterlassen und sich 
mit einer Ergänzung der bei Mitrovits angeführten Literatur begnüsrt. 
Aber auch für die übrigen Partien des Buches begnüst der Verf. sich 
nicht mit einer blossen Uebersetzung, sondern fügt überall Anmerkun- 
gen hinzu, die von der vollen Sachkenntnis des Verf. rühmliches Zeug- 
nis geben. Der 1]. Teil des Buches enthält drei kirchenrechtliche bez. 


kulturgeschichtliche Urkunden im Original — bei der dritten fehlt 
der russische Originaltext — und in deutscher Uebersetzung. Aber 


auch hier gibt der Verf. zu jeder eine Einleitung und ausführliche 
Erläuterungen. Die Urkunden gehören dem XI. und XII. Jahrh. an. 
Ein russisches und ein deutsches Register bildet den Schluss des Bu- 
ches. Es wäre wohl zu wünschen, dass jemand die hier geschilderten 
alterussischen Verhältnisse zu den gleichzeitigen der abendländischen 
kirche in Vergleichung stellte. Das Buch gibt dazu ein vollkommen 
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ausreichendes Material. E. Fr. 

45. Rösch, D. Rircheurecht im Zeitalter der Aufklärung. A. f. 
K.K.R. 55, 29. 

46. Weber, D. Kirchenrechtswissensch. in Bayern ı. Zeitalter 
d. Aufklärung. Würzb. 04. Diss. 

47. E. Veuillot, Louis Veuillot. T. 3 (1855—69ı Par. 04. 

48. Stutz, Paul Hinschius (1535—1898S) Alle. d. Biographie 50. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassune. 


30. Brück, (Gesch. d. kath. K. im XIX. Jahrh. 3. Gesch. d. 
kath. K. in Deutschl. 3. Von d. Bischofsversamml. in Würzb. 1848. 
b. z. Auf. d. s. g. Kulturkampfes 1873. Her. v. Kissling. Münster 05°. 

3l. Kraus, Die jüdischen Apostel. Jew. Quart. Rev. 1905, 370. 

32. Cantaloube, l’Apostolat feminin dans l’egl. primitive. Rev. 
d. Midi 1905, 46—6l. 

33. Neighbor, The diaconate, a new Testament study (Bibl. 
sacro oct. 1904 p. 711—730). 

3. Knopf, D. nachapost. Zeitalter. Gesch. d. christl. Gemein- 
den v. Beginn der Flavierdynastie b. z. Ende Hadrians. Tüb. 05. 

35. Vacandard, Les origines du ceelibat eccles. R. du clerge 
franc. 41, 252. 

36. Duchesne, The roman Church before Constantine. "The ca- 
tholice University Bulletin. 10, 429. 

37. Babut, Le Concile de Turin: Rezens.: Deelareuil in N. R. 
hist. 29, 261. 

35. Quentin, Lettre de Nicolas ler pour le conc. de Soissons 
et formules ecclesiastiques de la province de Tours. Moyen Age 
1904, 97. 

39. Schäfer, Zur Beurteilung des Wormser Konkordates. 
Berl. 05. 

40. Bergere, Etude hist. sur les chor-eveques Par. 05. These. 

41. Caspar, D. Legatengewalt d. normann.-sizil. Herrscher ıi. 
X1. Jahrh. Aus Quell. u. Forsch. aus ital. Arch. Rom 04. 

42. Chrystal, Authoritative Christianity. The six Synods of the 
undivided Church. ‚Jersey-City 04. 

43. Brehm, Z. Gesch. d. Konstanzer Diözesansynoden während 
des Mittelalt. Diözesanarch. v. Schwaben 22, 17. 44. 93. 141. 

44. Marıng, Diözesansynoden u. Domherrn-Generalkapitel des 
Stifts Hildesheim bis z. Anf. des XVII. Jahrh. Ein Beitr. z. geistl. 
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Verfassungs-Gesch. des Bist. Hildesheim. Diss. Freib. 05. 

45. Friry, La condit. juridique du clerc en Lorraine sous l’ancien 
rerime. these Nancy 1903. 

46. Schiappoli* Responsabilita penale senza dolo e colpa nel 
diritto canonico. Alemoria Prato 04. (Estratto dagliı Studi in onore 
di Vittorio Scialoja.) 

Die kleine Abhandlung erörtert ein interessantes Problem. Wenn 
auch das kanonische Recht von dem natürlichen und selbstverständ- 
lichen Grundsatz ausgeht, dass jede Bestrafung einen Schuldigen vor- 
aussetzt, so hat es doch diesen aus Zweckmässigkeitsgründen mannig- 
fach durchbrochen. Nicht bloss, dass es Delikte von Korporationen 
als möglich ansieht, für welche die einzelnen (rlieder als verantwort- 
lich angesehen werden: auch die unschuldigen Deszendenten der Ketzer 
werden bestraft, die incestuosi werden für ınfam erklärt, das lokale 
Interdikt trifft Schuldige und Unschuldige. Der Verf. setzt die bei 
diesen Straffestsetzungen massgebende Tendenz auseinander und be- 
leuchtet die rein vindikative Natur dieser Strafen. Vielleicht hätte 
er auch noch die weitere Anomalie anführen können, dass die Kirche 
auch noch über die Toten Strafen verhängt — wofür auch das frühere 
weltliche Strafrecht Beispiele gewährt — ja selbst über Tiere die Ex- 
kommunikation verhängt hat. Die spätere Ausgestaltung der Versa- 
gung des kirchlichen Begräbnisses ist nichts anderes als eine Bestra- 
fung Toter und hat sich von ihrer ursprünglichen Basis gänzlich los- 
gelöst. E. Fr. 

47. Schneider, D. kirchl. Zinsverbot u. die kuriale Praxis im 
XIII. Jahrh. Festgabe für Heinr. Finke, 127. 

48. Galante, Il diritto di patronato ed i documenti longobarlli. 
Prato 04. (Estratto dagli Studi in onore di Vittorio Scialoja) 

weist aus älteren longobardischen Urkunden nach, dass die Stifter 
von Kirchen, sich über diese solche Rechte vorbehalten haben, 
welche durch Alexander III. zunächst für England Elemente des Patro- 
natsrecht geworden sind. E. Fr. 

49, Rogers, Baptism by affusion in the early Church. Journ. 
of theol. stud. 1904, 107. 

50. Ernst, D. Stellung d. röm. Kirche zur Ketzertauffrage. Z. 
f. katlı. Theol. 21, 258. 
| 5l. Ursmer - Berlie&re, Jnventaire analytique des Libri 
Obligationum et solutionum des Archives vaticanes au point de vue 
des ancienes dioceses de Cambrai, Liege, 'Therouanne et Tournai. 


Bruges 04. 
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52. Daux, Le cens pontifical dans l’&gl. de France. R.d. Quest. 
hist. 75, 5. 
53. Hermann, D. Mainzer Servitienzahlungen. A. f. hess. 
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VI. Staat und Kirche. 


14. Hoedemaker, De Kerk in het moderne staatsrecht. 1. 
Amsterd. 

15. Grunebaum Ballın, La separation des eglises de l’etat. 
Etude juridique Par. 05. 

16. Noblemaire, Concordat ou Separat. Reflexions sur les 
rapports de l’Egl. cath. et de l’Etat franc. Par. 04 (367 S.). 

17. Harnack, Militia Christi. Die christliche Religion und der 
Soldatenstand i. d. ersten drei Jahrhunderten. Tüb. 05. 

18. De Jong*, Dienstweigering bij de oude christenen. Leiden 
Brill 1905. 

Die kleine Schrift ist aus einem Vortrage erwachsen, welchen der 
Verf. auf dem Philologen-Kongress des ‚Jahres 1904 gehalten hat. Er 
gibt eine daukenswerte Uebersicht über die Meinungen der alten Kirche 
betreffs der Zulässigkeit des Kriegsdienstes für Christen. Der Verf. 
stellt die in der alten Literatur zum Ausdruck gelangenden Ansich- 
ten dar, indem er überall Uebersetzungen der Originaltexte gewährt. 
Die das gleiche Thema behandelnde Arbeit des Franzosen Beurlier 
scheint dem Verf. unbekannt geblieben zu sein. E. Fr. 

19. Linsenmayer, Die Bekämpfung des Christentums durch d. 
röm. Staat bis z. Tode d. Kaisers Julian (363). München 05. 

20. O’Dowd, The first ediet against the christians. Americ. eccl. 
rev. 31, 269. 

21. Allard, Hist. des persecutions, pendant la premiere moitie du 
3° siecle. 08. 3. 

22. Firth, Constantine the Great. Reorganisation of the empire 
and triumph of the church Lond. 03. 

23. De la Serviöre, Charlemagne et V’Eglise. Par. 04. 

24. Ohr, Alte u. neue Irrtümer über das karolingische Staats- 
kirchentum. Hist. Vierteljahrsschr. 16, 57. 

25. Mollat, Les doleances du clerge de la province de Sens au 
concile de Vienne 1311—12 (über den Staat). R. d’hist. cecles. 6, 319. 

26. Michael, Walther v. d. Vogelweide u. s. Sprüche gegen d. 
Papst. Z. f. kath. Theol. 29, 299. 
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27. Martin, L’egl. et l’etat en Suede au moyen äge. Des ori- 
gines A union de Colmar. Rev. des Quest. hist. 1905, 54. 

28. Timpe, D. kirchenpolit. Ansichten u. Bestrebungen d. Kard. 
Bellarmin. Diss. Breslau 04. 

29. zoyau, Febronianisme et Josephinisme. La Quinzaine 12, 
141. 313. 464. 

30. Geier*, Die Durchführung der kirchlichen Reformen Josephs II. 
im vorderösterreich. Breisgau. Eine durch die rechts- u. staatswissen- 
schaftl. Fakultät der Universität Freiburg ı. Br. mit einem vom Grossh. 
Bad. Unterrichts-Ministerium ausgesetzten ausserordentlichen Preise 
gekrönte Untersuchung. Stuttg. Ferd. Enke 05. Mk. 9 (Stutz, Kirchen- 
rechtl. Abhandlungen H. 16. 17). 

Die verdienstvolle Schritt trägt nur wenig das Geprüge des An- 
fängertunis. Sie ist durchsichtig disponiert und flüssig, wenn auch 
nicht durchweg von Provinzialismen frei geschrieben. Vor allen Dingen 


aber ist die reiche Heranziehung ungedruckten Materiales — einige 
wichtige Stücke werden im Anhange zum Abdruck gebracht — von 


Wert, wenn es auch wünschenswert gewesen wäre, regelmässig die 
Signatur der benutzten Akten zu erfahren, und die gedruckte Litera- 
tur eine stärkere Berücksichtigung hätte finden sollen. Das besondere 
Interesse der Schrift liegt in der bis dahin noch nirgends gegebenen 
Darlegung, wie die besonderen politischen Verhältnisse der österreichi- 
schen Vorlande sich der Durchführung der josephinischen Reformen 
hinderlich erwiesen, so dass viele von vorne herein scheiterten und 
andere der unter Leopold II. auftretenden Reaktion zum Opfer fielen. 
Dass sie zur Säuberung der Kirche von grösseren Missständen nach 
vielen Richtungen beigetragen haben, ist deutlich erkennbar, dass sie 
dazu beigetragen haben, einen wissenschaftlich gebildeten und auch 
staatstreuen Klerus zu erzeugen, steht fest, und dass sie nur in be- 
dingtem Masse die Vorwürfe verdienten, mit welchen sie zu belegen in 
ultramontanen Kreisen von jeher üblich gewesen ist, erhellt auch aus 
dieser Schrift deutlich, obgleich sie sich nicht die Aufgabe gestellt 
hat, den Josephinismus als solchen, sondern nur in seinen Beziehungen 
zum Breisgau darzustellen. — Einen äusserlichen Missstand der ganzen 
Sammlung möchten wir bei dieser Gelegenheit wiederholt hervorheben. 
Jede linke Seite trägt als Kolumnentitel den Namen des Autors, jede 
rechte den Titel des Buches. Das ist bei Sammlungen kurzer Ab- 
handlungen, die zusainnengebunden werden sollen, nützlich, bei starken 
Einzelwerken, die sogar ein Doppelheft ausmachen, gänzlich unmnötie. 
Denn dass dieses Buch von Geier herrührt und welchen Titel es führt, 
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weiss jeder Leser. Es braucht ihm wirklich nicht über hundert Male 
wiederholt zu werden. Wäre es da nicht viel zweckmässiger, wenn 
die Kolumnentitel die Inhaltsübersicht wiedergeben würden? So ist 
die Orientierung in den einzelnen Heften der Sammlung eine recht 
schwierige. E. Fr, 

3l. Wirtz, D. französ. Konkordat v. J. 1801. Schluss. A. f. K. 
K.R. 85, 85. 200. 

32. Rembanud, Le concordat de 1801. Journ. d. Savants. 1904, 96. 

33. Welschinger, Le pape et l’empereur (1804--15). Par. U4. 

34. Collavet, Du recours pour abus envisage comme survivance 
de la justics retenue. These Paris 03. 

35. Aubes, Te protectorat religieux de la France en Orient. 
(These) Par. 04. 

36. Wittichen, Zu d. Verhandlungen Württembergs m. d. Kurie 
1508. Quell. u. Forsch. a, ital. Arch. 6, 379 auch sep. Rom 04. 

37. Systematische Zusammenstellung der Verhandlungen 
d. bayer. Episkopates mit der kgl. bayer. Staatsregierung von 1550 — 
1859 über den Vollzug des Konkordates. Freib. 05. 

38. Vacchetilli, Sulla competenza dell’ autorita giudiziaria 
in rapporto aglı atti e provedimenti dell’ autoritä ecclesiastica. Foro 
Ital. 29, 24. 

39. Savagnone, Sulla revocabilita dell’ exequatur e del placet: 
storia, diritto italıano. Palermo 03. 

40. Abraham, Church and state in England Lond. 02. 

41. Guilaine, La separation de l’Egl. de l’Etat au Bresil. R. 
polit. et parlement. 1905, 59. 

42. Dominikan. Republ. Verfassg. 20./6. 96, 5l. Plazet für 
(Greneraldispositionen. Jahrb. d. internat. Vereinig. 5, 1220. 
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20. Gilbert, le mariage des pretres. (Hist. des variations de 
la jurisprud. Franc. au XIXe siecle Par. (These). 

21. Heiner, d. Zölibat d. kath. Klerus nach Hoensbroechs „ul- 
tramontaner Moral“. A. f.k K.R. 85, 257. 

22. Claeys Bonnaert, de canonica cleri saecularis obedientia 
T. 1. (Diss.) Louvain 04. 

23. Attanasio, Il papato; ragionamenti. XNap. 08. 

24, Pivano*, Diritto di Veto. Jus Exelusivae nell’ elezione del 
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pontefice. Turino Unione tipografica 05). Estratto dagli Studi in onore 
di Vittorio Scialoja. 

Der Verf. behandelt mit grosser Erudition eine auch in Deutsch- 
land vielfach erörterte Frage, bei welcher namentlich Wahrmund und 
Sägmüller die gegensätzlichen Meinungen vertreten haben. Bekannt- 
lich betrachtet der letztere das von Oesterreich, Frankreich und Spanien 
bei der Papstwahl ausgeübte Ausschliessungsrecht nicht als einen usus 
sondern als einen abusus, spricht ihm mit andern Worten den Rechts- 
charakter ab. Er begründet diese Meinung damit, dass die Entwicke- 
lung der Exklusiva schon im XVI. Jahrh. erfolgt und durch die Bulle 
(rregors XV. Aeterni patris filius i. J. 1621 verboten worden sei. 
Umgekehrt setzt Wahrmund die Entstehung des Exklusivrechts erst 
hinter das Jahr 1621 und Pivano stimmt dem bei, indem er zwischen 
den früheren formlosen fürstlichen Einwirkungen auf die Papstwahl, 
welche durch die genannte Bulle verboten seien und dem formalen 
jus exclusivae unterscheidet, welches letztere er freilich früher setzt 
als Wahrmund, doch jedenfalls auch nach 1621. Aber Pivano weicht 
nun wieder von Wahrmund in der Beziehung ab, dass der letztere 
das jus exclusivae als Gewohnheitsrecht konstruiert, was Pivano ab- 
lehnt. Nicht freilich aus dem von Sägmüller betonten Grunde, weil 
der consensus legislatoris für ein Gewohnheitsrecht notwendig sei. der 
hier fehle. Denn Pivano steht auf dem richtigen Standpunkt, dass 
eine solche Zustimmung des Gesetzgebers weder überhaupt, noch nach 
Massgabe der kanonischen Quellen erforderlich sei. Er vermisst viel- 
mehr die Entstehung einer objektiven Rechtsnorm für dies Vetorecht. 
Es sieht nur laugjährige Ausübung subjektiver Rechte seitens der 
drei in Frage kommenden Staaten, durch welche ein objektiver Rechts- 
satz nicht zur Entstehung kommen könne. Gelangt er damit zu dem 
von Sägmüller behaupteten Resultat, dass das Exklusivrecht überhaupt 
nur abusus sei? Keineswegs! Vielmehr unternimmt er den Nachweis, 
dass die drei Staaten ihr Vetorecht ersessen hätten, wobei er alle 
Voraussetzungen für die kirchliche Ersitzung prüft und im gegebenen 
Falle als erfüllt ansieht. So läuft sein von Wahrmund abweichender 
Standpunkt doch schliesslich nur auf eine Verschiedenheit der Kon- 
struktion hinaus, der für das praktische Ergebnis gleichgültig ist. 
Wir möchten nicht unterlassen, auf die scharfsinnigen Untersuchungen 
auch die deutschen Interessenten aufmerksam zu machen. P..PE 

25. Casacca, Se il papa possa eleggere il suo successore ? 
Milano. 

26. Russo, La curia romana nella sua organisazione e ne] suo 
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completo funzionamento sec. il diritto can. vigente. Roma 04. 

27. Müller*, Die bischöflichen Diözesanbehörden, insbes. d. bi- 
schöfliche Ordinariat. Stuttg. Enke 05, Mk. 5. (Stutz, Kirchenrecht- 
liche Abhandlungen, Heft 15). 

Es ist vollkommen zutreffend, dass die Domkapitel für die kirch- 
liche Diözesanregierung heute in Deutschland keine noch irgendwie 
bedeutsame Rolle spielen. Diese Regierung ist wieder einschliesslich 
der Gerichtsbarkeit allein den Bischöfen zugefallen, nachdem die mit- 
telalterlichen Bildungen der Archidiakonate ihre Bedeutung eingebüsst 
und auch die Dekanate jede Selbständigkeit verloren haben. Und doch 
ist der Bischof persönlich ausser stande die Fülle seiner amtlichen 
Aufraben zu erledigen. Das hat zur Bildung eigener Organisationen 
reführt, wie der Offizialate für die Handhabung der (Gerichtsbarkeit 
und der Ordinariate für die der Regierung, die sich an die alten Ge- 
neralvikariate angesetzt haben. Deren Vorkommen, Art nnd Bedeutung 
ist von der bisherigen Literatur noch nicht zur Genüge gewürdiet wor- 
den, und so füllen denn die Untersuchungen des Verf., der selbst bei 
einem (Generalvikariat als Sekretär fungiert, eine Lücke aus. Die Dar- 
stellung des Verf. verdient alles Lob, und wir vermögen auch seinen 
juristischen Ergebnissen über die rechtliche Natur der betr. Aemter 
zuzustimmen. E.. Fr; 

28. Coviello, la massa comune nei capitoli cattedrali. Catania 
(dall’ Antol giurid). 

29. Derselbe in Riv. di dir. eccles. 14, 355. 

30. Hilling, Die Bedeutung der iusta causa für die Gültirkeit 
der Exkommunikationsvollstreckung. A. f. K. K.R. 85, 246. 

3l. Trama, AManuale teorico-pratico per gli ufficiali delle ceurie 
eccles. Napoli. 

32. Heiner, Die Versetzung eines Pfarrers auf dem Verwaltungs- 
wege A.f. K. K.R. 55, SO. 

33. Rom u. d. allzemeine Pfarrkonkurs. A. f.K. K.R. 85, 328. 

34. Berjon et Varquez, Disciplina general de la iglesia y 
particular de Espaiia sobre la provision de parroquies mediante con- 
curso deste el conc. Trident hasta nuestras dias Astorga 04, 

35. Van Roey, De iusto auetario ex contractu crediti. Diss. 
historico-moralis Louvain 03. 

36. Beringer, Lesindulgences, leur nature et leur usage, d’apres 
les dernieres decisions de la Sacree Congregation des indulgences. Trad. 
par Vabbe Ph. Mazover. 3. ed. T.1.2. Paris, 05. 

37. Dietterle, die Summae confessorum. 2. f. K.Gesch. 26, 59. 
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38. Bertrand, de la legislat. de sepulture (these) Par. 04. 

39, Lampert, Aufhebung d. Simultaneums auf einseit. Antrag 
nach schweizer. Staatskirchenrecht. A. f. K. K.R. 85, 275. 

40. Raffauf,d. kirchenrechtl. Bestimmungen üb. d. Altar. Borna- 
Leipz. 04 (In.-Diss.) 

41. Fontana, la personalitä giuridiea dei capitoli cattedrali. 
Riv. d. dir. eccl. 13, 555. 

42. Ginevri. Le spese di ceulto: manuale di pratica applicazione 
dell’art. 299, lexge 4 maggio 1898, n. 164: raccolta di disposizioni le- 
gislative, massime di giurisprudenza dal 1560 ad oggi; leggi, regola- 
menti e studi sulla hquidazione dell’asse ecclesiastico e sulle congrue 
parrocchiali. Torino, 05. 

43. Klein, Welche Bedeutung kommt den nach kath. K.R. be- 
stehenden Beschränkungen der Veräusserung von res ecelesiasticae nach 
deutschem bürgerl. Rechte zu? A.f. K. K.R. 85, 242. 

44. Winter, Etude sur la condition juridique du mobilier des 
eglises. "These Par. 05. 

45. Krick, Handb. d. kath. Pfründenwesens m. Rücksicht auf die 
im Ker. Bayern geltenden staatl. Bestimmungen. 4. Aufl. Kempten 05, 

46. Seidl, Die Verwaltung des Kirchen- u. Pfründenrermögens 
in Oesterreich. Handbuch. Wien, 05. 

47. Klein, Ueber d. Beitragspflicht der Pfarrdotationsländereien 
zu den Kosten der Landwirtschaftskammern in Preussen. A.f.K.K.R. 
85, 64. 


VIIL Ordenswesen. _ 


14. Monumenta historica Soc. Jesu a patribus ejusdem 
societatis edita. Monum. Ignatiana 1 ser. Epistolae et instructiones t. 11. 
fasec. 1. 2. 3. Madr. 1909. 

15. Eichhorn, D. Aufhebg. d. RG. v. 4./7. 72 betr. d. Orden 
d. Gesellsch. Jesu. Ein Beitr. z. Interpretat. d. Art. 2 der Reichıhs- 
Verf. Diss. Greifswald 04. 

16. Rousseau, Expulsion des Jesuites en Espagne. Demarches 
de Charles III pour leur secularisation. R. des Quest. hist. 75, 113. 

17. Boudinhon, Les congregat. relig. a voeux simples. Le Can. 
cont. 28. 5. 65. 129. 193. 

18. Sturel, La condition juridique du congreganiste (These) Par. 

19. Curet, Liquidation en justice des biens des congregations 
ddissoutes (art. 18 de la loı du 1. juillet 1901.) Par. 04. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 341 


20. Menage, Loi du 1. juillet 1904. Liquidation des biens des 
congregat. dissoutes. Recueil de jurisprudence 3. 4. Par. 05. 

21. Neue Regelung der Ordens- u. Kongregationsverhältnisse in 
Spanien. A. f.K. K.R. 85, 170. 

22. Cortini, Le confraternite e lo Stato. Imola 03. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


9. Jacobs, Differenzpunkte in der Organisation der politischen 
u. d. kirchl. Selbstverwaltung Preussens (alte Land.). Verwaltungs- 
archiv 13, 222. 

10. Fabıan, D. Protokolle der II. Kirchenvisitation zu Zwickau 
1533 u. d. I. Kirchenvisitation zu Schneeberg 1534. Mitt. d. Alter- 
tumsvereins f. Zwickau, H. 7. 

1l. Drews, D. Ordination, Prüfung und Lehrverpflichtung der 
Ordinanden in Wittenberg, 1535. Univ.-Progr. Giessen, 04. 

12. Bross, D. kirchl. Einnahmen in d. oberhess. Dorfgemeinde 
Pohlgöns u. d. Verwaltg. d. Almosens im XVII. Jahrh. Beitr. z. hess. 
K.Gesch. 2, 167. 

13. Georg Müller, Katechismus u. Katechismusunterricht im 
Albertinischen Sachsen. Leipzig, 04, Dürr. 

14. Skalsky, Aus dem Amtsleben d. ersten mährisch-schles. 
Toleranz-Superintendenten. Jahrb. d. (esellsch. f. d. Gesch. d. Pro- 
testant. in Oesterr. 25, 308. 

15. Löber*, Die im ev. Deutschland geltenden Ordinationsver- 
pflichtungen geschichtlich geordnet. Mit Angaben über d. Verpflichtung 
der Professoren d. ev. Theologie an d. deutschen Universitäten in Bez. 
auf die Lehre u. über die Mitwirkung der obersten Kirchenbehörden 
bei Besetzung der akadem.-theolog. Lehrstühle. Leipzig, Georg Wi- 
gand, 05. — Mk. 1,50. 

Im .J. 1904 hat Mulert in sehr dankenswerter Weise die ver- 
schiedenen in Deutschland geltenden Bekenntnisverpftlichtungen gesam- 
melt. Er hat die Zusammenstellung nach den landeskirchlichen Gre- 
bieten geordnet, bei den Universitäten in deren alphabetischer Reihen- 
folge. Der Verf. der vorliegenden Schrift ergänzt nicht nur jenes Ma- 
terial, sondern er verarbeitet es auch wissenschaftlich in sehr aner- 
kennenswerter Weise, indem er die geschichtliche Entwickelung nach- 
weist und den familienhaften Zusammenhang, in welchem die verschie- 
denen Formulare zueinander stehen. Auch Kritik übt er dabei an 
diesen, und spricht sich für die Vereinheitlichung des Rechtes aus, wo- 
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möglich unter Zugrundelegung des sächsischen Rechts. Der letztere 
Wunsch ist ein durchaus berechtigter und der neu gebildete Kirchen- 
ausschuss wäre wohl geeignet, sich der Frage anzunehmen und so die 
(trundlagen des so lange vermissten einheitlichen evangelischen deut- 
schen Kirchenrechts zu lerren. E. Fr. 

16. Vonnoh, D.Prinzipien des sächs. Patronatgesetzes v. 28.1V.98 
in ihrer Entwickelung und ihrem Verhältnis zum geltenden Recht. 
Leipz., 05. In.-Diss. 

17. Hansult, D. Patronat in d. ev. Landesk. d. Grossh. Hessen. 
(siessen, 09. 

18. Die Kirchenbaupflicht der Stadtgemeinde Berlin. Erwiderung 
auf die Schrift der Stadtgemeinde Berlin „Beiträge zur Frage inwie- 
weit aus der kurbrandenb. K.O. v. 1573 eine Kirchenbaulast der po- 
litischen (semeinde abzuleiten sei“. Berl. 1900, 3. 

19. Baltischweiler*, Die Institutionen d. evang.-reformierten 
Landeskirche d. Kantons Zürich in ihrer geschichtlichen Entwickelung. 
Zürich, Schultheiss u. Co. (Züricher Beiträge z. Rechtswissensch. H. 2). 
— NMk. 3,20. 

Das schweizerische evangelische Kirchenrecht hat in der Schweiz 
ebensowenig eine wissenschaftliche Bearbeitung gefunden wie in Deutsch- 
land. Nur die Lebren Calvins sind neuerdings mehrfach und in Deutsch- 
land meisterhaft durch Rieker behandelt worden. Um so freudiger be- 
grüssen wir die vorliegende Schrift, zumal sie wesentlich auf archiva- 
lischen Materialien beruht. Freilich ist sie nur die erste Hälfte der 
auf zwei Bände berechneten Publikation. Der zweite, hoffentlich nicht 
zu lange ausstehende Band, soll die Züricher Gesamtkirche, die Zu- 
gehörigkeit zur Landeskirche, vor allen Dingen aber das Verhältnis 
von Kirche und Staat behandeln, während der jetzt vorliegende die 
innere Organisation in ihrer geschichtlichen Entwickelung darstellt, und 
neun ältere Aktenstücke aus dem XVI. u. XVII. Jahrh. hinzufügt. 

Wir können diese Stoffverteilung nicht billigen. Die innere Or- 
ganisation der Züricher Landeskirche ist kaum verständlich, wenn nicht 
der Leser die (esamtentwickelung und namentlich die des Verhält- 
nisses von Staat und Kirche kennt. Denn nur dann kann begriffen 
werden, wie diese und andere zwinglische Landeskirchen eines eigenen 
Kirchenregimentes entbehrt haben, so stark durch den Territorialis- 
mus beherrscht waren, dass es nicht einmal wie in den lutherischen 
deutschen Landeskirchen zur Bildung von Konsistorien gekommen ist. 
Lediglich so kann die Umbildung der einzelnen in diesem Band be- 
handelten Institutionen verstanden werden, wie sie durch die Gesetze 


XI. Eherecht. 343 


von 1895 und 1902 bewirkt worden ist. Wenn wir dem Verf. einen 
Rat geben dürften, so sollte er in dem II. Baud an die Darstellung 
der Zwinglischen Theorie eine Geschichte des Verhältnisses von Staat 
und Kirche knüpfen, wie sie sich gemäss und auch teilweis im Wider- 
spruch zu jener Theorie in Zürich ausgebildet hat unter vergleichender 
Heranziehung der Rechtsbildung in anderen reformierten Kantonen 
und auch derjenigen oberdeutschen Städte, welche ihre Kirchenverfas- 
sung auf Zwinglischer Grundlage aufgebaut haben. Dann aber sollte 
er diesen II. Band getrost als I. bezeichnen. Das Verständnis einer 
Kirchenverfassung kann nicht erschlossen werden, wenn man von der 
(remeinde ausgeht und den gemeindlichen Organen; denn deren ganze 
Rechtsstellung ist bedingt vom Kirchenregiment, das also füglich in 
der Darstellung vorangestellt werden muss. Abgesehen von diesem 
systematischen Grundtehler ist die Abhandlung sauber und verständig 
wearbeitet. E. Fr. 

20. Dalton, Beitr. z. Gesch. d. ev. K. in Russland. IV. Bd.: 
Mıiscellanea. Berl., 05. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


‘. Denkschrift über d. Entwurf eines R.Ges. d. Freiheit der 
Religionsübung mit Anlage. Her. i. A. d. deutschen ev. Kirchenaus- 
schusses. A. K. Bl. 1905, 69. 

8. Schäfer, D. älteste Instruktionen-Samnilg. d. span. Inquisi- 
tion 1. Arch. f. Ref. Gesch. Il, H.1. 2. 

9. Prugawın, D. Inquisition d. russ.-orthodoxen Kirche. Die 
Klostergefängnisse. Mit e, (releitwort v. Reusner. Berlin-Charlottenb., 05. 

10. Kalkoff, Das Wormser Edikt in den Niederlanden. Hist. 
Viertelj.-Schr. 16, 69. 


XI. Eherecht. 


18. Brill, D. Ehescheidungsprozess od. Wichtige Streitfragen 
auf d. Grenzgebiete d. Heilkunde u. der RW. Magdeb. 04. 

19. De Ruggiero, Studi papirologici sul matrim. e sul di- 
vorzio nel diritto greco — romano Bullet. del Istituto di Dir. rom. 
anno XV, 180. 

20. Kojiro Iwasaki, D. japan. Eherecht. (In. Diss.) Leip- 
zig. 04. 

21. Dusi, l’error virginitatis come causa di nullitA del matrim. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 2. 95 


344 Literaturübersicht. 


Legge 44 (1904,, 597. 

22. Sorrentino, Della nullita del matr. per errore sulla per- 
sona in ispecie dell’ error virginitatis. Foro Ital. 1904, 14, I, 877. 

23. Grange, Les mariages sous condition: derniers cas pre- 
sentes a la S. C. du Concile. R. d. scienc. eccles. 1905. Janvier. 

24. Butera, Dell’ impotenza della procreazione della prole 
come causa di nullitA del matrimonio. Il Filangieri 30, 23. 107. 191. 

25. Köhler, D. Doppelehe Landgraf Philipps v. Hessen. Hist. 
Zeitschr. 94, 385. 

26. Schwaedt, Die Wiederverheiratung im Falle der Todeser- 
klärung nach dem BGB. (Leipz. Diss.) Wittenb. 05. 

27. Dziekan, Eheauflösung u. Wiederverheiratung im Falle der 
Todeserklärung. Breslau 05 Diss. 

285. Madert, D. Einfluss der Todeserklärung auf das Familien- 
recht. Greifswald 04 (Diss.). 

29, Schreiber, D. Ehebruch, Ehescheidung, und Eheschei- 
dungsgrund. Leipz. 05. Diss. 

30. Souara, la profess relig., emp6&chement canon. du mar. 
chez les Grees. Echos d’Orient 1904, 194. 

3l. Pappenheim, Ungültigkeitserklärung einer von Ausländern 
im Auslande geschlossenen Ehe wegen des Hindernisses der Relirions- 
verschiedenheit. Z. f. internat. R. 15, 11. 

32. Wetzel, D. Verweigerung der ehel. Gemeinschaft. Arch. 
f. bürgel. R. 20, 54. 

33. Pitzorno, Le legittimazione nella storia delle istituzioni 
familiari del medio evo. Sassarı 04. 

34. Kwadynski, Legitimat. per subsequ. matrimon. et per 
rescript. principis unter Berücksichtig. d. röm. gem. Rechts, der 
Landesgess. und des BGB. Rostock 04 Diss. 

35. rianzana P. Je seconde nozze nella legislazione italiana. 
Milano 05. 

36. Coben, Ueb. d. rechtl. Natur des Verlöbnisses nach dem 
BGB. Borna-Leipz. 05. Diss. 

37. Cardoni, Uenni storiei Intorno ai costumi antichi usati in 
Friuli in occasione di nozze, ricavati daglı Annalı del Friuli del Man- 
zano. Udine 03. 

35. Brandileone, Per la storia dei riti nuziali in Italia. 
Roma (9. p.) dalla Riv. it. di sociologia. 

39. Sehling, Zum Montignoso-Fall. Eine kanonist. Betrach- 
tung. Das Recht 1905, 177. 
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4u. Mitteis, Nichtigkeitserklärung der Ehe nach Scheidung, in 
Zwei Fragen a. d. bürgerl. Recht. Leipz. 05. Dekanats-Programm. 

41. Nöthling, D. Wirkungen d. Ehescheidung u. d. Aufhebung 
d. ehel. GFemeinsch. nach d. BGB. Diss. Rostock 04. 

42. Niemeyer, Sind deutsche Gerichte zuständig für Schei- 
dungsprozesse französ. Ehegatten. 7. f. internat. R. 15, 119. 

43. Milasch, D. unüberwindl. Abneigung als Ehetrennungs- 
grund nach dem österr. BGB. Wien 05. 

44. Aillet, ledivorce par consentement mutuel (these). Rennes 03. 

45. Wood, Practice of the Probate and Divorce Division. Lond. 

46. Anema, de gronden voor echtscheidinz in hel Nederl. bure. 
recht. Wageningen. 

47. Sanfıori, Per il divorzio: conferenza Santareangelo 03. 

48. Centolla, Il divorzio. Bari 03. 

49. Actesıo, libertä e divorzio: osservazioni. Verona. 

50. De Burgos, El divoreio en Espana. Madrid 04. 

5l. Palmieri, Il divorzio in Russia. Bessarion 7, 225. 

52. Nicolesco, Ta condit. juridique des enfants apres le di- 
vorce de leur pere et mere en droit franc. allem. et romain. Par. 04. 
These. 

53. Zitelmann,. D. Erziehungsrecht an Kindern aus einer vor 


1900 gechiedenen Ehe. Das Recht 1905. 149. 


X. Schule. 


13. Ermanu. Horn, Bibliographie der deutschen Universitäten. 
Systematisch geordnetes Verzeichnis der bis Ende 1599 gedruckten 
Bücher und Aufsätze üb. das deutsche Universitätswesen. Im Auftrage 
des preuss. Unterrichts-Minist. bearb. 2., besond. Teil, unt. Mitwirkg. 
v. W. Erman bearb. v. E. Horn. Leipzig, Teubner. 

14. Plieschko, Schulrecht u. Schulgesetze. Abhandlungen aus 
dem Gebiete des Schulrechts. 1. H. Der Religionsunterricht u. die 
konfessionellen Verhältnisse der Volksschule im Lichte des Schulrechts. 
Berl. 05. 

15. Marcault, Essay histor, sur l’education des cleres dans | 
erlise depuis Notre Seigneur Jesus-Christ. Par. 04. 

16. Elbers, D. geschichtl. Entwickele. d. niederen Schulwesens 
d. Stadt Münster . W. v. Ausg. des 30jähr. Kriegs bis z. Gegenw. 
Tüb. 05. Diss. 

17. Lurz, D. bayer. Mittelschule seit d. Uebernahme durch die 
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Klöster bis zur Säkularisation. Beitr. z. Gesch. d. Erziehg. u. d. 
Unterr. in Bayern H. 6. 

18. Oesterr. (Erzherzogth. unter der Enns) G. 25./X11. 04. Ent- 
lohnung des Religionsunterrichts. A. f. K. KR. 55, 359. 

19. Goblet, La suppression de l’enseirxnement congreganiste. 
R. pol. et parlem. 291, 237. 

20. Verhaegen, La lutte scolaire en Belgique avec une pre- 
face de G. Verspoyen. Gand. 05. 

21. Beckers, L’enseignement superieur en Belgique. Brux 04. 

22. Fontana, La legislazione della istruzione elementare e nor- 
male. Torino 05. 
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III. Aktenstücke. 


Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


12. Leo XIIL, Umwandlung der ap. Präfektur v. Zanguebar in 
ein Vikarıat. 15./9. 02. Te Can. cont. 28, 92, 

13. Leo XIII., Errichtung der neuen Diözese v. Baker-City in d. 
Verein. Staat. v. N.-Amerika 5./9. 1904. Le Can. cont. 28, 157. 

14. Pius X., 11./4. 04. Dem bischöfl. Sitze v. Barcelona wird der 
(rebrauch des pallium gestattet. A. f. K. K.R. 85, 115. 

15. Pius X., Motu proprio über die Organisation der Orden der 
Fratres Minores u. Scholarum piarum in Spanien. (Peter, Paul). 29./6. 
1904, Le Can. cont. 28, 26. 

16. Pius X., Bulle 14./9. 04. Erhebung des bischöfl. Stuhles von 
Ancona zum erzbischöfl. honoris causa. A. f. K. K.R. 85, 322. 

17. Pius X., Motu proprio de protonotariis apostolicis, praelatis 
urbanis et aliis qui nonnullis privilegiis praelatorum propriis fruuntur. 
21./2. 1905. Le Can. cont. 28, 227. 

18. Decer. Congr. de Propag. 3./8. 1904. Errichtung d. ap. 
Präfektur v. Stanley-Falls.. Le Can. cont. 28, 179. 

19. Decer. Congr. Consist. 25./10. 1904 über die Circum- 
scription der durch Dekret v. 1903 begründeten neuen Praelatura nul- 
lius zu Santareis in Brasilien. Le Can. cont. 28, 160. 

20. Bildung kirchl. Hilfsfonds in d. preuss. Diözesen. A. f. K. 
K.R. 85, 345. 

Nachstehender Erlass für die Diözese Osnabrück wurde teils wört- 
lich, teils mit unwesentlichen Modifikationen auch in den Amtsblättern 


der übrigen preussischen Diözesen publiziert: 
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Die Bischöfe Preussens haben in Ausübung des ihnen durch das 
(iesetz vom 29. Mai 1903 (Kirchliches Amtsblatt Bd. VI. S. 108) ge- 
gebenen Rechtes der Besteuerung ihrer Diözesanen beschlossen, zum 
Zwecke der Gewährung von Beihilfen an neu zu errichtende leistungs- 
unfähige katholische Pfarrgemeinden, welche zur Aufbrivgung von Zu- 
schüssen zur Erreichung des Mindest-Stelleneinkommens oder von Alters- 
oder Ortszulagen Umlagen ausschreiben müssen, sowie zur Gewährung 
von Beihilfen zu Um-, Erweiterungs- und Neubauten von Kirchen, 
Ptfarr- und Küsterhäusern, in den einzelnen Diözesen kirchliche Hilts- 
tonds zu bilden. Diesem Beschluss ist auch der Bischof von Osnabrück 
für den Bereich seiner Diözese beigetreten. 

Zu dem angegebenen Zwecke soll vom Etatsjahre 1905 an eine 
Umlage von 1%, der von den katholischen (Femeindegliedern zu zah- 
lenden Staatseinkommensteuer erhoben werden. 

Die Beiträge der einzelnen Kirchengemeinden werden nach Mass- 
sabe der aufzubringenden Staatseinkommensteuer von der bischöflichen 
Behörde festgesetzt. 

Soweit die festgesetzten Beiträge aus der Kircheukasse geleistet 
werden können, sind dieselben auf den Etat zu übernehmen und aus 
den Einkünften der Kirchenkasse zu bestreiten. Reichen die laufenden 
Einnahmen der Kirchenkasse zur Leistung der festgesetzten Beiträge 
nicht aus, so müssen die letzteren durch Umlagen auf die Gemeinde- 
glieder nach den für die kirchlichen Umlagen bestehenden Vorschriften 
aufgebracht werden. 

Behuts Feststellung der auf jede einzelue Kirchengemeinde ent- 
fallenden Beiträge ist von den Kirchenvorständen der Jahresbetrag 
der von den katholischen (semeindegliedern zu zahlenden Staatsein- 
kommensteuer und zwar zunächst für das Etatsjahr 1. April 190.4/05 
zu ermitteln. Diese Ermittlung wird fernerhin in dreijährigen Perioden 
wiederholt. 

Für die Ermittlungen ist zu beachten: 

1. Es sind alle vom Staate veranlagten Einkummensteuerbeträge der 
katholischen Gemeinderlieder zu berücksichtigen. Die Steuerbe- 
träge der Mitglieder der Militärgemeinden und die fixierten Steuer- 
sätze nach einem Einkommen von nicht mehr als 900 Mk. sind 
ausser Betracht zu lassen. 


2. Personen mit einem mehrfachen Wohnsitz sind in jeder ihrer Wohn- 
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sitzgemeinden mit den nach Massgabe der für ihre kirchliche Be- 

steuerung in diesen Gemeinden bestehenden Grundsätze besonders 

veraulagten bezw. zu veranlagenden Steuerbeträgen zu verzeichnen. 

Mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten, welche sich bei der Er- 
mittelung des Staatseinkommensteuersolls ergeben, hat die Königliche 
Staatsregierung die Orts- und Polizeibehörden angewiesen, den Kir- 
chenvorständen bei der Beschaffung der für die Ermittelungen erfor- 
derlichen Unterlagen jede erwünschte Unterstützung nach Möglichkeit 
zuteil werden zu lassen. 

Unter Bezugnahme auf die vorstehenden Ausführungen bestimmen 
wir hierdurch folgendes: 

1. Der Kirchenvorstand jeder Pfarrgemeinde hat nach Abschluss der 
von ihm angestellten Ermittelungen die (zesamtsumme des Staats- 
einkommensteuersolls für das Jahr 1. April 1904/05 für die Kir- 
chengemeinde festzustellen. 

2. Diese Verordnung gilt auch für diejenigen Kapellengemeinden, 
welche von Beiträgen zu den Bedürfnissen der Pfarrgemeinde 
befreit sind, d. h. also für diejenigen Kapellengemeinden, welche 
zu den Umlagen der Pfarrgemeinden nicht herangezogen werden. 

3. Das Ergebnis dieser Feststellung ist von dem Kirchenvorstande 
in eine nach dem untenstehenden Muster anzufertigende Nach- 
weisung einzutragen. 

4. Diese Nachweisung ist vom Kirchenvorstande bis zum 10. Fe- 
bruar d. J. an den zuständigen Dechanten zu übermitteln. 

5. Die Herren Dechanten wollen die Nachweisungen ihres Dekanates 
prüfen und bis zum 25. Februar er. uns einsenden. 

Nach erfolgter Prüfung der Nachweisungen der einzelnen Kirchen- 
gemeinden wird die bischöfliche Behörde die zu erhebenden Beträge 
durch eine Matrikel auf die einzelnen Kirchengemeinden verteilen und 
die matrikelmässigen Umlagebeträge den Kirchengemeinden bekannt 
geben. Ueber den Zeitpunkt der Abführung der Beträge an den Diö- 
zesanhilfstonds wird demnächst Bestimmung getroffen werden. 

Osnabrück, den 10. Januar 1905. 

Bischöfliches (seneralvikariat. 
Pohlmann. Beckschäter, Sekr. 


350 Aktenstücke. 


Nachweisungen über die Staatseinkommensteuer der kath. Kircbengemeinde 
a et Br .. für das Etatsjahr 194. 


Lfd, Namen der zur Zahl der Betrag der 
Ne Kirchengemeinde gehörigen | steuerpflichtigen Staats- 
SA 5 Ortschaften *) Gemeindeglieder | einkommensteuer 
1. ' A. Stadt 240 | 6 240 
2 B. Gemeinde 36 544 
8. C. Gut 2 | 135 
a Er Ye 
Die Richtigkeit bescheinigt 
ON ee 4 
Der Vorstand der Kirchengemeinde. 
Gerichtssprüche. 


9. Preussen. Erk.d. 0.V.G. betr. d. Anschluss d. franz. ref. 
Gem. in Stettin an die Kreissyn. Stettin Stadt u. die Erhebung von 
Beiträgen v. d. französ. ref. Gemeinde in Stettin zur Synodalkasse 
27./9. 04. K.G. u. V.Bl. 5. 

In der Verwaltungsstreitsache 

der französisch-reformierten Kirchengemeinde zu Stettin 
Klägerin, 
wider 
l. den Königlichen Regierungspräsidenten zu Stettin und 
2. das Konsistorium der Provinz Pommern, 
Beklagte, 
hat das Königlich Preussische Oberverwaltungsgericht, Achter Senat, 
in seiner Sitzung vom 27. September 1404, 
an welcher der Senats-Präsident Techow und die Oberverwaltungs- 
gerichtsräte: von dem Busch, Berner, Möllenhoff und Dr. Wieland 
teilgenommen haben, 
für Recht erkannt: 
Die erhobene Klage wird abgewiesen. 
Die Kosten werden — unter Festsetzung des Wertes des Streit- 


* Eine Aufzählung der Ortschaften ist nur da erforderlich, wo diesel- 
ben für sich zur Staatseinkommensteuer veranlagt werden. Eine Unter- 
scheidung der Ortschaften, die zur selben Zivilgemeinde gehören, ist nicht 
erforderlich. 
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gegenstandes auf 3218,30 Mk. — der Klägerin zur Last gelegt. 
Von Rechts wegen. 
Gründe. 

Nach S 49 Absatz 2 der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung 
vom 10. September 1873 (Gesetzsammlung Seite 418) sind Kirchen- 
gemeinden, welche keiner Diözese angehören, einem benachbarten Sy- 
nodalverbande anzuschliessen. Auf Grund dieser Vorschrift wurde 
durch Verfügung des Königlichen Konsistoriums der Provinz Pommern 
vom 23. April 1897 die französisch-reformierte Kirchengemeinde zu 
Stettin, die bis dahin keiner Diözese angehört hatte, an die Kreis- 
synode Stettin-Stadt angeschlossen. Durch die Kreissynode wurden 
sodann von der französisch-reformierten Kirchengemeinde an Beiträgen 
zur Synodalkasse angefordert: 

für das Rechnungsjahr 1599: 790,50 Mark 


a ö 1900: 336,31  . 
Rp s 1901: 796.15 
En R 1902: 70755. 
. „ 1903: 818.29 


Im Jahre 1899 erhob die Gemeinde gegen die Anforderung Be- 
schwerde bei dem Königlichen Regierungspräsidenten und nach deren 
Abweisung weitere Beschwerde bei dem Königlichen Oberpräsidenten, 
die indes ebenfalls als unbegründet zurückgewiesen wurde. Die Be- 
schwerden hatten nicht die Höhe der Anforderungen beschritten, son- 
dern nur das Besteuerungsrecht der Synode; letzteres fehle, weil die 
Zuteilung der Gemeinde zur Kreissynode rechtswidrig erfolgt sei. Da 
auch nach Abweisung der Beschwerden Zahlung verweigert wurde, ver- 
fügte der Regierungspräsident auf Antrag des Konsistoriums die zwangs- 
weise Eintragung der 790,30 Mk. in den Etat der Kirchengemeinde. 
Als darauf der Kirchengemeinde, einer (Gegenvorstellung ungeachtet, 
/Zwangsvollstreckung angedroht wurde, zahlte sie den Betrag unter Vor- 
behalt ein. Demnächst ging die Kirchengemeinde gegen die Zwangs- 


etatisierung im Zivilprozesswege — wie sie in der gegenwärtigen Ver- 
waltungsklage vorträgt — „wegen der unberechtigten Eingriffe in ihre 


Privatrechte“* gegen die Synode und das Konsistorium klagend vor. 
Der Herr Minister für geistliche, Unterrichts- und Medizinalangelegen- 
heiten erhob jedoch den Kompetenzkonflikt, und durch Urteil vom 
14. Dezember 1901 erklärte der (serichtshof zur Entscheidung der 
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Kompetenzkonflikte den Rechtsweg für unzulässig. 

Nachdem die Synodalbeiträge für 1900 und 1901 (836,31 und 
36.15 Mk.) bis Mitte 1902 wiederum nicht eiugezahlt worden waren, 
kündigte der Revierungspräsident, und zwar diesmal, ohne dass eine 
/wangsetatisierung vorhergegangen war, am 11. August 1902 der Kir- 
chengemeinde an, die Einziehung werde im Zwangswege erfolgen, talls 
nunmehr nicht binnen 14 Tagen die Zahlung bewirkt werde. Dem- 
gegenüber suchte die Kirchengemeinde in einer Gegenvorstellung, worin 
sie ihre Verpflichtung zur Zahlung bestritt, und ausserdem die Höhe 
der Anforderungen bemängelte, um einen förmlichen Zwangsetatisie- 
rungsbeschluss nach. Ein solcher Beschluss ist indes auch weiterhin 
für 1900 und 1901 nicht erlassen worden. Es wurde vielmehr nur die 
Androhung der Zwangsbeitreibung wiederholt, und dadurch liess sich 
die Gemeinde bestimmen, die angeforderten Beträge unter Protest zu 
zahlen. Am 11. November 1902 ging sodann beim Oberverwaltungs- 
gericht eine gegen die Verfügung des Regierungspräsidenten vom 
ll. August 1902 gerichtete Klage ein. Die Parteien führen aus, die 
die Zwangsbeitreibung androhende Verfügung des Regierungspräsiden- 
ten enthalte, wenn auch nicht formell, so doch materiell eine Zwangs- 
etatisierung; sie sind einverstanden, dass jene Verfürung als ausrei- 
chende Grundlage der aus Artikel 27 des Gesetzes vom 3. ‚Juni 1576 
angestellten Klage angesehen werde. In der Klage geschieht zwar 
der Vorwänge des Jahres 1899 Erwähnung, aber sie betrifft allein die 
Synodalbeiträge für 1900 und 1901. Der Klageantrag geht dahin, zu 
erkennen: 

1. dass die klageude Gemeinde nicht verpflichtet ist, 1632,46 Mk. 

zu den Kosten der Synode Stettin-Stadt für die Etatsjahre 
1900 und 1901 beizutragen, 
2. dass die Verfügung vom 11. August 1902 ungerechtfertigt ist, 
3. dass die Beklagten verpflichtet sind, die Zahlung der hinter- 
legten 1652,46 Mk. nebst 4% Zinsen seit 28. August 1902 an 
die Klärerin anzuordnen. 

Auch die Zahlung der für 1902 angeforderten Synodalbeiträge 
(767,55 Mk.) wurde verweigert. Daraus nahm der Regierungspräsident 
Anlass, mit Verfügung vom 23. März 1903 unter Zustimmung des 
Konsistoriums die zwangsweise Einstellung der 767,55 Mk. in den Etat 


der Kirchengemeinde anzuordnen. Hiergegen richtet sich eine „er- 
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gänzende und erweiternde* Klare vom 26. April 1903, deren Antrag 
bis auf die geänderten Zahlen, dem für die Jahre 1900 und 1901 ge- 
stellten wörtlich gleichlautet. 

Endlich ist noch hinsichtlich der Synodalbeiträge für 1903 (818,29 M.) 
Zwangsetatisieruug am 14. Dezember 1903 verfügt worden; gegen diese 
kämpft eine weitere erweiternde, am 22. Januar 1904 erhobene Klage 
mit einem Äntrage an, der dem in der ersten Klage gestellten entspricht. 

Die Klägerin bestreitet sowohl das Bestehen einer Preussischen 
Landeskirche als auch ihre Zugehörigkeit dazu; schon aus letzterem 
(runde habe sie der Kreissynode Stettin nicht angeschlossen werden 
dürfen, folgeweise sei sie auch zu Beiträgen an die Synode nicht ver- 
pflichtet. Die weiteren Rechtsausführungen der Klägerin ergeben sich 
aus dem Nachfolgenden. 

Die Beklagten haben Abweisung der Klagen beantragt. 

Diesem Antrage war zu entsprechen. 

Das (Gesetz vom 3. Juni 1576 hat in Art. 27 den Kirchengemein- 
den eine Frist zur Erhebung der Klage gegen eine Zwangsetatisierung 
nicht gesetzt. 

Anhängig gemacht sind Klagen für die Rechnungsjahre 1900, 19U1, 
1902, 1903. Ob es statthaft war, ohne vorherige Zwangsetatisierung 
zur Zwangsbeitreibung überzugehen, wie dies für die Jahre 1900 und 
1901 geschehen, ist hier nicht zu entscheiden, weil lediglich gegen 
Zwangsetatisierungen, nicht auch gegen Zwangsbeitreibungen das Ver- 
waltungsstreitverfahren eröffnet ist. Für die Jahre 1900 und 1901 ist 
jedenfalls eine Zwangsetatisierung nicht erfolgt, insoweit erweist sich 
daher die Klage als unzulässig; denn die hier allein vorliegende An- 
drohung der Zwangsbeitreibung ist keine Zwangsetatisierung, noch 
kann sie eine solche ersetzen. Daran ändert auch nichts das Einver- 
ständnis der Parteien, dass jene Beitreibungsandrohung als eine Zwangs- 
etatisierung gelten solle; auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes 
sind derartise Vereinbarungen wirkungslos. 

Für die Jahre 1902 und 1904 hat Zwangsetatisierung stattgefun- 
den. Soweit die Klage hiergegen gerichtet ist, erscheint sie, da von 
. den beklagten Behörden die angefochtene Zwangsetatisierung auf die 
Behauptung der Zugehörigkeit der klagenden Wemeinde zur evange- 
lischen Landeskirche gestützt wird, nach Art. 27 des Gesetzes, betret- 


fend die evangelische Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen 
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der Monarchie, vom 3. Juni 1876 ((sesetzsammlung Seite 125) unbe- 
denklich zulässig. Insbesondere lässt sich, obwohl a. a. O. nur des 
regelmässigen Falles Erwähnung geschieht, dass die im Wege der 
Zwangsetatisierung zur Erfüllung gesetzlicher Leistungen anzuhaltende 
und dann klageberechtigte Gemeinde mit einem (Gemeinde-Kirchenrat 
und einer Gemeindevertretung versehen ist, nicht annehmen, dass das 
Ilagerecht solchen Gemeinden habe versagt werden sollen, die zwar 
von den Behörden unter der Behauptung ihrer Zugehörigkeit zur 
evangelischen Landeskiche mit einer Zwangsetatisierung in Anspruch 
genommen sind, deren Vertretung vor Gericht aber nicht einem Ge- 
meinde-Kirchenrat und einer Gemeindevertretung, sondern — wie dies 
nach dem weiterhin zu erörternden bei den französisch-reformierten 
(semeinden zutrifft — abweichend zusammengesetzten und anders be- 
nannten Gemeindeorganen zufällt. 

In der Sache selbst konnte die Klage jedoch als begründet nicht 
erachtet werden. 

Die Entscheidung über die angefochtene Zwangsetatisierung ist in 
erster Linie von der als Inzidentpunkt zu beantwortenden Vorfrage 
abhängig, ob die Klägerin der evangelischen Landeskirche angehört, 
und ob sie dem Kreissynodalverbande Stettin angeschlossen werden 
durfte. Beides stellt die Klägerin mit Unrecht in Abrede. 

Die Enwickelung des Verhältnisses der evangelischen Kirchen zum 
Staate beruht auf dem Reichstagsabschiede von Speyer (1526), dem 
Augsburger Religionsfrieden (1555) und dem Westfälischen Frieden 
(1648). Das Preussische Religionsedikt vom 9. Juli 1788 (Rabe Band I 
Abt. VII Seite 726) bestätigt das Ergebnis dieser Entwickelung, ins- 
besondere die Ausgestaltung der reformierten und der lutherischen 
Kirche zu Staatskirchen (Urteil vom 29. Juni 1898, Entscheidungen 
des Oberverwaltungsgerichts Band XXXIII Seite 32). Beide sind seit 
der Union zusammengefasst in der „evangelischen Landeskirche®*. Dass 
auch in Preussen, und zwar speziell für die alten Provinzen, eine 
„evangelische Landeskirche“ besteht, ist wiederholt durch die Staats- 
sresetzgebung mit ausdrücklichen Worten anerkannt worden, so z. B. 
in Art. 19 und 21 des staatlichen Kirchenverfassungsgesetzes vom 
3. Juni 1876. Die deutschen evangelischen Kirchen sind überhaupt 
nach ihrer ganzen geschichtlichen Entwickelung Landeskirchen (vun 
Kirchenheim, Kirchenrecht, 1900 Seite 177 S 45). Es ist sonach un- 
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erfindlich, wie die Klägerin das Bestehen einer evangelischen Landes- 
kirche bestreiten kann. Die evangelische Landeskirche der acht älteren 
Provinzen Preussens umfasst aber auch die französisch-reformierten 
(Gemeinden. 

I. Vereinzelt hatten sich schon vor der Aufhebung des Edikts von 
Nantes (18. Oktober 1685) französische Hugenotten in Preussen ange- 
siedelt. Die Einwanderung nahm indes einen grössern Umfang erst 
nach 1685 an, nachdem der Grosse Kurfürst am 29. Oktober 1685 das 
Edikt von Potsdam erlassen hatte (Mylius, Corpus constitutionum 
Marchicarum Teil II Abt. ]J Nr. 65 und Teil VI, Anhang Jahr 1685 
S. 43). Dieses Edikt sicherte den einwandernden Hugenotten u. a. 
Freiheit des Kultus und die Möglichkeit des Verbleibens bei den kirch- 
lichen Einrichtungen ihrer Heimat zu. Es entstanden nach und nach 
in Altpreussen zahlreiche französische Kolonien, von welchen heute 
noch 17 vorhanden sind, nämlich 14 in der Provinz Brandenburg und 
je eine zu Magdeburg, Königsberg und Stettin. Sie setzten sich zwar 
nicht ausschliesslich aus Franzosen, sondern auch aus Schweizern, 
Ptälzern und anderen Ausländern zusammen, aber nach ihrem Haupt- 
bestandteil wurden sie französische Kolonien genannt. Es wurden 
ihnen weitgehende Rechte und Privilegien verliehen. Die Kolonien 
waren kirchlich und bürgerlich besondere (semeinwesen und hatten 
ein besonderes Bürgerrecht sowie eigene Gerichtsbarkeit, die von Ko- 
loniegerichten und einem französischen Obergerichte ausgeübt wurde. 
Sie bildeten, wie auch der Evangelische Ober-Kirchenrat in einem in 
Abschrift seinerzeit an die Klägerin gelangten Erlasse vom 6. Mai 
1856 ausführt, geschlossene kirchliche Nationalgemeinden, welchen im 
allgemeinen — abgesehen von einer später zu erörternden Ausnahme 
in Stettin — nur die Abkömmlinge der ursprünglichen Refugies an- 
gehörten. Ihre Angelegenheiten verwaltete ein besonderes französisches 
„Koloniedepartement“ und ein „conseil francois“. 

Das kirchliche Leben der französischen Kolonien bewegte sich im 
Rahmen der aus ihrer Heimat überkommenen Kirchenverfassung. Diese 
stand im schroffen Gegensatze zu der allgemein, wie sonst in Deutsch- 
land so auch in Altpreussen damals geltenden Konsistorialver- 
fassung, welche dem Landesherrn als summus episcopus die Kirchen- 
gewalt und damit auch die Kirchengesetzgebung (von Kirchenheim 
S. 167) zuweist. Die französisch-reformierte Kirche dagegen stand 
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auf dem Boden der sich als Selbstverwaltung darstellenden Presby- 
terialverfassung, die den letzten Grund der Kirchengewalt im eigenen 
Rechte der Kirchengemeinden findet und sieh in den Synoden aus 
eieenem Rechte ein Kirchenreziment schafft. 

Für die französisch-reformierten Kirchengemeinden galt in Frauk- 
reich die autonom, ohne staatliche Anerkennung und Mitwirkung aus- 
gebildete Discipline des ewlises reformees de France (abgedruckt bei 
Mylius a. a. OÖ. Teil VI am Schlusse des Anhanges). Sie gibt den 
Kirchengemeinden in der Presbyterial- und Synodalverfassung die volle 
Selbstverwaltung. Im jeder Gemeinde soll ein aus den Predigern und 
Aeltesten bestehendes Consistoire die Verwaltung führen und nebst 
besonderen „Diakonen* der Gemeinde vorstehen (Kapitel 5, SS 1, 2). 
Nach Kapitel 7 sind die Kirchengemeinden zu Kreissynoden (Colloquien). 
diese wieder laut Kapitel 8 zu Provinzialsynoden verbunden. Ueber 
letzteren steht gemäss Kapitel 9 die National- ((seneral-) Synode. In 
Preussen sind jedoch, soweit erkennbar, die in der französischen Kir- 
chenordnung vorgesehenen Synoden niemals eingerichtet worden oder 
in Tätigkeit getreten, wenn auch die Klägerin zu weit geht mit ihrer 
Behauptung. die einschlägigen Kapitel der Discipline seien durch die 
Edikte vom 7. Dezember 1659 und 26. Juli 1701 (Mylius Teil VI, 
Anhang, 1689 Seite 71, 1701 Seite 191, ferner Teil I Nr. 68 Seite 425) 
förmlich aufgehoben worden. Die Beibehaltung der französischen Sy- 
nodalverfassung war freilich im Edikte von 1685 nicht besonders ver- 
heissen, sie konnte schon bei der geringen Anzahl der neugebildeten 
(remeinden nicht von Anfang an durchgeführt werden, wie denn über- 
haupt der Natur der Sache nach die kirchliche Organisation und die 
Art der Einfürung der französischen Gemeinden in die Landeskirche 
sich nicht von vornherein festlegen liess, sondern erst allmählich aus- 
gestaltet wurde. Und hierbei konnte es, entsprechend dem Gesantt- 
charakter der altländischen Kirchenverfassung als einer reinen Konsi- 
storialverfassung, unter deren Herrschaft der Wille des Landesherrn 
allein entschied, nieht ausbleiben, dass das konsistoriale Element auch 
gegenüber den französich-reformierten Kirchengemeinden immer mehr 
zur Geltung kanı. Schon das Edikt vom 7. Dezember 1689 hatte für 
die Anwendung der Discipline des eglises reformees de France den 
ausdrücklichen Vorbehalt der Rechte der staatlichen Behörden gemacht. 


Ebenso wurde in dem Edikte vom 4. Mai 1694 ausdrücklich das Prinzip 
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derlandesfürstlichen Kirchengewalt auch gegenüber den fran- 
zösisch-reformierten Kirchengemeinden ausgesprochen und zugleich. um 
es zu wahren, unter dem Namen commission ecelesiastique (s. Alylıus 
I. Teil Abt. 1 Nr. 63 fol. 417; Teil VI, Anhang, fol. 117) eine Be- 
hörde insbesondere für kirchliche Streitickeiten der Refugies eingesetzt, 
welche zum Nachteil der landesherrlichen Kirchengewalt 
gereichen könnten. Sie wurde durch Patent vom 26. Juli 1701 nach 
dem Muster der deutschen Konsistorien zu einem französischen Ober- 
konsistorium umgestaltet, das bis 1508 bestanden hat. Nach dieser 
ganzen Kirchengesetzgebung betrachtete der Landesherr Sich Selbst 
als das Oberbaupt der französisch-reformierten Kirche des Landes. 
Er übte demgemäss die höchste kirchliche Gesetzgebung. Es wider- 
spricht somit den Tatsachen aufs schärfste, wenn die Klägerin behauptet, 
dass für die französisch-reformierten Gemeinden nur die französische 
Kirchenordnung und Verfassung gelte und stets gegolten habe, oder 
dass sie der evangelischen Landeskirche nicht angehörten. Sie haben 
ihr von jeher angehört. Von demselben Standpunkt aus traf das Fdikt 
vom 23. Februar 1737 (Mylius Teil VI, Anhang, Nr. 132 fol. 625), in- 
dem es nochmals hervorhob, dass die Discipline ecelesiastiqne der fran- 
zösischen Kolonien nur unter Vorbehalt der vollen lan- 
desherrlichen Episkopalrechte anerkannt worden sei, An- 
orduung dahin, dass das Oberkonsistorinm die „Stelle® der Synoden 
der Discipline des eglises reformees de France „einnehmen“ solle, 
Nunmehr war auch für die französisch-reformierte Kirche — abgesehen 
von den inneren Angelegenheiten der Einzelgemeinden, bezüglich deren 
es bei der Presbyterialverfassung bewendete, sonst unter Beseitirung 
der synodalen Elemente dieser Verfassung — endgültig die Konsi- 
storialverfassung bezw. Verwaltung eingeführt. Die Kirchengewalt 
über die alt-preussischen französisch-reformierten Kirchengemeinden 
beruhte also im geraden Gegensatze zur Grundauffassung der franzö- 
sischen Kirchenordnung beim Landesherrn, für den das von ihm dazu 
bestellte französische Oberkonsistorium sie wahrzunehmen hatte. Um 
so sorgfältiger wurde allerdings die presbyteriale innere Verfassung 
der Einzelgemeinden gepflegt. Sie aber betrifft lediglich den inneren 
Auf- und Ausbau der Kirchengemeinden und nicht ihr Verhältnis zum 
Inhaber der Kirchengewalt (des Kirchenregiments) oder ihre Ein- und 


Unterordnung unter andere (Febilde der Kirchenverfassung. In dieser 
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Verwechselung der rechtsreschichtlichen Entwickelung einerseits der 
inneren Verfassung der französisch-reformierten Gemeinden, anderseits 
ihrer Einfügung in den Organismus der Landeskirche beruht der grund- 
lexende Fehler der Stellung, welche die Klägerin im gegenwärtigen 
Streite einnimmt. 

Die im ‚Jahre 1508 eingeleitete allgemeine Neuorganisation der ge- 
samten Staatsverwaltung brachte auch für die französischen Kolonien 
wesentliche Aenderungen. Sie verloren alle bürgerlichen Sonderrechte 
und Sonderstellungen, und auch in kirchlicher Hinsicht blieb ihnen nur 
die, sie von den anderen Kirchengemeinden der evangelischen Landes- 
kirche unterscheidende innere presbyteriale Verfassung. Durch das 
Publikandum vom 16. Dezember 1808 über die veränderte Verfassung 
der obersten Staatsbehörden (Mylius, Novum corpus Teil XII fol. 527) 
wurde das französische „Koloniedepartement“ und der „Conseil francois“ 
aufrehoben. Die Verordnung vom 26. Dezember 1808 wegen verbesser- 
ter Einrichtung der Provinzialbehörden (Mylius a. a. O., Teil XII f. 
679) hatte den Wegfall des französischen Oberkonsistoriums zur natür- 
lichen Folge. Fortan ging die eigene Gerichtsbarkeit der Kolonien an 
die ordentlichen Gerichte über, ihr besonderes Bürgerrecht hörte auf. 
Die bisherige geistliche und Schulaufsicht der Kolonien fiel den Pro- 
vinzialregierungen zu. Die Geschäfte der zum Teil schon 1803 aufge- 
hobenen kirchlichen Behörden wurden den Kriegs- und Domänenkammern 
und demnächst den Regierungen übertragen (von Kirchenheim Seite 163, 
167). Im Anschlusse hieran beschäftigt sich die Kabinettsordre vom 
30. Oktober 1809 (Mylius, Novum corpus Teil XII Seite 881) eingehend 
mit den französischen Kolonien. Sie erklärt ausdrücklich (Seite 882 
unten), dass die abgesonderte Verfassung, welche die Kolonie in ihrer 
(tesanıtheit (bisher) gehabt habe, aufhören müsse; lediglich die beson- 
dere (kirchliche) Xemeindeverfassung und die Ausübung der ei- 
gentlichen Korporationsrechte solle den einzelnen Gemein- 
den nach wie vor gestattet sein. Unverkennbar wollte also die Kabinetts- 
ordre lediglich die bisherige innere kirchliche Verfassung der einzel- 
nen französisch-reformierten Kirchengemeinden aufrecht erhalten, wäh- 
rend alles andere, insbesondere die Unterordnung der Gemeinden unter 
die Kirchen- und Staatsgewalt sich in Zukunft nach den allgemeinen 
Regeln bestimmen sollte. Uebereinstimmend damit sagt die Ordre an 
anderer Stelle (Seite 851 in der Mitte), indem sie hier auf die in der 
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Discipline des eglises reformees de France enthaltene Presbyterialver- 
fassung zurückgeht: 

„Gern bewahren Seine Majestät der französischen Kolonie 
ihre Urverfassung. Demgemäss sollen solche besondere Kirchen- 
gemeinden bilden, ihre Kirchen-Organe und Diener selbst wählen, 
auch ılır Vermören selbst verwalten.“ 

Weiter heisst es zwar in der Ordre: 

„Aber die polizeiliche Aufsicht über die Kirchen und Schu- 
len und deren Vermögeusverwaltung, die Disziplin über die 
Prediger und Schullehrer, und die Bestätigungz derselben, kann 
nur den ordentlichen Staatsbehörden zustehen.“ 

Allein dieser Satz war nach seinem Zusammenhange mit dem un- 
nittelbar Vorhergehenden und namentlich im Hinblick auf den am 
Schlusse der Ordre so nachdrücklich betonten landesherrlichen Willen, 
dass die abgesonderte Verfassung der französischen Kolonien aufhören 
müsse, dass den einzelnen (remeinden lediglich die bisherige innere 
Verfassung verbleiben solle, dass sie aber im übrigen allen andern evan- 
velischen Kirchengemeinden fortan gleichstehen sollten, keineswegs, wie 
die Klägerin meint, dazu bestimmt, das gesamte äussere und Uhter- 
ordnungsverhältnis der französischen Gemeinden unter die Staats- und 
Kirchenorgane abschliessend und erschöpfend zu regeln. In allen diesen 
Beziehungen galten vielmehr auch für die französisch-reformierten Ge- 
meinden seit 1808 die allgemeinen Normen. Der zuletzt wiedergegebene 
Satz kennzeichnet sich nur als ein Teil dieser Normen; er hebt ledig- 
lich einzelne besondere Anwendungsfälle hervor, was gerade an der ıhn 
enthaltenden Stelle der Kabinettsordre nahe lag. So den Satz zu ver- 
stehen, ist um so mehr geboten, da es an jedem Anhalte für die Un- 
terstellung fehlt, als sei bei der damaligen, grundsätzlich auf Her- 
stellung gleichen Rechtes abzielenden Neuordnung der gesamten Ver- 
waltung beabsichtigt worden, den französischen Kolonien oder Kirchen- 
emeinden Sondervorrechte gegenüber dem Kirchenregimente, die sie, 
wie gezeigt, bis dahin in Preussen niemals besessen hatten, neu zu 
verleihen. 

Auch der von der Klägerin angezogene und in Abschrift einge- 
reichte Ministerialerlass vom 29. April 1512 spricht nieht nur nicht 
geren diese Auffassung, sondern bestätigt sie vielmehr. Er besagt, 
dass die frauzösisch-reformierten Einzelgemeinden ihr Vermögen 
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und ihre Armenfonds unter Aufsicht der Staatsbehörden selb- 
ständig verwalten sollen, und betrifft also nur einen Teil der inneren 
(remeindeverwaltung, auch weist der Erlass am Schlusse ausdrücklich 
darauf hin, dass die französisch-reformierten Kirchengemeinden wie 
alle übrigen (evangelischen Kirchengemeinden) unter der Könir- 
lichen Regierung, als der provinziellen Landesbehörde, stehen. 

Als durch die Verordnung vom 30. April 1515 (Gesetzsammlung 
Seite 85) die Konsistorien wiederhergestellt wurden, übernahmen sie 
nach der ihnen erteilten Geschäftsinstruktion vom 23. Oktober 1817 
((tesetzsammlung Seite 237) die Aufsicht über die sogenannten inneren 
Angelegenheiten der Kirchengemeinden, während die äusseren Ange- 
legenheiten den Regierungen zugewiesen blieben. Die 14 französisch- 
reformierten Kirchengemeinden in Brandenburg treten unter das Pro- 
vinzialkonsistorium, dem ein französisch-reformierter Rat angehört. 
Die französisch-reformierte (kemeinde in Stettin steht seitdem, wie ein 
dem Gerichtshofe vorliegender Bericht des dortigen Konsistoriums an 
den Kultusminister vom 19. Juli 1850 bestätigt, unmittelbar unter dem 
Provinzialkonsistorium, ohne einer Superintendentur einverleibt oder 
untergeordnet zu sein. 

Durch diese Sachlage werde — so bemerkte dazu der Bericht des 
Konsistoriums — im Sinne der Kabinettsordre vom 30. Oktober 1809 
der Gemeinde einerseits die ihr eigentümliche Presbyterialverfassune, 
anderseits aber ebenso die Zugehörigkeit zum Ganzen der evan- 
gelischen Landeskirche gewahrt. Uebrigens sind auch die fran- 
zösisch-reformierten Kirchengemeinden in Magdeburg und Königsberg 
unmittelbar den betreffenden Provinzialkonsistorien unterstellt. 

Seit dem Erlasse des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 endlich 
steht den Konsistorien und dem Evangelischen Ober-Kirchenrate die 
Tieitung und Beaufsichtigung der gesamten, sowohl der inneren wie der 
äusseren kirchlichen Verwaltung der evangelischen Landeskirche der 
acht älteren Provinzen zu (s. Art. 21 des (resetzes).. Den Staatsbe- 
hörden als Organen der Staats- und Kirchenhoheit sind nur in be- 
schränktem Umfange noch Befugnisse in kirchlichen Angelegenheiten 
vorbehalten (Artikel 23). Die „kirchliche Verwaltung* aber umfasst 
alle kirchlichen Angelegenheiten. Wenn dabei die Klägerin zwischen 
Aufsicht und Verwaltung unterscheidet, so ist das unhaltbar. Die kir- 


chenregimentliche Aufsicht ist ein Teil der kirchlichen Verwaltung. und 
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letztere zu führen sind die Konsistorien und der Ober-Kirchenrät be- 
züglich aller zur evangelischen Landeskirche gehörigen Gemeinden und 
Organisationen olıne Rücksicht auf ein besonderes Bekenntnis zuständig. 
Demgegenüber erweist sich (vergl. hierüber auch Schoven, Evangelisches 
Kirchenrecht Band 1 Seite 249 Note 1) die neuerdings von einzelnen 
französisch-reformierten (remeinden vertretene Ansicht, dass sie den 


landesherrlichen Konsistorien nicht unterstäuden, als rechtsirrig. Viel- 


mehr hat — um das Ergebnis der vorstehenden Erörterungen kurz 
noch einmal zusammenzufassen — der Landesherr stets das Bestehen 


seiner landesfürstlichen Kirchengewalt auch gegenüber den französischen 
Kolonien unmissverständlich betont. Demgemäss erhielten die franzö- 
sisch-reformierten Gremeinden schon im französischen Oberkonsistorium 
eine landesherrliche Kirchenrerimentsbehörde vorgesetzt mit denselben 
Rechten, wie sie die alt-preussischen Konsistorien besassen. Bei Auf- 
hebung der Konsistorien einschliesslich des französischen Oberkonsi- 
storiums gingen deren Befugnisse auf die Staatsbehörden über, was der 
Allerhöchste Erlass vom 30. Oktober 1809 bezüglich der französischen 
Kolonien noch besonders aussprach. Dieser Erlass ist noch jetzt gel- 
tendes Recht dahin, dass für die Beaufsichtigune und Unterordnung 
der französisch - reformierten (Gremeinden innerhalb der Landeskirche 
keine Ausnahme besteht; nur die Ressortverhältnisse haben sich ge- 
ändert. Die Klägerin setzt sich daher mit den geschichtlichen Tat- 
sachen und den angeführten Rechtsquellen in offenbaren Widerspruch 
mit ihrer Behauptung, eine staatliche (soll heissen: kirchenregiment- 
liche) Aufsicht habe zuletzt für sie nieht mehr bestanden, und darum 
könne eine solche auch nicht auf das Konsistorium und den Ober- 
Kirchenrat übergegangen sein. Nach der dargelegten rechtsgeschicht- 
lichen Entwickelung, für die noch verwiesen sei auf von Mühler, (se- 
schichte der evangelischen Kirchenverfassung in der Mark Branden- 
burg, 1546 Seit. 217 fi., Jacobson in der Zeitschrift für Kirchenrecht, 
15063 Seit. 304 fi, und von Kirchenheim, Kirchenrecht 1900 Seit. 170 f., 
muss im (Gregenteile daran festsehalten werden, dass die Klägerin zur 
evangelischen Landeskirche der acht alten Provinzen gehört und der 
Kirchengewalt und Kirchengesetzgebung wie jede andere evangelische 
Kirchengemeinde unterworfen ist. 

Auch die Ausführungen der Klägerin über Zweck und Wirkung 
der „Union“ entsprechen nicht den Tatsachen. Sie stellt auf, die Union 
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habe die Beseitigung von (rlaubensstreitigkeiten bezweckt und die 
Kirchenverfassung nicht berührt. (rerade das Umgekehrte ist richtig. 
Wie der Gerichtshof schon wiederholt nachgewiesen hat (Urteile vom 
7. Februar 1599 und 29. Juni 1598 in der Sammlung seiner Entschei- 
dungen Band XAXXYV Seite 151 und Band XXXIIL Seite 33), bezweckte 
die Union nach der erklärten Absicht der höchsten staatskirchlichen 
Autoritäten, von denen sie ausging und betrieben wurde, weder eine 
Veränderung der Religion, noch eine Auflösung und Neubildung der 
Kirchen, sondern sie wollte unter Wahrung des Bekenntnisstanudes der 
einzelnen (semeinden nur deren Vereinigung im äusseren Leben, na- 
ınentlich die Annahme einer einheitlichen Verfassung mit gemeinsamer 
Spitze herbeiführen. 

Hatten nun schon die staats- und kirchenrechtlichen Neuorgani- 
sationen von 1805 die Stellung der französisch-reformierten Kirchen- 
semeinden wesentlich geändert, namentlich sie durch den Weetall ihrer 
die Abreschlossenheit der Einzelgemeinden aufrechterhaltenden eigenen 
Organe den anderen evangelischen (semeimden angenähert, so konnten 
auch die Union und die sich darau anlehnenden neuen kirchlichen 
Einrichtungen nicht ohne mitbestimmenden Einfluss auf die Verhält- 
nisse der französischen Kirchengemeinden bleiben. Viele von ihnen 
verschmolzen mit anderen evaneelischen (remeinden, und auch auf die 
Stettiner Gemeinde äusserte die Union wenigstens mittelbar eingreifende 
Wirkungen. 

So wurde 1816 in Aussicht genommen, die französisch-reformierte 
(semeinde zu Stettin mit der dortigen deutsch-reformierten zu ver- 
einigen, — ein Versuch, der namentlich daran scheiterte, dass erstere 
ihr Pfarrwahlrecht nicht aufgeben wollte. Eine Kabinettsordre vom 
26. Juni 1546 stellte dann aber die Stettiner französisch-reformierte 
(semeinde hinsichtlich der Befugnis zur Aufnahme neuer Mitglieder 
der dortigen deutsch-reformierten Gemeinde gleich. Sie bestimmte 
nämlich, dass auf die französisch-reformierte (semeinde dieselben Be- 
stimmungen Anwendung fänden, welche in der über diesen Gegenstand 
zwischen der deutsch-reformierten (semeinde und den übrigen Stettiner 
Kirchengemeinden getroffenen Vereinbarung enthalten seien. Diese 
Vereinbarung aber geht im wesentlichen dahin: 

„Jeder von auswärts nach Stettin ziehende Fremde gehört zu 


der Parochie, zu welcher er in seinem vorigen Domizil oder in 
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seiner Heimat gehört hat, es sei denn, dass der Fremde, nachdem 
er seinen Wohnsitz in Stettin genommen, sich freiwillig einer an- 
deren Parochie angeschlossen hat; in diesem letzteren Falle hat 
der Fremde die Aufnahme in die Parochie, welcher er sonst ohne 
weiteres nicht anrehören würde, ausdrücklich nachzusuchen, was 
jedoch innerhalb einer Frist von drei Monaten seit der Uebersie- 
delung nach Stettin geschehen muss®. 

Da nun die in Stettin Einwandernden sowohl Nachkommen von 
Retugies wie andere Personen sein können und beide Arten von Ein- 
wanderern jenes Wahlrecht haben, so ist von jener Ordre vom ‚Jahre 
1846 ab die Möglichkeit gereben, dass in Stettin Nachkommen von 
Retugies nicht der französisch-reformierten Gemeinde angehören, und 
dass anderseits Nicht-Nachkommen von Refuries in Stettin der franzö- 
sisch-reforniierten (Gemeinde angehören. Mit Rücksicht hierauf be- 
zeichnete der Evangelische Ober-Kirchenrat in einem an das Konsi- 
storium zu Stettin gerichteten Erlasse vom 6. Mai 1856 die dortige 
französisch-reformierte Gemeinde als eine „anomal gestaltete, die ihren 
einstmaligen Charakter einer geschlossenen, auf die Refugies und deren 
Abkömmlinge beschränkten Nationalgemeinde verloren habe und sich 
insoweit von allen irgendwo sonst in Preussen bestehenden franzö- 
sischen Gemeinden, dagegen nicht mehr von anderen (semein- 
den in Stettin wunterscheide.*“ Sie ist in der Tat von 1846 ab eine 
gemischte, teils französisch-, teils deutsch-reformierte Gemeinde. Nach 
einer in den Akten des Konsistoriums befindlichen, von ihrem Pfarrer 
amtlich aufgestellten Liste befanden sich im Februar 1878 unter den 
insgesamt 159 Mitgliedern der französisch-reformierten Kirchengemeinde 
über 50 mit einem Namen zweifellos deutschen Ursprunges. 

II. Aber nicht nur die Kirchenrechtsgeeschichte erweist die Zu- 
gehörirkeit der französisch-reformierten Kirchengemeinden zur evan- 
gelischen Landeskirche. sondern auch der dogmatische Inhalt der kirch- 
lichen und staatlichen Gesetzgebung der letzten dreissig ‚Jahre. 

Die Verhältnisse der evangelischen Landeskirche sind in den alten 
Provinzen durch die vom Landesherrn als dem Träger des landesherr- 
lichen Kirchenregimentes am 10. Februar 1873 erlassene Kirchenge- 
meinde- und Synodalordnung neu geordnet worden. Diese Ordnung 
beschränkt sich (vergleiche auch den Wortlaut des Allerhöchsten Be- 


gleiterlasses vom 10. September 1373, Gesetzsammlung Seite 417) auf 


364 Aktenstücke. 


Aenderungen an der kirchlichen Verfassung der evangelischen Landes- 
kirche, ohne den Bekenntnisstand und die Union zu berühren. Da 
sie für de evangelische Landeskirche erlassen ist, betrifft sie 
natürlich lediglich Kirchengemeinden, die der Landeskirche angehören. 
Ihr $ 48 bestimmt, dass die Vorschriften des ersten Abschnitts (SS 1 


—4S) keine Anwendung finden u. a. (Ziffer 1) auf diejenigen franzö- 


sisch-reformierten Kirchenzemeinden, in welchen — wie bei der Klä- 
gerin — ein nach Vorschrift der Diseipline des eglises refornees de 


France gebildetes consistoire oder Presbyteraum eingerichtet ist. Er- 
klärt hiernach die Ordnung einzelne ihrer Vorschriften auf die näher 
bezeichneten französisch-reformierten Kirchengemeinden für unanwend- 
bar, so wird dadureh schlagend erwiesen, dass sie jene (semeinden als 
zur evangelischen Landeskirche gehörend ansieht; denn es wäre zweck- 
los und sinnwidrig gewesen, irgend welche Vorschriften einer nur für 
landeskirchliche Kirchengemeinden bestimmten Ordnung nochmals mit 
ausdrücklichen Worten auf (semeinden, welche der Landeskirche nicht 
angehören, für unanwendbar zu erklären. Auch nach der Auffassung 
des kirchlichen Gesetzgebers gehören also die französisch-reformierten 
Kirchengemeinden zur evangelischen Landeskirche. Es bedarf hier 
keines nähern Eingehens auf die unter den Parteien streitige Fraze, 
ob die an sich als Kirchengesetz erlassene Kirchengemeinde- und Sy- 
nodalordnung auf Grund der Landesgesetze vom 25. Mai 1874 ((re- 
setzsammlung S. 147) und vom 3. Juni 1576 (Gesetzsammlung Seite 
125) in ihrem ganzen Umfange zugleich die Natur eines Staatsgesetzes 
erlangt habe. Für die Entscheidung des gegenwärtigen Verwaltuners- 
streites genürt der Hinweis darauf, dass, wie dargetan, nach der kirch- 
lichen Gesetzgebung und der Rechtsgeschichte die französisch-refor- 


mierten (semeinden zur evangelischen Landeskirche gehören. 


In zweiter Linie sieht die Klägerin — selbst für den Fall ihrer 
Zugehörigkeit zur Landeskirche — gleich dem ersten Abschnitte der 


Kirchenzemeinde- und Synodalordnung, von dem der $ 48 dies aus- 
drücklich verordne, auch die nachfolgenden Abschnitte als auf die 
französisch-reformierten Kirchengemeinden unanwendbar an. Es mag ıhr 
ohne weiteres zugegeben werden, dass diejenigen Normen des die „Ueber- 
gangsbestimmungen“ enthaltenden Fünften Abschnitts, welche sich auf Vor- 
schriften des durch $48S ausdrücklieh ausgeschlossenen Ersten Abschnitts 


beziehen, für französisch-reformierte Kirchengemeinden keine Geltung 
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haben. Im übrigen aber kann ihren Rechtsausführungen nieht gefolet 
werden. Sie interpretiert, $ 48 schreibe nicht bloss die Nichtauwend- 
barkeit der vorhergehenden S$ 1—47 auf diejenigen französisch-refor- 
mierten (remeinden vor, welche, wie die Klägerin, ein nach Vorschrift 
der discipline des erlises reformees de France gebildetes consistoire 
besitzen, sondern nach dem Schlussabsatz dieses $ 48 „bewende es 
bis auf weiteres“ überhaupt „bei der bestehenden Verfassung“ der ge- 
dachten Kirchengemeinden. 

Nun steht S 48 im „Ersten Abschnitt“ der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung, welcher die „Organe der (Gsemeinde* betrifft, und 
zwar am Schluss dieses Abschnitts. 

S 45 beginnt mit den Worten: „Die Vorschriften dieses Ab- 
schnittes finden keine Anwendung auf ......* Aus dieser 
Stellung im Systeme und aus diesem Wortlaut ergibt sich unwider- 
lerrlich, dass lediglich der erste Abschnitt der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung keine Anwendung auf die näher bezeichneten franzö- 
sisch-reformierten Kirchengemeinden finden sollte, dass aber wohl die 
anderen Abschnitte der Kirchengemeinde- und Synodalordnung Anwen- 
dung erleiden; dass endlich mit den Worten: es bewendet bei der be- 
stehenden Verfassung dieser @emeinden — nur die innere Verfassung 
gemeint ist. Denn nur die innere Verfassung (die Gemeindeorgane) 
behandelt der erste Abschnitt der Kirchengemeinde- und Synodalord- 
nung. Die anderen Abschnitte behandeln die „Kreissynode“, die „Pro- 
vinzlalsynode“, die „Kosten“ der Kreis- und Provinzialsynoden, die 
„Uebergangsbestimmungen“. Den Vorschriften der anderen Abschnitte 
(ausser dem ersten und einem Teil des fünften) sind somit auch die- 
jenigen französisch-reformierten (semeinden unterworfen, welche ein 
vorschriftsmässiges consistoire besitzen. Ebenso Schoen, Kirchen- 
recht, Band I Seite 353 Note 2. Auf die französisch-reformierten 
Kirchengemeinden finden also zweifellos die über die Kreis- und Pro- 
vinzialsynoden sowie über die Synodalkosten handelnden Abschnitte 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung Anwendung und damit auch 
der vom Anschluss vereinzelter Kirchengemeinden an benachbarte 
Synodalverbände handelnde Absatz 2 des S 49. 

Dieser Inhalt des $ 49 ist nun aber auch Staatsgesetz geworden. 

Der Allerhöchste Erlass vom 10. September 1573 (Gresetzsammlung 
Seite 417), der die Kirchengemeinde- und Synodalordnung einführte, 


366 Aktenstücke. 


sah selbst noch eine Mitwirkung der Landesgesetzrebung in beschränk- 
tem Umfange vor und wies hierbei insbesondere auf die (rebiete der 
Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden und der Beteilivung der 
Patrone daran hin. Das Landesgesetz vom 25. Mai 1874 ((resetz- 
sammlung Seite 147), betreffend die evangelische Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung vom 10. September 1873, regelte daun im wesentlichen 
nur die Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden, deren Vertretung 
und die Stellung der durch die Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
geschaffenen Gemeindeorgane. In Artikel 7 wurde die staatseesetzliche 
Regelung der den Kreis- und Provinzialsynoden in der Kirchengemeinde 
und Synodalordnung zugewiesenen Rechte, soweit es deren bedürfe, 
vorbehalten. Diese Regelung ist sodann durch das Staatsgesetz vom 
3. Juni 1576 (Gesetzsammlung Seite 125) erfolet. Da dort u. a. die 
den Kreissynoden in der Kirchengemeinde- und Synodalordnung zuge- 
wiesene Stellung und Verfassung (deren „Rechte*) landes gesetzlich 
geregelt sind, so ist damit nunmehr auch Staatszesetz geworden die 
Vorschrift des $ 49 Absatz 2 der Kirchengemeinde- und Synodalord- 
nung, wonach (zemeinden (d. ı. solche der Landeskirche), welche keiner 
Diözese angehören, einem benachbarten Synodalverbande anzuschliessen 
sind. Dementsprechend nemmt auch die Novelle vom 28. Mai 1894 
(Gesetzsammlung Seite 87) den $ 49 der Kirchengemeinde- und Syno- 
dalordnung unter denjenigen Bestimmungen, zu deren Aenderung im 
Wege der kirchlichen Gesetzgebung es der Bestätigung durch ein 
Staatsgesetz bedarf. Bei der völligen unbeschränkten Herrschaft des 
modernen Staates und seiner Gesetzgebung über alle innerhalb des 
Staatsgebiets bestehenden natürlichen und juristischen Personen würden 
somit durch die angezogene Staatsgesetzwebung alle etwaigen früheren 
Sonderrechte der französisch-reformierten Kirchengemeinden auf eine 
selbständige Sonderstellung, auf Nichtanschluss an andere neben- oder 
übergeordnete Kirchengebilde, — selbst wenn solche Sonderrechte für 
Preussen überhaupt jemals bestanden haben sollten, — aufzehoben wor- 
den sein. Diese Wirkung der neueren staatlichen Gesetzgebung ist 
schon kraft des positiven Inhalts der Bestimmungen, mit denen sie die 
kirchenrechtliche Stellung der Synoden umschrieben hatte, eingetreten. 
Es hätte dazu nicht erst noch der am Schluss beider Staatszesetze 
vom 25. Mai 1874 und 3. Juni 1576 enthaltenen allzemeinen kassa- 


torischen Klausel bedurft, die sich gerade auch auf alle der Kir- 


Gerichtssprüche. 367 


chengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 
1873 entgegenstehenden Bestimmungen ohne Ausnahme, mithin auch 
auf ältere Normen jeder Art erstreckt, auf Grund deren etwa einzelne 
Kirchengemeinden eine andere, eine freiere Stellung in Anspruch zu 
nehmen befugt wewesen sein möchten. Ebenso Schoen, Kirchenrecht 
Band I Seite 383 Note 2 am Schlusse. 

Völlig abwegig ıst der Einwaud der Klägerin, die Vorschriften 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung über den Wirkungskreis 
der Kreissynoden seien mit der Verfassung der französisch-reformier- 
ten Kirchengemeinden unvereinbar. Ganz abgesehen davon, dass dieser 
gegen die Angemessenheit der Gesetzesvorschriften gerichtete Angriff 
niemals deren Anwendung ausschliessen könnte, trifft er auch sachlich 
in keiner Weise zu. Der Wirkungskreis und die Aufraben der Syno- 
den (S 53 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung) sind voll ver- 
einbar mit denjenigen Betätigungen im kirchlichen Leben, welche die 
Presbyterialverfassung der Discipline des eglises reformees de France 
den französisch-reformierten Kirchengemeinden zuweist. Auch sind der 
zweite, dritte und vierte Abschnitt der Kirchengemeinde- und Svno- 
dalordnung, entgegen der Ansicht der Klägerin, durchaus nicht ledir- 
lich für Kirchengemeinden gegeben, die unter den Abschnitt Eins 
fallen. Hierfür genügt es, beispielsweise darauf hinzudeuten, dass wie 
früher nach S 50 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung, so jetzt 
nach dem an dessen Stelle getretenen $ 43 der Generalsynodalordnung 
vom 20. Januar 1876 (Gesetzsammluug Seite 7), zur Mitgliedschaft in 
den Kreissynoden auch Geistliche an Anstalten, welche keine Parochial- 
rechte haben, Militärgeistliche und ordinierte Hilfsgeistliche berufen 
sind. Für solche Synodalmitglieder aber kommt der Natur der Dinge 
nach der erste Abschnitt der Kirchensemeinde- und Synodalordnung 
überhaupt nicht in Betracht. 

III. Gehörten demnach die französisch - reformierten Kirchenee- 
meinden nach ihrer geschichtlichen Entwickelung und nach der authen- 
tischen Interpretation der kirchlichen Gesetzgebung zur evangelischen 
Jiandeskirche und gilt demzufolge für sie auch $ 49 Abs. 2 der Kir- 
chenzemeinde- und Synodalordnung, so war die zuständige Kirchen- 
behörde zum Anschluss der Stettiner französisch-refornierten (reneintde 
an einen benachbarten Synodalverband befurt. Die Stettiner Stadt- 


synode ist ein benachbarter Synodalverband, und die formelle Zustän- 
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digkeit des Stettiner Konsistoriums zur Vornahme des von ihr ange- 
ordneten organisatorischen Aktes ist von der Klägerin nicht bestritten, 
übrigens auch unbestreitbar. 

Aus dem berechtigten Anschlusse folgt gemäss SS 71 ff. der Kir- 
chengemeinde- und Synodalordnung die „gesetzliche Verpflichtung“ der 
Klägerin, zu den Synodalkosten beizutragen. Nun behauptet die Klä- 
gerin zwar, es stehe ihr kein gesetzlich geordneter Weg zur Beschaf- 
fung der Beiträge, welche auf sie ausgeschrieben werden, offen, weil 
sie kein Besteuerungsrecht habe, vielmehr nach der französischen Ur- 
verfassung alle ihre Ausgaben durch Liebeswaben bestreiten müsse. 
Wäre dem in der Tat so, dann würde es sich fragen, ob nicht die 
Klägerin gehalten sei, die ihr gesetzlich obliegende Verpflichtung zur 
Entrichtung von Synodalbeiträgen, falls andere Einnahmequellen nicht 
vorhanden sein oder nicht ausreichen sollten, aus ihrem nach dem 
Akteninhalte vorhandenen nicht unerheblichen Stammvermögen zu be- 
streiten. Näheren Eingehens hierauf bedarf es indessen nicht; denn 
die Ausführung der Klägerin, sie habe kein Besteuerungsrecht, ist, 
abgeselien selbst von dem schon durch das Allgemeine Preussische 
l.andrecht (Teil II Titel 11 SS 110 und 164) den Kirchenkorporationen 
verlicheuen beschränkten Umlagerecht, für das Gebiet und die Zeit 
seit 1897, auf welches es hier allein ankomnit, jedenfalls unzutreffend. 
Der $S 73 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung in Verbindung 
mit Art. 6 des Staatsgesetzes vom 25. Mai 1574, Art. 3 des Staats- 
gesetzes vom 3. Juni 1876 und S 1 des Staatsgesetzes vom 28. Mai 
1594 geben den Kirchengemeinden das Recht, zur Deckung der Syno- 
dalbeiträge und der Kosten ihrer eigenen Verwaltung Umlagen zu 
erheben. 

War somit die Klägerin rechtlich in der Lage, ihrer gesetzlichen 
Verpflichtung zur Entrichtung von Synodalbeiträgen nachzukommen, so 
(durfte der Regierungspräsident unter Zustimmung des Konsistoriums 
laut Art. 27 Abs. 2 des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 die beharr- 
lich verweigerte Zahlung der Synodalbeiträge ım Wege der Zwangs- 
etatisierung herbeiführen. Das ist für 1902 und 1903 geschehen. 

(serenüber der Behauptung der Klägerin, dass sie überbürdet 
worden sei, entsteht die weitere Frage, ob und inwieweit der Verwal- 
tungsrichter berufen ist, die Höhe der streitiren Anforderungen nach- 


zuprüfen. 
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Nach Artikel 3 des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 steht den 
Kirchengemeinden gegen die Repartitionsbeschlüsse der Kreissynode 
innerhalb dreier Wochen Beschwerde an die Staatsbehörde, d. ı. ge- 
mäss Art. III Ziff. 4 der Ausführungsverordnung vom 9. September 
1576 (Gesetzsammlung Seite 395) an den Regierungspräsidenten zu; 
gegen dessen Entscheidung findet nach dem Schlussabsatze des Ar- 
tikels III a. a. O. die Beschwerde an den Oberpräsidenten statt, und 
dieser beschliesst auf die Beschwerde endgültige. Da somit das Staats- 
gesetz betreffs der Höhe der Synodalbeiträge ein besonders geordnetes 
Verfahren eingeführt hat, dessen Ergebnis „endgültig“ sein soll, so 
kann die Klägerin mit ihren Ausstellungen gegen die Höhe der An- 
forderungen im gegenwärtigen Verfahren nicht gehört werden; Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band IX Seite 98, Band VII 
Seite 211. 


Uebrigens hat die Klägerin gegen die Höhe ihrer Belastung für 


1902 und 1903 — und auf diese allein kommt es hier noch an, weil 
in Ansehung der beiden Jahre 1900 und 1901 die Klage überhaupt 
nicht zugelassen werden konnte — Beschwerde bei dem Regierungs- 


präsidenten gar nicht einmal erhoben. Nach allgemeinen, die Abgaben- 
streitigkeiten beherrschenden Grundsätzen würde sich zudem die Klä- 
gerin, wenn sie die von ihr begelirte Nachprüfung durchsetzen wollte, 
nicht, wie sie es getan hat, darauf haben beschränken dürfen, die 
Richtigkeit der Höhe der ihr gemachten Auflage einfach zu bestreiten. 
Ihre Sache wäre es vielmehr gewesen, zu behaupten und unter Be- 
weis zu stellen, dass und um welchen Betrag sie überbürdet sei. In 
Ermangelung irgend welcher tatsächlicher Unterlagen hierfür müsste 
die Klage, soweit sie die ziffermässige Höhe der Beiträge zum Gegen- 
stande hat, schon als nicht ausreichend substanziiert abgewiesen werden. 

Im Irrtum befindet sich die Klägerin auch mit ihrer Annahme, 
Kirchenkasse und Kirchengemeinde hätten je besonders veranlagt wer- 
den müssen. Die Kirchengemeinde- und Synodalordnung schreibt eine 
Heranziehung der Kirchengemeinden vor, nicht aber auch eine 
Veranlagung der den Kirchengemeinden gehörigen Vermögensmassen, 
deren Einkünfte in eine zufällig so oder anders benannte Kasse der 
Kirchengemeinde fliessen. Ihr $ 53 Ziff. 7 regelt lediglich die Zu- 
ständigkeit zur Repartition der Synodalbeiträge, indem er sie der 


Kreissynode zuweist. Die materiellen Normen über die Heranziehung 
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sind in den SS 71—74 (dem Vierten Abschnitt) enthalten. Von diesen 
kennt der $ 71 gleichfalls nur Beiträge der Kirchengemeinden 
als solcher, ebenso der $ 72 Abs. 2. Letzterer nimmt Bezug auf $ 53 
Nr. 7, und dort werden allerdings auch die Kirchenkassen erwähnt; 
allein dies beruht auf der natürlichen Ordnung der Dinge, dass jede 
(temeinde eine Kasse hat, dass in die Kasse alle Einkünfte des Kır- 
chenvermögens und alle Beiträge der Mitglieder fliessen, dass endlich 
aus der Kasse auch alle der Gemeinde obliegenden Ausgaben be- 
stritten werden. Nicht entfernt aber lässt sich mit der Klägerin aus 
der Erwähnung der Kirchenkassen in $ 53 Nr. 7 folgern, dass die 
Kassen neben den Kirchengemeinden zu veranlagen seien. Die 
Kasse ist kein selbständiges Rechtssubjekt, sondern nur eine Verwal- 
tungseinrichtung der (remeinde, welcher letzteren allein juristische Per- 
sönlichkeit zukommt. 

Nahezu unverständlich ist der Einwand der Klägerin, dass sie 
durch die Angliederung an die Kreissynode und durch die Heran- 
ziehung zu den Synodalbeiträgen in ihren Privatrechten verletzt 
sei; der Streit der Parteien bewegt sich ja überall auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes und berührt ausschliesslich Verhältnisse der 
Klägerin, die im öffentlichen Rechte wurzeln. 

Auf sich kann endlich die Meinung der Klägerin beruhen, sie 
stehe unter keiner ephoralen Aufsicht und könne ihr auch nicht unter- 
worfen werden. Im gegenwärtigen Streitverfahren ist lediglich darüber 
incidenter zu entscheiden, ob die Klägerin einer Nachbarsynode ange- 
schlossen werden durfte, was zu bejahen war, nicht aber darüber, ob 
die Gemeinde der persönlichen Dienstaufsicht eines Superintendenten 
unterstellt werden darf; beide Fragen decken sich nicht. 

Nach allem ist die gegen die Beitreibungsverfügung vom 11. Au- 
gust 1902 gerichtete, die Synodalbeiträge der Rechnungsjahre 1900 
und 1901 betreffende Klage unzulässig. Die beiden anderen, die 
Awangsetatisierungsverfügungen vom 23. März 1903 und 14. Dezember 
1903 anfechtenden Klagen betrefls der Beiträre für 1902 und 1903 
dagegen sind unbegründet. Die Klage war somit im ganzen Umfange 
abzuweisen. 

Der Kostenpunkt regelt sich nach $ 103 des Landesverwaltungs- 
zesetzes vom 30. Juli 1553. Der Wert des Streitgesenstandes ereibt 


sich aus der Summe der streitiren Beiträge. 
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10. Klagerecht des Patrons auf Anerkennung seines Präsentations- 
rechts gegenüber dem Bischofe in Preussen. Rechtsfall. A. f. k. 
KR. 85, 367. 

11. Erwerbung von Kirchensitzen im Gebiete des Preuss. ALR. 
Erkenntnisse. A.f.k. KR. 85, 142. 

12. E. d. OL@. Darmstadt v. 18./l. 1905. 

Im Namen des Grossherzogs! 
In Sachen 
des (rrossherzoglichen Oberkonsistoriums in Darmstadt, 
Kläger und Berufungskläger ; 
geren 
den Grafen Friedrich zu Alt-Leiningen-Westerburg, 
Beklagten und Berufungsbeklagten. 

Die Berufung des Klägers geren das Urteil Grossh. Landgerichts 
zu (riessen vom 28. März 1904 wird als unbegründet abgewiesen unter 
Verurteilung des Klägers in die Kosten zweiter Instanz. 

Tatbestand. 

(segen das die Klage abweisende Urteil des Landgerichts hat der 
kläg. Anwalt Frist- und Formgerecht — cfr. das Sitzungsprotokoll 
vom 19. Dezember 1904 das Rechtsmittel der Berufung verfolgt mit 
dem Antrag: 

„der Berufung stattzugeben und demgemäss unter Aufhebung des 
Urteils nach, dem Klageantrag zu entscheiden“. 

In der mündlichen Verhandlung wurden seitens des klag. An- 
walts das angefochtene Urteil und aus den Akten der Gr. Strafkammer 
zu (siessen, welche in der Strafsache gegen den Beklagten wegen Ehe- 
bruchs daselbst erwachsen waren, das Urteil der Strafkammer vom 
16. November 1898, das Ersuchen der Staatsanwaltschaft in Giessen 
an das Königl. Polizeipräsidium zu Frankfurt a. M. vom 2. Mai 1900 
und der gegen den Beklagten von ersterer Behörde erlassene Steck- 
brief vom 18. November 1904 verlesen. 

Zur Begründung seines Berufungsantrags trug der klag. Anwalt 
den Inhalt seiner schriftlichen Berufungsrechtfertigung vom 16. De- 
zember 1904 — 17 act. — vor, auf welche man Bezug nimmt. Hier- 
nach und nach den ergänzenden mündlichen Ausführungen äusserte sich 
der klag. Anwalt, dahin: 

Das Gericht erster Instanz nelıme an, dass das Patronat, wenn es 
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sich auch als Privatrecht darstelle, doch wenigstens in gewissem Sinne 
als ein Ehrenrecht anzusehen sei, und dass erworbene Rechte dieser 
Art nachträglich wegen Eintritts gewisser mit Ihrem Wesen nicht ver- 
träglicher Umstände verloren gehen, dass demnach, wenn es sich er- 
vcben sollte, dass die Verurteilung zu Strafe wegen Ehebruchs nach 
gemeinem Kirchenrecht die Unfähirkeit des Verurteilten zum Erwerb 
eines Patronats in sich schliesse, die Klage begründet sei, der Be- 
klarte zur fernen Ausübung des vor seiner Verurteilung von ihm er- 
worbenen Patronats nicht mehr fähig sein würde, 

Hiernach hänge also die Entscheidung von Beantwortung der 
Frage ab, ob in der Person des Beklarten trotz seiner Verurteilun 
wegen Ehebruchs die Voraussetzungen für den Erwerb des Patronats 
beeründet seien. Diese Frage sei zu verneinen. Massgebend für ihre 
Beantwortung seien zweifellos die Bestimmungen des gem. Kirchen- 
rechts, in welchem die Lehre vom Patronat ihre Ausbildung erfahren 
hätte. Nun seien aber die Kirchenrechtslehrer darin einig, dass nicht 
nur die eigentliche „Infamie* im Sinne des röm. R. und seiner Weiter- 
entwicklung im Kan. R., sondern auch die infamia facti oder turpitudo 
zum Erwerb des Patronats unfähig mache. — Es komme darauf an, 
diesen Unterschied besonders hervorzuheben, weil zwar wohl die Be- 
stimmungen über Infamie, nicht aber auch die Bestimmungen über 
turpitudo für heute nicht mehr anwendbar erachtet würden — cfr. 
Dernburg, Pand. V. Aufl. Bd. 1. S. 137 —. 


Unter Bezugnahme auf eine Reihe von Schriftstellern, welche die 


hier einschlägiren Fragen erörtern — man verweist auf die hier be- 
züglichen Ausführungen des Schriftsatzes — vertritt der klar. Anwalt 


die Ansicht, dass das kan. R. als Voraussetzung der Fähigkeit zum 
Erwerb des Patronats und folgeweise seines Fortbestehens den „Voll- 
besitz der Ehre“, „Unbescholtenheit” verlange und dass die Rück- 
sichten auf die Vermeidung, „öffentlichen Aergernisses“ die Verleihung 
verböten. Nun habe aber das angefochtene Urteil selbst auf Grund 
der Strafakten das Verhalten und die Persönlichkeit des Beklagten in 
einer Weise charakterisiert, dass über den Mangel seiner Qualitikation 
kein Zweifel bestehen könne. Falsch sei es, dass es nur auf die „bürgerliche 
Ehre“, sei es im Sinne der infamia juris oder des neuesten Rechts, 
das nur die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Grund des 


Strafsesetzes kenne, ankommen könne. Es handle sich vielmehr um 
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die geminderte Ehre des kan. R., welche nicht mit dem Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte gleichbedeutend sei, also darum, dass auf 
Grund des kan. R. auch der sittliche Wert der Persönlichkeit und 
ihre Wertschätzung in der Oeffentlichkeit gewürdigt werden müsse. 

Das angefochtene Urteil stelle zu Unrecht die privatrechtliche 
Seite des Patronats in den Vordergrund; dasselbe sei aber, — ctr. 
Motive zum E.G. zum B.G.B. S. 152 — kein Privatrecht, sondern 
ein in der Kirchenverfassung sich gründendes Individualrecht, welches 
seine öffentlich-rechtliche Natur nicht dadurch verliere, dass es für den 
Patron vermögensrechtliche Pflichten und Rechte begründe. 

Der Anwalt der Beklagten beantrarte kostenfällige Verwerfung 
der Berufung und nahm Bezug auf die Urteilsgründe erster Instanz, 
welche diesen Antrag rechtfertieten. Er fügte noch bei, die Ehe sei 
vom Standpunkt der bürgerlichen Gesellschaft heute nicht mehr als 
Sakrament, sondern lediglich als bürgerlicher Rechtsakt aufzufassen, 
der mit dem geistlichen Recht in keinem Zusammenhang stehe. Man 
könne deshalb heute den Ehebruch nicht mehr nach dem Massstal 
des alten kirchlichen Rechts beurteilen, sondern nur noch nach dem 
der heutigen Rechtsanschauung. Diese beurteile den Ehebruch unter 
den Sittlichkeitsverzehen am mildesten, in dem einerseits die höchste 
Strafe für Ehebruch nur 6 Monate Gefängnis betrage und auf Aber- 
kennung der bürgerlichen Ehrenrechte nicht erkannt werden könne, 
andererseits die Strafverfolgung nur nach Scheidung der Ehe und nur 
auf Antrag eintreten könne, und durch Verzeihung ausgeschlossen 
werde. Hiernach könne die frühere kirchliche Auffassung über die 
Beurteilung des Ehebruchs heute nicht mehr für massgebend erachtet 
werden. Falsch sei auch der Standpunkt des Strafurteils, den Fhe- 
bruch des Beklagten mit Rücksicht auf seine hohe gesellschaftliche 
Stellung als besonders strafwürdig anzusehen; umgekehrt hätte man 
in jenem Urteil in Betracht ziehen sollen, dass dieses Vergehen in den 
höchsten Gesellschaftsschichten weniger streng aufgefasst werde, als in 
bürgerlichen Kreisen, indem man dort vielfach nur von „Eheirrungen* 
spreche und hätte die Tatsache berücksichtigen sollen, dass Beklagter 
zur Zeit des Ehebruchs schon längst von seiner Frau getrennt gelebt 
habe. Man würde dann wahrscheinlich auf noch geringere Strafen als 
die für beide Verfehlungen erkannten Strafen von 4 und 3 Monaten 


Einzelstrafen — also noch micht die Höchststrafen — erkannt haben. 
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Man könne hiernach nicht behaupten, dass der Beklagte durch die 
Verurteilung wegen Ehebruchs den Besitz seiner Ehre nach den heu- 
tiren Anschauungen der bürgerlichen (Gesellschaft verloren habe. Da- 
von könne man auch nicht deshalb reden, weil gepen ihn ein Steck- 
brief erlassen sei; denn dieser hänge nicht mit dem besonders verwerf- 
lichen Charakter der Straftat zusammen, sondern stütze sich allein auf 
die Tatsache, dass sich der Beklagte, der Verbüssung der gegen ihn 
erkannten (refängnisstrafe durch die Flucht entzogen habe. Auf all 
das komme es aber überhaupt nicht an, das Patronat sei kein Ehren- 
recht, sondern ein Privatrecht, welches sich an die Fundation oder Do- 
tation einer Kirche knüpfe, als eine Konsequenz der Gründung einer 
Kirche erscheine; nebensächlich sel, dass damit gewisse Ehrenrechte 
und Ehrenbezeugungen für den Patron verbunden seien, z. B. bei 
Prozessionen pp. Ein wesentlicher Bestandteil des Patronats sei das 
Recht, den Geistlichen für die von ihm oder seinen Rechtsvorgängern 


rründete Pfarrei zu desivnieren und verlanzen zu können, dass 
= = ’ 


god 
derselbe zum Pfarrer ernannt werde, wenn in dessen Person kein 
Hindernis bestehe. Wie wenig es auf die Person des Patrons für Aus- 
übung dieses Rechtes ankomme, gehe daraus hervor, dass es wie hier 
dinglicher Natur sein könne, also an die Scholle geknüpft sei. Dieses 
Privatrecht könne nur untergehen, bezw., wenn dinglich, könne dem 
luhaber desselben die Ausübung dieses Rechtes nur untersagt werden, 
in den drei vom kanon. Recht aufgeführten Fällen: 

1. im Falle der Simonie des Patrons, 

2, bei Eingriffen des Patrons ın das Kirchenvermögen, 

3. im Falle der Tötung oder Verstümmelung des Patronatsgeist- 

lichen durch den Patron. 

Alle anderen Fälle, welche Kirchenrechtslehrer, zur Begründung 
einer möglichen Entziehung des Patronats noch weiter anführten, seien 
willkürliche Ansichten derselben ohne gesetzliche Grundlage, die un 
so weniger Beachtung finden könnten, als die seitherige Rechtsspre- 
chung, insbesondere bezüglich eines Ehebruchs des Patrous in jenem 
Sinne noch niemals entschieden habe. Die drei vom kan. R. aufise- 
führten Fälle des Verlustes des Patronats bezw. seiner Ausübung hätten 
aber alle Bezug auf das Patronat, bezw. auf die Patronatsstelle; da 
sel es nicht anrängie, die Verwirkung des Patronatsrechtes noch auf 


andere Fälle auszudehnen. welche, wie die Verurteilung wegen Ehe- 
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bruchs auf das Patronat keinerlei Bezug hätten. Es sei auch nicht 
aneängig, dem Beklagten die Ausübung des erworbenen Patronats 
untersagen zu wollen, weil das kan. R. als Voraussetzung der Fähig- 
keit zum Erwerb des Patronats und folgeweise seines Fortbestehens 
den „Vollbesitz der Ehre“, „Unbescholtenheit* verlange, der Beklagte 
aber infolge seiner Verurteilung zur Gefängnisstrafe wegen Fhebruchs 
nicht mehr im Sinn des kan. R. als unbescholten gelten könne. Mit 
dem Begriff der römischrechtlichen turpitudo, der auch teilweise in das 
kanon. R. mit übernommen worden sein möge, könne man heute nicht 
mehr kommen. Derselbe sei im heutigen Recht obsolet geworden. 
Selbst wenn man das Patronat nicht als reines Privatrecht, sondern 
auch als öffentlich-kirchliches Ehrenrecht auffassen wolle, könnte, was 
er in erster Linie bestreite, ausser den oben erwähnten 3 Fällen doch 
höchstens noch bei einer Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
durch den Strafrichter vom Verlust des Patronats die Rede sein. 
Diese Aberkennung habe aber dem Beklagten gegenüber nicht statt- 
sefunden, sie sei sogar nicht einmal möglich gewesen. «Jedenfalls 
könne bei der heutigen Auffassung des strafbaren Charakters des Ehe- 
bruchs nicht behauptet werden, dass eine Verurteilung wegen Ehe- 
bruchs die infamia facti, die turpitudo des röm. Rechts nach sich 
ziehe. Die Beurteilung, welche jenes Vergehen im Strafrecht erfahre, 
schliesse das gänzlich aus. 
Gründe. 

Nach S 13 G@.V.G. gehören vor die ordentlichen Gerichte alle bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkeiten, für welche nicht entweder die Zustän- 
digkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsrerichten begründet 
ist oder reichsgesetzlich besondere Gerichte bestellt oder zugelassen 
sind. Diese Vorschrift erkennt den Grundsatz an, dass die ordent- 
lichen Gerichte sich, in den vorgesehenen Ausnahmefällen der mate- 
riellen Entscheidung der an sie gebrachten Streitigkeiten zu enthalten 
haben. Hieraus und da es sich in dieser Beziehung zweifellos um 
öffentliches, den Dispositionen der Parteien entzogenes Recht handelt, 
ersibt sich, dass die Gerichte ihre Befugnis zur Entscheidung von 
Rechtsstreitigkeiten von Amtswegen zu prüfen nicht nur berechtiet, 
sondern auch verpflichtet sind und dass sie nur bei Bejahung dieser 
Befugnis ein sachliches Urteil abgeben dürfen. 


Cr. Entsch. des R.G. Bd. XVII. 8. 17b. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 2. 25 
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Das Gericht erster Instanz ist in die Prüfung der Frage seiner 
Zuständigkeit von Amtswegen eingetreten und hat sie bejaht. XNach- 
dem die Sache nun durch Berufung in die zweite Instanz erwachsen 
ist, liegt es dieser ebenfalls von Amtswegen ob, zunächst die Frare 
der Zuständigkeit des Gerichts einer Prüfung zu unterziehen. Die 
von der vorigen Instanz zur Begründung der Zuständigkeit des ordent- 
lichen (rerichts angeführten Gründe erachtet man für zutreffend. Das 
Berufungsgericht hat deshalb in eine sachliche Erörterung und Prü- 
fung der Sache selbst einzutreten. 

Beide Parteien sind darüber einig, dass es sich hier um ein dine- 
liches Patronat handelt. Bezüglich des rechtlichen Charakters des- 
selbeu hat das angefochtene Urteil festgestellt, dass dasselbe ein Privat- 
recht (?!) sei, vermöge dessen sein Inhaber zwar an der Verleihung einer 
Pfründe (provisio beneficit) durch Bezeichnung der Person, welche das 
Amt erlangen solle, (designatio personae) in einem gewissen Umfanır, 
wenn auch nur mittels eines vorbereitenden Aktes teilnehme, welches 
aber in die Regierungsrechte der Kirche, nämlich, in die Tebertragung 
des Kirchenamtes selbst (collatio beneficii), in keiner Weise eingreile, 
— ferner, dass für die rechtliche Beurteilung dieses Rechts das kan. Recht 
massgebend sei, soweit dessen Prinzipien nicht durch die Praxis oder 
spätere Gesetzgebung Aenderungen erfahren hätten und zwar um so 
mehr, als das Patronat speziell im kanon. R. seine Ausgestaltung er- 
langt habe. 

Diese rechtlichen Feststellungen erachtet man aus den im ange- 
fochtenen Urteil erörterten Gründen für zutreffend. Im weiteren hat 
dasselbe die von dem Beklagten verneinte Frage geprüft, ob bezüglich 
des dinglichen Patronats nach kanon. Rechte, eventuell landesgesetz- 
lich eine Suspension der Rechte des Patrons statthaft sei und gelangte 
auf Grund seiner Untersuchungen zu dem Schluss, dass nach ge- 
meinem Kirchenrecht bei dem dinglichen Patronat in allen denjenigen 
Fällen, in welchen das persönliche Patronat aus subjektiven Grüuden 
untergehe, ein Ruhen in der Ausübung dieses Rechtes eintrete. Auch 
diesen Grundsatz erachtet man aus den dort anzeführten Gründen für 
zutreffend. 

Im Anschluss hieran hat dann das angefochtene Urteil die Frage 
erörtert, ob die rechtskräftige Verurteilung wegen Ehebruchs als einer 


der Fälle anzusehen sei, in welchen nach kan. R. beim dinslichen Pa- 
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tronat eine Suspension der Ausübung desselben einzutreten habe. Sei- 
tens des Beklarten wird diese Frage entschieden verneint und be- 
hauptet, die Suspension könne höchstens in den 3 Fällen ausgespro- 
chen werden, an welche das kan. R. den Verlust des Patronats knüpfe, 
nämlich 

a. bei Simonie des Patrons, 

b. bei dessen Eingriff in das Kirchenvermögen, 

c. bei Tötung oder Verstümmelung des Patronatsreistlichen durch 

den Patron. 

Mit der Vorinstanz ist man auf Grund der dortigen eingehenden 
Prüfung der Frare zu der Ansicht gelangt, dass im kanon. R. andere 
als die oben angeführten Verfehlungen, insbesondere der Ehebruch 
nicht erwähnt sind, welche als Folre einer Verurteilung wesen eines 
solchen Vergehens die Suspension des Patronats nach sich zieben sollen, 
und dass man auch nicht auf dem Weg der Analogie dazu gelangen 
könne, den Ehebruch jenen Verfehlungen gleichzustellen. In Ueber- 
einstimmung nılt dem angefochtenen Urteil und aus dortigen (ründen 
ist aber der Satz aufzustellen, dass die Klage dann als begründet an- 
zusehen ist, wenn die Verurteilung zur Strafe wegen Ehebruchs nach 
gem. Kirchenrecht an sich die Unfähickeit des Verurteilten zum Er- 
werb des Patronats in sich schliessen werde. Auf Grund seiner ein- 
gehenden Untersuchungen, auf welche Bezug genommen wird, zelangte 
die Vorinstanz mit Recht zur Verneinung dieser Frage, woran es die 
weitere Frage reihte, ob durch jene Verurteilung die Ehre des Be- 
klagten so herabgemindert sei, dass er im Sinne des kanon. R. als „in- 
dienus“, als unwürdig erscheine, ein Patronat zu erwerben, bezw. das 
erworbene ferner auszuüben. Dabei wird zutreffend verneint, was auch 
seitens des Klägers nicht beanstandet wird, dass eine solche Verur- 
teilung nach heutigen Rechtsgrundsätzen, selbst wenn dieses im älteren 
kan. R. der Fall gewesen sein sollte, eine infanıa juris im röm. recht- 
lichen bezw. kanon. rechtlichen Sinn nicht mehr zur Folge habe, weil 
eben dieses Rechtsinstitut unserem heutigen Recht fremd ist. Ver- 
schieden davon ist aber die weitere Frage, ob derjenige, welcher wewen 
Ehebruchs zur Strafe verurteilt wurde, sich noch im Besitz der bür- 
gerlichen Ehre befindet. Nach Dernburg, Pand. $ 58 blieb die tur- 
pitudo als tatsächliche Ehrenminderung trotz Wegfalls der infamia 


juris auch im neueren Recht bestehen. Derselbe bemerkt ferner zum 
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B.@.B. — cfr. Dernburg, Bürgl. R. Bd. IS 583 —: Ehrloses Ver- 
halten, welches jemanden nach dem allgemeinen Urteil seiner Standes- 
senossen und der bürgerlichen (Gesellschaft zur Last fällt, kommt in 
einzelnen Beziehungen auch rechtlich in Betracht z. B. in SS 1565, 
1666, 2333 5 B.G.B. — Der Besitz der bürgerlichen Elıre, auf welche 
allein es hier ankommen kann, wie im erstinstanzlichen Urteil darze- 
tan wurde, ist Voraussetzung für den Erwerb und folzeweise auch 
für die Ausübung des Patronats. Auf Grund ihrer Untersuchungen 
gelangte die Vorinstanz zu dem Schluss, dass vom Rechtsstandpunkt 
aus das Versehen des Ehebruchs weder als ein schweres noch als ein 
entehrendes anzusehen ist und sagt dann weiter, das bürgerliche Recht, 
das hier allein in Frare komme, weil es sich um Ausübung eines Privat- 
rechts (?) handele, kenne, soweit es sich nieht um Zuchthausstrafen 
drehe, keine andere Ehreminderung als die der Aberkennung der bür- 
gerlichen Ehrenrechte und damit verwandte Aberkennung der Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Aemter. 

Demgegenüber betont nun die Berufung, die Ansicht sei falsch, 
dass es nur auf die bürgerliche Ehre, sei es im Siune der infamia juris 
oder des neuesten Rechts, das nur die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte kenne, ankommen könne. Es handele sich vielmehr um 
die geminderte Ehre, turpitudo des röm. bezw. kanon. R., welche 
nicht mit dem Verluste der bürgerlichen Ehrenrechte gleichbedeutend, 
aber auch im heutigen Recht, nicht beseitiet sei. Auf Grund des 
kan. R. müsse auch der sittliche Wert der Persönlichkeit und ihre 
Wertschätzung in der Oeffentlichkeit gewürdigt werden, wenn es sich 
um die Frage handele, ob der Beklagte nach diesem Urteile noch als 
im Besitz seiner Ehre befindlich zu erachten sei. Das angefochtene 
Urteil selbst habe aber auf Grund der Strafakten das Verhalten und 
die Persönlichkeit des Beklagten in einer Weise charakterisiert, dass 
über den Mangel seiner Qualifikation zum Patronat kein Zweifel be- 
stehen könne. — Dem Kläger ist nun zugegeben, dass die Frage, ob 
der Beklarte infolxe seiner Verurteilung wegen Ehebruchs in seiner 
Ehre so herabgemindert wurde, dass er unwürtdig sei, ein Patronat zu 
erwerben bezw. auszuüben, nicht allein aus dem Gesichtspunkt beur- 
teilt werden darf, ob ihm die bürrerlichen Ehrenrechte aberkannt sind 
bezw. dass diese Aberkennung bei Ehebruch, rechtlich überhaupt nicht 


möglich ist. Das Strafgesetzbuch spricht in dem $ 32 auch nicht vom 
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„Verlust der bürgerlichen „Ehre“, sondern vom Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte® — cfr. Olshauseu, Kan. zu $ 32 St.G.B. Anmer- 
kung 1 — und schliesst durch die $S 31-33 St.G.B. nicht die Mög- 
lichkeit aus, das auch im Gefolge der Verurteilung weren einer straf- 
baren Handlung, welche die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
nicht zur Folge hatte, ein Patron solche Minderung an seiner Elıre 
erlitten haben kann, dass er als unwürdige erachtet werden müsste, 
ein Patronat zu erwerben, bezw. auszuüben. „Der Umstand, dass das 
Strafrecht gewisse, in die Rechtssphäre des Verurteilten beschränkend, 
eingreifende Folgen erst mit der Aberkennung der bürgerl. Ehren- 
rechte eintreten lässt, steht dem nicht entgegen, dass auf anderen 
Rechtsrebieten, innerhalb der für dieselben bestehenden Grenzen, 
schon an eine mit dem Verlust der bürgerl. Ehrenrechte nicht ver- 
bundene strafrechtliche Verurteilung für den Verurteilten über die 
verhängte Strafe hinauszehende nachteilige Wirkungen verknüpft wer- 
den“, Diesen Grundsätzen hatte das R.G@. — cfr. Entsch. in Zivils. 
Bd. 43 S. 366 — in einer altpreussischen Rechtssache aufgestellt, bei 
welcher es sich um die Frage handelte, ob auf Grund des preuss. Ges. 
vom 8. Mai 1837 über die persönliche Fähigkeit zur Ausübun« der 
Rechte pp. des Patronats dem Inhaber eines solchen die Fähigkeit 
zur Ausübung des Patronats infolge Verurteilung wegen Betrugs zu 
einer Gefänenisstrafe von 1 Monat aberkannt werden dürfe. Die Frage 
wurde unter der obiven Berründung vom R.G. bejaht. In Hessen 
existiert nun allerdings ein solches Spezialgesetz über die Fähigkeit 
zur Ausübung des Patronatsrechtes nicht, vielmehr ist hier das gem. 
Kirchenrecht massgebend geblieben. Falls dieses aber ebenfalls auch 
in anderen Fällen als im $ 32 St.@.B. vorgesehen, mit einer Verur- 
teilung zur Strafe eine solche Ehreminderung verknüpft, dass der 
Verurteilte unwürdig erschiene, ein Patronat zu erwerben bezw. aus- 
zuüben, dann würde nach jener Entsch. d. R.&. der Anwendung dieser 
Regel des $ 32 St.G.B. ebenfalls nichts entgegenstehen. Es fragt sich 
also, ob die Verurteilung des Beklagten weren Ehebruchs zu einer (re- 
füngzmisstrafe von 6 Alonaten diese Folge hat. 

Bei Beantwortung dieser Frage hat man davon auszugehen, dass 
es sich um die Ausübung eines Rechtes handelt, mag man nun das 
Patronat als reines Privatrecht ansehen, mit dem gewisse kirchliche 


Ehrenrechte verbunden sind oder mit den AMotiven zur E.G. zum B.G.B. 
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S. 152 als „ein in der Kirchenverfassung wegründetes Individualrecht, 
welches seine öffentlichrechtliche Natur nicht dadurch verliert, dass es 
für den Patron vermögensrechtliche Pflichten und Rechte berründet*. 
— In beiden Fällen handelt es sich darum, ob der Beklagte als Rechts- 
subjekt eine solche Ehrenminderung erfahren hat, dass sich vom Rechts- 
standpunkte aus eine weitere Ansübung seines Patronatsrechts nicht 
rechtfertigen lässt. Hierbei können aber nicht die Rechtsanschauungen 
früherer Zeiten, sondern nur diejenigen der Jetztzeit massgebend sein. 
Da kommt dann in Betracht, dass im Laufe der Zeit die Strafbarkeit 
des Ehebruchs so herabgemindert worden ist, dass es zur Zeit von 
den im AIll. Abschnitt des St.G.B. erwähnten Vergehen gegen die 
Sittlichkeit — ausgenommen SS 184* 1S54P St.G.B. — mit der ge- 
ringsten Strafe bedroht und dass zu dem noch die Strafverfolzung 
eingeschränkt, ist (Antrag, Ehescheidung). Selbst auf dem Gebiet 
des Zivilrechts hat der Ehebruch keine weitere rechtliche Folge, wenn 
Verzeihung vorliegt. Da derselbe auch nicht zu den Vergehen zählt, 
welche die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zur Folge ha- 
ben können, so kann der bestrafte Ehebrecher, mag es sich auch um 
einen vom Standpunkt des Sittengesetzes noch so strenz zu beurtei- 
lenden Fall handeln, immer noch die im $ 33 St.G.B. erwähnten Ehren- 
rechte ausüben. — Diese Erwägungen führen mit dem Urteil erster 
Instanz zu dem Schluss, dass nach den Anschauungen im heutigen 
Rechtsleben mit der Bestrafung wegen Ehebruchs nicht eine solche 
Ehrenminderung verbunden ist, dass man dem Bestraften die Ausübung 
eines wohlerworbenen Rechtes untersagen dürfte. Es wäre auch kein 
Grund abzusehen, demselben trotz seiner Bestrafung die Ausübung 
aller Ehrenrechte auf dem Grebiet des öffentlichen Rechtes zu belassen, 
ihn aber für unwürdig zu erklären, ein Recht auszuüben, das als Ge- 
senleistung für Gründung einer Pfarrei s. Zt. von den ersten Patro- 
natsherrn erworben wurde. Uebrigens mag an dieser Stelle auch dar- 
auf verwiesen werden, dass das erwähnte preuss. Ges. v. 1837 in $ 6 
die Bestrafung wegen Ehebruchs auch nicht unter den Fällen aufführt, 
bei denen die Unfähigkeit zur Ausübung des Patronats eintreten soll. 

Der Berufungskläger hat allerdings noch auf die Beurteilung der 
Person des Beklagten hingewiesen, welche derselbe in dem angefoch- 
tenen Urteil auf Grund der Strafakten erfahren habe, wonach über 


seine Nichtqualifikation zum Patron kein Zweifel sein könne. Die näheren 
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Umstände des Ehebruchs kommen wohl bei der Frage der Strafzu- 
messung in Betracht, haben aber im vorliegenden Fall doch nur zu 
einer Grefängnisstrafe von 4 bezw. 3 Monaten für das einzelne Vergehen, 
nicht zur Höchststrafe im einzeluen geführt. Dagegen kann man aus 
ihnen keinen Grund dafür herleiten, dass der Verurteilte nach der heu- 
tiren Rechtsanschauung eine solche Einbusse an seiner Ehre erlitten 
habe, dass ihm die Ausübung eines Patronatsrechts abgesprochen wer- 
den müsse. Auch bei dem schimpflichsten Ehebruch beträgt die Höchst- 
strafe nur 6 Monate (sefängnis, auch bei ihm unterliegt die Strafver- 
folgung Beschränkungen und ist eine Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte nicht möglich, trotz derselben kann er daher alle bürgerlichen 
Ehrenrechte ausüben. Bleiben die näheren Tatumstände des Ehebruchs 
aber im öffentlichen Rechtsleben ausser Betracht, so können ılım be- 
sondere Wirkungen auf dem hier fraglichen Rechtsgebiet auch nicht 
mehr zugesprochen werden. 

Hiernach war das erstinstanzliche, auf Abweisung der Klage vse- 
hende Urteil nicht zu beanstanden. Es war deshalb die Berufung als 
unbegründet abzuweisen. Nach $ 97 C.P.O. hat Berufungskläger die 
Kosten derselben zu tragen. 

13. O.1.G.R. Bamberg. E. 14./5. 1904 ı. Begriff u. Voraussetzung 
der Verzeihung. Rechtsspr. d. O.L.G. 10. 280. 

14. Schweiz. Bundesger. E. 17./11. 04 1. Zuständigkeit 
des Bundesgerichts, wenn eine für einen Anspruch kantonıden Rechts 
z. B. Familien- oder erbrechtl. Anspruch präjudizielle Frage vom 
eidgenössischen Rechte beherrscht wird. Art. 56, 57, 79, 2. B.Ges. 
v. 22./3. 93. 2. Scheidung von Tisch und Bett. Rechtswirkungen. 
Eidgenöss. und kantonales Recht. Art. 47 u. 49 B.G. 214.12. 74. 
7. f. schweiz. R. 46. Revue 8. 42. 


Staatliche Gesetze u. Aktenstücke betr. die kath. Kirche 


sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 
1. Anhalt. Ges. betr. d. Austritt aus der Kirche. 24./3. 01. 
2. R.G. betr. Aenderung des Ges. über die Beurkundung des 
Personenstandes u. die Eheschliessung v. 14./4. 05. R.G.Bl. 251. 
3. Preussen. @. 2./1. 05 betr. Abänderung des (res. das christl. 
Volksschulwesens betr. Hannover vom 26./5. 1845 (Haun. G.S. 465). 


Ges.-S. 1905, 1. 
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4. Sachsen. (ses. d. israelit. Religionsgemeinden betr. 10./6. 04. 
A.K.Bl. 1905, 37. AustührungsV. dazu 29./6. 04. ıb. 39. 

5. Baden. V. d. ev. Religionsunterricht in den Volksschulen betr. 
19./2. 05. @. u. V.Bl. 1905, 23. 

6. Spanisches Konkordat betr. die religiösen Orden 19./6. 04. 
A.f. K. K.R. 55, 319. 

S. S. le Souverain Pontife PieX et S. M. le roi catholique d’Es 
pagne D. Alphonse XIII, afin d’eclarer les doutes qui se sont elevee 
sur Ja situation juridique des Ordres religieux en Espagrne et dam 
Finterpretation et la portee quiil faut donner, en cette matiere, soit 
aux articles du Concordat en vigueur, soit aux prescriptions de la loi 
sur les associations du 30 juin 1557 et aux autorisations accordees 
aux Ordres et aux maisons religieuses existant, ainsi qu’aux decisions 
prises par differents gouvernements sur cette question particuliere, ont 
resolu de conclure un accord et ont nomme ä cet effet pour leurs pleni- 
potentiaires, savoir:! 

S. S. le Souverain Pontife: 

S. Exc. Mer. Aristide Rinaldini, archeveque d’Heraclee, grand’- 
crvix de l’OÖrdre royal de Charles III et de Leopold de Belgique, nonce 
apostoliqune dans le royaume d’Espagne, etc. 

S. M. le Roi catlolique d’Espagne: 

S. Exc. D. Faustimo-Rodriguez Sampedro, grand’croix de l’Ordre 
royal de Charles III, ete., senateur a vie du royaume, ministre d’Etat, etc. 

Ceux-ei, apres avoir echange leur pleins pouvoirs, qui ont ete 
trouves en bonne et due forme, ont arrete les articles suivants: 

Art. 1. Les Ordres et Congregations religieuses existant en Es- 
pagne ä la date de la ratification du present accord et qui ont rempli 
avant cette date les formalites etablies en ’Ordonnance circulaire royale 
du 9 avril 1902 jouiront de la personnalite juridique qu’ils possedent 
actuellement; ils se considereront comme compris dans l’exception &tablie 
au paragraphe 1°" de lV’article 2 de la loi du 30 juin 1887 et se gou- 
verneront suivant leurs regles et leur discipline propres et suivant les 
dispositions de ce meme accord. 

Art. 2. Les Ordres et Congregations religieuses n’auront droit 
a aucune subvention ni secours du budget de l’Etat; ils seront soumis, 
en ce qui concerne leur regime canonique, A leurs Ordinaires et pre- 


lats partieuliers, suivant les regles de leurs statuts et les dispositions 
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du droit ceanonique et de la discipline ecclesiastique en vigueur, et. en 
ce qui concerne leurs relations avec le pouvoir civil, aux lois generales 
dn rovaume, 

En cas de desaccord. le Saint-Siege et le zouvernement de Na 

Majeste s’entendront amiablement pour aplanir les diffieultes qui pour- 
ront surgir. 
Art. 3. Les maisons ou couvents des dits Ordres et C'ongregations 
religieuses seront sujets aux impöts du pays pour leurs biens ou pour 
"»s professions et industries qu’ils exercent, dans les conditions d’egalite 
avec les autres personnes juridiques ou sujets espagnols, et ne seront 
l’objet d’aucune taxation ou exemption speciale. 

Art. 4. Seront maintenus les maisons et couvents qui A la date 
de la ratification de cet accord seront des etablissements des Ordres 
et Congregations religieuses vises A l’article 1""; mais on n’en pourra 
ouvrir ni etablir aueun autre ol se mene la vie commune sans le con- 
sentement prealable de l’eveque diocesain et sans une autorisation ac- 
cordee par ordonnance royale. Ces autorisations seront obligatoirement 
publiees dans la (raceta de Madrid. 

Art. 5. Les maisons ou couvents des Ordres et ('ongregations 
religieuses dans lesquels il y a moins de douze personnes menant la 
vie commune seront supprimes; leurs religieux ou religieuses s’arre- 
seront A d’autres couvents ou maisons du meme Ordre et mettront les 
etablisseinents et proprietes dans lesquels ils etaient installes lors de 
leur suppression ä la libre disposition de leurs superieurs. Sont ex- 
ceptees de l’obligation precedente les communautes religieuses oü ne 
se mene pas la vie conventuelle, ou qui, en vertu de leur regle, se 
eonsacrent A des oeuvres de bienfaisance, A l’enseirenement, A la charite 
et A l’assistance des malades. des vieillards, des pauvres et des aban- 
donnes, comme aussi les maisons de procure et les sanatoria que peu- 
vent tenir les differents Ordres et Congregations dans des endroits 
speciaux. Le present artiele aura force executoire six mois apres la 
publication de cet accord dans la (saceta de Madrid. 

Art. 6. Il ne pourra s’etablir en Espagne aucun Ordre nouveau 
ou Congregation nouvelle sans l’autorisation de Sa Saintete et sans un 
accord prealable du gouvernement avec le Saint-Siege, consiene dans 
un decret royal publie dans la Gaceta de Madrid. 

Art. 7. 1/’Ordre des Freres de Ja Doctrine chretienne continuera 


35 F 
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a exister dans les memes conditions, avec les memes droits et bene- 
fices dont 1] jouit actuellement. 

Art. 8 Quant aux associations constituees dans un but religieux 
dont les membres ne sont pas unis par les liens de la profession re- 
lirieuse et n’ont pas la vie commune et qui, par consequent, n’ont pas 
le caractere d’Ordre ou de Uongregation religieuse, il est entendu que, 
sans prejudice de l’autorite qui appartient aux eveques dans leur di- 
rection spirituelle et religieuse, elles seront regies par la loi generale 
des associations et les principes du droit commun, sans aucune restric- 
tion ni pour le present, ni pour l’avenir. Elles devront se faire in- 
serire sur le registre special dont il est fait mention en l’article 7 de 
la dite loi des associations du 30 juin 1857 et accomplir les autres 
prescriptions de la m@me loi. 

Art. 9. Les etrangers ne pourront etablir en Espagne les Ordres 
et Congregations religieuses vises dans l’article 1°, sans s’etre fait 
prealablement naturaliser dans le royaume conformement a la loi com- 
mune. Les religieux qui, tout en conservant leur condition lewale 
d’etranger, entreront ou resideront dans quelque couvent ou maison 
religieuse existant en Espagne, seront soumis A toutes les dispositions 
du droit commun en vigueur relativement aux sujets etrangers. 

Art. 10. Au ministere de la ‚Justice, ıl sera ouvert un registre 
special sur lequel seront inscrits les Ordres et Cougregations reli- 
gieuses auxquels se rapporte cette convention et ceux qui, conformement 
A un accord entre les deux puissances, se constitueront dans l’avenir. 

Art. 11. Le ministere de la Justice, d’accord avec le Conseil 
des ministres et aussi avec le Saint-Siege, edietera les mesures rerle- 
mentaires et d’eclaircissement «que pourra necessiter Vexecution du 
present accord relativement aux Ordres et Congregations religieuses &ta- 
blies ou qui s’etabliront avec l’assentiment commun des deux puissances. 

Art. 12. D’echange des ratifications du present accord se fera 
a Madrid aussitöt que possible. 

En foi de quoi les plenipotentiaires respectifs ont signe le present 
accord et l’ont valide de leur scean. 

Madrid, le 19 juin 1904. 

1:78. 7 A. Rinaldini, 
Archeveque d’Heraclee, Nonce Apostolique. 
1-78: Faustino-Rodriguez Sampedro, ministre d’Etat. 
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Vorstehendes Konkordat wurde von der Spanischen Kammer un- 
tern 23. Juni 1904 gesetzlich bestätigt. 
7. St. Dominro. G. 2.6. 1897 über Einführung d. Eheschei- 


dung. ‚Jahrb. d. internat. Vereinig. 3. 424. 


Evangelische Kirchengesetze'. 


20. Preussen* K.G. betr. die Vermehrung der Wahlkreise für 
die Brandenburg. Provinzialsynode 16./1. 05. Ges. 8. 40. Staatsge- 
setz dazu v. 16./1. 05, ebendas. 8. 39. 

21. Verhandlungen d. ordentl. (reneralsynode d. J. 1904 d. ev.- 
protest. K. des Grossherzogt. Baden. Karlsruhe, 05. J. J. Reift. 

22. Baden. Verf. d. verein. ev.-prot. Kirche v. 5. Sept. 1561 
(mit Berücksichtigung der Aenderungen durch die kirchl. Gesetze v. 
14./6. 67, 20.9. 71, 24./10. 81, 21./12. S1, 16./12. 86, 14./7. 91, 6.4. 92, 
22. 11. 92, 13./1. 93, 14./9. 99 und 17./12. 04. Karlsr., Buchdruckerei 
J. FT. Reitf. 05. 

23. Baden. V. betr. d. Besetzung v. Pfarreien u. b. d. Pfarrwahl 
3./3. 05. G. u. V.-Bl. 49. 

24. Braunschweig 


[I 
Dee, 


K.G. betr. die Errichtung eines landes- 
kirchl. Fonds aus den Erträgnissen des Vertriebes des neuen (Fesang- 
buches 17./4. 1905. Amtsbl. 27. 

25. Lippe-Detmold* X.7./6. 02 betr. die Besetzung d. re- 
torm. Pfarrstellen. A.K.Bl. 05. 44. Abgeändert durch V. 11.2. 03, 
ebendas. 62. 

26. Lippe-Detm. V.7./7. 02 die kirchlichen Amtsverrichtungen 
d. Anstaltsgeistlichen betr. A.K.Bl. 1905, 48. 

27. Erl. d. Konsist. betr. Dienstanweisung für die Klassensuper- 
intendenten 12./l. 05. Ebendas. 50. 

285. Waldeck* K.G. 24./1. 05 wegen Aenderung des K.G. v. 
26.112. 98 betr. Regelung des den Geistlichen der vereinigten ev. Lan- 
deskirche zu gewährenden Diensteinkommens. G. u. V.Bl. 1905, 1. 

29, Waldeck* XV. die K.-Visitationen betr. 14./4. 05. (6. u. 


! Die mit * versehenen Gesetze werden unter den Verfassungsgesetzen 
abgedruckt werden. 
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I. Abhandlungen. 


Die Mitwirkung der ersten Geistlichen bei der Be- 
setzung der Diakonatstellen in den Städten der Pro- 
vinz Brandenburg. 


Von 


Dr. Joh. Niedner, 


Professor und Oberlandesgerichtarat in Jena. 


In vielen Städten der Provinz Brandenburg ist eine Mitwir- 
kung des ersten Geistlichen bei der — regelmässig durch den 
Magistrat erfolgenden — Besetzung der übrigen geistlichen Stellen 
herkömmlich. Der Umfang dieser Mitwirkung ist verschieden. 
Zum Teil wird der erste Geistliche am Wahlakt, sei es mit 
beschliessender, sei er mit beratender Stimme beteiligt, zum Teil 
wird er nur informatorisch gehört. Ein derartiges Mitwirkungs- 
recht kann im emzelnen Fall wohl auf einem in früherer Zeit 
erlangten wirklichen Patronatsrecht der ersten Pfarrstelle be- 
ruhen, es kann sich auch als Rest einer in vorreformatorischer 
Zeit mit der Stelle verbundenen archidiakonatischen Befugnis ! 


! Vgl. darüber Riedel, Die Mark Brandenburg im Jahre 1250. Berlin 
1832. 2 Tl. S. 565 und v. Brünneck, Die Verbindung des Kirchenpatronats 
mit dem Archidiakonat im norddentschen etc. Kirchenrecht des Mittelalters 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 3, 26 
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erhalten haben. Die weite Verbreitung desselben lässt indessen 
hier auf einen gemeinsamen historischen Ursprung schliessen, und 
ein solcher ist m der Tat gegeben in der Brandenburgischen Vi- 
sitations- und Konsistorialordnung von 1573. Dort heisst es in 
einem besonderen, in späteren Ausgaben als Kapitel XI be- 
zeichneten Abschnitt „Wer die Caplene oder Prediger anzu- 
nehmen, vnd zu uerurlauben haben solle, Auch von jhrem Ampte, 
Lehre vnd Leben‘*, wie folgt!: 

„Die Caplene vnd Prediger, sollen von den 
PfarrernvndRethen ın Stedten zugleich vo- 
cirtvndangenommen, auch do es die not erfordert, 
durch sie samptlich ind Communicato Consilio widder verur- 
laubet werden. 

Und wann die Caplene vnd Prediger also angenommen vnd 
von dem Pfarrer eingewiesen sein, sollen sie sich in jhrem 
Amypte, Lehre, Sitten vnd Leben, den Pfarrern in allermassen, 
wie obstehet, gleichmessig verhalten“. 

Auf diese Vorschrift, eine mit Gesetzeskraft erlassene lan- 
desherrliche Verordnung®, ist, wenn nicht besondere örtliche 
Rechtsverhältnisse auf einen anderen Entstehungsgrund hinweisen, 
die noch heute übliche Mitwirkung der ersten Geistlichen bei der 
Besetzung der übrigen geistlichen Stellen zurückzuführen. 

Es bietet in mehrfacher Beziehung Interesse, zu verfolgen, wie 
dieses Zusammenwirken von Pfarrer und Rat, welches damals ge- 
nerell für alle Städte des Landes vorgeschrieben war, im Laute der 
Zeit erst seine rechtliche Natur verändert und dann auch in der 


in den Festgaben der Jurist. Fakultät der Universität Halle für Fitting 
1903 S. 1ff. Ueber den Inhalt dieser Befugnis in Ansehung der Besetzung 
der geistlichen Stellen vgl. Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts. 
Bd. 2 S. 190 f. 19%. 

ı Mylius, C. C. M. T. 1 Abt. 1 8. 374. Richter, Die evangel. Kirchen- 
ordnungen des 16. Jahrhunderts Bd. 2 S. 358. 

" Vol. über die in neuerer Zeit vielfach diskutierte staatsrechtliche 
Qualifikation der gedachten Kirchenordnung u. a. Holtze in den Schriften 
des Vereins für die Geschichte Berlins, Heft XNXXIX S. 37 ff. 
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veränderten Gestalt immer mehr in desuetudinem gekommen ist, 
bis es jetzt als ein von der Regel abweichendes Sonderrechtsver- 
hältnis erscheint. Es zeigt sich dabei, wie sich allmählich die Auf- 
fassung einmal von der Stellung der Nebengeistlichen und so- 
dann von dem Verhältnis der städtischen Verwaltung zum Kirchen- 
wesen gewandelt hat. Ferner wird damit an einem charakteristi- 
schen Beispiel die für die Entwickelung des preussischen evan- 
selischen Kirchenrechts bedeutsame Erscheinung gut illustriert, 
wie ein Rechtsverhältnis allmählich durch die Verwaltungspraxis 
um- und ausgestaltet wird. Endlich hat eine solche Untersuchung 
auch unmittelbaren praktischen Wert insofern, als man durch 
eine Aufklärung der historischen Entwickelung jenes Mitwirkungs- 
rechts erst auf die Gesichtspunkte geführt wird, die für die Fest- 
stellung seines näheren Inhalts und seiner rechtlichen Natur 
und damit insbesondere für die in der Praxis schon öfters 
streitig gewordene Frage massgebend sind, welche rechtliche 
Bedeutung dem erklärten Widerspruch des Pfarrers zukommt. 


Der in Kap. XI der Visitationsordnung von 1573 vorge- 
schriebene Besetzungsmodus findet sich nicht nur in der Mark 
Brandenburg, sondern auch m den umliegenden norddeutschen 
Reformationsländern. 

(Gleich in der ersten Reformationszeit wird er in einzelnen 
sächsischen Städten eingeführt. So soll nach der Ordnung der Vi- 
sitatoren für Torgau vom 26. April 1529! „der pfarrer mit 
Wissen eins ratlıs alle caplan aufzunemen und zu entsetzen 
haben“ oder wie es in dem „Sonderlichen Artikel dem rat zu 
Torgau zugestellt am 22. März 1534“? heisst, „soll hinfürder der 
pfarrer mit des rahıts wissen, zutlun und wollen caplan, schul- 


! Sehling, Die evangelischen Kirchenordnungen des XVT. Jahrhunderts 
l, 18. 680. 
a. a. 0. 8. 68. 
26* 
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meister pp. welen“ und „der pfarrer und rat sollen auch die 
Diakon und andre kirchen- und schuldiener zu entsetzen, auch 
sonst gebürliche christliche Verfügung in der religion zu thun 
macht haben.“ Nach der Kirchenordnung für die Stadt Witten- 
berg von 1533! soll „der pfarrer frome gelerte und geschickte 
caplan zu suchen, aber alsdann mit den dreien Burgermeistern 
aufzunehmen und, so gross noth fürfiele, widerumb zu entsetzen 
haben.“ Die Chursächsischen General-Artikel von 1557 be- 
stimmten dann allgemem: „die Diakonen aber soll der Pfarher 
neben dem Rath wehlen®. 

Ebenso heisst es in den Magdeburgischen Visitationsartikeln 
von 1562?: „Die Diakoni in Städten sollen vom Pfarrer und 
Rath vocirt werden.“ 

Dasselbe galt in Pommern, wo bei der Neuredaktion in die 
Pommersche Kirchenordnung folgende Bestimmung aufgenommen 
wurde ®: 

„von Coadjutoribus und Capellanen. 

Die sollen mit Belebung der Patronen, und Willen des Raths 
in Städten, von dem Pastore, und von dem Diacone*, oder 
vom Rath, erwehlet und darnach dem Superintendenten prä- 
sentirt werden; dem gehöret das Examen, Judieium, und die 
Institution.* 

Die Vorschrift des Kap. AI der Brandenburgischen Visi- 
tationsordnung Ist nicht dureh märkische Sonderverhältnisse be- 
dingt, sondern hervorgerufen dureh die Veränderung, welche die 
Stellung der städtischen Organe zum Kirchenwesen infolge der 
Reformation allenthalben erfuhr. Die Entwickelung dieses Rechts- 
verhältnisses zeigt denn auch einen wesentlich gleichartigen Gane. 


ı a.n. O. 8. 700 ff. 709. 

® Richter, Kirchenordnungen Bd. 2 S. 228. 

3 Balthasar, Jus ecel. Pastorale 1760 T. TS. 29. Ueber vielfach gleiche 
Bestimmungen in anderen Territorien vgl. Frantz, Die evangelische Kirchen- 
verfassung in den deutschen Städten des XVL Jahrhunderts 1876 8. 27 #. 

* Hier ein weltlicher Kirchenbeamter. 
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Praxis und Theorie in den verschiedenen Territorien haben gegen- 


seitig aufeinander eingewirkt. 


Der Gesichtspunkt, unter dem den Räten in den Städten 
eine Beteiligung bei den Kaplanwahlen zugewiesen wurde, war 
der, dass sie als Obrigkeit an der Neuregelung des Kirchen- 
wesens überall beteiligt wurden. Auf Appell der Reformatoren 
sah man es als Pflicht der Obrigkeit, des Landesherrn in der 
obersten Instanz, der Räte in der städtischen Lokalinstanz an, 
sich, angesichts des infolge der Auflösung des hierarchischen Or- 
eanismus drohenden Zerfalls, des Kirchenwesens anzunehmen. 
Die lokalen Obrigkeiten haben dafür zu sorgen, dass die zer- 
splitterten Kirchengüter zusammengehalten werden, sie erhalten 
die Fürsorge für den, aus den verschiedenen aus vorreformatori- 
scher Zeit stammenden, jetzt für die neue Organisation verwen- 
deten geistlichen Gütern gebildeten Kirchenkasten, bei dessen In- 
sufhizienz sie eintreten sollen!; sie sollen dafür sorgen, dass über- 
all genügend geistliche Kräfte vorhanden sind, als welche jetzt 
nur noch Pfarrer und Prediger, d. h. mit der allgemeinen Seel- 
sorge betraute Personen, nicht mehr Priester mit Spezialfunk- 
tionen für einzelne Kirchlehne in Frage kommen ?. Sie erhalten 
auch Aufsichtsfunktionen und das Recht der Absetzung von 
Kirchen- und Schulbeamten ®. 


! Vgl. u.a. Spieker, Geschichte der Einführung der Reformation in der 
Mark Brandenburg, Berlin 1839. S. 254, 

? Vgl. Frantz a.a. 0. 8.14: „Es zieht sich durch alle Kirchenordnungen, 
städtische wie landesherrliche, der Gedanke, dass die Obrigkeit ebensowohl 
die höchste kirchliche als die höchste weltliche Gewalt in ıhrer Hand ver- 
einigt. Ueberall, sowohl in Bezug auf den Landesherrn als in Bezug auf 
den Rat in den Städten wird das Kirchenregiment ...... als cin aus dem 
innersten Wesen der obrigkeitlichen Stellung hervorgehendes Attribut be- 
trachtet“. Virl. bes. Stachow, de jure canonici, quod ad jus patronatus 
spectat in terris protestantium usu ac non usu Berlin 1845 S. 29 #f., 3 #., 
— HHellmar, Der Patronat nach preussischem Landes- und Provinzialrecht, 
Elberfeld 1850 S. 85. 

3 Ein Recht, welches Patronen niemals zugebilligt ist. 
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amd 


Der Gesichtspunkt, unter dem der Pfarrer bei Bestellung 
der Kapläne beteiligt wurde, war durch das bisherige Recht ge- 
sehen. Der Hiltsgeistliche war regelmässig der aus der Pfrüncde 
des Pfarrers besoldete persönliche Gchilfe desselben, dessen An- 
nahme lediglich Sache des Pfarrers war. Soweit nicht eme be- 
sondere für Hilfsfunktionen bestimmte Pfründe vorhanden war, 
war die Annahme des Hilfsgeistlichen auch nicht Recht des Pa- 
trons, dieser hatte nur zu konkurrieren, soweit eime Anstellung 
cum spe succedendi zu erfolgen hatte. Sein Recht war mit Ver- 
schung der Pfarrpfründe erschöpft, mit deren Uebernahme der 
Pfarrer seinerseits die Verpflichtung zur Kurierung des Pfarr- 
sprengels übernahm !. Der historische Grund des Rechts des 
Pfarrers lag darin, dass er den Hilfsgeistlichen aus seiner Pfründe 
bezahlte. Daraus hatte sich das Verhältnis entwickelt, nach 
welchem alle übrigen Geistlichen emer Parochie lediglich unter- 
geordnete Gehülfen des einen Parochus waren, der als Priester 
vor den Diakonen und Subdiakonen auch spirituell vorbefähigt 
erschien. 

Aus dieser Herleitung der Beteiligung des Rats wie des 
Pfarrers bei den Kaplanwahlen lässt sich nun über die nähere 
Art des Zusammenwirkens beider Instanzen, wie sie in Kap. XI 
der Visitationsordnung vorgesehen ist, zunächst noch nichts ent- 
nelımen. Versuche einer Wortinterpretation, etwa dahin, dass 
die Berechtigung eine gleiche sein müsse, würden im Hinblick 
auf die ganze Art der Abfassung der damaligen Ordnungen nicht 
gerechtfertigt sein. Das Gesetz spricht hier wie auch an andern 
Stellen nur den Grundsatz aus, indem es hinsichtlich der näheren 
Modalitäten für die örtliche Gestaltung Freiheit lässt. Jeden- 


! So die herrschende auch gezen die Angriffe von Lippert (Versuch 
einer historisch dogmatischen Entwickelung der Lehre vom Patronat, Giessen 
1829 S. 73) festzuhaltende Ansicht. Vgl. Hinschius, System des katholischen 
Kirchenrechts Il S. 319. Eichhorn, Kirchenrecht Bd. II S. 710. Stachow 
a. a. ©. S. 60, von älteren van Espen, Jur. Eecl. Univ. P. I tit. DI c. 2. 11. 
Gegen Lippert vol, Schilling, Das kirchliche Patronat nach kanon. Rechte, 
1854 8 26. 
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falls scheint die Art der Beteiligung beider Instanzen von vorn- 
herein eine verschiedene gewesen zu sein. Denn bald ist sie da- 
hin näher bezeichnet, dass der Pfarrer „mit Wissen der Räte“ 
die Kapläne annehmen soll, also anscheinend die ganze Initia- 
tive und Entscheidung hat, bald scheint die Initiative schon in 
der ersten Zeit beim Magistrat gewesen zu sein; denn beispiels- 
weise enthält gerade eine churmärkische „Instruktion, wie die 
Kirchen-Visitation zu verrichten, vom 9. Februar 1600“? die 
Vorschrift, „Cum Senatu“ (d.ı. dem Rat) sei die Frage zu ver- 
handeln „19. wie es in annehmung der Capläne und Schuel Ge- 
sellen gehalten würde, ob es auch mit Vorwissen des 
Pfarrerninhalts der Visitation geschehe.*“ Es ist 
dabei in der Instruktion ausdrücklich auf die Visitationsordnung 
von 1573 verwiesen. 

Bereits in der nächsten Folgezeit traten dann aber durch 
die Entwickelung des reformatorischen Kirchenwesens zwei Wand- 
lungen ein, welche eine ganz bestimmte Ausprägung dieses Rechts- 
verhältnisses zur Folge hatten. Es ist dies die Veränderung in 
der Stellung der Nebengeistlichen einerseits und die Entwicke- 
lung der städtischen Befugnisse in Bezug auf das Kirchenwesen 
zum Patronatsrecht anderseits. 


Die Nebengeistlichen wurden in ökonomischer Beziehung von 
der Pfarrpfründe z. T. sofort infolge der grundsätzlichen Neu- 
regelung des ganzen städtischen Kirchenwesens, wie sie bei den 
ersten Visitationen meist vorgenommen wurde, z. T. im Laufe 
der Zeit unabhängig gemacht. Damit war der entscheidende 
Grund für ihre Bestellung durch den Pfarrer fortgefallen, um 
so mehr als auch ein Abhängigkeitsverhältnis nicht mehr auf 
eine geringere spirituelle Befähigung gegründet werden konnte; 
denn die reformatorische Kirche kennt grundsätzlich nur Geist- 
liche, die in ihren geistlichen Funktionen voneinander unah- 
hängig sind. Quod ad diaconos subdiaconosque attinet, sagt 


’ Mylius C. C. M. I, 1 p. 343 ff. 351. 
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J. H. Böhmer !, veri apud nos sunt pastores et eodem cum pa- 
store primario munere funguntur; er beruft sich auf Spencer, der 
sagt: „daher sind unsere Diaconi nach der Schrift Redens 
Art vielmehr Pastores, der sogenannte Pastor aber hat mit ihnen 
solche Seelen-Sorge gemein, hingegen allein dieses besondere, dass 
er die übrige collegas, compastores oder sogenannte diaconos in 
ihrem Amte regieren solle.“ Nur ratione subordinationis bestelıt 
noch ein Unterschied ?, „subdiaconi et Diaconi Pastores sunt or- 
dinarii, voce in sensu Sceripturae sumta et omnla munia pasto- 
ralia obeant. Quia vera et in nostris ecclesiis subordinatio quae- 
dam, adest, et diaconi episcopis et presbyteris venerationem ct 
observantiam debeant“ ®. Diese Unterordnung hat jetzt lediglich 
einen kirchenregimentlichen Charakter, sie hat keine andere Be- 
deutung wie die Unterordnung unter die übrigen kirchenregiment- 
lichen Organe, den Superintendenten und das Konsistorium. Das 
ist in einer früher vielzitierten Entscheidung des Wismarer Tri- 
bunals vom 3. Juli 1655 * dahin näher ausgeführt: 

„Pastoris officium in respectu ad diaconum... in eo con- 
sistit ut in Ecclesia curet fieri, quae ad cultum religiosum in 
Eeclesia pertinent eoque ordinet et non modo quae sua sunt 
faciat, sed ut etiam ab omnibus qui isti serviunt, diligenter et 
fideliter, quae cuiusque pro eo munerum sunt, fiant moneat et 
mandet. Non tamen absolute et ex mero arbitrio, quod Ipsi 
in ecelesiastica datum non est, sed iuxta verbum divinum et 
Ordinationem Ecclesiasticam, «uae lex et norma munerum in 
eeclesia, aut sı occeurrunt in ista non definita, Superintendentis 
atque Consistorii praeseriptum.* 

Die Kapläne im Sinne der Visitationsordnung von 1573 

waren aber nichts anderes als die sonst Prediger oder Diakonen 


! Jus ecel. Prot. hib. tit. XXIII $ XVII. 

? G. Ludwig Böhmer, Principia jur. can. lib. I Tit. IIT 8 86. 

° So Pertsch, Elementa juris eanonici et Protestantium lib, Itit. XI $ 228. 
ı Vgl. Dav. Mevii decisiones super causis praecipuis ad Summun tri- 


bunal regium Vimariense delatis 1726 Pars IIl dec. CCVIII p. 304. 
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genannten Geistlichen, diese Bezeichnungen werden völlig syno- 
nym gebraucht !. 

Die zweite für die Ausgestaltung des streitigen Rechtsver- 
hältnisses bedeutsame Veränderung war die Entwickelung des 
städtischen Patronats. 

In vorreformatorischer wie auch noch in nachreformatorischer 
Zeit haben die Städte vielfach auf Grund besonderer Rechtstitel 
aus älterer Zeit bestehende Patronatsrechte über einzelne Kir- 
chen erworben, aber daraus ist das jetzt die Regel bildende 
städtische Patronat in der Mehrzahl der Fälle nicht hervorge- 
sangen, vielmehr sind die obrigkeitlichen Rechte und Pflichten, 
die die Städte infolge der Neuordnung des Kirchenwesens in der 
Reformationszeit erhielten, im Laufe der Zeit als Patronat erst 
bezeichnet, dann so aufgefasst und schliesslich nach den als Pa- 
tronatsrecht bestehenden Normen behandelt. Der Gang dieser 
Entwickelung ist im einzelnen noch nicht genügend wissenschaft- 
lich klargelegt, doch steht das Resultat derselben fest. Die 
Wandlung wurde begünstigt durch die Unklarheit und Vieldeu- 
tirkeit des Patronatsbegrifts selbst, den man ın Unkenntnis des 
historischen Ursprungs zum Teil mit der Advokatia, der „cura 
regendi et patrocinandi* identitizierte‘ Das führte dazu, dass 
man, auch wo man sich des Unterschieds bewusst war, doch 
keinen Anstand nahm, obrigkeitliche Schutzbefugnisse der Räte 
in den Städten als Patronat zu bezeichnen®. Die Gleichstellung 


i Weshalb denn auch in der Literatur wiederholt gefordert wurde, man 
solle den irreführenden zu unrichtigen Analogien mit der vorreformatorı- 
schen Stellung verleitenden Titel Caplan durch den Titel Diakonus ersetzen 
(vgl. u. a. Brunnemann de jure ecclesiastico 1709 p. 246. Balthasar a.a. 0. 
T. 11 8. 683), was aber allgemein in Preussen erst im Jahre 1817 geschah 
(durch Reskr. v. 18. 4. 1817 bei Jacobson, Geschichte der Quellen des preuss. 
Kirchenrechts I. 2 Urk. LXXVI). 

2 So Finckelthaus, tractatus de jure Patronatus eccl. 1639 Cap. I Nr. 31, 
vgl. darüber Kaim, das Kirchenpatronatsrecht Bd. 2 1866 S. 162. 167. 

® Das taten die Reformatoren, wenn auch minime jJus patronatus quası 
fundamentum novae doctrinae statuere cupientes. So Stachow a. a. O. 


S. 34. 
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mit dem Patronat war in der Mark Brandenburg weiter noch 
dadurch nahegelegt, dass hier imfolge der besonderen geschicht- 
lichen Entwickelung auch wirkliche Patronatsrechte einen obrig- 
keitlichen Charakter angenommen hatten. Die Patronate über 
die Kirchen in der Mark lagen ursprünglich überwiegend in der 
Hand der Landesherrn und wurden von diesen bei der Patri- 
monialisierung des Landes nebst den übrigen Landeshoheitsbe- 
fugnissen weiterverliehen, so besonders häufig mit der Gerichts- 
barkeit, so dass sie wohl als Ausfluss obrigkeitlichen Rechtes er- 
scheinen mussten!. Der Umstand, dass der wesentliche Inhalt 
des Komplexes der Rechte und Pflichten, die im einzelnen nicht 
scharf ausgeprägt. auch lokal verschieden waren, wie man sie 
als obrigkeitliche einerseits und die des Privatpatrons anderseits 
annahm, gleich war, musste eine Vermischung gleichfalls begün- 
stizen. Tatsache ist, dass gegen Ende des 16. Jahrhunderts eine 
Entwickelung einsetzt und in der ersten Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts mit dem Resultat zum Abschluss kommt, dass die Terri- 
torialstädte überall als Patrone der städtischen Kirchen erscheinen, 
ohne dass der förmliche Erwerb eines Patronatsrechts ersicht- 
lich wäre? Die Behandlung der städtischen Rechte im Kirchen- 


ı Vgl. Riedel a. a. O. S. 182. 595 und im Magazin des Provinzial- und 
statutarischen Rechts der Mark Brandenburg pp. I, 1, 1837 (Nachlese zum 
kur- und neumärk. Kirchenrecht) S. 396 ff. Nach v. Brünneck (Zur Ge- 
schichte des Märkischen Provinzialkirchenrechts) war das Kirchenpatronat 
in der Mark grundsätzlich Landeshoheitsrecht, vgl. auch Niedner, Die Aus- 
gaben des preussischen Staats für die evangel. Landeskirche. Stuttgart 1904. 
S. 90 ff. — In einer Dissertation J. H. Böhmers de iniustitia vocationis 
factae ad celamorem populi 1725 8 X wird geradezu ausgeführt, aus dem- 
selben Grunde, wie der Fürst kraft seines Fürsorgerechts (ius circa sacra) 
für die Kirche zu sorgen habe, hätten auch die niederen Magistrate, die 
Senate in den Städten das Patronatsrecht an sich gezogen, und daher stehe 
in den meisten Städten dem Senat das Jus Patronatus zu. Vgl. Hellmar 
a.a. 0.812 ff, 16. 22. 32: „Die landesherrliche Kirchengewalt ist in ihrer 
Ausübung nichts anderes als ein Patronat im Grossen“ und „das Patronat 
der Obrigkeiten in den Städten lässt sich als lJandesherrliche Kirchengewalt 
im Kleinen bezeichnen“ Speziell über den Charakter des städtischen Pa- 
tronats in der Mark S. 85 f. 

® Vgl. hierüber auch v. Brünneck a. a. 0. S. 32 ff. — Riedel im Magazin pp. 
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wesen als eigentlicher Patronatsrechte, also Sonderrechte dritter 
ausserhalb des kirchenregimentlichen Organismus stehender Rechts- 
subjekte, wurde dann im 18. Jahrhundert vollends befestigt, als 
die kirchenregimentliche Stellung der Landesherren zur vollen 
Ausbildung kam und die obrigkeitlichen Befugnisse der Städte 
überhaupt immer mehr schwanden. Die Befugnisse der Städte 
ın Bezug auf das Kirchenwesen liessen sich nun nur noch unter 
dem Gesichtspunkt wohlerworbener Sonderrechte aufrecht er- 
halten und sind als solche dann bis auf unsere Zeit gekommen. 

Die Konsequenz beider Wandlungen war folgende: 

Infolge der Veränderung der Stellung der Nebengeistlichen 
fiel der innere Grund fort, aus welchem der Pfarrer früher die 
entscheidende Stimme bei der Annehmung haben musste, die An- 
nahme des Hilfsgeistlichen geschah nicht mehr zur Wahrnehmung 
seiner Amtsfunktionen und war dementsprechend nicht mehr sein 
höchst-persönliches Recht, nur die Gesichtspunkte konnten jetzt 
für seine Mitwirkung bei der Besetzung geltend gemacht werden, 
die sich aus seiner kirchenregimentlichen Ueberordnung über- 
haupt ergaben. So wurde das Feld für eine umfassendere Be- 
tätigung der städtischen Kompetenz frei, die, emmal als Patro- 
natsrecht aufgefasst, als dessen wesentlicher Inhalt das Präsen- 
tationsrecht galt, auch schon deshalb als Recht zur alleinigen 
Bestimmung des zu Präsentierenden erscheinen musste Der 
Pfarrer trat folgerichtig im die Stellung der kirchenregimentlichen 
Instanz gegenüber dem präsentierenden Patron: er hatte, wie 
die oberste kirchenregimentliche Instanz die Interessen der Ge- 
samtkirche so die Interessen wahrzunehmen, deren Fürsorge ihm 
durch seine Stellung als oberster Leiter der Gemeinde anver- 
traut war. Diese Interessen konnte er aber dann dem Patron 
gegenüber ebenso wie das Kirchenregiment nicht mehr in posi- 
tiver Bestimmung der Persönlichkeit des zu Wählenden, sondern 
nur negativ geltend machen durch Beanstandung aus bestimmten 


a. a. O0. 8. 403 und Holtze, Heft 39 der Schriften des Vereins für die Ge- 
schichte Berlins S. 63 ft. 
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Gründen. Für die Geltendmachung dieses Rechts ergab sich 
dann weiter aus dessen rechtlicher Natur, dass die Entscheidung 
über die Bedenken nicht bei dem Pfarrer selbst liegen konnte, 
da es sich nicht mehr um ein höchst persönliches Recht des- 
selben handelte, sondern dass seine Mitwirkung der Korrcktur 
der höheren kirchenregimentlichen Instanz unterliegen musste. 
Die Mitwirkung des Pfarrers bei der Bestellung der Nebengeist- 
lichen musste sich bei dieser grundsätzlichen Auffassung beschrän- 
ken auf beratende Teilnahme mit dem Recht des Einspruchs und 
der Provokation auf höhere kirchenregimentliche Entscheidung 
wegen solcher Gründe, aus denen früher der Bischof, jetzt das 
Konsistorium die Institution des vom Patron Präsentierten ver- 
weigern konnte. Im dieser Beschränkung näherte es sich dann 
eanz dem Recht des Inspektors, der in seiner Eigenschaft als 
kirchenregimentliches Organ gleichfalls bei der Besetzung betei- 
liegt war, und es konnte — was in der Folge dann auch geschehen 
ist — umso mehr mit ilım verwechselt und identifiziert werden, 


! Daraus hat man dann später den Schluss gezogen, dass den ersten 
Geistlichen in den Städten das fragliche Mitwirkungsrecht überhaupt nur 
in ihrer Eigenschaft als Superintendenten zustehe, mithin bei Trennung des 
Superintendenturanits vom Pfarramt fortfalle In einer Entscheidung des 
früheren Oberkonsistoriums von? 14. Dezember 1805 (in den Akten des 
Brandenburger Konsistoriums Berlin Gen. Nr. 2 vol. I Bl. 37 #f.) sagt dar- 
über, unter dem Pfarrer in Kap. Xl der Visitationsordnung sei der „In- 
spector zu verstehen, insofern er Pfarrer der Hauptkirche sei und diese 
Pfarrer immer zu Inspektoren gewährt würden.“ Demgegenüber ist darauf 
hinzuweisen, dass die Visitationsordnung die Funktionen der Pfarrer unıd 
Inspektoren überall deutlich unterscheidet und dass die Verbindung des 
Pfarramts in den Städten mit dem Superintendenturamt auch nicht unbe- 
dingt geboten war. Die Visitations-Ordnung sagt darüber ausdrücklich: 

».... Sollen derwegen durch vnsere Visitatores die Pfarrer in 

Unsern Himptstedten jedes Orths, zu Inspeetorn der nehist vmbligen- 

den Flecke vnd Dörftfer verordnet werden. Da aber einer vnter den 

Pfarrern ın Hauptstedten zu solchen hohen Ampte nicht düchtig oder 

lessig sein würde, Soll ein ander aus den nehist anliegenden Stedten 

darzu verordnet vnd ihme solch Ampt aufferlegt werden.“ 
Unzweifelhaft war also das in Kapitel Xl erwähnte Mitwirkungsrecht 
bei der Besetzung der Diakonatstellen Jen Pfarrern als solchen, nicht in 
ihrer Eigenschaft als Superintendenten zugesprochen. 
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als tatsächlich die Pfarrer in den grösseren Städten überall zu- 
gleich Inspektoren wurden. | 


Eine nähere Einsicht in die Literatur des 17. und 18. Jahır- 
hunderts zeigt, dass sich in diesem Sinne in der vorlandrecht- 
lichen Zeit geradezu eine communis opinio für die Auslegung 
bezw. Ausgestaltung der Bestimmung des Kap. Xl der YVisita- 
tionsordnung über die Besetzung der Diakonatstellen gebildet 
hat. Da dieser Besetzungsmodus keinen Ausnahmefall darstellte, 
sondern die gesetzliche Regel war, findet er sich in allen Lehr- 
und Handbüchern des evangelischen Kirchenrechts im 17. und 
18. Jahrhundert, deren es damals ausführlichere und bessere als 
heute gab, erwähnt und zum Teil eingehend besprochen. 

Ich möchte in folgendem die Ansichten derjenigen Schrift- 
steller zusammenstellen, die für die vorlandrechtliche Praxis be- 
sonders autoritative Bedeutung gewonnen haben. Aus diesen Ci- 
taten sieht man am besten unmittelbar, wıe früher das Rechıts- 
verhältnis aufgefasst wurde und vor allem, welchen näheren In- 
halt man dem Mitwirkungsrecht des Pfarrers gab. 

Ben. Carpzow, dessen Jurisprudentia ecelesiastica s. consisto- 
rıalis „beinahe wie ein symbolisches Buch“ betrachtet wurde, lehrte 
darüber folgendes!: Ad legitimam vocationem ministrorum Ecclesiae 
requiri totius Ecclesiae votum et consensum docet praxis Ecclesiae 
Apostolicae. Ex quo colligendum, in eleetione Diaconi et ministri 
Eccelesiae non sufficere ut ea fiat a Magistratu, saltem praescio 
Pastore vel Superintendente, sed et huie, ceu membro Ecclesiae 
non minimo, votum esse relinquendum, et potesta- 
temcontradicendi, siceausashabuerit sonticas 
... Jdque expresse sancitum in artieulis generalibus: ... Die 
Diakonen aber soll der Pfarrer nebenst dem Rat wählen. Nee 
sine causa, quia nemo melius de doctrina Diaconi indicare po- 
test quam Pastor vel Superintendens.... At nonne hac ratione 


ı a.a. O. ib. I Tit. III def. XXXVIL. AXAVI. 
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in vocatione Diaconi particeps fiet Pastor Juris patronatus, non 
absque iniuria Patroni, cui tantum videtur decedere, quantum 
inde Pastori vel Superintendenti de jure patronatus accedit? Nen- 
tiguam sane id sequitur, nisi et populo ius patronatus attribuere 
velimus, quippe cum et huius consensus ad vocationem ministri 
reqwratur. Nimirum distinguendum est inter votum electionis 
informativum et votum deliberatvum ac decisivum: 
hoc posterius solo competit Patrono, vi juris pa- 
tronatus ex quo electionem Ipse dirigit, Diaconum nominat, po- 
pulo et Pastori ad videndum et audiendum sistit Ipsisque con- 
sentientibus ad confirmationem praesentat. Atsoluminfor- 
mativum electionis votum requiritur a populo et 
Superintendente, ut scilicet causas dicant et proferant 
sonticas, cur vocari Diaconus haud debeat“... „Nihil ergo de 
jure Patronatus participat Pastor vel Superintendens quantumvis 
voto ac consensu eius vocetur Diaconus Ecclesiaeve minister alius, 
sel votun. Patroni decisivum et voto suo saltem informat, et ex 
causa sontica restringit ac limitat, sive deliberationibus ipsis eum 
interesse, vel faecta demum electione ipsius consensum adhiberi 
velis... Nimirum quid heie consuctudine receptum praecise ob- 
servari debet*. 

Carpzow hat hier die dem Kay. XI der Brandenburgischen 
Visitationsordnung entsprechende Bestimmung der chursächsischen 
(seneralartikel! im Auge bei der sogar den Worten nach die 
Tätigkeit des Pfarrers vor der des Magıstrats noch mehr in den 
Vordergrund geschoben ıst. Er geht offenbar von der Praxis 
aus, dass der Pastor in den Städten, wo Diakonen zu bestellen 
sind, immer zugleich Superintendent ist, ihm ist der rechtliche 
Charakter der Funktion des Pfarrers im vorliegenden Fall kem 
anderer wie der der Funktionen eines Superintendenten; es han- 
delt sich ihm um eine Funktion zur Wahrnehmung kirchenreei- 
mentlicher Interessen. Das Mitwirkunesrecht ist mehrfach als 


! Oben S.I%. 
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„Lonsens“ bezeichnet. Damit ist aber, wie schon der Zusanımen- 
hang zeigt, nicht ein selbständiges Stimmrecht gemeint, sondern 
ein votum informativum, verbunden mit einem sogenannten votum 
negativum, einem auf die Geltendmachung bestimmter Gründe 
beschränkten Einspruchsrecht '. , 

Hinsichtlich der Form der Geltendmachung des Mitwirkungs- 
rechts enthält das gegebene Zitat am Schluss zunächst nur die 
Bemerkung, dass das Votum des Pastors je nach Gewohnheit 
bei seiner Zuziehung zur Verhandlung über die Auswahl oder 


! Um die Terminologie der damaligen Literatur und Urkunden zu ver- 
stehen, muss man beachten, wie nach der herrschenden Theorie damals das 
Recht zur Bestellung der Geistlichen überhaupt grundsätzlich angesehen 
wurde. Im Eingang des oben gegebenen Exzerpts ist schon darauf hinge- 
deutet. Das Recht zur Bestellung der Geistlichen gebührt der Gesanitkirche 
(Ecclesia tota), die sich in den drei Ständen, des Magistratus, Clerus und 
Populus darstellt (vgl. u. a. Carpzow a. a, O. lib. I def. XXVILf.) Um 
sich nun mit der Tatsache abzufinden, dass diese Faktoren nach geltendem 
Recht nicht gleichmässig und zum Teil überhaupt nicht beteiligt waren, 
konstruierte man das Verhältnis so, dass man sagte, das Recht stehe zwar 
bei den drei Ständen, aber das Exercitium desselben sei geteilt, es sei der 
Obrigkeit, dem Magistratus, oder dem Patron kommittiert, „demandiert‘ 
(vgl. z. B. Casp. Ziegler, de diaconis et diaconissis veteris Beclesine 1678 
Cap. IV & XLV und desselben Superintendens 1687 Cap. XII 8 8. Jus 
eligendi, quod antea omnibus erat, ad certum individuum restrietum patro- 
natus diei coepit (Schilter, Institutiones iuris canonici ad ecclesiae veteris 
et hodiernae statum accommodatae lib. I tit. XIV 85. Bei J. H. Böhmer ist 
einmal die Präsentation des Patronats als ein primarium aliquod votunm 
patroni circa personam eligendam bezeichnet. Vgl. auch die oben zitierte 
Dissertation de iniust voc. cap. IX). Klerus wie Populus müssen zustimmen, 
überall ist daher besonders dem Volk ein Recht des „Consensus* zugespro- 
chen (vgl. u. a. Brunnemann a. a. ©. lib. IL. c. VIll $ 19; Schilter a. a. ©. 
lib. I tit. XIV $ 35), auch approbatio et consensus genannt (Gisb. Voetti 
Polit. ecel. pars sec. 1669 p. 860). Dieser consensus ist aber ein tacıtus con- 
sensus oder consensus interpretativus (Ziegler a. a. O. u. a.). Es ist, wie 
J. H. Böhmer (ius ecel. Prot. lib. II Tit. XXAVIII 8 88) ein ähnliches 
Rechtsverhältnis bezeichnet, ein „eonsensus, qui revera tantum 
votum quoddam negativum continet“ Das sog. votum im 
negativen technischen Sinne aber ist lediglich ein Einspruchsrecht, em 
„ius intercedendi seu dissentiendi ob causas sonticas® (so Schilter a. a. OÖ. 


x 17). 
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nach vollzogener Wahl des Kandidaten erfolgen könne Nach 
Ansicht Carpzows ist der Pastor aber jedenfalls vor der Zulassung 
zur Probepredigt zu hören!. Das ergibt sich aus der im vor- 
liegenden Fall in einer Person eintretenden Vermischung der 
Funktion des Pastors als solchen mit der des Superintendenten, 
durch den in allen Fällen der Berufung von Geistlichen die Zu- 
lassung zur Probepredigt gehen musste. Hierüber sagt Carpzow ®: 
„Ne forsan populo sistatur, qui ad functionem pastoratus non 
satis idoneus habetur, vel qui non integrae est existimationis, 
honestacque et ineulpatae conversationis, in cuius mores vitam 
ac eruditionem a prineipio per Superintendentem inquiri quam 
postea praesentatum a Consistorio cum dedecore repudiari Ecele- 
sine pariter ac ipsi praesentato magis consultum est*. Hieraus 
folgt, dass auch bei Diakonatswahlen der Pfarrer vor der Zu- 
lassung zur Probepredigt mit der Wahl befasst wird. 

Wenn ein Dissens zwischen dem Magistrat und dem Pfarrer 
stattfand, so hatte das Konsistorium zu entscheiden. Carpzow 
erörtert diesen Fall bei der Lehre von der Besetzung der Schul- 
meister- und Küsterstellen, von der er ausdrücklich bemerkt ?, 


’ Die Stadien, in denen sich die Besetzung vollzog, waren: die nomi- 
natio (die Wahl und Benennung des Kandidaten zwecks Abhaltung der 
Probepredigt), die vocatio (Berufung nach abgehaltener Probepredigt), die 
praesentatio (Antrag an das Konsistorium auf Bestätigung), die ordinatio 
und investitura (CGarpzow ib. I def. XXI; 9. H. Böhmer Ib. II tit. XXNXVII 
S 65. — So auch noch nach A.LR. 11. 11. $$ 329. 374. 336. 403. 404). 

= 1.2.0. def. XXXV. 

® a... 0. def. LXXVTI. Die Bestimmungen der Kirchenordnungen sind 
hier auch völlig gleichlautend. Vgl. z. B. die Brandenb. Visit.O. v. 1578: 


„Und sollen die Schulmeister und ihre Gehülffen, ..... nit gemeinem 
einhelligen Rathe vnd Bewilligung der Pfarrer vnd Rethe in Stedten, 
angenommen vnd eingewiesen ...... werden.® 


Die chursächsischen General-Artikel: 
„Es sollen die Kirchner und Glöckner... . mit Vorwissen des Pfarhern 
gewelet .... werden“. 
„Der Schulmeister mit seinen Gehülftfen sollen mit Ratlı und Vorwissen 
des Pfarhers auff- vnd angenohmen..... werden. ® 
Die Pommersche Kirchenordnung: 
Die Küster sollen angenommen werden mit Willen und Vorwissen der 
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dass sie hinsichtlich der Zustimmung der Pfarrer ganz denselben 
Regeln folge, wie die Besetzung der Diakonatsstellen. Er sagt 
hierüber ': 

„Quid vero si Pastor Magistratun novum ludimagistrum vel 
Aedituum eligenti nolit assentire nee rursus Magistratus in 
eum, quem Pastor nominat consentire velit, causis utriusque 
dissensus prolatis? deeisione indicis heic opus erit, an causae 
dissensus sint praegnantes nec ne? quare ad Consistorium res 
est detferenda ab eoque decisum expetendum*®. 

Carpzow beruft sich dabei auf eime Entscheidung des Dres- 
dener Oberkonsistoriums von 1617, in der ein Magistrat dahin 
beschieden wird: „Ihr wollet wegen Annehmung der Kirchen- 
und Schuldiener bey euch jetzo und künfltig mit dem Super- 
intendenten, vermöge der publieirten Kirchenordnung und allge- 
meinen Landesbrauch ceommuniciren, und wenn ihr euch mit 
ihnen nicht vergleichen könnet, uns solches jedesmahl anhero 
berichten und darauf gebührliche Anordnung gewarten.... .* 

J. H. Böhmer schliesst sich im wesentlichen Carpzow an. 
Nachdem er ausgeführt hat, dass die Pastores vor den Diakonen 
gewisse Prärogativen haben, fährt er fort ?: 

„Huc pertinet quod is qui ius patronatus habet, non possit 
eligere diaconum sine concursu pastoris. .... Manet hoc casu 
ius patronatus patroni salvum et ita personam primarıo 
eligit vel denominat, sed pastoris assensus etpraes- 
citum concurrere debet, quod Carpzow vocat votum 
informativum, cum patroni votum sit decisivum seu primarıum“, 

Auch er erörtert das Recht des Pfarrers näher im Zusam- 
menhang mit der Erörterung der Bestellung der Küster und 


Schulmeister ®: 


Patronen oder des Raths, auch wie es sonst an jedem Ort gewöhnlich, 
von dem Pastore und Vorstehern, cum consensu Superintendentis oder des 
ältesten Pastor's des Orts.“ 

!a.a. 0. def. LAXVII. 

2 Jus eccl. Prot. hb. I Tit. XXIII S XX. 

»>a.a. O. Tit. XXVIL und lib. II Tit. XXXVIIS LXXVE. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 3. 27 


404 Abhandlungen. 


„Interim haeec pastoris scientia velconsensus minime 
ineum debettrahisensum, ac silus compatro- 
natusvelpraesentandipastori simulcompe- 
tat: quin potius dumtaxat votum negativum 
involvit, ut si candidatus a patrono vel ııs quibus hoe us 
ex observantia debetur, pastori designatus sit, Is possit allegare 
causas, sed non alias quam praegnantes, ob quas 
praesentatum non admittendum esse existi- 
met.“.... „botum habet negatıvum, ut sı ra- 
tiones praegnanteshabeat quare designatum 
apatronononadmittendum esse censeat, eas 
consistorioindicare et manifestare queat.“ 
Böhmer führt ein Gutachten der Haällenser Juristenfakultät 
von 1697 an, in dem ausgeführt ist, dass die Bestimmung, kein 
ludimoderator solle ohne Consens des Pastoris angenommen wer- 
den, nur so zu verstehen sei, dass der Pfarrer bei der Wahl 
nicht gänzlich übergangen werden dürfe und „erhebliche Ursachen ® 
berücksichtigt werden müssten, „der Pfarrer aber bloss ein votum 
negativum nicht decisivum habe, weniger solches dem voto eines 
Patroni gleich zu achten.“ Böhmer will die Grundsätze dieses 
Gutachtens auch auf die Diakonatswahlen angewendet wissen. 

Ebenso nımmt Brunnemann, der mit den märkischen Ver- 
hältnissen besonders vertraut war!, m der Frage einfach auf 
Carpzow Bezug”, was umso bedeutsamer ist, als er sonst im 
grössten Gegensatz zu Carpzow steht und stets gegen das Ueber- 
gewicht sächsischer Praxis polemisiert®, 

Dasselbe lehrt Balthasar für Pommern !; er sagt von dem 

modo vocandi diaconos: „.... werden selbige vom Magistrat mit 


ı Er war Professor in Frankfurt a. OÖ. und kurfürstlicher Rat, sein Vater 
war Propst. sein Grossvater Diakonus an einer Kirche gewesen, wo grale 
das fragliche Verhältnis zu Zweifeln Anlass gegeben hatte. 

” De jure ecclesiastico lib. I cap. VS XV. 

°> Vgl. Stinzing, Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft Abi. 2 
Ss. 104. 

* Jus ecel. Pastorale Tl. IS. 276. 319. 
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Consens des Superintendentis Urbani oder Pastoris erwället und 
bestellet. Jedoch ist dieses votum nur consultativum oder in- 
formativum, welches nach geschehener Benennung des Subjecti 
ptlegt erfordert zu werden“. Dafür „wie die Einwilligung zu su- 
chen und im Fall sie nicht erfolget, procediert werden solle“, be- 
ruft er sich auf eine eingehende Entscheidung des Königlichen 
Konsistoriums zu Greifswald von 1757'. Dieselbe geht dahin, 
dass bei der Wahl des diaconus vom Magistrat „vor Anstellung 
der Probepredigt dem Ehrn Präposito und Vorstehern ein Sub- 
jektum zu nominieren, darüber mit selbigen gebührend zu con- 
ferieren, deren Einwilligung zu suchen, und wenn dieselbige er- 
folget, den Candidaten zur Probe-Predigt aufzustellen, und der 
Geimeine zur Beurtheilung und Einwilligung zu präsentieren; Hier- 
nächst, wenn auch deren Consens erfolget, dessen in der Voka- 
tion ausdrücklich zu erwähnen; Im Fall aber solcher nicht er- 
folgen solte, mit der Vokation nicht zu verfahren, sondern die 
Sache zur Entscheidungan das Königliche Kon- 
sistorium gelangen zu lassen“ In den Gründen ist 
u. a. ausgeführt: „Wenngleich in denen rationibus dubitandı aus 
dem Seel. Luthero und der Sächsischen, auch hiesiger Landes- 
kirchenordnung angeführt worden, dass ein Diakonus und über- 
haupt Prediger mit guten Willen, Einwilligung und Zu- 
stimmung der andren Prediger, der Provisoren und auch 
wohl der Eingepfarrten gewählt werden müssen: so ist dennoch 
bekanntermassen deren Votum electionis nur ein mformativum 
oder deliberativum, nicht aber decisivum; hoc posterius enim soli 
competit Patrono vi Juris Patronatus.“ Mit dem voto des Prä- 
positi habe es dieselbe Bewandtnis wie mit dem voto negativo der 
Gemeinde, wenn seine Einreden nicht angenommen würden, so 
habe er solches dem Königlichen Konsistorio zu denunzieren und 
dessen Entscheidung zu gewärtigen. 

Das Urteil beruft sich für die communis opinio vornelim- 


ıa.a. ©. S. 320 Anm. 280 TI. 2 8. 635 ff. 


21° 
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lich auf Carpzow und Caspar Ziegler. Letzterer fasst! die Rechts- 
lage allerdings nach sächsischem Recht etwas anders auf wie 
Carpzow; ılım ist die Bestimmung der Generalartikel von 1557, 
wonach Pfarrer und Rat bei der Wahl der Diakonen konkur- 
rieren sollen, nicht mehr der Rechtsgrund für die Mitwirkung 
der ersten Geistlichen in den Städten, diese Bestimmung, meint 
er, die auf dem früheren Verhältnis der Diakonen zum Pfarrer 
beruhe, würde dem Wortlaut nach allerdings nur im Sinne gleich- 
berechtigter Mitwirkung aufgefasst werden können, sie sei aber 
als dem Patronatrecht widersprechend überhaupt als verworfen 
und nicht mehr gültig anzusehen, was schon daraus hervorgehe, 
dass sie nicht, wie der übrige Inhalt der Generalartikel in die 
Kirchenordnung von 1580 ? aufgenommen sei? Ihm bleibt nur 
die nach gemeinem Recht begründete Befugnis des Superinten- 
denten bestehen, die Zulassung jedes Geistlichen zur Probepre- 
digt zu vermitteln und hierbei sein Votum abzugeben *. Dabei 
kann es sich aber nach ihm auch nur darum handeln, offenbar 
untüchtige Persönlichkeiten, deren Vorstellung vor der Gemeinde 
schon schädlich sein könnte, zurückzuweisen, non debet ad prae- 
sentationem patroni difficılis esse adeo ut si refragari velit per 
superiorem cogi queat. Si tamen causae rationabiles adfuerint, 
poterit, antequam quicquam agatur porro in ipsis principiis pa- 
trono offieitum suum denegare°, 

Ebenso verweist Johann Schilter m seinem vielzitierten Lehr- 
buch hinsichtlich der Diakonatswahlen auch einfach auf Carpzow ®. 


‘ In seinem Superintendens ad normam constitutionum ecclesiasticarum 
in electoratu Saxoniae descriptus. cap. XI u. XI. 

® Richter, Kirchenordnungen Bd. 2 S. 401 ff. 

° c. XI 8 9; vgl. darüber auch Carl Gottl. Weber, Systematische Dar- 
stellung des im Königreich Sachsen geltenden Kirchenrechts Bd. 2 S. 319, 
der deshalb dem Pfarrer in Sachsen auch das votum negativum absprechen 
will. 

* c. XI 8 5. Sed neque ad &sx:nascıryv quidem quam vocant concionem 
admitti quisquam potest nisi concessione et consensu Superintendentis. 
°c.XI1I$6,c.XI1S$1l. 
°a.a. 0. lib. I Tit. IX de diaconis $ IV. 
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Für die Art der Geltendmachung der Mitwirkung kommen hier 
gleichfalls die Ausführungen über die Rechte des Superintendenten 
in Betracht, da beide Funktionen im streitigen Fall in einer Person 
verbunden waren und daher nur gleichzeitig ausgeübt werden 
konnten. Er sagt darüber!: 

„Superintendens concurrere dicitur voto negativo, ha- 
bens ius intercedendi seu dissentiendi ob causas sonticas. Quod 
sic intelligendum, ut, post factam a patrono electionem et de- 
nominationem atque oblationem ad concionem pirasticam ha- 
bendam, regulariter locus sit voto et suffragio superintendentis, 
neque deliberationi ipsi ut intersit superintendens necesse sit. 
Nisi et hoc ipsum per consuetudinem vel conventionem sit in- 
troductum.“ 

Der Superintendent handelt iure delegati des Konsistoriums ®. 

In den in der Praxis vielgebrauchten Kommentaren von 

Dietr. Gotthard Eckard? und Casp. Heinr. Hornius* sind Schil- 
ters Sätze näher ausgeführt. Eckard sagt>: 

„Es hat also der Pastqr loci bey der Wahl eines Diaconi 
ein votum consultativum oder informativum, der Patronus aber 
das votum primarium und decisivum, daher bleibet in diesem 
Fall dem Patrono oder Collatori zwar sein jus patronatus sal- 
vum und kann solcher eine Person eligiren oder denominiren, 
es muss aber doch dabei des Pastoris assensus et praescitum 
concurriren. Es dependiret aber doch alles dieses von der 
consuetudine eines jeden Ortes“, 

Von dem votum des Superintendenten heisst es°: 

„Es pfleget aber dieses votum informativum regulariter von 


ı ib. I Tit. XIV de jure Patr. $ XVII. 

:a.2. 0.8 XXX. 

3 Deutliche und gründliche Erklärung über Johannes Schilteri institu- 
tiones iuris canonici 1733. Eckard war 1745 Beisitzer der Juristenfakultät 
in Leipzig. 

4 additamenta ad. Joh. Schilteri inst. iur. can. in usum scholae et forı 
1718. Horm war Professor in Wittenberg und Rat am Appellationsgericht. 

B a.a. O0. S. 391. ea... 0.S. 781. 
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dem Superintendente nach abgelegter Prob-Predigt gegeben 
zu werden. ... Also kann der Superintendens doch dieses 
votum negativum den Patron keinesweges regularıter an dem 
exercitio seines juris patronatus hindern, und kann es daher 
dem Patrono, wenn er von solchem requiriret worden, dass 
er die Cantzel dem Candidato öffnen solle, nicht abschlagen, 
es wäre denn eine sehr wichtige Ursache in Wege, so schon 
notorisch und erweislich, um derentwillen der Candidat nicht 
admittiret werden könnte, in welchem Fall auch der Superin- 
tendens allerdings vom Patrono zu hören sein würde, wenn 
er ihm auch gleich noch vor der Prob-Predigt hierüber seine 
Meynung eröfinen wolte. Indem es in solchem Fall, da eine 
so wichtige Verhinderung, den Candidaten nicht zu admittiren, 
im Wege stündte, weit besser gethan seyn würde, einen ini- 
doneum gleich abzuweisen, als olne zu hofienden eflect bey 
der Darstellung zur Prob-Predigt unnöthigen Aufiwandt der 
Kirchen zu machen, zumahl da solches auch nicht ohne Er- 
gerniß und olıne Laesion der renemmee des Candidaten selb- 
sten geschehen könnte Wann aber nach abgelegter Prob- 
Predigt der Patronus dem Superintendenti entweder schrittt- 
lich oder auch mündlich per deputatos eröffnen lassen, welchen 
er zu wehlen und zu präsentiren gewilliget sey, so ertheilet 
der Superintendens entweder schriftlich oder mündlich hierauf 
seine Antwort und eröffnet in solcher seine Meynung von dem 
zu erwehlenden Subject. An manchen Orten gehet er auf Er- 
suchen zu Ratlıhauss und eröffnet daselbst von dem Eligendo 
mündlich sein Gutdünken. An anderen Orthen pfleget der 
Superintendens hievon in der Kirchen mit dem Patrono Un- 
terredung zu pflegen, und seine Meynung von der zu tretien- 
den Wahl zu eröfnen, welches alles nach jedes 
OÖrthes eingeführten Gewohnheiten zu beur- 
theilen. Es wird auch bisweilen der Superintendens selbst 
mit zur deliberation gezogen, wenn von denjenigen Persohnen 
gehandelt wird, welche in Vorschlag oder auf die Wahl zu 
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setzen. .... Wenn aber dieses geschehen und er disfals prae- 
liminariter mit seinem Gutdüncken gehöret worden, so concur- 
riret er hernach nicht weiter bey der Wahl selbsten, sondern 
solche geschieht in seiner Abwesenheit. Daher ist zu distin- 
guiren inter votum dehberativum et decisivum, welches dem 
Patrono alleine zukömmt vermöge des juris Patronatus, und 
inter votum electionis informativum, welches vom Volcke und 
Superintendenten erfordert wird“. 

Hornius! kommentiert Schilter dahin: 

„hodie pastoribus imo etiam Superintenden- 
tibustantum votum consultativum velutalii 
vocantnegativum, non autem decisivum vel 
positivum competere*. 

Hinsichtlich der Ausübung des den Superintendenten allge- 
mein zustehenden votum negativum vel informativum führt er 
dasselbe aus wie Eckard, es soll regelmässig nach der Probe- 
predigt, aus besonderen Gründen schon vorher angebracht werden ?. 

Aus vorstehender Uebersicht ergibt sich unzweifelhaft als 
herrschende Auffassung die, dass dem Pfarrer auf Grund der 
Bestimmungen der Kirchenordnungen der Reformationszeit kein 
Mitentscheidungsrecht bei der Auswahl der Diakonen, sondern 
nur das Recht zugesprochen wird, mit beratender Stimme zur 
Wahl zugezogen zu werden und seine etwa abweichende Ansicht 
im Wege des Einspruchs dem Konsistorium zur Kenntnis zu 
bringen. Die Terminologie bezüglich der Worte vot. consulta- 
tıvum, informativum und deliberativum ist dabei nicht immer die 
gleiche, nur tritt sachlich überall scharf der Unterschied hervor 
zwischen dem Mıtbestimmungsrecht bei der Auswahl des Kan- 
didaten und der nur akzessorischen Meinungsäusserung. Zwischen 
votum consultativum und 'mformatirum wird nicht immer unter- 
schieden. Ein solcher Unterschied ist festgestellt von Wildvogel, 


ta.2a. 0. ad lb. ITTit. IX S IV. 
® ad lib. I Tit. XIV. $ XVII. 
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einem bekannten, auch in der kirchlichen Praxis stelenden Ge- 
lehrten!, der eine besondere Dissertation de voto informativo 
(1710) geschrieben hat und der deshalb zuletzt noch Erwähnung 
finden mag. 

Votum consultativum ıst ılım das Votum, das bei der Be- 
ratung der Wahl selbst abgegeben wird, votum informativum 
das Votum, welches dem Wüählenden die nötigen Kenntnisse 
vor der Wahl verschatten soll. Dem Pfarrer spricht er bei Dia- 
konatswahlen. wie ebenso dem Superintendenten allgemein nur 
ein votum informativum zu; „Cum enim electio et denominatio 
nemini nisi patrono detur, non potest informans praetendere, ut 
simul concurrat In ipsa electione; sic enim votum Ipsius esset 
consultativum magis quam informativum, ipsoque simul de jJure 
patronatus partem quandam caperet, quod sane sine confusione 
jurium diversorum minime est statuendum“ ?, keinesfalls steht 
ihm ein votum deeisivum zu. Gegenstand des Votums sind nur 
Glaube, Pietas, scientia und mores; „Superintendens qui vo- 
tuın habet informativum non potest votum patroni 
irritum reddere exsolum de causa quia non 
vult, nullam praegnantem causam allegans, sed votum pa- 
troni eflectu suo gaudebit et votum informativrum infirma- 
bitur® ?, 

Auch bei einem blossen Votum informatirum besteht das 
Recht, auf materielle Entscheidung des Konsistoriums anzu- 
tragen: „Ubi Patronus informationem huius voti admittere nolit 
aut alius inter eum et Superintendentem dissensus oriatur, 
causa in Consistorio Principis examinatur et dijudicatur“ *, 

Das Konsistorium hat also, wie auch aus den übrigen mit- 
geteilten Aeusserungen hervorgelit, das Recht über die materielle 


! Schulte, Geschichte der Quellen und Literatur des kanon. Rechts III, 
2.38. 64. 

2 cap. XXVII. XXXVM. 

® cap. XXVII. XXXVII. 

* cap. XAÄXV. 
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Berechtigung der vom Pfarrer bezw. Superintendenten erhobenen 
Einwendungen zu entscheiden, ebenso wie es auf den aus der 
Gemeinde geltend gemachten Einspruch entscheidet. 

Wegen der näheren Modalitäten der Geltendmachung insbe- 
sondere den Zeitpunkt derselben, wird auf Observanz verwiesen, 
wie überhaupt dem örtlichen Gewohnheitsrecht von allen Schrift- 
stellern der weiteste Spielraum gelassen wird!. Manche lassen 
sogar die Bildung einer Observanz dahin zu, dass der Pastor 
oder Superintendent ausnahmsweise ein votum decisivum hat, eine 
Uebung, die sich doch noch vereinzelt von früher erhalten zu 
haben scheint. Jedenfalls richtet es sich ganz nach örtlicher 
Observanz, ob der Pfarrer bezw. Inspektor zu den Beratungen 
des Magistrats selbst hinzugezogen wird oder sein votum geson- 
dert abgibt, ebenso ob dies vor oder nach Abhaltung der Probe- 
predigt zu geschehen hat. Nur darüber besteht Einverständnis, 
dass aus wichtigen Gründen auch schon vor der Probepredigt 
Einspruch erhoben werden kann. 


Diese so übereinstimmend gegebene Auslegung der oben an- 
geführten Bestimmungen der Kirchenordnungen über die Dia- 
konatswahlen konnte nicht verfehlen auf die Praxis einzuwirken 
und schliesslich auch zur näheren Präzisierung der gesetzlichen 
Bestimmungen zu führen. 

Eine förmliche Abänderung der Bestimmung der branden- 
burgischen Visitations- und Konsistorialordnung von 1573 hat 
allerdings nicht stattgefunden. In den Akten des früheren Ober- 
konsistoriums ist einmal von einer sog. zweiten Ausgabe der Vi- 
sitationsordnung die Rede?, hiermit kann aber nur entweder eine 


ı Vgl. u. a. Wildvogel c. XXXVIU. XLIT; Eckard a. a. O. 8. 782 f.n. 16. 
20. 30 f.; Hornius a. a. O. ad. lib. I Tit. XIV 8 17; Beyers Addit. zu Carp- 
zow a. 2. OÖ. p. 24. 

2 Akten des Konsistoriums Berlin Gen. 2 vol. I. Bl. 2fl. 37 ff. sowie 
Gen. 22 vol. I (Bericht des Konsistoriums vom 20. Februar 1842 Bl. 5). 
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private Bearbeitung oder eine von den Ausgaben mit beigefügten 
Reskriptensammlungen gememt sein!. Die Versuche einer Re- 
vision der Visitationsordnung, auf die die Stände im 17. Jahr- 
hundert wiederholt antrugen, misslangen, die im Jahre 1637 und 
1659 aufgestellten neuen Entwürfe haben niemals Gesetzeskratt 
erlangt”. Der oftizielle Text der Visitationsordnung ist unver- 
ändert geblieben; sie ıst auch in die Rabesche Sammlung preussi- 
scher Gesetze und Verordnungen (1821)? in der aus dem Ab- 
druck in Mylius Corp. Const. March. ersichtlichen Fassung auf- 
genommen. 

Wohl aber ıst die Besetzung der Diakonatstellen in anderen 
Territorien unter preussischer Herrschaft, in denen die Rechts- 
frage dieselbe war, Gegenstand gesetzlicher Regelung gewesen, 
und diese Vorschriften, in denen man auch nichts anderes als 
das geltende Recht wiedergeben wollte, sind immerhin für die 
Kenntnis der Auffassung der Zentralinstanz von Bedeutung. 

Es komnit hier zunächst in Betracht die bei der Besitznahme 
des Herzogtums Magdeburg vom grossen Kurfürsten erlassene 
Kirchenordnung von 1685. Dort heisst es! in Kap. XIV: 

„il. Die verledigte Pfarr- und Kirchen-Dienste zu conferiren 
und zu denselben geschickte und tüchtige Personen zu prae- 
sentiren und zu benennen, so man das Jus Patr. heisset, wird 
billich dem Jenigen gelassen, wie es iedweder hergebracht. 

Wem sonsten die praesentationes und Jura Patronatus 


! Eine solche anscheinend amtlich herausgegebene Ausgabe ist „Die 
Churmärkische Visitations- und Consistorial-Ordnung von anno 1573 samt 
einem kurtzen Jedoch vollständigen Auszug der nachher emanirten Königl. 
Preussischen und Chur-Brandenburgischen Edieten und Verordnungen pp. 
Berlin 1761 in quarto“. 

: Vgl. die Schrift „Des Churfürsten Johann Georg von Brandenburg 
Arvende, Visitations- und Konsistorial-Ordnung.... mit einer geschichtlichen 
Einleitung aufs Neue herausgegeben“. Berlin 1846 p. XVI, auch Riedel, 
Magazin des Provinzial- und statutarischen Rechts der Mark Brandenburg pp. 
Bd. 18. 42 ff. 48. Holtze a. a. O. S. 36. 

® Bd. I Abtl. 3 S. 591 ff. 

* Ueber das frühere Recht s. oben S. 390, 
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im Herzogthumb Magdeburg über die Kirchen zustehen und 
gebühren, davon geben die vorhandenen Visitations-Registra- 
turen de Annis 1563 und 1583 gute Nachricht, wobey es dann 
auch billig gelassen wird, wo nicht darwieder nachgehends ein 
anderes beständig hergebracht oder absonderlich verglichen 
oder verabschiedet zu befinden. 


20. Welche Städte und Flecken aber das Jus Patronatus 
haben, daselbst vociret der Rath, wie es jedes Orts hergebracht. 


21. Und wenn es umb die Bestellung und Berufung eines 
Diaconi oder Adjuneti und Substituts zu thun, so geschiehet 
solches mit Wissen des Pfarrern daselbst, iedoch also, dass 
die Personen zuvorher in der Kirchen mit einer Predigt sich 
öftentlich hören lassen, und die Kirch-Väter oder etzliche aus 
der Gemeine mit derselben zufrieden seyn. 


22. Wann gleichwohl überall auf den unverrückten Gebrauch 
zu sehen und es ebener massen mit Annehmung eines Küsters, 
Organisten und aller Kirchen- und Schul-Diener mit der Probe 
soll gehalten werden“. 

Nähere Modalitäten sind auch hier nicht getroffen, nur wird 
hier das Reclıt der Magistrate unzweifelhaft schon als Patronat 
aufgefasst und die Beteiligung des Pfarrers auf ein vorheriges 
Wissen beschränkt, im übrigen aber abweichenden Observanzen 
prinzipale Geltung zugestanden. 

Eingehender ist das ganze Verhältnis geordnet für das Her- 
zogtum Preussen in der 

„Königlichen erneuerten und erweiterten Verordnung, wie es 
in denen lateinischen Schulen, bey der Universität, mit denen 
Beneficiis und Stipendiis mit der Wahl der Diaconorum an 
denen Kirchen und der Rectorum und Präceptorum an denen 
Schulen, imgleichen mit andern, zum Kirchen- und Schulwesen 
gehörigen Dingen, in dem Königreich Preussen zu halten. 


dedato Berlin, den 25. Oktober 1735. 
Königsberg, gedr. in der Kgl. Preuss. Hoftbuchdruckerey in 
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fol“. Dort heisst es in Kap. IX: 1. Was Wir bereits sub dato 
Berlin den 18. Oct. 1732 nachdrücklich verordnet haben, dass 
das Fidele Consilium der Pfarrer bey der Election der Schul- 
Collegen und Diaconorum nicht nach, sondern vor der Wahl 
erfordert werden soll, dabey hat es auch in Ansehung der 
Diaconorum künftig allenthalben und jedesmal sein beständiges 
Verbleiben; gestalt denn auch nicht nur die Preussische Kirchen- 
Ordnung will, dass kein Kirch- oder Schul-Diener ohne des 
Pfarrern Rath, Wissen und Willen angenommen werden soll ?, 
sondern es ist auch... .., welcher gestalt es eigentlich nach 
der Kirchen-Ordnung damit zu halten, erläutert und erklärt 
worden. Es soll demnach, was erstlich die Vokation zur Probe- 
Predigt oder Präsentation betrifft, solche ohne des Pfarrern 
Vorwissen nicht vorgenommen werden, sondern Magistratus 
mit dem Pfarrern über die Praesentandos sich vorgängig ın 
der Furcht Gottes unterreden, diese auch, wenn er wider ein 
oder anderes vorgeschlagenes Subjektum etwas bedenkliches 
hätte.... solches den Deputatis Magistratus ohne Notl nicht 
verheelen, sondern sowie es das Vertrauen, welches Magistratus 
in ilın, und er hinwieder in Magistratum zu setzen billigmässige 
Ursache hat, erfordert, demselben ungescheut anzeigen, Magi- 
stratus hingegen seines Theils darauf nicht allein geziemende 
Retlexion machen, sondern auch dasjenige, was Pfarrer dem- 
selben wider einen oder andern Praesentandum vertraulich an- 
zeiget, mit christlicher Klugheit menagiren, und dergestalt die 
Sache mit vereinigten Gemüthen befördern, dass eintzig auf 
das Aufnehmen des Reichs Gotts und seiner Kirche Bestes 
beyder Theile wahrer Endzweck sey. Sollten sie sich nun 
über Praesentandos wider besseres Verhoffen nicht vereinigen 


ı! Auch abgedruckt in Dan. Heinr. Arnoldts Historie der Königsbergi- 
schen Universität 1746 Beylagen S. 314 ff, vgl. Jacobson, Geschichte der 
Quellen Bd. I, 2 8. 93. 

: Vgl. die Preussische Bischofswahl von 1568, Richter, Kirchenordnungen 
Bd. 2 S. 301/2. 
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können, haben bevde Theile die Sache an Unsere Preus- 
sische Regierung zu berichten, welche darü- 
berdasnöthige zuverfügen wissen wird. Wenn 
aber Pfarrer und Magistratus über der Gemeinde zu präsen- 
tirenden Subjekto mit einander völlig einig, alsdann und nicht 
eher sollen 

Zweytens die nach erwähnter Verordnung sog. Vocatı oder 
Präsentati in Probe-Predigten gehöret, und sodann 

Drittens die Wahl allererst vorgenommen werden. Bey sol- 
cher Wahl muss der Pfarrer, nachdem derselbe bemeldter 
massen zur Präsentation gezogen worden, nach mehrberegter 
Constitution sein fidele consilium als das erste Suf- 
fragium auf einen oder den anderen unter denen geben, so 
die Probe-Predigt gethan, und hierauf der Rath, das Gericht 
und die Gemeinde ein gleiches thun, sodann aber die Election 
nach der Pluralität der Stimmen geschehen; bey welcher Wall 
es nachgehends sein völliges Bewenden hat, wenn auch das 
Suffragium des Pfarrers auf solchen nach der 
Pluralität erwählten nicht stimmen sollte... .“ 

Hier ist die konsultative Mitwirkung mit vorgesehener Ent- 


scheidung des Konsistoriums, wie sie der herrschenden Lehre 


entsprach, gesetzlich festgelegt; das suflragıum des Pfarrers er- 


scheint nur als consiium. Und so ıst das geltende Recht denn 


auch bei der Koditikation des Östpreussischen Provinzialrechts 
vom 4. August 1801! festgestellt im Zusatz 187 8 2: 


„Bei erledigten lutherischen Diakonat- oder Kaplanstellen 
darf Niemand ohne Vorwissen des Pfarrers zur Probepredigt 
verstattet werden und nach gehaltener Probepredigt muss der 
Pfarrer mit seinem Gutachten vernommen werden“. 

In der Mark Brandenburg selbst haben, wenn auch eine 


förmliche Neuredaktion oder Abänderung der Visitationsordnung 


von 1573 nicht stattgefunden hat, doch manche ihrer Bestimmungen 
auf Ansuchen der Stände durch Landtagsbescheide nähere au- 


’ Abgedruckt u. a. bei Rehbein u. Reincke, Allg. Landrecht Bd. 1. 
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thentische Erläuterung erhalten!. Für die Kurmark kommt hier 
in Betracht eine „C'hurfürstliche Resolution auf derer Chur-Mär- 
kischen Stände übergebene Beschwerungspunkte d. d. Cleve den 
1. May 1652? sowie der kurmärkische Landtagsrezess vom 26. 
Juli 1653°, in denen das Patronatrecht der Städte ausdrücklich 
anerkannt und den Inspektoren jede Beteiligung an patronati- 
schen Rechten abgesprochen ıst. Speziell die Diakonatswahlen 
sind dann Gegenstand der Erklärung eines „Churf. Special-Re- 
verses denen Städten der Neuen Marck ertheilet, den 29. Au- 
gust 1653*. Hier heisst es: 

„Und weil die Vocationes Diaconorum und Scholae Colle- 
garum, in den Städten mit zuziehung der Pfarrer 
allemahl geschehen, So muss solches auch in der Vocation, 
ob es wohl in ineressu praeteriret werden kann, dennoch in 
contextu mit erwehnet und inseriret werden. Im übrigen soll 
es bei dem Haupt Recess Unseren Resolutionibus, so wir den 
Städten auf ihre Gravamına ertheilet, und eines jeden 
Orts Observanz verbleiben“, 

Nur von einer „Zuziehung“ ist hier die Rede und im ein- 

zelnen wieder alles der Ortsobservanz überlassen. 

Ferner finden wir in den Supplementen Samuel Strycks zu 
Brunnemanns tractatus de Jure ecclestastico (Frankofurti und Lip- 
siae 1709 p. 268 ad$S XVIlib. 1LC. VI membr. XII) eine „Spezial- 
Resolution den Provinzial-Ständen gegeben den 3. Juni 1653* 


[2 


Riedel, Magazin a. a. O. 

” Mylius GC. C. M. VI, 1 S. 399. 

’2.a0.8.425: „2. 

Den Inspectoribus in den Städten, kan nicht gestattet werden, sich 
über den Raht in den Städten als ihre Patronos zu überheben; und sich 
des Juris Patronatus anzumassen, Noch weniger stehet ihnen zu. der 
Kirchen und Kasten documenta, so in der Städte Archivis zu verwahren 
sein, zu sich zu nehmen, Sie können sich auch keiner disciplinae Ecele- 
siasticae ohne Vorbewust und einwilligung des Magistratus secularis, zu- 
forderst aber Sr. Churfl. Durchl. gnädigster Confirmation anmassen“, 

* Mylius a. a. OÖ. S. 478. 
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abgedruckt, welche lautet: 

„Die Inspectores in den Städten können in vocatione der 
Schul- und Kirchen-Diener ihnen kein votum, welches so viele 
als des gantzen Ratlıs gelten solte, zueignen, sondern in dubio 
haben sie vielmehr ein Votum consultativumals 
decisivum, und werdenaddandum consilium, 
nichtaberadferendum suffragium adhibiret. 
Wäre aber die Sache an einem oder dem andern Orte streitig, 
und es vermeynten die Inspectores eine beständige und Rechts- 
kräftige observantiaım in contrarium, oder auch die Städte ein 
Privilegium, dass die Geistliche ad vocationem der Schul- und 
RKirchen-Diener gar nicht gezogen werden dürffen, zu behaupten, 
Sollen Sr. Churfürstl. Durchlaucht Geheimte Räthe die Sache 
hören, und cum causae cognitione, was recht seyn wird, ver- 
ordnen. Es soll aber dasjenige, so in specialibus casıbus de- 
cidliret, in consequentiam nicht gezogen werden, sondern or- 
dinarie das Werck bei der jetzt gemachten decisione ver- 
bleiben“. 

Hier ist ganz die oben dargestellte herrschende Tiehre in 
authentischer Interpretation der höchsten Instanz wiedergegeben. 
Dasselbe gilt aber auch von zwei weiteren Verordnungen, die 
in einer in der Praxis früher vielgebrauchten Sammlung von 
Porst: „Kurtzer Auszug aus den vornehmsten Kgl. Preussischen 
Edieten und Verordnungen der Chur Marek Brandenburg“ (zu- 
erst Berlin 1725) erwähnt sind. Dort findet sich nämlich sub 
voce „Inspector“ die Eintragung: 

„Sollen die Diaconos und Schul-Kollegen mit erwehlen 

Cölln den 11. Mart. 1655 n. 5* 
und sub voce „Vocation* die Eintragung: 

„Die Inspectores sollen und müssen in den Städten nebenst 
dem Rath, Diaconos, Schul-Collegen, Custodes und Organisten 
vociren, so, dass in dergleichen Sachen nicht nur des Inspec- 
toris Votum allezeit requiriret werde, sondern man auch ihn 
bey den Vocationibus das Wort führen lasse, Cöllu den 
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11. May und 14. Aug. 1665 vid. Inspector.“ 

Wörtlich dieselbe Notiz findet sich in dem nach der Porst- 
schen Sammlung bearbeiteten Anhang zu der oben erwähnten 
anscheinend amtlichen Ausgabe der Konsistorialordnung von 1761. 
Es handelt sich hier offenbar um Präjudize, die in Spezialfällen 
ergangen sind, die aber durch ihre Aufnahme in die Porstsche 
Sammlung eine weitere Bedeutung gewannen!. Der Wortlaut 
der in der Angabe s. v. Inspektor zitierten Verordnung ist nicht 
bekannt * In dem Zitat allein kann man aber nicht mehr als 
den in der Visitationsordnung ausgesprochenen allgemeinen Grund- 
satz sehen. Wenigstens liegt kein Anhalt dafür vor, dass das 
Wort „Wahl“, welches für den ganzen Besetzungsvorgang wie für 
den Wallakt gebräuchlich ist, hier mit Bewusstsein in dem spezi- 
fischeren letzten Sinne gebraucht ıst ®. 

Mit den Alleraten s. v. Vocation sind aller Wahrscheinlich- 
keit nach zwei Vorgänge gemeint, von denen ich zufällig Ab- 
schrift in den Akten des Geheimen Staatsarchivs gefunden habe #. 
Dort befindet sich folgender Erlass: 

ı Porst, selbst Mitglied des Konsistoriums und Propst in Berlin, ver- 
sichert in der Vorrede zu seiner Sammlung, diejenigen Verordnungen, bei 
welcher eine Nummer stehe, habe er selbst ın Händen und könne sie auf 
Erfordern vorlegen. 

2 Wenn nieht etwa, wie aus der Verweisung s. v. Vocation hervorzu- 
gehen scheint, nur das Datum verschrieben und sie mit der dort citierten 
Verordnung vom 11. May identisch ist. Dafür spricht auch ein in den 
Akten des Konsistoriums, betr. Trenenbrietzen (litt. e Nr. 25) befindlichen 
Bescheid des Oberkonsistoriums vom 15. November 1764, ın dem es heisst: 

„Wann Ihr die Vocationes des nunmehrigen Archidiaconi N. und Dia- 

coni R. den Inspectoren nicht zur Unterschrift zukommen lassen und darin 
von euch gegen die ausdrückliche Verordnungen vom 1. Martii und 14. Aug. 
1655 gehandlet worden, so wird euch solche Begünstigung auf nachdrück- 
lichste hiemit verwiesen pp.“. 

® Dass die Verordnung vom 11. März 1655 dem Superintendenten kein 
votum decisivum bei der Auswahl des Kandidaten gibt, ist in der unten 
S. 430 wiedergegebenen Allerhöchst bestätigten Entscheidung des Oberkonsi- 
storiuns auch ausdrücklich festgestellt. 


* In einer Streitsache in der Stadt Brandenburg ergangen; Rep. 47 B3 
Neustadt Brandenburg M. A. 183. 
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Des Durchläuchtigsten Fürsten... Friedrich Wilhelm... 
Geistlichen Consistori zu Cölln.... Wir verordnete Praesident 
und Räthe uhrkunden hiermit, dass Unss der Inspector der 
New-Stadt Brandenburgk Err. Mag. Valentinus Fromme sup- 
plicando gebührend vortragen lassen. Nachdem der Rath dieser 
Stadt sich unterstanden, ihm zu verwehren, dass er die Dia- 
conos, Schul Collegen, Küster und Organısten, wie von seinen 
Vorfahren und Ihm allezeit geschehen, mündlich vocire, Er 
aber höchsterwehnter Sr. Churf. Dhl. in Unterthänigkeit re- 
monstriret, wie dieses widerrechtliche Vornehmen nicht nur 
denen in ais. 575, 600 ergangenen visitation, auch andere von 
dem Geistlichen Consistorio alhier gegebenen Abscheiden, und 
der durch soviel exempla von undenklichen Jahren confirmirten 
observantz gantz entgegen und zuwieder wäre, sondern auch 
mercklich streckete zu verschmällerung derselben von dero Vor- 
fahren sehr tewer erworbenen und bis itzo ungekränkt erhal- 
tenen juris Episcopalis, dass darauf Sr. Churfl. Dhl. einen 
ernsten, mit Dero eignen Hand unterschriebenen Befehl am 
jüngst verschienenen 9. April ergehen lassen, dass Sie Ilın der 
Inspectoren von der vocation der Diaconorum, Schul-Collegen, 
Küster und Organisten nicht ausschliessen, sondern damit es 
also anstellen sollen, wie es vor alters her gebräuchlich ge- 
wesen, und die visitation-Abschiede und Ordnung es besagen. 
Und alles Fleisses gebeten, wir wolten Ihn bei dieser gnädig- 
sten Verordnung schützen und handhaben, damit er und seine 
Successores in ofticio nach wie vor, auf maass und weise, wie 
es bishero geschehen, sambt dem Ratlı die vocation ungehin- 
dert verrichten möchte, 

Wann den von der Zeit an, dodie Dignitas Epi- 
scopaliscumannexisjuribusauf dieWeltlich Chur 
und Fürsten des Hauses Brandenburg kommen, 
dieses Gesetze; dass die Inspectores Diaconos, 
Schulgesellen, Custodes und Organisten nebens 
dem Rath vociren sollen und müssen, eingeführet, 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 3. 98 
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bishero in unverbrüchlicher Observantz gehal- 
ten, solches auch in der Churf. Consistorialor.d- 
nung klar fundiret und von dem Rath selbsten deme 
am 18. Aug. ao. 638 allhier im Geistlichen Consistorio er- 
gangenen Abscheide zufolge... dergestalt in acht genommen 
worden, dass er in dergleichen sachen nicht nur 
des Inspectors votum allezeit requiriret, son- 
dern auch Ihn bei den vocationibus das Wort 
führen lassen, und dieses alles von Unserm gnädigsten Chur- 
fürsten und Herrn durch obiges Decretum noch neulich con- 
firmiret worden, Unsere unterthänigste Schuldigkeit und Ambts- 
pflicht auch erfordert, darauf acht zu haben, dass solchem ge- 
horsambst nachgelebet, Churf. Dht. jura Episcopalia 
von Niemandem gekränket, und denen, welchen das 
jus vocandi communiciret, gebührender Schutz gehalten werde, 

Alss versichern wir Ambtshalber gemeldten Inspectorem, dass 
Er und seine künftige Successores in officio bei dem alten 
Herkommen, berührten Visitation und Uonsistorial-Abschiede 
und angezogenen Churfürstl. Decreto, kraft deren Er nebst 
dem Rath oberwehnte Personen zu vociren und bei den voca- 
tionibus das Wort zu führen befueget, geschützet und dem 
Rath das geringste darwiederzuhandeln nicht gestattet werden 
soll. Uhrkundlich mit dem Churf. Brandenb. Consistorial Se- 
cret besiegelt und gegeben zu Cölln — den 11. May ds 161löten 
Jahres, 

Joachim Kamnitz. 
Gottfriedt Schardius.* 
Auf der Rückseite des Erlasses ist eine Notiz folgenden In- 
. halts: 

„Se. Churf. Dht. zu Brandenburg Unser gnädigster Herr 
haben dasjenige, was in dieser streitigen Berufssache von dero 
Geheimbten und Consistorial Räthen verordnet und verab- 
schiedet worden, in allen puncten und Clausulen hiemit rati- 
ficiret und befehlen demnach dem Magistrat der New Stadt 
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Brandenburg nochmals bei höchster ungnade und straff, dem- 
selben gehorsambst nachzukommen. Sign. Cölln a. d. Spree, 


den 14. Aug. Ao. 1655. 
Friedrich Wilhelm.“ 


In diesen Erlassen ist nur zweierlei gesagt, einmal, dass des 
Inspectoris votum requiriert werden solle, ohne dass näher an- 
gereben wäre, welcher Art dieses votum sei, und sodann, dass 
der Inspektor bei der Ausstellung der Vokation zu beteiligen sei. 
Die Beteiligung des Superintendenten bei Ausstellung der Vo- 
kation lässt aber an sich noch keinen Rückschluss auf eine Be- 
teiligung an der Auswahl des Kandidaten zu. Denn die Aus- 


stellung der Vokation — nach kanonischem Recht überhaupt 
nicht Sache des Patrons — war früher häufig und ist auch jetzt 


noch oft in anderen als dessen Händen, der den Kandidaten zu 
nominieren hat. Unde a jure vocandi ad ius patronatus non in- 
distincte valet consequentia!. 

Abgesehen von vorstehendem habe ich allgemeine Verord- 
nungen der Zentralstelle über die Diakonatswahlen in den Städten 
für das ganze Geltungsgebiet der Visitationsordnung von 1573 
nicht ermitteln können. Dagegen ist für die Neumark allein im 
Jahre 1800 eine wichtige allgemeine Anordnung erlassen, die 
für die damalige Auslegung des auf dem streitigen Kap. XI be- 
rulenden Rechtsverhältnisses von charakteristischer Bedeutung 
ist ®. Anlass zu derselben gab ein Streit des Oberpfarrers und 


! So für die damalige Praxis J. H. Böhner, Jus Parochiale Sect. II 
c. IIS 12 und die weiteren Ausführungen im Jus Eccl. Prot. lıb. III Tit. 
AXXXVII 8$ 101 #f., auch Eckards Erklärung über Schilter zu lib. I Tit. XIV 
$ XI. Auch nach Allg. Landrecht, wonach dem Patron grundsätzlich das 
Vokationsrecht zugewiesen ist ($ 378 II 11), lässt sich daraus noch nicht 
auf die Beteiligung an der Wahl schliessen, z. B. ist der Patron der Filial- 
kirche, der die Vokation mitzuvollziehen hat, nicht wahlberechtigt, son- 
dern hat nur ein votum negativum. Ueber andere Fülle vel. Richter, 
Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 8. Aufl. $ 201 
Ann. &. 12. 

* Die Verhandlungen über dieses sog. Arnswalder Regulativ, welches in 
der Praxis auch heute noch eine grosse Rolle spielt, sind in den Akten der 


Kgl. Regierung zu Frankfurt a./O. (1--A.—27) enthalten. 
25% 
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Inspektors in Arnswalde mit dem dortigen Magistrat über ihre 
wechselseitigen Dienstverhältnisse. Zur Beilegung desselben wurde 
von der Kg]. preuss. Neumärk. Regierung und Konsistorium zu 
Küstrin ein Regulativ entworfen, in welchem u. a. auch das Ver- 
fahren bei Diakonatswahlen festgestellt wurde, wie es nach An- 
sicht der Beteiligten auf Grund der Visitationsordnung zu be- 
obachten sei. Nachdem das Regulativ auf erstatteten Immediat- 
bericht nach Allerh. Spezialbefehl genehmigt war, wurde es an 
die Inspektoren und Magistrate der neumärkischen Städte Lands- 
berg a. W., Königsberg, Soldin, Friedeberg, Dramburg, Schievel- 
bein, Cottbus, Drossen, Crossen und Züllichau mit folgendem 
Anschreiben geschickt: 
„von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König pp. 
Unsern Gruss pp. 

Würdige und Hochgelahrte, Ehrenveste, liebe Getreue. 

Bei Gelegenheit der zwischen dem Magistrat und Inspektor 
zu Arnswalde.... entstandenen Streitigkeiten hat unser Consi- 
storium ... . ein vollständiges Regulativ entworfen und dem- 
selben per Commissorium zur Befolgung publiciren lassen. 

Da nun die indiesem Regulativ gegebenen Vor- 
schriften auf die allgemeine Provincial-Verfassung 
gegründet sind, mithinauch beiEuchAnwendung 
finden, so lassen wir Euch eine Abschrift anbei zufertigen, um 

Euch hiernach Euerer Seits gleichfalls pflichtmässig zu richten. 

Sind Euch in Gnaden gewogen. | 
Gegeben Cüstrin, den 16. Dezember 1800. 
Kgl. Preuss. Neumärk. Regierung und Consistorium.* 

In diesem Regulativ aber heisst es in $ 6: 

„Bei der Walıl des Diaconi und der Schullehrer, welche vom 
Magistrat nach der Visitations-Ordnung von 
1573 und dem Revers für die Städte der 
Neumark vom 29 August 1653 Nr. 2! mit Zu- 
ziehung der Pfarrer geschehen, ist eine vorzügliche Auf- 


I Siehe oben 8. 416. 
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merksamkeit nötig und hat der Magistrat dahin zu sehen, 
dass dergleichen Stellen mit solchen Subjekten besetzt wer- 
den, die durch Fleiss, Ordnungsliebe und moralischen Wandel 
gegründete Erwartungen ihrer künftigen Amtstüchtigkeit er- 
regen. Die Wahl geschieht allemal in pleno; es ist dazu der 
Inspektor besonders einzuladen und ihm das Subjekt vorzu- 
stellen. Findet er wider Lehre, Leben und Wandel desselben 
... etwas einzuwenden, so nimmt Magistratus darauf Rück- 
sicht und schreitet sodann zur Wahl. Ist mit selbiger In- 
spector nicht zufrieden, so eröffneter sein Bedenken 
dem Consistoriound erwartet die Entschei- 
dung. Aufalle Fälle competirt demInspector 
beidiesen Wahlen kein votumdecisivum, son- 
dernnurinformativum, daher denn auch die voca- 
tiones von dem Magistrat allein ertleilet und nur bloss nach 
dem Revers für die Neumärkischen Städte vom 29. August 
1653 Nr. 2 in contextu bemerkt wird, dass die Wahl mit Zu- 
ziehung des Oberpfarrers erfolget. Zum Beweise derselben 
wird sie vom Inspector primo loco unterschrieben. . .“ 

Hier ist genau die Rechtslage fixiert, wie sie sich nach 
obigen Ausführungen auf Grund der WVisitationsordnung ent- 
wickelt hatte. — 

Aber abgeselıen von diesen generellen Verordnungen lässt 
sich aus zahlreichen Spezialentscheidungen nachweisen, dass das 
Rechtsverhältnis ın der Praxis überwiegend in derselben Weise 
aufgefasst wurde. 

Da die Ausgestaltung der lokalen kirchlichen Verhältnisse 
nach der Reformation sehr stark durch das jeweilige tatsächliche 
politische Verhältnis der am Kirchenwesen beteiligten Faktoren 
beeinflusst und so insbesondere je nach der wechselnden Macht- 
stellung einzelner Stände und der örtlichen wie zentralen kirchen- 
regimentlichen Organe zu Zeiten eine verschiedene gewesen ist, 
ist es nicht auftlällig, dass über die näheren Modalitäten der 
Konkurrenz des Magistrats und Pfarrers, der in den Städten die 
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präponderable Stellung des Superintendenten hatte, öfters Streit 
entstanden ist. Ich habe mit Hilfe der Akten des Branden- 
burger Konsistoriums eine grössere Zahl solcher von den Zen- 
tralinstanzen getroffenen Entscheidungen gefunden, von denen ich 
einige besonders bemerkenswerte zur Kenntnis bringen möchte. 

Gleich nach Erlass der oben erwähnten Churfürstlichen Re- 

solution vom 3. Juni 1653 kam die streitige Frage in Bernau 
zur Entscheidung. Es erging darauf, ganz nach Anleitung der 
Resolution eine Entscheidung des Geheimen Rats vom 1. Juni 
1654' folgenden Inhalts: 

„Zur Vokation der Prediger und Schulkollegen auch Vor- 
stehern wird klagender Probst billig gezogen, seine Gedanken 
und guten Rath zu eröffnen. Der Rath wird sich auch nicht 
verweigern können, Ihm die Ehre anzutun und in denen Vo- 
kationen, wie vormals geschehen, zu gedenken, dass mit dem- 
selben darüber deliberiret? worden. Aber ein votum decisivum 
gebührt ihm und successoribus nicht, zumalen es klärlichen er- 
wiesen, dass der damalige Praeses consistorü Dr. Koeppen den 
am 15. Juni 1624 ertheilten Abschied eigenhändig korrigiret 
und dem Probste mehr nicht denn sein gewöhnliches votum 
einräumen wollen. Es würde auch dies, des Probstes Vor- 
geben, des Rats juri patronatus, welches er, Probst mit dem 
Rate nicht gemein hat, ganz zuwiderlaufen, und überdem ist 
diesfalls im neuerlichst publicirten Landtagsrezess gemessene 
Disposition gemachet, dabei es auch billig gelassen wird.“ 

Etwas weiter ging der Geheime Rat im Hinblick auf die be- 

sonderen örtlichen Verhältnisse in einer Entscheidung für Neu- 
stadt Brandenburg vom 8. November 1655°. 

Die Rechtslage war hier durch einen Visitationsabschied von 

1600 dahin beschrieben : 


! Akten des Konsistoriums Cöln-Stadt Petri-Kirche littr. f. Nr. 2e Bl. 54. 

* Hier sind in etwas anderer Terminologie wie oben votum deliberati- 
vum und decisivum gegenübergestellt. 

® Akten des Geh. Staatsarchivs R. 47 B. 3. 
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„Die Diaconos aber, wie auch die Schulgesellen und Cu- 
stodes zu vociren und anzunehmen, stehet vermöge der Vi- 
sitation-ordnung beym Pfarrherrn und einem Ehrbaren Ratlıe 
zugleich und weil in annehmung solcher Persohnen zuweilen 
grosse Ungleichheiten vorzugehen pflegen, also dass .oftmals 
ex mero favore et affectu ohne eines oder des andern Vorwissen 
auff einer Persohn geschlossen wird, die weder der Gemeinen 
oder der Jugend in den Schulen nützlich oder auch woll nicht 
genügsam zu solchen Dienst qualificirt, 

So soll hinfüro allezeit, wann ein Diaconat oder locus m 
den Schulen vaciret, Communicato Consilio darinnen verfahren, 
und ohne des Pfarrherın oder Eines Erbaren Ralıts Vor- 
wissen Niemand angenommen oder enturlaubet werden, und 
können solche und dergleichen deliberationes in der Capelle, 
wie für dieser Zeit geschehen, gehalten werden, da den einem 
Jeden sein votum liberum bleiben, alles in geheimb gehalten, 
und nicht wie geklagt worden, alsbald auf die Canzel ge- 
bracht oder sonsten chargiret werden soll.“ 

Hier entschied nun der Geheime Rat: 
„dass dem Rath das ius Patronatus einig und allein, und zwart 
in solidum zuständig, und dass er vermöge desselben juris be- 
fuget nicht allein einen Inspectoren, sondern auch Diaconos 
...zu vociren und zu erwehlen. Und obwoll Klägern (Pfarrer 
und Inspector Fromme) das ius Diaconos Schul-Collegen, 
Küster und Organisten nebenst dem Rath zu vociren, nicht 
simplicite kann in Zweifel oder Verneinen gezogen werden, so 
competiret ihnen doch solches nicht vigore juris patronatus, 
dessen er sich im geringsten nicht anzumassen hat; Sondern 
exconcessioneElectorali,so herrühret aus 
der Churfürstlichen Visitation Ordnung Ti- 
tulo 11. 27 et 29 und aus dem Visitationsabschied de Anno 
1600... ., und wird er nicht allein billig ad consultationes ver- 
stattet und mit seinen Erinnerungen wegen des vocandi quali- 
täten in der Lehre und Leben vernommen, sondern es com- 


426 Abhandlungen. ö 


petiret Ihme auch ein votum ex concessione Serenissimi, darüber 
er noch ein gar neulichst Reskript zu produciren gehabt; je- 
dochtamquam sıngularipersonae,Und keines- 
weges dass sein Votum soviel alsdesganzen 
Rahts gelten solte, welches der Churfürstl. Resolu- 
lution und Declaration gegen die Landstände vom 3. Juni 
Anno 1653 e Diametro zuwiderlaufen würde.“ 

In dieser Entscheidung sehen wir den kirchenregimentlichen 
Charakter des Mitwirkungsrechts besonders betont. Anderseits 
wird hier anerkannt, dass der Pfarrer auch noch eine Virilstimme 
bei der Wahl habe. 

Ein Gleiches ist anscheinend in einem an den Rat zu Königs- 
berg N.M. ergangenen Reskript des Cüstriner Konsistoriums vom 
22. Dezember 1678! angenonmen, in den es heisst: 

„Was der Churf. Brdbrg. Hoff Advocatus Ernst Ludewig 
Krahmer nachdem Ihr bey vocirung der Diaconorum und Colle- 
garum Scholae den Inspectoren eines Ortes weder mit Zu- 
ziehung noch in Unterschreibung der ausgefertigten Vokationen 
jetzt gemeldeter Kirchen und Schulbedienten, der Churfürstl. 
Consistor. Verordnung zuwieder, ihm die Oberhand nicht geben 
wollet, an Uns gelangen lassen, und desfalls zu verordnen ge- 
beten, das habt Ihr aus der Einlage auf mehrern zu ver- 
nehmen. 

...als befehlen wir... Euch hiermit, dass Ihr wieder jetzt- 
gedachter Consistorial Ordnung nichts vornehmet, sondern so 
wohl Caplane als auch Schulbedienten mit Zuziehung und Voll- 
wort des Inspectoris daselbst vociret, auch denselben in Unter- 
schreibung der ausstellenden Vocationen billig die Oberhand 
gebet.* 

Hier scheint ein eigentliches Stimmrecht zugebilligt zu sein. 

Dieses Stimmrecht ist aber in der Praxis oftenbar in der Regel 


ı Von welchem ich — anscheinend allerdings lückenhaft — Abschrift 
in den Akten des Oberpfarramts zu Crossen (Wahl und Vokation der 
Geistlichen an der Stadtpfarrkirche 1723 bıs 1740) gefunden habe. 
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als ein inhaltlich beschränktes angesehen, so dass es sachlich 
auf ein Einspruchsrecht hinauskam. Dass die Mitwirkung des 
Pfarrers als nur dazu bestimmt gedacht war, im kirchenregiment- 
lichen Interesse etwaige Bedenken gegen die Person des nomi- 
nierten Kandidaten geltend zu machen, zeigt auch ein gleich- 
zeitiges Reskript des Churfürsten vom 4. Dezember 1673!. Das 
Konsistorium hatte um Anweisung gebeten, wie es sich einer vom 
Berliner Magistrat vorgelegten Vokation eines Diakonus an der 
St. Nikolai-Kirche gegenüber verhalten solle, 

„weilen in der Vokation nicht ein Wort von des Praepo- 
siti einwilligung gedacht, welches doch vermöge der Consistorial- 
ordnung geschehen sollen.“ 

Hierauf erteilte der Kurfürst den Bescheid: 

„++. Wir befellen euch darauf gdg., dahin zu sehen, dass 
die Vocation also eingerichtet werde, damit selbige Unserem 
Juri, welches dem Probste darbei zu beobachten oblieget, nichts 
präjudiciere. Und weil gedachter Probst wieder besagten L. 
Person und Gaben nichts zu erinnern hat, als habet ıhr, wann 
die Vocation obberülhrte massen eingerichtet sein wird, selbige 
zu confirmieren.“ 

So wurde das Verhältnis auch aufgefasst in einem Vergleich 
zwischen dem Inspektor und Rat von Cottbus aus dem Jalıre 
1731?, in dem man, wie eine Aktennotiz zeigt, auch nur das 
durch die Visitationsordnung gegebene Recht feststellen wollte. 
Er besagt: 

„4. wie in Zukunft die Wahl der Archidiaconorum, Diaco- 
norum und übrigen Kirchen und Schulbedienten allhier ohne 
Vorwissen des Inspectoris nicht vorgenommen, sondern wenn 
es dessen Leibes Kraft leiden, zu Ratlıhause in dessen Pre- 
sence, wenn der Candidatus zuvor die Probepredigt gehalten 
oder bei der Schul durch lectiones probatorias wegen seiner 
Capacitaet tentiret worden, angefangen und vollzogen werden 


ı Akten des Geh. Staatsarchivs R. 47 vol. B n. 4 (M. A. 185). 
2 In den Akten des Oberpfarramts zu Crossen. 
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muss, gestalt denn dem Imspectori nicht nur das votum con- 
sultativum, sondern auch decisivuminsoweit zu las- 
senist: Ob derjenige, welchervocirt wirdzum 
Predigt Amt tüchtig, auch obrationevitae, 
doctrinaeetmorumanihmetwas auszusetzen, 
auch ob dessen Gaben für das grosse und 
zahlreiche Auditorium ausreichend sei. Wo- 
fern aber 

5. der Inspector mit dem Magistrat hierin nicht einig wer- 
den könnten, so wird E Hochwürdiges Consisto- 
rium ohne Veranlassung eines weitläufigen Processus ratione 
capacitatis Doctrinae et morum den Ausschlag zu geben haben. 
Hier ist zugleich anerkannt, dass das Konsistorium beı ent- 

stehender Meinungsverschiedenheit materiell über den Grund des 
Einspruchs zu entscheiden habe. 

Besonders interessant sind dann weiter die Verhandlungen, 
die zur Regelung des streitigen Rechtsverhältnisses in Crossen 
geführt haben. Hier wurde vom Oberpfarrer und Superinten- 
denten der kirchenregimentliche Charakter seines Mitwirkungs- 
rechts besonders betont: 

„Ich masse mich hiermit keineswegs des Jus Patronatus an, 
sondern suche nur die Jura Episcopalia, welche mir in diesem 
und dergleichen Fällen von Ihro Majestaet anvertrauet, ra- 
tione officii zu observiren. Und diesem gemess kan mir bei 
Bestellung aller Kirchen- und Schulbedienten das votum con- 
sultativum, auch nach Befinden negativum wie der fromme und 
gelehrte Jurist Brunnemann in seinem jure Ecclesiastico er- 
weiset, nicht genommen werden.“ 

Es ıst charakteristisch für die Auffassung der Behörde, dass 
der die Vergleichsverhandlungen zwischen Magistrat und Pfarrer 
leitende Hotfiskal den Vorschlag machte: 

„Soll künftighin, ehe zur Wahl derer Archidiaconen ge- 

schritten wird, zwar mit H. Inspectori in curia eine conference 
gehalten, und dessen votum consultativum auch decisivum ge- 
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fordert werden. Jedoch ist dasvot.decisivumnicht 
solchergestalt zuverstehen, alsob Inspector 
überhauptbei Vocirung der Kirchen und Schul- 
bedienten die Decision und denAusschlagin 
der Sachen zugebenhabe, sondern es gehet 
selbigesnur dahin, wenn nehmlich wiederdes 
eligendi Person Lehr und Wandel etwas 
gründlichesunderhebl. einzuwenden und sel- 
bige zum Predigt oder Schulamt nicht tüchtig.“ 

Nachdem der Oberpfarrer dann noch ein privates Gutachten 

erhalten hatte, in dem gesagt war, er werde ein votum decisi- 
vum kaum in Anspruch nehmen können, wurde unterm 24. No- 
vember 1739 eine Festsetzung getrofien, die auch die churfürst- 
liche Bestätigung erhielt, folgenden Inhalts: 

„Wird festgesetzet und beliebet, dass künftighin bei allen 
Vacancien, welche sich bei Kirch- und Schule ereignen möchten, 
und bei denen dieserhalb anzustellenden Wahlen jederzeit der 
Visitationundanderen ConsistorialVerord- 
nungen gemässverfahren werden soll. 

Wann Magistratus sich über die Subjecta, welche zur Probe- 
predigt aufzustellen, mit den Herrn Inspectore vereiniget, soll 
nach gehaltenen Probepredigten etliche Tage vorher, ehe zur 
wirklichen Wahl geschritten wird, eine vertraute Conference 
von den gesamten Gliedern des Magistrats und Inspectore und 
gemeinschaftliche Vorlegung in Curia geschehen, und auf des 
Herrn Inspectoris pflichtmässige und gewissenhafte Aussage, 
was er entweder vor oder wider eines jeden Person, Lehr 
und Leben oder sonst einzuwenden, gebührend reflectiret werden. 

Bei würklicher erfolgender Wahl soll praesente Domino in- 
spectore ein jedes Membrum magistratus sein Votum ad Pro- 
tokollum entweder mündlich geben, oder nach Belieben schrift- 
lich darlegen, da dann, wenn alle vota completiret nachge- 
sehen und niedergeschrieben, der Herr Inspector gleichfalls 
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sein votum giebet, und consentiret, folglich dem Electo, auf 
welchen pluralitas votorum gefallen, die ihn getroffene Wahl 
notificiret, auch die vom Herrn Inspectore und EE. Magistrat 
unterschriebene Vocation eingehändigt und zugefertigt werden 
soll. * 


Der festgestellte Wahlmodus wird hier ausdrücklich als der 


Visitationsordnung entsprechend bezeichnet. 


Eine weitere eingehende Aeusserung der Zentralinstanz liest 


vor in dem durch Ordre auf Allerhöchsten Spezialbefehl bestä- 


tigten Bescheid des Churmärk. Oberkonsistoriums an den Magi- 
strat von Wrietzen vom 8. Mai 17772: 


„Aus eueren wegen des dortigen Wallgeschäfts in Besetzung 
des Subdiaconats . . abgestatteten Berichte scheint hervorzu- 
gehen, dass ihr die gesetzmässige concurrentz des Inspectoris 
dabei bloss aufein Votumnegativumeinzuschränken 
der Meinung seid, indem ihr für hinlänglich haltet, wenn nach 
geschehener Wahl das Gutachten desselben, ob er wider des 
gewählten Subjecti Geschicklichkeit, Leben oder Wandel etwas 
zu erinnern habe, von euch erfordert worden. Es begreift aber 
dieselbe noch mehr in sich; denn wenn der Inspector auch 
nur als Pfarrer an der Kirche betrachtet wird, so geben die 
Worte der Konsistorial-Ordnung, dass nämlich die Kapläne 
von den Pfarrern zugleich vociret und ange- 
nommen werden sollen, schon genugsam zu erkennen, 
das zuder Wahl-Handlungselbst der Pfarrer mit 
zugezogen, und de Wahl communicato consilio 
mit ihm vollbracht werden solle. Und in diesem Punkte ist 
die Consistorial-Ordnung niemals abgeändert worden. Wann 
aber der Pfarrer noch dazu, wie hier als Inspector, der von 
der Landesherrschaft gesetzet worden, betrachtet werden muss, 
so ist schon nach gemeinen Rechten ausgemacht, dass über- 


! Akten des Brandenb. Konsistoriums betr. das Patronat der Haupt- 


pfarrkirche mehrerer im Verwaltungsbezirk des Konsistoriunis belegenen 
Städte, Gen. J lit. 2 Nr. 11 Bl. 85. 
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haupt den Superintendenten oder Inspectoren bei der Wahl 
der Diaconorum eine berathschlagende Stimme 
oder ein votum econsultativum zukomme; und ein 
Mehreressollauch dieindemPorst’schen Edik- 
tenauszugallegirteVerordnungvomll.Martii 
1655 nicht besagen. Diese Verordnung gibt den In- 
spectoren sowie die Consistorial-Ordnung den Pfarrern kein 
Anteilam Jure patronatus und benimmt den 
Patronen nichts an ihrem alleinigen Wahl- 
recht, sondern zielt bloss ab auf die der Landesherrschatft 
ohne allen Zweifel zustehende Befugnis und obliegende Vor- 
sorge, dass die in den Städten unter dem jure patronatus ge- 
wisser Communen oder anderer Privat-Patronen stehende geist- 
liche Aeniter allemal mit recht tüchtigen Subjeetis nach lau- 
teren Absichten besetzt werden. Da nun dergleichen votum 
consultativum von den Inspectoren nicht anders als wenn 
sie bei der Wahlhandlung gegenwärtig sind, ausgeübt werden 
kann, und dass solches geschehen durch Mitunterschrift des 
Walılprotokolli attestiret werden muss, so habt Ihr in dem 
gegenwärtigen Fall die Wahl des Subdiaconi nochmals vorzu- 
nehmen, den Inspector dazu vorzuladen und das Protokoll von 
ihm mitunterschreiben zu lassen.“ 

Hier ist nicht nur ein Informativvotum, sondern ein bei der 
Walıl selbst abzugebendes Votum, aber auch dieses nur als con- 
sultatives angenonımen, und diese Auffassung ist auch in einer 
Reihe weiterer Entscheidungen der nächsten Zeit vertreten. So 
in einer Verfügung des Oberkonsistoriums an den Magistrat in 
Perleberg vom 8. Januar 1789', die dahin geht, 

„dass er (der Magistrat) unbeschadet seines Patronatsrechts 
den Inspektor zu der Wahl des Diakonus hätte zuziehen sollen, 
weil demselben ein votum consultativum dabei zukommt.“ 

Unter besonderer Bezugnahme auf die gesetzlichen Grund- 


ı a. a. OÖ. Bl. 75v. 
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lagen wurde die Frage im darauf folgenden Jahre in Treuen- 
brietzen entschieden!. Hier berichtete der Inspektor an den 
König, es sei zwischen ihm und dem Magistrat die Frage strei- 
tig geworden, wie Kap. 11 der Visitat. Ordnung und die bei 
Porst zitierten Verordnungen auszulegen seien, er bitte um Aller- 
höchste Entscheidung, 

„ob er bey der Wahl eines Neuen Diaconus, Schul Col- 
legen und Küster nie mit eine Wahlstimme, sondern nur le- 
diglich eine votum consultativum habe.“ 

Hierauf erging unterm 24. Juli 1790 folgender Bescheid des 

OÖberkonsistoriunis: 

„Se. Kgl. Maj. lassen dem pp. hiermit... . zum Bescheide 
geben, dass ihm bei der Wahl der Diakonen nichts weiter als 
ein votum consultativum zustehet, dass er aber bei dem ganzen 
Wahlgeschäfte, wozu auch die Vernehmung der Bürgerschaft 
in Ansehung der zur Probe zugelassenen gehört, gegenwärtig 
sein, das Wahl-Protokoll und nach der dortigen Observanz 
auch das Präsentations-Schreiben hierher, und die Vokation 
unterschreiben müsse“ ?, 

Denselben Standpunkt vertrat die Behörde auch noch ım 
Jahre 1801. Unter dem 23. Juli 1801? erging au den Propst 
von Mittenwalde ein Bescheid, 

dass ilım ein votum deliberativum und consultativum zu- 
stehe“. 

Es ist bemerkenswert, dass auch in all diesen Spezialent- 
scheidungen die alleinige Rechtsgrundlage des Mitwirkungsrechts 
der Pfarrer bei den Diakonatswahlen noch in der Visitations- 
ordnung von 1573 gesehen wird, deren Auslegung nur streitig 
ist, deren unmittelbare Anwendbarkeit aber nicht in Zweitel ge- 
zogen wird. 

ıa.a.0. Bl. 78. 

? Akten des Konsistoriums, betr. Treuenbrietzen lıtt. e Nr. 25. 

° Akten J.—2—11—Bl.79. Dort finden sich noch weitere Entscheidungen 
für die Städte Lenzen und Prenzlau. 
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Es fragt sich nun, ob und in welcher Weise die Koditika- 
tion des Allgemeinen Landrechts diesen Rechtszustand beeinflusst 
hat. Die Stellung des Allgemeinen Landrechts zu den Kirchen- 
ordnungen ist controvers. Manche wollen auf Grund des Art. II 
des Publikationspatents vom 5. Februar 1794 in Verbindung mit 
den Einzelvorschriften des Gesetzbuchs, in denen ausdrücklich 
auf besondere Provinzialgesetze verwiesen ist, folgern, dass so- 
weit nicht auf sie verwiesen ist, Provinzialgesetze nicht gelten 
und jedenfalls bei Materien, mit denen sich das Allgemeine Land- 
recht befasst hat, wenigstens entgegensteliende provinzialgesetz- 
liche Bestimmungen die Kraft verloren haben!. Den Text des 
Allgemeinen Landrechts selbst wird man aber zur Beweisführung 
nicht heranziehen dürfen, da derselbe nur nach Massgabe des 
Einführungsgesetzes gilt. Das Publikationspatent bestimmt nun 
aus drücklich ın 

Artikel II „Ebenso tritt dieses A.L.R. an die Stelle der 

über einzelne Rechtsmaterien von Zeit zu Zeit ergangenen all- 
gemeinen Edikte und Verordnungen, welche 
bisherinallen Unsern Provinzen als gemeine 
Landesgesetze gegolten haben; indem dafür gesorgt 
ist, dass diese einzelnen Edikte und Verordnungen bei der An- 
fertigung des Landrechts nochmals revidiert und ihrem Inhalt 
nach, bei den Gegenständen, welche sie betreffen, gehörigen 
Orts aufgenommen und eingeschaltet werden“; 

und in Artikel Ill. „Die nverschiedenen Provinzen 
bisher bestandenen Provinzialgesetze und 
Statuten behalten zwar vor der Hand noch ihre gesetzliche 
Kraft und Gültigkeit; dergestalt, dass die vorkommenden Rechts- 
angelegenheiten hauptsächlich nach diesen, und nur erst ın 
deren Ermangelung nach den Vorschriften des A.L.R.’s ent- 
schieden werden sollen.“ 

Artikel II bezieht sich also lediglich auf allgemeine, d. h. 


! Vgl. Schön, Das evangel. Kirchenrecht in Preussen 1903 S. 144. 
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in allen Provinzen geltende Landesgesetze, Artikel III stellt die 
grundsätzliche Subsidiarität des Allgemeinen Landrechts gegen- 
über den Provinzialgesetzen überhaupt fest. Man hat nun weiter 
diese Subsidiarität wenigstens auf den rein privatrechtlichen In- 
halt des Gesetzbuchs beschränken wollen, indem man das Wort 
„Rechtsangelegenheiten“ auf „Privat- und Vermögensrechte* im 
Gegensatz zu Ööffentlich-rechtlichen Angelegenheiten ? oder auf 
die den ordentlichen Gerichten zugewiesenen „Rechtsstreitig- 
keiten“ im Gegensatz zu rein Ööffentlichrechtlichen Verwaltungs- 
und Verfassungsangelegenheiten bezog?. Aber diese Interpre- 
tation trägt eine Unterscheidung in das Gesetz, für die in dem 
Wortlaut nicht der geringste Anhalt gegeben ist und die auch 
dem Geist des ganzen Gesetzes nicht entspricht. Das Publika- 
tions-Patent hebt im Eingang die „Rechtsstreitigkeiten“ 
neben den sonstigen „rechtlichen Handlungen und deren Folgen“ 
hervor, es würde daher, wenn es ın Artikel III nur Rechts- 
streitigkeiten gemeint hätte, wohl auch wieder dies Wort 
gebraucht haben. Oeffentliches und privates Recht im heutigen 
Sinne ist aber im Allgemeinen Landrecht überhaupt nicht ge- 
schieden, in gewissem Sinne sollte das Gesetzbuch grundsätzlich 
überhaupt nur die Rechtsverhältnisse regeln, „die auf das Pri- 
vatleben der Bürger unmittelbare Beziehungen haben“ und von 
dieser Voraussetzung aus ist das Publikationspatent gefasst. Die 
herrschende Ansicht nimmt denn auch an, dass Provinzialgesetze 
schlechthin dem A.L.R. vorgehen. 


ı So Entsch. des Ob.-Trib. Bd. 6 S. 86. vel. Schön a. a. O. 

®? Vgl. Richter, Beiträge zum preuss, Kirchenrecht, Leipzig 1865 S. 16; 
Jacobson, in der Zeitschrift für deutsches Recht, Bd. 19 S. 1 ff. 48. 

® Vgl. u. a. Dernburg, Lehrbuch des preuss. Privatrechts, 4. Aufl. Bd. I 
ss 11 u. 21; Förster-Eecius, Theorie und Praxis des heutigen gem. preuss. 
Privatrechts, 5. Aufl. Bd. 1 8 16; Rehbein, Die Entscheidungen des vorm. 
preuss. Obertribunals, Bd. 1 8. 41 ff. Ucbrigens liesse sich aus den Mate- 
rialien des Gesetzes nachweisen, da:s das A.L.R. auch bei rein öffentlich- 
rechtlichen Fragen, wie z. B. der Gestaltung der Konsistorialkompetenzen 
nur subsidiär sein wollte. Eine nähere Erörterung der Kontroverse dürfte 
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Die Visitationsordnung ist nun zwar im Jahre 1573 als all- 
gemeines Landesgesetz, d.h. für den Umfang des Landes zur 
Zeit ihrer Emanation erlassen, zur Zeit des A.L.R.s war sie aber 
im Sinne der Art. II und III des Publikations-Patents lediglich 
noch Provinzialgesetz. Sie ist daher durch das A.L.R. auch in 
den Bestimmungen nicht aufzehoben, auf welche im Gesetz nicht 
besonders hingewiesen Ist. 

Dagegen kommt in Frage, ob die Bestimmung des Kap. XI 
über die Diakonatswahlen nicht im Laufe des 19. Jahrhunderts 
gewohnheitsrechtlich aufgehoben und damit die Rechtsgrundlage 
für das Mitwirkungsrecht der ersten Geistlichen fortgefallen ist. 
Denn dieses Schicksal haben in der Tat nach Erlass des A.L.R.s 
viele provinzialgesetzliche Bestimmungen gehabt. Der Umstand, 
dass diese vielfach veraltet waren, die grössere Bequemlichkeit 
des (zebrauchs der neuen Kodifikation, auch vielleicht bald dar- 
auf der durch die Auflösung der Konsistorien herbeigeführte 
Bruch der Kontinuität in der Leitung des Kirchenwesens führte 
vielfach zu einer Vernachlässigung der älteren Provinzialrechte, 
die, durch Jahrzehnte fortgesetzt, bei hinzukommender opinio ne- 
cessitatis die Voraussetzungen für die Annahme derogierenden 
Gewohnheitsrechtes schuf!. In den Akten des brandenburgischen 
Konsistoriums findet sich eine im Jahre 1870 gefertigte Ueber- 
sicht über das Verfahren bei den Diakonatswahlen in 24 Städten 
der Kurmark, soweit es nach den Akten der Behörde noch fest- 
zustellen war ?. Daraus ergibt sich, dass bis zu Ende des 18. Jahr- 
hunderts überall noch eine Mitwirkung des Pfarrers auf Grund 


sich hier erübrigen, da die Patronatsrechte, mit welchen die streitige Frage 
zusammenhängt, im A.L.R. zum Teil nach privatrechtlichen Grundsätzen ge- 
regelt sind, diese Materie also jedenfalls wohl zu den „Rechtsangelegen- 
heiten“ des Art. III zu rechnen sein würde. Subsidiarität des A.L.R.s be- 
tonen hier auch besonders Hellmar, Der Patronat, Kinl. und Kaim, Das 
Kirchenpatronatsrecht S. 184/5. 

ı Vgl. Dernburg a. a. OÖ, auch die oben S.412 Anm. 2 zit. geschichtl. 
Einltg. zur Visit.-Ordn. S. XXI. 

3 Akten J-2—11 Bl. 7Ltt. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 3. 29 
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der Visitationsordnung von 1573 stattgefunden hat. In Voka- 
tionen, Wallprotokollen und anderen Urkunden ist gleichmässig 
bezeugt, dass die Wahlen: „nach Deliberation“ mit dem Pfarrer, 
oder „nach Kommunikation“, „mit Zuziehung“, „mit Konsens“, 
„mit Bestimmung“, „mit votin consultativum“ stattgefunden haben 
und wiederholt findet sich die ausdrückliche Bezeugung, dass das 
Verfahren durch die Visitationsordnung von 1573 angeordnet sei. 
Iın 19. Jahrhundert aber fängt die Uebung an schwankend zu 
werden. Einerseits zweifelt man zwar überall, wo die Frage 
förmlich zur Entscheidung kommt, nicht an der Weitergeltung 
des Kap. XI der Visitationsordnung. Bei Abfassung des Arns- 
walder Regulativs wurde diese Bestimmung, wie wir gesehen haben, 
noch als geltendes Recht betrachtet und von den Zentralinstanzen 
ist wiederholt ilıre Geltung betont. Das Konsistorium beabsichtigte 
daher ıım Jahre 1872 gegen die Städte, in welchen die Mitwir- 
kung der Pfarrer ausser Uebung gekommen war, deren Recht 
auf Grund der Visitationsordnung von 1573 im Prozesswege zur 
Anerkennung zu bringen, und der Evangelische Ober-Kirchenrat 
reskribierte damals unter dem 26. November 1872: „Bei der 
provinziellen Bedeutung, welche unsererseits dem von dem Pa- 
tron streitig gemachten Rechte des Oberpfarrers für die Interessen 
des Kirchenregiments beigelegt werden muss und bei der begrün- 
deten Besorgnis, dass ein faktisches Aufgeben dieser wichtigen 
provinzialrechtlichen Befugmis der städtischen Pfarrer an einer 
Stelle leicht auch für andere Orte innerhalb der Provinz, wo 
die qu. Befugnis in Ausübung noch besteht, die Aufrechterhal- 
tung derselben in Frage stellen könnte, glauben wir.... es als 
dringend geboten erachten zu müssen, dass die Anstellung des 
beabsichtigten Petitorienprozesses nicht aufgegeben werde“ !. Einen 


ı Die Anstellung unterblieb dann nur, weil der Minister Bedenken trug, 
die Kosten dafür bereit zu stellen. Sachlich war die Stellung der Mini- 
sterialinstanz anscheinend keine andere; wenigstens hatte noch kurz zuvor 
der Minister in einer Prozesssache des Magistrats zu Brandenburg wider 
das Konsistorium auf Anerkennung unbeschränkten Besetzungsrechts Kompe- 
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Beweis andererseits dafür, wie die provinzialgesetzliche Bestim- 
mung nach Erlass des A.L.R.s in Vergessenheit geraten ist, gibt 
die Tatsache, dass sie bei den Entwürfen zur Kodifikation des 
Märkischen Provinzialrechts ganz unberücksichtigt geblieben ist. 
Weder der offizielle Wilkesche Entwurf !, noch die im amtlichen 
Auftrage bearbeiteten Entwürfe von ©. Scholtz für die Kurmark 
und von Kunow für die Neumark nehmen eine entsprechende 
Bestimmung auf, letzterer, obwohl ihm der Spezialrevers vom 
29. August 1653 bekannt ist”. Auch haben zwei Städte der 
Mark auf Grund eines durch mehrere Dezennien währenden Be- 
sitzstandes die Freiheit von der Mitwirkung der Pfarrer im Pro- 
zesswege behaupten können‘. 


tenzkonflikt erhoben und bierbei folgendes ausgeführt: Nicht um ein Kom- 
patronat handle es sich, sondern um das nach der Konsistorialordnung von 
1573 provinzialgesetzlich dem Pfarrer in den Märkischen Städten zustehende 
Recht der Mitwirkung bei Besetzung der Diakonatsstellen von seiten des 
städtischen Patronats. Auf den Schutz eines, der klaren gesetzlichen 
Bestimmung widersprechenden Verhältnisses würde es daher hinauslaufen, 
wenn dem Kläger gestattet würde, sich im Wege des Possessorienprozesses 
in der von ihm beanspruchten Art der Ausübung des Vokationsrechts für 
das Archidiakonat zu behaupten. Erkenntnis des Gerichtshofs zur Entsch. 
der Komp.-Konfl. vom 13. Juni 1868. Just.Min.Bl. S. 337 ff., 343. Mehr- 
fach ist von der Ministerialinstanz anerkannt, dass die analoge Be- 
stimmung der Visitationsordnung von 1573 über die Mitwirkung der Pfarrer 
in den Städten bei der Bestellung der Lehrer bis zum Erlass des Schulauf- 
sichtsgesetzes in gesetzlicher Geltung gestanden hat. Vgl. u. a. den Min.-Erlass, 
betr. die Mitwirkung des geistlichen Amts bei Berufung der Lehrer in den 
Städten der Kurmark vom 24. Nov. 1568 im Centr.-Bl. f. d. ges. Unt.-Verw. 
1869 S. 52. 

! In Mathis allg. jurist. Monatsschrift Bd. III 1806 S. 246 f. 

? Carl Scholtz, Das bestehende Provinzialrecht der Kurmark Branden- 
burg, Berlin 1834, 2. Aufl. 1854; v. Kunow, Das jetzt bestehende Provinzial- 
recht der Neumark, Berlin 1336, vgl. dort die Motive S. 235. 

® Brandenburg durch Urteile des Stadtgerichts Berlin vom 19. Januar 
1869 und des Obertribunals vom 5. November 1869 (Bl. 193 tt., 241 ff. der 
Akten des Konsistoriuns Altst. Brandenburg Litt. I c. 10) und Neu-Ruppin 
durch Urteil des Stadtgerichts Berlin und des Obertribunals vom 7. Juni 
1869 (Strieth. Arch. Bd. 75 S. 142). In beiden Fällen handelte es sich aller- 
dings nur um Possessorienklagen, so dass die materielle Rechtsfrage offen 
blieb. 
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Ein sicheres Urteil darüber, ob und in welchem Umfang 
etwa die Mitwirkung der Pfarrer bei den Diakonatswahlen im 
Laufe des 19. Jahrhunderts opinione necessitatis n der Mark 
Brandenburg dergestalt in abusum gekommen ist, dass die Be- 
stimmung des Kap. XI der Visitationsordnung von 1573 den 
Charakter einer allgemein verbindlichen Norm im Rechtsbe- 
wusstsein verloren hat, mithin als Provinzialgesetz für derogiert 
anzusehen wäre, liesse sich nur durch eingehende Prüfung des 
in den letzten Dezennien in der Mark geübten Verfahrens ge- 
winnen, welche umfassende tatsächliche Nachforschungen erfor- 
derte. 

Indessen auch wenn man auf Grund einer solchen Prüfung 
zu dem Resultat käme, dass Kap. XI cit. als derogiert anzu- 
sehen sei, so wäre damit doch dem Fortbestand des fraglichen 
Mitwirkungsrechts der Rechtsboden noch nicht entzogen. Denn 
alsdann würde die örtliche Uebung dieses Rechts, wie sie tat- 
sächlich ın vielen, vielleicht den meisten Städten der Mark bis 
zur Zeit noch erhalten ist, ın der Rechtsform der Observanz 
weitere rechtliche Geltung behalten haben. Allerdings ist, wenn 
man das Mitwirkungsrecht von diesem Gesichtspunkt aus aufrecht 
erhalten will, zu prüfen, inwieweit es neben dem Allg. Landrecht 
noch bestehen kann, denn das Allg. Landrecht lässt im Rahmen 
seiner Geltung neue Observanzen nur insoweit zu als sie etwas 
bestimmen, was in den Gesetzen unentschieden gelassen ist!. Es 


ı Einl. z. A.LR. $S 4. Nur die vor Erlass des A.L.R.s bestandenen 
Ortsobservanzen können nach Art. VII des Publ. Patents auch contra legem 
aufrechterhalten werden. Die vor der Emanation des A.L.R.s liegende 
tatsächliche Vebung des Mitwirkungsrechts qualifizierte sich aber nicht 
als Ortsobservanz, da damals die Bestimmung der Visitationsordnung otfen- 
bar noch im Rechtsbewusstsein der Beteiligten lebte und als Gesetz befolgt 
wurde. So lange dies der Fall war, war die tatsächliche Uebung in der 
einzelnen Stadt nicht Observanz im rechtlichen Sinne, denn Observanz 
„setzt begrifismässig einen von dem geschriebenen Gesetz abweichenden 
Rechtssatz voraus*; vgl. Rehbein, Entscheidungen des vorm. preuss. Ober- 
tribunals Bd. 15. 42 s. I. und neuerlich die Entscheidung des Reichsge- 
richts von 20. April 1903 (Arch. f. kathol. Kirchenrecht Bd. 83 S. 719 ff. 725). 
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ist zu prüfen, ob das Mitwirkungsrecht des Pfarrers bei den Dia- 
konatswalılen, so wie es sich in der Praxis in der Mark Bran- 
denburg ausgebildet hatte, mit den Grundsätzen des A.L.R.s 
über die Bestellung der Geistlichen im Einklang steht. 

Das A.L.R. regelt das Patronatsrecht eingehend und ein- 
heitlich, es macht keinen Unterschied zwischen verschiedenen 
Arten des Patronats, wie sie sich auf Grund der ganz verschie- 
denen Entstehung aus dem Privatkirchenwesen und obrigkeitlichen 
Verhältnissen entwickelt hatten. Bei den Vorarbeiten schwankte 
man wiederholt, in welchem Sinne man das Institut ausprägen 
sollte, ob mehr als eine Art kirchenregimentlicher Befugnis oder 
als privates Sonderrecht'. Schliesslich überwog die letztere Rich- 
tung”. Es wurde unter Verwerfung früherer beschränkender 
Definitionen der in 8 568 1I 11 gegebene allgemeine Begriff auf- 
gestellt mit der in den Materialien sich findenden ausdrücklichen 
Motivierung: „Patron ıst jeder, dem das im $ bemerkte Recht 
einmal zustehet, olıne dass es auf den Titel weiter ankömmt“ 3, 
Unter diesen egalisierten Begriff des A.L.R.s fiel denn auch das 
städtische Patronat. Die Anregung, dasselbe gesondert zu be- 
handeln durch Verweisung auf die Provinzialgesetzbücher und 
Kirchen- und Konsistorialordnungen, wurde ausdrücklich ver- 


! Schon in dem Kleinschen Entwurf ist der Zweifel angeregt. Klein 
bemerkt: „Ursprünglich waren die Kirchenpatrone Eigentümer der Kirche. 
Daher glaubt J. H. Böhmer, dass noch heutiges Tags das Jus Patronatus 
ein species dominii directi sei... Mir scheint es jedoch, als ob Bölımers 
Theorie nicht so ganz allgemein angenommen werden könnte, weil in vielen 
Ländern das Patronatrecht eine Folge der Advokatie ist... Solchenfalls 
ist es als ein Ausfluss des landesherrlichen Juris circa sacra zu beurteilen. 
(Materialien zum A.L.R. im Justizministerium Bd. XXIII Bl. 171v). Noch 
in dem gedruckten Vorentwurf fanden sich trotz der entgegengesetzten Auf- 
fassung von Suarez die Bestimmungen $ 439: Insofern als dem Patron die 
Aufsicht über die Kirche und deren Vermögen zusteht, übt derselbe Rechte 
des Staats aus. 8 440: Kirchen also, die keinen besonderen Patron haben, 
sind der Aufsicht und Direktion des Staats noch näher und unmittelbarer 
als Patronatkirchen unterworfen, 

? Vgl. Jacobson, Kirchenrecht $ 70. 

® Materialien Bd. LXXVI Bl. 518 v. 
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worfen !. Insbesondere gibt der Ausdruck „Privatpatron“ ? hier 
keinen engeren als den allgemeinen Begriff des Gesetzes und 
umfasst gleichfalls das städtische Patronat?. 

Für den Patron stellte man als Regel auf, dass er „die Be- 
rufung eines neuen Pfarrers“ ($ 327), „bei Erledigung der Pfarr- 
stelle den neuen Pfarrer zu präsentieren* ($ 587) habe‘. Weil 
nun das A.L.R. immer nur von einem „Pfarrer“ in jeder Paro- 
chie spricht’, hat man angenommen, dass das Recht, die übrigen 
Geistlichen („Nebengeistliche“) zu bestellen, überhaupt grund- 
sätzlich nicht im Patronatsrecht begriffen sein sollte®. Diese 
Auslegung entspricht aber nicht der Absicht des Gesetzes. Bei 
dem Entwurf des Gesetzes hatte man an den Fall der Anstel- 
lung mehrerer Geistlicher offenbar nicht gedacht, ein den 88 510 ft. 
539 ff. entsprechender Passus fehlte überhaupt. Deshalb mo- 
nierte der Grosskanzler v. Carmer 

„NB. Es scheint mir, dass an die Capellaene, welcher die 
Pfarrer, so mehrere Kirchen zu besorgen haben, sich bedienen, 
gar nicht gedacht worden. Bey katholischen sind solche sehr 
gewöhnlich. Auch wird von den neben Predigern grosser Kir- 
chen etwas gesagt werden müssen“ ?. 

!a.a. O. Bl. 524 vgl. auch 8 615 II 11. 

® Vgl. über denselben die Verhandlungen der Eisenacher Kirchenkonfe- 
renz im Jahre 1861 (Allg. Kirchenbl. X S. 409 ff., 417, 443) und Hellmar 
a. a. O. S. 36. 

® Vgl. Hinschius, Das preussische Kirchenrecht, Anm. 4 zu 8 324. „Ich 
nenne es ein Privatrecht“, bemerkte der Verfasser des ersten Entwurfs des 
11. Titels; Klein, „um es von dem Rechte des Staats oder der Gemeine 
überhaupt für das Wohl der Kirche zu sorgen, zu unterscheiden“. Mate- 
rialien Bd. XXIII S. 167. 

* Die Worte: „in der Regel“ in $ 327 fehlten im gedr. Entwurf, sie 
sind bei der endgültigen Redaktion eingefügt. Die entsprechende Aende- 
rung in $ 587 zu machen, hat man vergessen. 

> Vrl. die $$ 318. 500. 539. 540. 541 II 11. 

® So das bei Altmann, Praxis der preussischen Gerichte in Kirchen-, 
Schul- und Ehesachen 1861 S. 369 abgedruckte Erkenntnis des Oberlandes- 
gerichts zu Königsberg vom 12. Sept. 1839. 

” Materialien Bd. XV Bl. 48. 
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Dazu bemerkte Suarez u. a.!: 

»„.... Capelläne, die dem Parocho assistiren, sind Nebengeist- 
liche. Ich weiss von ihnen nichts zu sagen, als dass sie in 
Ansehung ihrer geistlichen Funktionen den Anweisungen des 
Parochi unterworfen sind, übrigens aber eben die Requisiten 
haben, und ebenso bestellt werden müssen, wie 
der Parochus selbst. 

Bei Kirchen, wo mehrere Prediger bestellt sind, ist keiner 
unter ihnen der eigentliche Parochus, sondern sie exerziren 
alle zusammengenommen die iura et officia parochialia. Die 
Vertheilung der dahin gehörigen geistlichen Funktionen unter 
sie dependirt von der hergebrachten Verfassung einer jeden 
Kirche. Zusammengenommen machen sie das sog. Ministerium 
aus, welches die gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Pa- 
rochie besorgt und wahrnimmt. Der Pastor und sog. Stadt- 
Pfarrer ist der Direktor dieses Collegii und danach bestimmen 
sich seine Reclıte“. 

Daraufhin sind die $S 539—542 eingeschaltet, ohne dass 
ınan den übrigen Text, der nur den Regelfall, dass ein Pfarrer 
vorhanden ist, ım Auge hat, geändert hätte?. Es ergibt sich 
aus dieser Vorgeschichte, dass der Patron durchaus nicht grund- 
sätzlich auf die Bestellung des ersten Geistlichen beschränkt sein 
sollte. 

Ueber die Mitwirkung des ersten Geistlichen bei den Dia- 
konatswahlen enthält das A.L.R. keinerlei Bestimmungen. Dass 
es eine Mitwirkung, wie sie im märkischen Provinzialrecht und 
anderen Provinzen gesetzlich vorgesehen war, mit Absicht nicht 
zur allgemeinen Vorschrift machen wollte, scheint mir daraus 
hervorzugehen, dass das völlig analoge Recht der Mitwirkung bei 
Bestellung der Küster und anderen niederen Kirchenbedienten 


ıa.a. O0. Bl. 134. 

® Dass die evangelischen Diakonen nichts mit den „Capellänen“ ($$ 510 ff. 
543 ff.) und Pfarrgehilten (88 515 ff.) des A.L.R.s zu tun haben, bedarf 
keiner weiteren Ausführung. 
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ausdrücklich aufgenommen ist, und zwar ın einer Form, aus der 
hervorgeht, dass man dem historisch gegebenen Rechtsverhältnis 
nicht günstig gesinnt war!. Auch ist es bemerkenswert, dass in 
dem Passus über die Nebengeistlichen zwar hinsichtlich verschie- 
dener anderer, nicht aber hinsichtlich dieses Punktes auf die Lo- 
kalverfassungen verwiesen ist, 

Danach könnte man vielleicht annehmen, dass eine Ortsob- 
servanz, die ein Mitwirkungsrecht des Pfarrers bei Diakonats- 
wahlen begründet, contra legem und daher, falls nach dem Er- 
lass des A.L.R. entstanden, unverbindlich wäre. 

Indessen geht aus einer anderen Bestimmung hervor, dass 
diese Annahme doch nicht ım Sinne des Gesetzes wäre, dass viel- 
mehr in allen auf das Stellen-Besetzungswesen bezüglichen Fragen 
der örtlichen Verschiedenheit der weiteste Spielraum gelassen 
werden sollte. $ 324 bestimnit, 

ob die Wahl des Pfarrers von dem Bischof, dem Consistorio, 
einem Privatpatron oder den Gliedern der Gemeine abhange, 
wird durch die besonderen Verfassungen jeder Provinz und 
jedes Orts näher bestimmt nämlich: 


Man könnte Bedenken tragen, diesen Paragraphen, der nur 
vom Pfarrer spricht, auch auf Diakonen anzuwenden. Ich glaube, 
man wird dies nach dem, was oben über die Stellung der Ne- 
bengeistlichen gesagt ist, aber wohl tun können. 

Die Materialien zum A.L.R. bestätigen diese Auffassung. 
Zu dem dem $ 324 entsprechenden $ 259 des gedruckten Ent- 
wurfs war moniert: 

„Mon. 1. Dies wird im Herzogthum Magdeburg nach der 

Magdeburgischen Kirchenordnung Cap. 14 $ 17 durch die Vi- 
sitations Registratur de an. 1563 et 1583 bestimmt. Es würde 


ı Die Bestimmungen lauten 8 556: „Küster und andere dergleichen 
niedere Kirchenbediente werden der Regel nach von dem Patron bestellt“, 
& 557: „Dieser muss zwar den Pfarrer mit seinem Gutachten über das 
zu bestellende Subjekt hören; eristaberan dessen Vorschlüge 
nicht gebunden“. 
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indessen eine Visitation dieser Registratur vor Anfertigung 
des Gesetzbuchs nöthig seyn“. 

Dazu wurde bei der Revision bemerkt: 

„Mon. 1 fällt weg, die zu treffenden Verfügungen gehören 

in das Provinzialgesetzbuch“. 

Die Magdeburgische Kirchenordnung enthält aber ım Zu- 
sammenhange mit der zitierten Stelle gerade die Bestimmungen 
über die Mitwirkung der Pfarrer bei den Diakonatswahlen!. 
Diese sollten also aufrecht erhalten bleiben. 

Danach ist für das aus der Visitationsordnung von 1573 er- 
wachsene Mitwirkungsrecht der ersten Geistlichen bei der bBe- 
setzung der übrigen geistlichen Stellen im Rahmen des Alle. 
Landrechts Platz, auch wenn es nur noch auf Ortsobservanz ge- 
stützt werden kann. 


Der Inhalt dieses Rechts ist, mag man es noch jetzt un- 
mittelbar auf die Bestimmung des Kap. XI der Visitationsord- 
nung oder nur auf die im Einzelfall nachzuweisende Ortsob- 
servanz stützen, derselbe, da das, was jetzt als Ortsobservanz 
gelten würde, jedenfalls aus der provinzialgesetzlichen Rechtslage 
herausgewachsen ist. Der Inhalt des Rechts besteht danach in 
der Regel in dem Recht, Zuziehung bei der vom Magistrat vorzu- 
nehmenden Wahl belıufs Information und Beratung desselben zu 
verlangen, verbunden mit dem negativen Recht, wegen erheblicher 
Bedenken gegen die Person des Kandidaten Einspruch zu er- 
heben, über dessen materielle Berechtigung das Konsistorium zu 
entscheiden hat. Lediglich nach örtlichem Herkommen, richten 
sich auch unter der Herrschaft der Visitationsordnung, die nä- 
heren Modalitäten der Geltendmachung des Beratungsrechts, ent- 
scheidet sich insbesondere, ob dasselbe im Zusammenhang mit 
der Wahl im Magistratskollegium oder durch gesondertes Votum 
und ob es vor oder nach der Probepredigt geltend zu machen 
ist. Auch ist eine von der Regel abweichende Observanz dahin 


1 Siehe oben 8. 412. 
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nicht ausgeschlossen, dass dem ÖOberpfarrer bei dem Wahlakt 
selbst ein Stimmrecht zukommt, aber immer nur mit Virilstinme, 
niemals im Sinne eines Mitberufungsrechts oder Kompatronats!. 
Das Mitwirkungsrecht ist kein sog. subjektives Recht des Pfarrers, 
bestimmt zur Geltendmachung höchstpersönlicher Interessen, wie 
das Recht des vorreformatorischen Pfarrers zur Bestellung seines 
Hiltsgeistlichen, sondern ein Aufsichtsrecht wie das Recht des 
Superintendenten ?, bei dessen Ausübung er als Organ des Kir- 
chenregiments erscheint, welcher die Auswahl des Kandidaten 
von dem Gesichtspunkt aus zu prüfen hat, ob besondere Gründe 
gegen dessen Befähigung für die bestimmte Stelle geltend 
zu machen sind. Daraus ergibt sich, dass sich die recht- 
liche Natur des Mitwirkungsrechts auch dort nicht verändert 
hat, wo die früher herkömmliche Verbindung mit dem Superin- 
tendenturamt gelöst ist. Nur eine Konsequenz ergab sich aus 
dieser Verbindung, die aus der Stellung des Inhabers der kom- 
binierten Aemter als Pfarrer an sich nicht folgte. Als Super- 
intendent hatte er die Zulassung zur Probepredigt zu vermitteln, 
er musste also notwendigerweise schon vorher mit der Sache be- 
fasst werden, wenn auch die förmliche Einholung seines Votums 
observanzmässig hie und da erst später erfolgte. Nun war es 
zwar die herrschende Auffassung, dass die Probepredigt, deren 
Zweck ja gerade darin besteht, die Unterlagen für die volle Be- 
urteilung des Kandidaten zu geben und durch deren Zulassung 
noch kein Präjudiz gegeben war, in der Regel nicht sollte ver- 
sagt werden können, indessen war es dem Superintendenten bei 
oftenbarer Unfähigkeit des Kandidaten nicht zu versagen, die 
Bedenken schon vorher geltend zu machen, wenn sie amtlich zu 
seiner Kenntnis kamen?. Eine Notwendigkeit, die Geistlichen 


! Siehe oben 8. 411 Anm. 1 und 416 sowie den besonderen Fall 
S. 424/6. 

? Auch der Superintendent ist in Aufsichtssachen grundsätzlich nicht 
entscheidende, sondern nur vermittelnde Instanz; vgl. u. a. Geo. Ludw. 
Böhmer, Principia Juris Canonici lib, II Sect. II Tit. III, 8 155 A.L.R. II 11. 

° Siehe oben S. 402 u. 408. 


Niedner, Die Mitwirkung der ersten Geistlichen etc. 445 


bei den Diakonatswahlen schon vor der Probepredigt zuzuziehen, 
liegt nach Trennung des Pfarr- und Superintendentur-Amts hin- 
sichtlich des Pfarrers nicht mehr vor. Erfolgt aber die Zuzie- 
hung observanzmässig auch weiterhin vorher, so ist die Stellung 
des Geistlichen als Pfarrer hinsichtlich der Geltendmachung seiner 
Bedenken keine andere als die des Superintendenten. Es wird 
ihm unbenommen sein, die Gründe, die den Kandidaten von vorn- 
herein als so ungeeignet erscheinen lassen, dass eine Probepre- 
digt zwecklos ist, vorher zur Kenntnis der Aufsichtsinstanz zu 
bringen. 

Eben weil es sich nach der veränderten Bedeutung, die das 
Mitwirkungsrecht im Laufe der Zeit gewonnen hat, um die Gel- 
tendmachung kirchenregimentlicher Interessen handelt, ist das 
Konsistorium als die höhere Instanz in der Behandlung des Ein- 
spruchs völlig frei. Es kann insbesondere, wenn der Einspruch 
schon vor der Probepredigt erhoben wird, ebenso wohl zunächst 
diese zulassen, um erst nach Prüfung derselben und Anhörung 
der (gemeinde über alle gegen die Person des Kandidaten etwa 
geltend zu machenden Gründe im Zusammenhang zu entschei- 
den, als auch, wenn es die Gründe für so erheblich hält, dass 
eine spätere Bestätigung doch ausgeschlossen und daher eine 
Probepredigt zwecklos erscheint, schon diese inhibieren !. Wel- 
ches Verfahren einzuschlagen ist, ist lediglich Zweckmässigkeits- 
frage. 

Es ist wohl gesagt worden, dass das Mitwirkungsrecht des 
ersten Geistlichen bei den Diakonatswahlen in der abgeschwächten 
Form, in der es sich erhalten hat, eine leere Formalität gewor- 
den sei, da der erste Geistliche seine abweichende Ansicht über 
die Person des Kandidaten nur in der Weise zur Geltung bringen 
könne, dass er eine Prüfung bei der kirchenregimentlichen Be- 
hörde anrege, die diese ohnehin vorzunehmen berechtigt sei, und 


1 Vgl. in dieser Beziehung besonders die Ausführungen von Eckard und 
Carpzow. 
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die schliesslich auch jeder andere, der von der in Aussicht ge- 
genommenen Wahl Kenntnis erhalte, anregen könne. Dem möchte 
ich indessen nicht beistimmen. Einmal ist es im kirchlichen In- 
teresse schon nicht ohne Bedeutung und kann übrigens auch der 
Patronatsbehörde nicht unerwünscht sein, wenn diese in einem 
Stadium des Berufungsvorganges, in welchem ihre Entschliessung 
noch nicht endgültig abgeschlossen ist, die Information und den 
Rat einer sachverständigen Persönlichkeit erhält. Auch olıne 
entscheidende Stimme bei der Wahl wird der erste Geistliche 
dabei manches Interesse zur Sprache, und wenn er einigen per- 
sönlichen Einfluss hat, auch gleich zur Durchführung bringen, 
welches sonst vielleicht unberücksichtigt bliebe. Dann liegt aber 
eine nicht unerhebliche Bedeutung dieser Mitwirkung, wie sie sich 
im Laufe der Zeit entwickelt hat, auch darın, dass in den Be- 
rufungsvorgang eine förmliche Prüfungsinstanz durch ein über 
die örtlichen Verhältnisse orientiertes Organ der Kirchenverwal- 
tung eingeschoben ist, wie sie sonst nicht gegeben ist. Das hat 
dort, wo mehrere Geistliche in einer Gemeinde amtieren, einen 
guten Sinn, denn in diesen Fällen kommen bei der Auswahl der 
Geistlichen eine Reihe von Momenten in Betracht, die bei der 
Besetzung einer Einzelstelle keine Rolle spielen. Es ist wün- 
schenswert, dass hierüber in jedem Fall der erste Geistliche ge- 
hört wird, ehe die Bestätigung erteilt wird. Das Konsistorium 
würde nun im Regelfall dessen Aeusserung zu erfordern erst 
Gelegenheit haben, wenn ihm der Kandidat zur Bestätigung prä- 
sentiert wird, bei der behandelten Modifikation des Berufungsvor- 
ganges wird die Prüfung schon vorher obligatorisch gemacht, da- 
durch wird, falls von der örtlichen Instanz keine Bedenken gel- 
tend zu machen sind, unnötige Berichtserforderung vermieden, 
und wird es, falls Bedenken bestehen, ermöglicht, Zweifel in dieser 
Beziehung in einem früheren Stadium, insbesondere ehe die 
Oeffentlichkeit mit der Sache befasst ist, zur endgültigen Erle- 
digung zu bringen. 

In dieser Richtung kann sich das Mitwirkungsrecht der er- 
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sten Geistlichen bei den Diakonatswahlen ganz nützlich erweisen 
und hat sich offenbar auch praktisch bewährt, sonst würde es 
sich kaum durch die Jahrhunderte erhalten haben, obwohl der 
historische Grund derselben, die übergeordnete Stellung des früher 
einzigen Pfarrers vor den übrigen Geistlichen in der Parochie, 
in der evangelischen Kirche fortgefallen war. 
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Die Beschimpfung im Kampf der Konfessionen. 


Von 


Kriegsgerichtsrat Dr. Rissom in Münster ı. W. 


Der $S 166 StrGB., soweit er die Beschimpfung von Religions- 
gesellschaften bestraft, zeigt offenbaren Kompromisscharakter. 
Es ist zu erwarten, dass in nächster Zukunft von der einmal 
gezogenen mittleren Linie nicht erheblich abgewichen werden 
wird. Um so mehr dürfte es gerechtfertigt sein, zu prüfen, unter 
welchen Voraussetzungen die jetzige Fassung auch den Gegnern 
des Gesetzes erträglich sein würde. Dies soll geschehen im An- 
schluss an den Aufsatz des Oberlandesgerichtspräsidenten Hamm 
in Nr. 6 der Deutschen Juristenzeitung von 1905. 

Dort werden die Einwürfe gegen das Gesetz unter den Stich- 


worten Parität und Freiheit des Glaubenskampfes erörtert. 


I. 


Der Vorwurf mangelnder Parität gipfelt bekanntlich darin, 
dass die katholische Kirche gegenüber den protestantischen begün- 
stigt sei. Bestraft werde die Beschimpfung von Einrichtungen und 
(sebräuchen, nicht die von Lehren der christlichen Kirchen oder 
von (Gegenständen ihrer Verehrung. Da nun die katholische 
Kirche ihrer Natur nach weit mehr sich in Einrichtungen und 
(sebräuchen darstelle, als die protestantischen Kirchen, welche 
das Hauptgewicht auf die Lehre und den Glauben legten, so 
seien die letzteren im Wettstreit der Konfessionen insofern im 
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Nachteil, als das Gesetz nur als Wafle gegen sie verwendbar sei. 

Diesem Vorwurf gegenüber weist der Hammsche Aufsatz 
darauf hin, dass wie die Bestrafung des Diebstahls nur den Be- 
sitzenden zu gute komme, nicht den Armen, so auch die evan- 
gelischen Kirchen weniger geschützt würden, weil sie eben we- 
niger hätten, was des Schutzes bedürfe. Diese Beweisführung 
ist, soweit ich sehe, neu und jedenfalls beachtlich. Dennoch 
stösst sie auf zwei Bedenken. 

1. Das erste ist dieses: Jede der Kirchen hat das natür- 
liche und berechtigte Bestreben sich auszudehnen, die entgegen- 
stehenden Glaubensrichtungen zu bezwingen und sich, wenn mög- 
lich, zur alleingeltenden zu machen. Das liegt inn Wesen einer 
jeden lebenskräftigen Geistesmacht. Es ist ein psychologisches 
Gesetz, dass die Glaubensüberzeugungen Gleichgesinnter sich 
nicht nur summieren, sondern dadurch, dass sie sich gegenseitig 
stärken und vertiefen, eine die blosse Summe der Einzelkräfte 
weit übersteigende Gesamtmacht darstellen. Daher das Streben 
nach Ausbreitung, das noch verstärkt wird durch die werbende 
Kraft, welche der Proklamierung des Grundsatzes der Aus- 
schliesshiehkeit innewohnt. Dazu komnit der besondere Wert, 
welcher dem eignen Glauben für die Heiligung des Lebens und 
die Errettung der Seelen zugeschrieben wird. Daher das Ideal 
jeder Kirche ihre dereinstige Allgemeingültigkeit. Dieses Ideal 
ist zugleich das Gegengewicht gegen die fortschreitende Difteren- 
zierung, welche zwar an sich ein Prinzip des Fortschritts, aber 
doch nur die eine Seite der Sache ist. 

Die Folge ist, dass die Konfessionen sich, insoweit die Er- 
reichung jenes Ideals in Frage steht, also namentlich da, wo 
sich ihre örtlichen Geltungsgebiete berühren, als Gegner im Kampfe 
gegenüber stehen. Dieser Kampf ist ein Geisteskamypf, in dem 
sich wieder bewährt, dass die Gedanken keineswegs immer so 
leicht bei einander wohnen. Da aber im Raume sich die Sa- 
chen am ersten stossen, richtet sich der Kampf von protestan- 
tischer Seite von selbst gegen die zahlreichen Einrichtungen und 
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Gebräuche der katholischen Kirche, in denen die Glaubenssätze 
ihren Ausdruck finden, von katholischer Seite aber in Erman- 
gelung derselben eben direkt gegen die Lehren oder, wie die 
Praxis zeigt, gegen die durch das Strafgesetz nicht geschützten 
Persönlichkeiten der Begründer der evangelischen Kirchen. Der 
Angriff von der einen Seite wird, soweit er sich als Beschimpfung 
darstellt, bestraft, der von der anderen Seite, auch wenn er be- 
schimpfend ist, nicht. Darum liegt eine gewisse Gerechtigkeit 
offenbar in der Forderung, entweder den Schutz auf die Lehren 


u. s. w. auszudehnen, — wie z. B. Romen im Tag, Nr. 87 von 
1905 es verlangt — oder auch den Schutz der Einrichtungen 


und Gebräuche zu streichen. Dies um so mehr, als auch An- 
grifte, die nur katholischen Glaubenslehren oder einzelnen Vor- 
komninissen gelten, eben wegen der innigen Verbindung dieser 
mit den Einrichtungen, leicht missbräuchlich als Angriffe auf 
letztere von den erkennenden Gerichten aufgefasst werden, wie 
dies in einem die Ausstellung des heiligen Rockes zu Trier be- 
treffenden, auch vom Reichsgericht beurteilten Falle durch Wach 
in der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht, 3. Folge Band 2, 
S. 178 f. in schlagender Beweisführung dargetan ist. Es ist 
dies etwa die — relative — Gerechtigkeit, mit der eine Armee 
zum Gebrauch von völkerrechtlich verbotenen Sprenggeschossen 
übergehen zu dürfen verlangt, wenn sie bemerkt, dass der Feind 
dies bereits straflos getan hat. 

Trotzdem glaube ich, dass diese Art Gerechtigkeit zu ver- 
werfen ist. Beschimpfung ist etwas rohes, gemeines, frivoles. 
Jede Kirche muss und wird ein solches Kampfmittel verurteilen 
und weit von sich abweisen. Keine wird fordern dürfen, dass 
es zum Zwecke der Gleichmachung der äusseren Kampfbedingungen 
freigegeben wird, selbst wenn sie infolgedessen einmal im Klein- 
krieg des täglichen Lebens etwas zu kurz käme. Insoweit muss 
ich also Hamnı beitreten. Ich glaube aber, dass in dieser Rich- 
tung überhaupt kein eigentlicher Streit besteht. 

2. Gewichtiger erscheint mir bezüglich der Parität ein zweites 
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Bedenken. Bis in die jüngste Zeit ist die Anwendung des Be- 
sriffes, so wird behauptet, eine stark formalistische, durch mittel- 
alterliche und polizeistaatliche Reminiszenzen beeinflusste gewesen, 
welche auch den scharfen sachlichen Angriff, die herbe ethische 
Verurteilung, das Wort ehrlicher Ueberzeugung von der Walır- 
heit und der Entrüstung über die Unwahrheit in ihre Kreise zog. 
Trittt dieses zu, ist also infolge irrtümlicher Auslegung des Ge- 
setzes die Strafbestimmung zum Kampfmittel gegen unbequeine 
Angrifte herabgesunken, so würde dadurch der katholischen Kirche 
offenbar eine unbillige Vergünstigung zugewandt sein, insofern 
als die Angriffe der Gegenseite auf ihre zahlreichen Einrichtungen 
und Gebräuche — und darunter lässt sich, wie oben ausgeführt, 
auch mancher eigentlich den Dogmen oder einzelnen Vorkonm- 
nissen geltende Angriff pressen — als Beschimpfung derselben 
bestraft würden, während umgekehrt die unrichtige Auslegung 
keine Handhabe gegen Angritte auf die evangelische Kirche böte, 
da das Tatbestandsmerkmal der Einrichtung oder des Gebrauchs 
hier in der Regel fehlen würde. Oftenbar ist es gerade die miss- 
bräuchliche Ausdehnung des Beschimpfungsbegriftes, welche die 
Anträge von streng kirchlicher protestantischer Seite auf Besei- 
tigung des $ 166 Str&B. herbeigeführt hat. 

Dieses Bedenken könnte durch eine die Auswüchse beschnei- 
dende Rechtsprechung immerhin beseitigt werden. Es scheint 
auch, dass in dieser Richtung der bereits erwähnte grundlegende 
Aufsatz von Wach: die Beschimpfung von Religionsgesellschaften, 
S. 161f. a. a. OÖ. immer mehr massgebende Bedeutung gewinnen 
soll. Dort wird im Anschluss an den Fall eines katholischen 
Priesters, der durch öffentliche Vertretung von Lehren seiner 
Kirche Anstoss erregt hatte, die Unterscheidung begründet zwi- 
schen dem freien Worte ernster Ueberzeugung, welche für die 
Anschauungen der eigenen Kirche in den dafür überkommenen 
Formen eintritt, und der gemeinen, frivolen Herabziehung des 
Heiligen in den Staub. Auch die weiteren Ausführungen von 
Hamm, auf welche jetzt eingegangen werden soll, bewegen sich 
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in dieser Richtung. Sie betreffen das Recht und die Freiheit 
des Glaubenskamptfes. 
11. 

1. Es handelt sich zunächst um die richtige Fragestellung. 
Bisher war hier meist von der Freiheit der Wissenschaft gespro- 
chen. So auch in den übrigens in mehreren Punkten nicht be- 
denkenfreien Motiven. Nun, die Arbeit des stillen Forschers 
darf sich bei uns im allgememen nicht über Störung beklagen, 
eher über das Gerenteill. Es handelt sich vielmehr ın erster 
Linie um den mit Kopf und Herz geführten realen Kamyf der 
Konfessionen mit einander. Hamm gibt diesen Kampf erund- 
sätzlich frei. „Eine Religion, welche nur durch Bestrafung ihrer 
geistigen Bekämpfung zu erhalten wäre, hat nach der Auffassung 
unserer Zeit keinen Wert und keine Berechtigung des Fortbe- 
stehens*. 

Bekämpfung soll straflos sein, Beschimpfung nicht. Ein 
immerhin brauchbar erscheinendes Prinzip. Aber wo die Grenze 
ziehen? Beschimpfung soll sein Herabziehen des Heiligen ins 
Gemeine, in den Schmutz, niedrige Frivolität, rohe Herabwür- 
digung. Aber dem religiösen Gefühl ergeht es leicht wie dem 
Wolf in der Fabel, der nach seiner Versicherung nur tote Schafe 
frass, aber schliesslich gesunde Schafe für krank, kranke für tot 
ansah. So wird. was eine vielleicht unabsichtliche Verletzung 
dieses Gefühls ıst, als Angriff, der vermeintliche Angriff als Be- 
schimpfung aufgefasst und dem Strafrichter übergeben. 

Das Wesen des religiösen Glaubenskampfes ist nun, dass er 
hervorgeht aus tiefernster Ueberzeugung, heiligem Glaubenseifer, 
starkenı Verantwortlichkeitsgefühl. Er hat die Tendenz, in die 
Tiefe zu dringen, das Innerste des Glaubens zu erfassen. Dabei 
ergeben sich Gegensätze wie göttlich-widergöttlich, christlich- 
heidnisch, auf ethischem Gebiete gut und böse von selbst. Sie 
liegen in der Sache. Die Form ist reiner Ausdruck des Inhalts. 
\Wo es um die Wahrheit gelt, um den Glauben und die Selig- 
keit, da bleibt man bei „rücksichtsvoll umschreibenden Ausdrücken“ 
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nicht stehen. Dazu kommt, dass die Ausdrucksweise für das 
ganze Volk, nicht nur für die wissenschaftlich Gebildeten bestimmt 
ist. Da gilt keine Diplomatensprache, sondern nur ein wahrhaft 
volkstümlicher Ton, dem Worte wie „Götzendienst“, „verdammen“, 
„Fürst der Finsternis“, „Geist des Teufels“ (spiritu diaboli agun- 
tur), abgesehen davon, dass auch sie ein sachliches religiöses oder 
ethisches Werturteil zun Ausdruck bringen und der Bildersprache 
der Bibel sich anschliessen, durchaus angemessen sind. Endlich, 
und das ist für die Beurteilung gerade der Form beachtlich, hat 
sich der altüberlieferte Gegensatz der Konfessionen geschichtlich 
ausgeprägt in Symbolen, Konzilsbeschlüssen, Enzykliken, Bekennt- 
nisschriften. Diese seit Jahrhunderten überlieferte und mit Treue 
festgehaltene Sprache ist eben die Form, in welcher die Kon- 
fessionen sich ihr Daseinsrecht geschichtlich erworben haben. 
So hat sie eine gewisse zeitlose Bedeutung erlangt. Der mo- 
dernen Zeitströmung mag es entsprechen, leiser aufzutreten, ge- 
dämpfte Töne zu verwenden. Aber die Kirchen dürfen sich ihr 
gegenüber wohl darauf berufen, dass sie älter sind als jene. Mag 
unsere Zeit hart werden. Schwächlicher Emptindsamkeit haben 
wir Jedenfalls keine Rücksicht zu tragen (Wach), so wenig wie 
kleinbürgerlicher Engherzigkeit, der noch immer „Ruhe und Frie- 
den“ die Hauptsache sind. 

Diese Anschauungen sind wohl zuerst klar ausgesprochen in 
dem Aufsatz von Wach, die Beschimpfung von Religionsgesell- 
schaften, Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht Band 2 von 1892. 
Seitdem kann man im wesentlichen nur wiederholen, was er ge- 
sagt hat. Einer der bekanntesten Religionsprozesse aus jüngster 
Zeit ist wohl der sogenannte Tolstoiprozess vom Jahre 1902, 
welcher mit der Freisprechung der Personen endete, welche Tol- 
stois sehr harte Ausdrücke gegenüber der russisch-orthodoxen 
Kirche enthaltende „Antwort an den Synod“ übersetzt und ver- 
legt hatten. Damals wurde das Vorliegen einer Beschimpfung 
verneint mit der Begründung, es müsse unterschieden werden 
zwischen dem gemeinen Schmähwort eines Unwürdigen, das sich 
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selbst richte, und denen, die es mit ihrer wenn auch schroffsten 
und schonungslosesten Kritik ernst und heilig meinten, die aus 
unwiderstehlichem Drange, ıhre innersten, glühendsten Teberzeu- 
gungen in religiösen Dingen rückhaltslos zum Ausdruck zu bringen, 
handelten. Bei solchen Personen würden Worte, die bei ge- 
meinen Naturen Ausdruck verwerflichster Schmähsucht und lä- 
sterlicher Frivolität wären, zu Erkennungszeichen heiligsten Ern- 
stes, tiefster religiöser Ueberzeugung, wie dies auch die Kirchen- 
geschichte an zahlreichen Beispielen feuriger Bekenner zeige. 
Vgl. hierzu Reichel, der Leipziger Tolstoiprozess, Deutsche Zeit- 
schrift für Kirchenrecht, Band 13 von 1903, Seite 104 f. 

Ein gewisser Beweis dafür, dass es sich gerade in den ty- 
pischen Fällen um sachliche Gegensätze handelt, liegt in der 
„naiven Befangenheit“, mit welcher die Konfessionen ganz die- 
selben oder ähnliche Ausdrücke, wenn gegen sie gebraucht, als 
Beschimpfung, von ihnen selbst gebraucht, als einwandfreie Fest- 
stellung der Wahrheit erachten. Man sollte aber doch glauben, 
dass, wenn etwas wirklich Beschimpfung ist, alle anständigen 
Leute darüber einig sind. Gehen aber die Memungen so aus 
einander, so wird es wohl die Reaktion des verletzten Gefühls 
sein, welche in der Verletzung einen Angriff, im Angriff eine 
Beschimpfung findet. 

2. Vielleicht kommen wir dem Begriff der Beschimpfung noch 
etwas näher durch einen Blick auf die Entwicklungsgeschichte 
der Strafbestimmung. 

Das Mittelalter strafte schon die rein sachliche Abweichung 
von den Lehren der Kirche unter dem Gesichtspunkt der reli- 
giösen Sünde. Der Staat, als bracchium saeculare, war nur 
Vollstrecker des kirchlichen Willens. Dieses System musste mit 
der Erkenntnis seiner Unzulänglichkeit und dem Erwachen des 
Bewusstseins von dem Wert und der Selbständigkeit der Einzel- 
persönlichkeit zurückgedrängt werden. 

Der Polıizeistaat des achtzehnten Jahrhunderts, tolerant aus 
Gleichgültigkeit, behandelte das Problem von rein politischen Ge- 
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sichtspunkten aus. Ihm war es um Frieden, Ruhe und Ordnung 
zu tun. In diesem Sinne übte er seine bevormundende Tätig- 
keit und reglementierte die fromme Gesinnung. 

Allg. Landrecht II, 11 $ 13: „Jede Kirchengesellschaft ist 
verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Ge- 
horsam gegen die Gesetze u. s. w. einzuflössen“. 

S 37 das. „Kirchengesellschaften dürfen so wenig als ein- 
zelne Mitglieder derselben einander verfolgen oder beleidigen“. 

S 38 das. „Schmähungen und Erbitterung verursachende 
Beschuldigungen müssen durchaus vermieden werden“, 

Il 20 $ 227 „Erregung von Hass und Erbitterung unter 
den verschiedenen Religionsgesellschaften durch Predigten und 
andere öftentliche Rede . . bestraft“. 

Mit dem Verblassen dieser Geistesrichtung, die übrigens auch 
jetzt noch, namentlich in den dem Gedankenkreise der „Auf- 
klärung“ zugänglichen Bevölkerungsschichten ihre Rolle spielt, 
schwang sich die Strafgesetzgebung doch noch einmal zu einem 
zusammenfassenden Ausdruck dieser Anschauungen auf im $ 135 
des Preussischen Strafgesetzbuchs von 1851: 

„Wer öftentlich in Worten, Schriften oder anderen Dar- 
stellungen Gott lästert oder eine der christlichen Kirchen oder 
eine andere mit Korporationsrechten im Staat bestehende Reli- 
gionsgesellschaft oder die Gegenstände ihrer Verehrung, ihre 
Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche beschimpft oder verspottet 
oder in einer Weise darstellt, welche dieselben dem Hass oder 
der Verachtung aussetzt, wird — — bestraft“. 

Wir finden hier namentlich — in der Bestrafung des Ver- 
spottens, des Erregens von Hass und Verachtung — das Prinzip der 
Friedenserhaltung ausgeprägt, daneben — in der Hereinziehung der 
Gegenstände der Verehrung und der Lehren — eine weitgehende 
Rücksichtnahme auf die Forderungen des religiösen Gemütes. 

Der Entwurf zum 8 166 des jetzigen Strafgesetzbuchs hatte 
bereits die „Erregung von Hass und Verachtung“ fortgelassen, 
unter der Begründung, es sei Gefahr, „dass das Einschreiten 
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der Staatsgewalt schon gegen eine blosse freie Meinungsäusserung 
und eine zulässige Kritik über religiöse Gegenstände angerufen 
werden könnte, das Recht der freien Forschung und der darauf 
gerründeten Kritik aber nicht gefährdet werden dürfe“. Diese 
Begründung ist imteressant, da sie genau die gleiche Argumen- 
tation enthält, welche jetzt gegen die Bestrafung des Beschimpfens 
von Einrichtungen vorgebracht wird, nämlich die Gefahr des 
Missbrauchs der gesetzlichen Bestimmungen. In der Beratung 
wurden dann noch die „Verspottung* und die „Gegenstände der 
Verehrung“ nebst den „Lehren“ gestrichen. 

Hieraus folgt zunächst ein Doppeltes: 

Das Gesetz ist nicht ın erster Linie bestimmt, den Frieden 
zwischen den Konfessionen zu erhalten. Es ist dazu auch nicht 
geeignet. Der Geisteskampf ist eine innere Notwendigkeit. Den 
Frieden mag der Sieg bringen oder ein höheres Prinzip. Das 
Strafgesetz ist hier dazu unfähig, ja es verschlimmert nur die 
Reibungen. Die Befürchtung, dass das Verlassen des Friedens- 
gedankens sofort unerträgliche Zustände herbeiführen würde, ist 
nicht zu begründen. Uebrigens hat der Staat zur Aufrechter- 
haltung des äusseren Friedens noch andere Mittel und Strafge- 
setze, so z. B. den $ 130 StrGB. betr. die öffentliche Anreizung 
verschiedener Bevölkerungsklassen zu Gewalttätigkeiten gegen 
einander in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise, 
8 130a das. betr. die Erörterung von Staatsangelegenheiten durch 
Geistliche in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise 
u. 58. w. Darum sind auch mit Recht die Verspottung und die 
Erregung von Hass und Verachtung gestrichen. Dass das Ge- 
setz kein Friedensgesetz ist, darauf wurde schon oft hingewiesen. 
Trotzdem kehrt, abgeschwächt auch bei Hamm, immer die Be- 
hauptung wieder, das Gesetz wolle den Frieden zwischen den 
verschiedenen Religionsgenossenschaften erhalten. Es muss hier 
genügen, auf Wach a. a. 0. S. 166, Reichel S. 122, Lilienthal 
im Deutschen Wochenblatt 1888 8. 161, Jauck, Ueber strafrecht- 
lichen Schutz des religiösen Empfindens ın der Zeitschrift für 
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die ges. Strafrechtswissenschaft Bd. 24 S. 352 zu verweisen. 

Zweitens folgt aus der Entwicklungsgeschichte — trotz der 
gewundenen und ganz missglückten Worte der Motive, dass „das 
religiöse Gefühl schon darum auf den Schutz des Gesetzes An- 
spruch machen dürfe, um nicht die Meinung aufkommen zu lassen, 
dass der Staat an der Erhaltung des religiösen Gefühls im Volke 
keinen Anteil nelıme — dass das Wesen des jetzigen Rechtszu- 
standes nicht unter dem Begriffe des Schutzes des religiösen Ge- 
fülıls erfasst werden kann. Die Kirchen selbst gründen die Re- 
ligion nicht auf das Gefühl. Sie ist ihnen das Verhältnis des 
Menschen zu Gott. Gefühl ist das Bewusstsein des einzelnen 
von diesem Verhältnisse. So scheint hier das Gewicht zu ein- 
seitig auf die subjektive Seite gelegt zu werden. Auch bei An- 
griffen auf das Eigentum, bei Hausfriedensbruch u. s. w. wird 
mit dem Rechtsgut selbst das Gefühl des einzelnen verletzt. Aber 
abgesehen auch von diesem mehr terminologischen Streit scheint 
es doch, dass zu allen Zeiten, namentlich auch im Zeitalter 
der Verfolgung der sachlichen Abweichung vom Kirchenglauben, 
das religiöse Gefühl in gleicher Weise Gegenstand des Schutzes 
gewesen Ist, wenn auch unter dem Mantel anderer Denkformen. 
Darum kann einerseits dieser subjektive Gesichtspunkt nicht zur 
Charakterisierung des jetzigen Rechtes verwendet werden, anderer- 
seits lässt das Gesetz gerade die Gebiete, auf denen das religiöse 
Gefühl auf das Empfindlichste gekränkt werden kann, nämlich die 
Glaubenslehren und die Gegenstände der Verehrung, bei Seite. 

Auch der durchaus zutrefiende Gedanke, dass der Staat ein 
Kulturinteresse an dem Bestehen der Religion hat, — vgl. ins- 
bes. Kohler, Studien zum Strafrecht I S. 115 fg. — kann nicht 
viel weiter bringen, da auch dieser wohl allen Zeitaltern zu- 
grunde liegt, und die Frage noch nicht beantwortet, wie der 
Staat dies Interesse wahrnimmt. 

Berücksichtigt man dies alles und nimmt man den Inhalt 
der SS 167, 168 Str&aB. hinzu, so kann nur der hohe Wert, den 
der Staat der freien, ungehemmten, selbsttätigen Entfaltung der 
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kirchlichen Gemeinschaften zumisst, zur Begründung herange- 
zogen werden. Die Freiheit der religiösen Lebensbetätigung 
zu schützen ist hiernach der Grundgedanke des Gesetzes. 

Dieses Prinzip der Freiheit gibt denn auch den Massstab 
für die Beurteilung des Kampfes der Konfessionen und für die 
Abgrenzung des Begriftes der Beschimpfung. Auf den Stand- 
punkt des Handeluden, Tätigen stellt sich das Gesetz. Er soll 
seine Kirche vertreten dürfen in den ihrer geschichtlichen Ent- 
wicklung entsprechenden Formen, deren Anerkennung in der der 
Kirchen selbst mit enthalten ist. Mögen die Zweige der so ın 
Freiheit wachsenden Bäume sich auch einmal im Sturm verfangen. 
Das ist nicht so gefährlich. Jede Masslosigkeit trägt ihr Kor- 
rektiv in sich selbst. Darum mögen auch im Kampf der Meci- 
nung nur recht weit die Grenzen des Erlaubten ausgesteckt sein. 
Das Wort Toleranz ist nicht mit Unrecht in Verruf gekommen. 
Dennoch bleibt das Recht der auf dem Bewusstsein lebendiger 
eigner Kraft beruhenden Toleranz bestehen, die das Höchste leistet, 
wenn sie sich selbst der Intoleranz gegenüber zu bewähren vermag. 

3. Dass auch der Aufsatz von Hamm diesem Gedanken- 
gange nicht fern steht, zeigt die von ihm vorgeschlagene Ergän- 
zung des (Gesetzes durch eine Ausnahmebestimmung für Geist- 
liche, die in Predigten und Vorträgen in der Kirche vor den 
Glaubensgenossen, welche allein gerufen sind, Beschimpfungen 
ausstossen. Es soll dann fingiert werden, dass derartige Aeusse- 
rungen nicht öffentliche seien. Ich glaube, dass eine derartige 
Ausnahme, welche übrigens Vorträge ausser der Kirche mit um- 
fassen könnte, ein Danaergeschenk, ein privilegium odiosum 
schlimmster Art für die Geistlichen bedeuten würde. Wir wollen 
gewiss es dem eifernden Geistlichen nicht als schweres Verbrechen 
anrechnen, wenn die rabies theologica sich einmal zur Beschim- 
pfung auswächst. Aber Beschimpfung bleibt Beschimpfung. Ge- 
‘ade der Geistliche darf da nicht straffrei sein. Das wäre die 
richtige, offiziell proklamierte „Schimpffreiheit“, die sein Ansehen 
schwer schädigen könnte, auch wenn er nicht einmal von ihr Ge- 
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brauch machte. Aber die Sache liegt, wie es scheint, viel ein- 
facher. Man braucht nur den rechten Massstab anzulegen, um 
zu finden, dass in den meisten, hoffentlich allen Fällen über- 
haupt keine Beschimpfung vorliegt. Der Umstand, dass nur 
Glaubensgenossen zugegen oder sie allein gerufen sind, ist nicht 
für den Begriff der Oeffentlichkeit von Bedeutung, um so mehr 
aber für die Wertung des Vortrages und der Ausdrucksweise. 
Wie man zu Kindern anders spricht als zu Erwachsenen, zum 
einzelnen anders als zur Menge, so auch zur Gemeinde der 
Glaubensgenossen anders als zu Fremdgläubigen. Eine richtige 
Handhabung des Gesetzes würde die vorgeschlagene Ausnahme- 
vorschrift also übertlüssig machen, wie überhaupt die gegen das 
Gesetz erhobenen Vorwürfe zum grössten Teil beseitigen. Es 
fragt sich auch wirklich, wer an dieser missbräuchlichen Aus- 
dehnung der Verfolgung ein Interesse hat. Der Staat gewiss 
nicht, die Kirchen kaum. Das scharfe Wort treibt zur Reaktion. 
Das religiöse Gefühl des Angegriffenen wird geweckt. Die Ferner- 
stehenden nehmen Partei für den Verletzten. Dies ändert sich 
alles, wenn der Angreifer ohne rechten Grund bestraft wird. Er ıst 
nun der Märtyrer seiner Sache. An seinem Unglück richten sich die 
Gesinnungsgenossen wieder auf. So drängt alles auf eine Einschrän- 
kung des Beschimpfungsbegriifes und seiner Anwendung hin. 
Solange aber, wie bisher vielfach, die formalistische und eng- 
herzige Auffassung herrschend bleibt, welche in ihren Netzen 


ebensoviele Gerechte wie Ungerechte — Pfarrer und Wirts- 
hausbrüder — zu fangen pflegt, muss dem Verlangen nach Ab- 


schaffung das grössere Recht zugesprochen werden. Sicherlich 
wird diese kommen, wenn nicht eine AÄAenderung der Recht- 
sprechung eintritt. Gewiss, in uns allen wirkt trotz allen Leug- 
nens etwas von der zweifellos gesunden und ursprünglichen mittel- 
alterlichen Glaubensverfolgung nach, aber dieser natürliche Trieb, 
der sich schliesslich mit äusseren Augenblickserfolgen begnügt, 
muss der höheren Rücksicht auf die Freiheit des Geisteskampfes 
gegenüber zurücktreten, abgesehen auch davon, dass die Ge- 
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schichte lehrt, die Verfolgung einer Kirche sei ihre Stärkung. 
Vgl. hierzu aus neuerer Zeit: Pfleiderer im Septemberheft der 
Monatsschrift „Deutschland“ von 1902, Liebster, Christliche Welt 
1902 Seite 733, Reichel Seite 118 te. 

Ueber den Inhalt des Hammschen Aufsatzes hinausgreifend 
mögen noch zwei weitere Bedenken erwähnt werden, ein tech- 
nisch-juristisches und ein prinzipielles. 


IIl. 


Technisch-juristisch sind die Schwierigkeiten, welche sich bei 
Anwendung der Tatbestandsmerkmale des $166 auf den ein- 
zelnen Fall in der Regel ergeben. Ich sehe hier natürlich ab 
von dem sich selbst richtenden gemeinen Schmähwort eines Un- 
würdigen. Nebenbei bemerkt, es ist auflallend, wie viele Straf- 
fälle der letzteren Art gerade im Wirtshaus vorkommen. Vgl. 
schon die beiden Fälle vom Leipziger Schöppenstuhl aus den 
Jahren 1614 und 1631 in der Zeitschrift für die ges. Strafrechts- 
wissenschaft Band 24 Seite 794. 

Es wäre übrigens eine Aufgabe, auch einmal den Charakter 
und die Motive der Denunzianten solcher Wirtshausgespräche 
an der Hand der Akten zu beleuchten. Man sollte die Straf- 
bestimmungen für diese Wirtshausprahler und ihre Angeber mehr 
in die Nähe des $ 361 StrGB. rücken, um ihnen zu zeigen, in 
welche Gesellschaft sie gehören. 

1. Sieht man über die schon streitige Frage hinweg, welche 
der christlichen Kirchen den Schutz des Gesetzes geniessen, ob 
nur die anerkannten oder auch andere, so bedarf schon die 
Frage, was Einrichtung und Gebrauch einer Kirche sei, ein- 
gehenden tlıeologischen Studiums, noch mehr die Entscheidung, 
ob ein Angriff, z. B. auf die Ausstellung des Trierer Rockes, 
die Maiandachten, das Lateranische Konzil, sich auf Einrich- 
tungen und Gebräuche bezieht, oder nur auf bestimmte Einzel- 
erscheinungen, oder auch auf die den Einrichtungen und Gebräuchen 
zugrunde liegenden Glaubenslehren oder Gegenstände der Ver- 
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ehrung. Ob Messe oder Wandlungsdogma, Marienkultus oder 
die Glaubenslehren von der Natur der Mutter Gottes angegritien 
sind, ergibt oft erst eine eingehende Untersuchung. Wie leicht 
man dabei straucheln kann, zeigt die überzeugende Kritik an 
dem Urteil des Reichsgerichts in Sachen des Trierer Rockes vom 
24. November 1891 bei Wach 8.178 fg. Einrichtungen und Ge- 
bräuche sind etwas Aeusserliches. Die sogenannten Geheimnisse 
der Religion, „die nicht begriffen werden können, sondern ge- 
glaubt werden“, liegen dahinter. Gerade die Dogmen bilden 
aber bei sachlichen Erörterungen regelmässig den Gegenstand 
des Angriffs. Daraus, dass die Geschicke einer Einrichtung un- 
löslich mit der des zugrunde liegenden Dogmas verbunden sind, 
ist nicht, wie es oft geschieht, zu folgern, dass die Beschimpfung 
dieses auch eine Beschimpfung jener sei. Vielmehr ist allein 
die Willensrichtung des Täters massgebend, So übereinstimmend 
Kohler, Studien zum Strafrecht I S. 173. 179. 180; Frank. Kom- 
mentar zu $ 166 Note 2. Verkennt man dies, so kommt man 
zu Entscheidungen, wie der des Reichsgerichts vom 28. Juni 
1883, nach welcher in den Auslassungen über das Dogma der 
Unfehlbarkeit eine Beschimpfung der römischen Kirche selbst 
— näher läge des Papsttums — zu finden ist, „da das Dogma 
und seine Geltung als allgemeiner Glaubenssatz ein Teil und 
eine unbedingte Folge der ganzen kirchlichen Lehre ist“, eine 
Feststellung übrigens, die einerseits den Umfang des zu bewäl- 
tigenden Materials, — Summe aller kirchlichen Lehren —, 
andererseits die Angreifbarkeit des Ergebnisses erkennen lässt. 

2. Was insbesondere die Feststellung der Beschimpfung an- 
langt, so hat es keinen grossen Wert, den Begriff derselben in 
eine feste Formel zu fassen, denn das Entscheidende ist der 
Geist, ın welchem man die Subsumtion des Tatbestandes unter 
den Begriff vornimmt. Zutreffend bemerkt Romen im „Tag“ 
von 1905 Nr. 87: „Nur die rohe Kundgebung gehässiger Ver- 
achtung, die wirklich böswillige Verhöhnung und Missachtung in 
besonders verletzender, roher Forın, das grobe Herabwürdigen 
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und schnöde Herabziehen ins Gemeine sind strafbar.“ Dem kann 
man sich nur anschliessen. Wenn er dann allerdings, anknüpfend 
an eine Im Reichstag gefallene Bemerkung, hinzufügt: „In reli- 
giösen Fragen ist vor allen Dingen am Platze, dass jeder sich 
des Masses und des Anstandes befleissige*, so fällt das doch 
wohl schon mehr in das Gebiet des Anstandskursus als des 
Strafgesetzes. 

Bei Würdigung des Tatbestandes ist weder die Einrede der 
Wahrheit, noch die der berechtigten Interessen, um hier einmal 
den sonst bedenklichen Vergleich mit der Beleidigung aufzu- 
nelımen, grundsätzlich von der Hand zu weisen. Le crime fait 
la honte pas l’echaffaud. Nun sind allerdings die religiösen An- 
schauungen, wie ich glaube, im letzten (arunde irrational oder 
wenigstens unauflösbar, also mit Gründen weder zu beweisen 
noch zu widerlegen. Dennoch stehen sie in geschichtlichen Zu- 
sammenhängen, ıhr Entstehen, ilıre Entwicklung lässt sich auf- 
zeigen, Missverständnisse, wohl auch Täuschungen, weltliche 
Zwangsmittel entziehen sich nicht der Klarstellung. So gibt es 
doch eine gewisse relative Beweisbarkeit der Wahrheit. Für die 
Feststellung des berechtigten Interesses ist zu prüfen, wie weit 
die Ausdrucksweise auf dem Grund und Boden der eigenen Kirche, 
ihrer Symbole und ihrer überkommenen Bildersprache erwachsen 
ist, wie weit sie an die Bibel, Gesangbuchverse u. s. w. anknüpft. 
Oft hat ein Ausdruck eine lange Geschichte. Hier taucht er 
auf, dort wird er zurückgewiesen, dort wieder verteidigt. So 
kann man sich auch der Pflicht nicht entziehen, in die Geschichte 
der konfessionellen Polemik hinabzusteigen. Dass auch dieses 
Gebiet in rechtem Sinn und Geist bebaut werden kann und nicht 
nur Dornen und Disteln zu tragen braucht, zeigen die Symbo- 
lik des „geistesgewaltigen“ Möhler auf der einen, die Polemik 
des feinsinnigen Hase auf der anderen Seite. 

Die Auffassung des einzelnen Richters wird leicht nach der 
Konfession, oder wenn es ihm auch gelänge, diese auszuschalten, 
von seiner Stellung zu religiösen Fragen überhaupt und der 
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Würdigung des Wertes, den der Kampf für den angreifenden 
Teil nicht nur, sondern auch für den angegriffenen haben kann, 
insbesondere beeinflusst. Zu einer ungünstigen Einschätzung des 
Werts der Glaubenskämpfe veranlasst in unserer Zeit gewiss nicht 
ohne Grund die Verquiekung mit tagespolitischen Motiven. Da 
fragt man denn hin und her, wer eigentlich den Streit ange- 
fangen habe, und bezeichnet schliesslich den ganzen Streit als 
konfessionelles Gezänk, welches die grosse Masse des Volkes 
längst satt habe. Vgl. den sorgfältig abwägenden Aufsatz eines 
auch nach seinem Uebertritt allseitig hochgeschätzten Mannes ın 
den Grenzboten von 1905 Seite 583 fg., der übrigens „ehrliches 
Deutsch“ auch nicht für das Schlechteste erklärt. Das ist ein 
Standpunkt, der eine vernünftig-verständige Beurteilung der nüch- 
ternen Wirklichkeit ın sıch schliesst, aber doch den des von der 
ewigen Wahrheit und Heiligkeit seiner Sache erfüllten Glaubens- 
kämpfers neben sich anerkennen muss. Dieser findet seinen 
eigentlichen Gegner in dem, was Harnack in der Vorrede zu 
Band 3 seiner Dogmengeschichte die eigentliche Grossmacht in 
den theologischen Kämpfen unserer Zeit nennt, in der — Un- 
wissenheit, damit verbunden ın der mit einem Minimum von An- 
regung sich begnügenden auf das gewohnte Nächstliegende — auf 
„Einrichtungen und Gebräuche“ — sich beschränkenden Ruhe- 
bedürftigkeit der Menge. Auch diese Ruhe hat ihre Rechte, 
weshalb ein jeder, der sie stört, sich fragen möge, ob die Gaben 
seines Geistes wirklich der Entfesselung des Sturmes wert sind. 
Auch hier gilt Hebbels Wort: 


Was steckt denn auch 
in Schleiern, Kronen oder rostgen Schwertern, 
das ewig wäre? Doch die müde Welt 
ist über diesen Dingen eingeschlafen, 
die sie in ihrem letzten Kampf errang, 
und hält sie fest. Wer sie ihr nehmen will, 
der weckt sie auf. Drum prüf’ er sich vorher, 
ob er auch stark genug ist, sie zu binden, 
wenn sie, halb wachgerüttelt, um sich schlägt, 
und reich genug, ihr Höheres zu bieten, 
wenn sie den Tand unwillig fahren lässt. 
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Endlich sind zur Entscheidung der Frage, ob im einzelnen 
Falle Beschimpfung vorliegt, die Konfession der erschienenen 
oder gebetenen Hörer, Charakter, Bildungsgang und Lebenser- 
fahrungen des Täters zu berücksichtigen. Auch dies gehört noch 
mit zum objektiven Tatbestand. Worte sind Zeichen. Sie sind 
nichts „an sich“. Der Wille gibt ihnen die Richtung. C’est le 
ton, qui fait Ja musique. Allerdings wird durch diese Aufhebung 
der (arenze zwischen der objektiven und der subjektiven Seite 
die Feststellung des Tatbestandes erheblich erschwert. 

Der Jurist muss nach Bedarf Kaufmann und Bauer, Dach- 
decker und Brunnenbohrer werden, warum nicht auch einmal 
Theologe? Man vergleiche den Auslobungsprozess Hoensbroech 
gegen Dasbach um den angeblichen Jesuitenspruch : der Zweck 
heiligt die Mittel. Aber wenn die Juristen auch nicht notwen- 
dig schlechte Christen sind, so ist doch die Aussicht, auf dem 
fremden Gebiete mangelhafte Arbeit zu liefern, nicht verlockend, 
und jedenfalls ist es der Rechtsprechung förderlich, so wenig als 
möglich in den konfessionellen Kampf hineingezogen zu werden. 
Wie leicht verleitet da das Bestreben, es beiden Teilen recht zu 
machen, dazu, entweder durch willkürliche Scheidung des objek- 
tiven und subjektiven Tatbestandes unter Verneinung des Be- 
wusstseins von der objektiv vorliegenden Beschimpfung zu einer 
kärglichen Freisprechung zu gelangen, oder gar im Hinblick auf 
den konfessionellen Frieden einerseits, die vorauszusetzende Be- 
gnadigung andererseits zu einer mühsamen Verurteilung. 

IV. 

Nun noch eine prinzipielle Frage. 

Solange es sich nur um den Kampf der Geister handelt, 
soll der moderne Rechtsstaat nicht eingreifen. Diese Dinge sind 
für den Strafrichter zu fein. Wenn die Kirchen auch einmal 
voreilig nach dem Staat als dem bracechium saeculare rufen, so 
empfinden sie doch das Bedenkliche bald, namentlich sobald die 
scheinbare Hilfe sich einmal gegen sie selbst kehrt. Den kon- 
fessionellen Frieden bringt der Staat nicht, wohl aber mag 
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aus dem Kampf der Frieden erblühen, dann vielleicht am ersten, 
wenn gegenseitiges Kennenlernen und Verstehen die guten Früchte 
auch der abweichenden Anschauung erkennen lässt, wenn eine 
Auffassung sich durchringt, die etwa m den Worten Harnacks 
Band 3 Seite 640 der Dogmengeschichte ıhren Ausdruck findet: 
„Wie das Herz, welches zu Gott strebt, durch Lehrformeln 
nicht gehemmt werden kann, sondern auch das Frendeste sich 
zum Troste umzubiegen vermag, so kann derselbe Sinn auch 
nicht durch Idole erstickt werden, sondern verwandelt die- 
selben in das Gnadenzeichen des Gottes, der in allen Zeichen 
nichts Anderes oftenbart als seine erneuernde Liebe.“ 

Der Gerechtigkeit wegen sei hier bemerkt, dass, was für den 
Kampf der Konfessionen gilt, in gewissem Umfange auch den 
sogenannten „Mächten der Zersetzung“ (Romen) gegenüber gelten 
muss. Vor diesen mag die Religion den Staat schützen, nicht 
der Staat die Religion. 

Wenn dagegen „Gemeinheit und Frivolität das Heilige be- 
schmutzen, so trifitt sie die verdiente Strafe* (\Wach). Den- 
noch fragt es sich, ob nicht in der Tiefe des christlichen Glaubens 
etwas ruht, das auch der Vollstreckung dieser verdienten 
Strafe widerstrebt. Ob diese Erwägung sich zur Grundlage für 
das praktische Leben eignet, mag zweifelhaft erscheinen. Sicher 
aber ist, dass es in der Richtung des christlichen Glaubens liegt, 
hinter aller Feindseligkeit und Verworfenheit den Menschen zu 
suchen, der dahintersteckt, und diesen nicht durch das Strafge- 
setz, sondern mit den Mitteln der Liebe zu überwinden. Wenn 
diese Idee einmal verwirklicht ist, wenn „nach einer Peterskirche 
mit ihrer Gesetzlichkeit und weltlichen Herrschaft, nach einer 
Paulskirche mit ihrer Innerlichkeit und dialektischen Geistigkeit 
einst die Liebeseinheit einer Johanuiskirche ihre allumfassende 
Kuppel wölbt* (Hase), dann wird auch die konfessionelle Pole- 
mik — mit dem, was darüber einmal geschrieben ist — der ver- 
dienten Vergessenheit anheimfallen. 
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I. Allgemeines. 


19. Philippe, gl,e droit canonique dans les pays non concorda- 
taires. Le Can, eont. 28, 365. | 

20. Koeniger*, Burchard I. v. Worms u. d. deutschen K. seiner 
Zweit. Ein kirchen- u. sittengeschichtl. Zeitbild. Münch. 05. J. J. Lenther 
(Verötfentl. a. d. kirchenhist. Seminar München. II. Reihe. Nr. 6). 
Mk. 4,80. 

Der Verfasser unternimmt es, aus dem Decretum des Bischots 
Burchard v. Worms ein Bild der deutschen kirchenrechtlichen und 
Kulturverhältnisse um das Jahr 1000 zu entwerfen. Dass jene Kanon- 
sammlung dazu gutes Material darbietet, will ich um so weniger be- 
streiten, als ich ja selbst vor lanzen Jahren die auf Aberglauben be- 
züglichen canones des Corrector et medicus beleuchtet habe. Aber 
freilich stellen sich einem Unternehmen, wie der Verf. es ausreführt 
hat, schwerwiegende Hindernisse in den Weg. Zunächst fehlt eine 
kritisch nur irgendwie brauchbare Auswabe des Decretum. Nur durch 
diese können die Quellen, welche B. benutzt hat, klar gelegt und kann 
die Provenienz der einzelnen canones festgestellt werden. Es ist ja 
ein sehr buntes verschiedenen Zeiten und Ländern zugehöriges Ma- 
terial, welches B. in seiner Sammlung aneinander gereiht hat. Kann 
nun aus dem Umstande, dass er eine solche Stelle aufgenommen hat, 
der Schluss gezogen werden, dass sie das zu Burchards Zeiten gel- 
tende Recht darstelle? Der Verf. weist selbst gelegentlich darauf hin, 
dass ein von B. aufsenommener canon wohl nur in Gedankenlosiskeit 
aus einer früheren Sammlung von ihm abgeschrieben worden sei. Kann 


* Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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das nicht vielfach geschehen sein? Dann würde aus solchen Stellen 
kein Rückschluss auf das um d. J. 1000 geltende Recht gezogen wer- 
den können. Der Verf. hilft sich hier, indem er noch andere zeitıre- 
nössische Quellen heranzieht, um deren materielle Uebereinstimmung 
mit den aus B. gewonnenen Resultaten darzutun. Aber das kann doch 
immer nur eklektisch geschehen. Andererseits steht es fest, dass B. 
die aufgenommenen Stellen eigenmächtig abgeändert, dass er im ob- 
jektiven Sinne zahlreiche Fälschungen vorgenommen hat, wenn er auch 
subjektiv vielleicht kein Bewusstsein davon gehabt hat, weil er, worauf 
schon Hauck hingewiesen hat, ein für seine Zeit bestimmtes Rechtsbuch 
herstellen wollte, demnach sich für befugt erachtete, die älteren canones 
dem Zeitbedürfnis entsprechend umzugestalten. Der Verf. hat mit 
vieler Mühe solche, sagen wir Emendationen festzustellen versucht. 
Aber Vollständigkeit kann doch auch in dieser Beziehung nur durch 
eine kritische Ausgabe erzielt werden. Lässt sich etwa aus solchen 
Abänderungen B.s schliessen, dass in ihnen uns eine Umgestaltung 
entgegentrete, welche sich seit dem ursprünglichen canon herausge- 
bildet hatte? Auch hier ist das Resultat ein zweifelhaftes. Wir 
können an solchen Emendationen die Tendenz des Fälschers 
erkennen, nicht aber ob sie durchgedrungen ist, ja nicht einmal, 
ob sie das gegenwärtige Recht zur Darlegung bringen, oder nur ein 
zukünftiges erwüuschtes anbahnen sollten. Das sind die Bedenken, die 
wir dem Buche des Verf. entgegenbringen müssen, und die sich natur- 
gemäss auf jede Arbeit beziehen, welche wesentlich nur aus einer 
Quelle heraus das Recht einer Periode zur Darstellung zu bringen 
versucht. Im übrigen können wir dem fleissigen Buche nur unsere 
Anerkennung zollen. Es steckt viel mehr Arbeit in ihm, als es äusser- 
lich den Anschein hat und der Verf. hat sich redlich in Quellen und 
Literatur umgetan, wenngleich wir für die letztere statt der benutzten 
kompendiarischen Werke, oft andere vom Verf. benutzt gewünscht 
hätten. Dass wir in Einzelheiten dem Verf. oft nicht beipflichten 
können, versteht sich bei einem so verschiedene Alaterien behan- 
delnden Buche fast von selbst. So halten wir es z.B. für unrichtig, 
neben dem Konkubinat eine förmliche nach Verlobung kontrahierte 
und eine formlose Ehe zu unterscheiden. Die Verlobung ist in Deutsch- 
land überhaupt nicht essentiell für die Eheschliessung gewesen. 

Wir halten es weiter für unrichtig, wenn der Akkusationsprozess 
bei Burchard als der des justinianischen Rechtes bezeichnet wird. Die 
einschlagenden Stellen B.s stamınen aus einer Zeit, wo man in Deutsch- 
land das römische Recht nach dem Codex Theodosianus benutzte, wie 
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ja aus den Erörterungen über Benedict Levita und Pseudisidor be- 
kannt ist. 

Solche und ähnliche Bemängelungen sollen den Wert des Buches 
nicht herabsetzen. So lange wir noch keine Geschichte des deutschen 
Kirchenrechts haben, müssen wir jeden Baustein für eine solche dank- 
bar enutsegennehmen, und diese Empfindung auch dem Buche des Vert. 
gerenüber zum Ausdrucke bringen. E. Fr. 


H. Lehr- und Handbücher. 


14. Sebastianelli, Praelectiones iuris canonici. Edit. sec. emen- 
data et aucta. BRomae 05. 

15. De Santi, Istituzioni di diritto canonico comparato con i 
codiei del Regno d’Italia, con le leggi eversive dell’ asse ecelesiastico 
e con la giurisprud. nuovissima 1—3. Salerno 052. 

16. Dietti, Synopis rerum moralium et juris pontifieh alpha- 
betico ordine digesta vol. 1 (A-G.) Editio altera emendata et aucta. 
Prato 0». 

17. Mocchegiani, Jurisprud. eccles. ad usum et commodum 
utriusque cleri. Tom. 1. Roma 05. 

18. Lüttgert*, Evangelisches Kirchenrecht in Rheinland und 
Westfalen. Gütersloh, C. Bertelsmann 1905. M. 14, geb. M. 16. 

Das Kirchenrecht der rheinisch-westfälischen Kirchenprovinz eignet 
sich weit mehr als das der übrigen altländischen preussischen Provinzen 
zu einer monographischen Darstellung. Denn es ist historisch ein 
eireutümliches Gewächs, dessen allgemeine Bedeutung in neuerer Zeit 
noch dadurch gesteigert worden ist, dass es das Modell abrereben 
hat, nach welchem alle ınodernen deutschen Kirchenverfassungen zure- 
schnitten worden sind. Bis jetzt besass unsere Literatur für das 
rheinisch - westfälische Gebiet nur Q@Quellensammlungen mit Komwen- 
taren. Der Verf. hat einen anderen Weg eingeschlagen und eine sy- 
stematische Darstellung geliefert. Dieser kann aber nachgerühmt wer- 
den, dass sie gleichzeitig eine wissenschaftliche ist. Der Verf., der 
übrigens den Lesern dieser Zeitschrift als deren Mitarbeiter bekannt 
ist, steht als Konsistorialrat in Koblenz mitten in der Praxis der 
rheinischen Kirchenverwaltung, wie er denn in früherer Zeit auch au 
dem westfälischen Konsistorium tätig gewesen ist. Er ist dadurch 
vor der Gefahr bewahrt worden, auf rein theoretische Fragen zu viel 
Gewicht zu legen und hat dadurch den Vorzug gewonnen, auch unge- 
drucktes Aktenmaterial für seine Arbeit verwenden zu können. Fr 
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hat den grossen Stoff, welchen er vollständig beherrscht, so gegliedert, 
dass er der speziellen Darstellung der einzelnen Rechtsinstitute einen 
allgemeinen einleitenden "Teil vorausschickt, welcher die Grundprinzi- 
pien der evangelischen Kirchenverfassung und die (Geschichte der rhei- 
nisch-westfälischen darstellt. Der Verf. zeigt sich dieser theoretischen 
Aufgabe vollkommen gewachsen, und namentlich rechne ich ihm zum 
Vorzuge an, dass er sich nicht in theologisierende oder kirchenpolitische 
Ausführungen verliert, sondern lediglich auf dem Boden der Jurispru- 
denz verbleibt. Dieser Teil des Buches ist übrirens auch gesondert er- 
schienen, um den jungen rheinisch-westfälischen Theologen als Ein- 
führung in ihr heimisches Kirchenrecht zu dienen, wozu er überaus 
geeienet ist. Der II. bei weitem grössere spezielle Teil (S. 150-—845) 
gliedert sich in die Abschnitte: die (remeinde und ihre Glieder; Leiter 
und Amtsträger der Gemeinde; die Vermögensverwaltung in der Ge- 
meinde; Union. Pilege des kirchlichen Lebens; die synodalen Einrich- 
tungen; die Aufsichtsbehörden. Vielleicht wäre es zweekmässiger ge- 
wesen, die beiden letzten Abteilungen der unmittelbar vorhergehenden 
voranzusetzen. Auch in diesem Abschnitte zeigt der Verf. eine voll- 
kommene Beherrschung des Stoffes. Der kirchenpolitische Standpunkt 
des Verf. tritt uns überall als ein verständizer entgegen. Die Darstel- 
lung ist klar und durchsichtig, das verarbeitete Material ein sehr 
grosses. So können wir denn in dem Buche einen wertvollen (Gewinn 
für die evangelische Kirchenrechtswissenschaft gern und freudig aner- 
kennen. E. Fr. 


IH. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


5. Ordo romanus prinns. Introd. and notes by Atcheley. 


Lond. 05. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


49. Die Kanonessammlung des Kardinals Deusdedit*. 1. Band. 
Die Kanonessammlung selbst. Mit Unterstützung der Savigny-Kom- 
mission der K. Akad. d. Wissensch. in Wien. XNen her. v. Wolf 
von Glanvell. Mit drei Lichtdrucktafeln. Paderborn, Ferd. 
Schöningh 1905. 

Wir besitzen schon eine Ausgabe des Deusdedit, welche 1869 
vom päpstlichen Bibliothekar Martinucei veranstaltet worden ist. Sie 
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kann als ein Muster angesehen werden, wie eine Austabe nicht ge- 
macht werden muss. Der Text taugt nichts, ein Apparat fehlt eänz- 
lich, nicht einmal ein Verzeichnis der canones wird gegeben. 

Wer genötigt war, mit diesem Buche zu arbeiten, verwünschte es 
und die vergebliche Mühe, die er aufwenden musste. 

So ist es denn dankbar hinzunehmen, dass eine neue Ausgabe ver- 
anstaltet worden ist, wenngleich wir uns noch weit mehr gefreut haben 
würden, wenn wir den viel wichtigeren Anselmus erhalten haben 
würden, dessen Edition vor langen Jahren Thaner übernommen hat, 
der aber immer noch darauf warten lässt. Die neue Ausgabe ist auf 
zwei Bände berechnet. Der erste jetzt vorliegende gibt ausser der 
Einleitung den Text der Saınmlung, der zweite soll die näheren Unter- 
suchungen bringen, namentlich auch über die Frage, in wie weit die 
Sammlung von (Gratian benutzt worden ist, aus welchen Quellen sie 
geschöpft hat, ob Deusdedit wirklich der Fälscher gewesen ist, als 
welchen ihn Döllinger im Janus gebrandmarkt hat u. s. w. Diese 
Zweiteilung ist für das Buch verhängnisvoll geworden, denn wenn schon 
der Verf. selbst mitteilt, dass der II. Band noch lange Zeit zu semer 
Bearbeitung erfordern werde, zumal auch Thaners Anselmus-Aus- 
gabe abzewartet werden müsse, und wenn schon dadurch dieser II. Band 
ad calendas graecas verschoben erscheint, so ist doch jetzt sein Er- 
scheinen ganz problematisch geworden; denn der Verf. ist vor kurzem 
in den Alpen abgestürtzt und daran gestorben. Ob er Materialien für 
den II. Band hinterlassen hat, erhellt nicht, und ebensowenig ob es 
gelungen ist, einen Ersatzmann zu finden. 

Der Handschriftenstand der Sammlung ist kein günstiger. Eigent- 
lich ist nur ein Codex, der Vaticannus latinus 3833 vorhanden, der 
selbst nur eine schlechte Abschrift des verloren gergangenen Oririnals 
ist, vielfach korrumpiert und übrigens derselbe, den Martinucei seiner 
Ausgabe zu Grund gelegt hat, und welchen auch schon die Correctores 
Romani bei ihrer Ausgabe des Decretum Gratiani benutzt haben. 

Die Arbeit des Her. besteht nun zunächst darin, dass er den Text 
diplomatisch genau nach der handschriftlichen Grundlage wiederge- 
geben hat unter Verbesserung offenbarer Fehler des Abschreibers, was 
jedesmal angegeben wird. Weiter aber und vor allen Dingen hat er 
die einzelnen canones von einander gesondert und in jedem der vier 
Bücher neu numeriert. Das war eben der grosse Uebelstand der 
Ausgabe von Martinucei, dass mehrere canones oft zusammen gedruckt 
waren, so dass sie von dem Suchenden nicht gefunden werden konnten. 
Ich selbst weiss ein Lied davon zu singen. Und wenn ich bei meiner 
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Ausgabe der Gratian oft genug, selbst wo ich wusste, dass der canon 
bei Deusdedit stehen musste, mit verzweifelter Resignation zu er- 
klären hatte, ich hätte ihn nicht finden können, so lag die Schuld 
wesentlich an der Ausgabe des Martinucei. Für den Her. ist es nicht 
schwer gewesen eine Anzahl von canones des Gratian aufzuzählen, bei 
der ich unterlassen habe, den Deusdedit anzuführen. Er brauchte nur 
die ihm geläufigen Anfänge der canones des letzteren mit dem in jeder 
Gratian-Ausgabe befindlichen Verzeichnis der dortigen C'anones-Anfänge 
zu vergleichen, um leicht zu einem Resultat zu gelangen. Der um- 
gekehrte Wer war fast auseeschlossen und hätte jedenfalls eine zeit- 
raubende Alühe erfordert, die sachlich sich nicht gelohnt hätte, zumal 
der schlechte Deusdedit-Text der Vaticana für die Textgestaltung 
Gratians doch kaum etwas abgeworfen haben würde. 

Weiter hat der Verf. bei jedem Canon des Deusdedit die Prove- 
nienz festzustellen unternommen und den Text mit dem des Originales 
verglichen. Wie gross eine derartige Arbeit ist, weiss der am besten, 
der eine ähnliche ausgeführt hat. Freilich ist ihm dabei wenigstens 
für die bei Gratian aufgenommenen Stellen meine Ausgabe sehr hilf- 
reich gewesen. Dass Glanvell nicht bei den Papstdekretalen Jafle’s 
Regestennummern angegeben hat, ist bedauerlich. Endlich gibt Gl. an, in 
welcher Sammlung und wo in dieser jeder C'anon noch anzutreffen sei. 
Auch dabei muss ihm meine Ausgabe des Gratian sehr förderlich ge- 
wesen sein. Doch hat er auch die Zitate aus der Üolleetio brittanica 
gegeben, die zur Zeit meiner (ratianedition noch unbekannt war. Diese 
Verweisungen Glanvells laborieren aber an einigen Missständen. Er 
verweist auch auf ungedruckte Sammlungen, wie die Anselmo dedicata, 
den Anselm, Polycarp, die Caesaraugustana, die Coll. ILI. part., ohne anzu- 
geben, welchen Codex er benutzt habe. Hat er z. B. die Form des 
Anselmus benutzt und zitiert, die Savigny, Theiner und ich benutzt 
habe? Fournier hat neuerdings nachgewiesen, dass dies gar nicht die 
echte Anselmina enthalte und nur eine Bearbeitung sei. Hat er für 
die bei Gratian vorkommenden Stellen meine Zitate wiedergegeben 
nach den von mir benutzten Handschriften? Hat er lediglich die 
unzuverlässigen Angaben Theiners aus dessen Disquisitiones repro- 
duziert? Wir erfahren direkt nichts. Vor allen Dingen aber ist zu 
beklagen, dass die Verweisungen auf Gratian vollständig fehlen. Die 
sollten eben im II. Bande gegeben werden. Aber das Verfahren des 
Her. ist um so weniger zu billigeu, als er doch z. B. auch Ivo an- 
führt, der auch jünger ist als Deusdedit. Warum prinzipiell nicht 
Gratian, der von allen späteren Sammlern der wichtigste ist ? 
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Weiter aber geben die Anmerkungen diplomatische Bemerkungen 
und Varianten aus den übrigen Sammlungen. Da muss ich nun aber 
saren, dass in ersterer Beziehung zu viel getan ist, in letzterer zu 
wenig. Es hat doch wirklich, zumal wenn man die Schlechtirrkeit des 
Codex Vaticanus erwägt, keine Bedeutung. ob ein Buchstabe wie der 
Her. sich nicht schön ausdrückt „ober der Zeile* hinzugefügt ist, oder 
nicht, ob eine Korrektur oder Rasur vorliegt u. s. w. Und doch nehnen 
solche Notizen den Hauptplatz ein. Dagegen ist das Variantenmaterial 
zu dürftie. Hier hätte der Her. mehr tun können, wenn er wirkliche 
Vergleichungen mit den zitierten Sammlungen vorgenommen haben 
würde. Zuweilen aber verzeichnet er genau Varianten, wo das ganz 
unnötig war. So gibt er z. B. an, lib. 3c. 306 sei in meiner Gratian- 
Ausgabe abgedruckt und weist alle Varianten nach. Aber ich habe 
lediglich eine Notatio Correctorum Rom. abgedruckt, welche ihrerseits 
die Stelle aus demselben Codex genommen haben, dessen Text Glan- 
vell wiedergibt. Was hat es für einen Zweck diese Varianten der 
Correctores, nicht meine wie Glanvell angibt, aufzuführen? Mit dem- 
selben Rechte hätten auch alle Textabweichungen des Martinucei notiert 
werden müssen. Hinter dem IV. und letzten Buche folgt ein Auhang 
und dann ein sehr dankenswertes Register der Kapitelsanfänge. Drei 
Schriftproben bilden den Schluss des stattlichen Bandes. — Fassen 
wir unser Urteil zusammen, so haben wir alle Veranlassung dem Her. 
unsern Dauk in sein frühes Grab nachzurufen. Durch ihn ist eine 
kanonische Sammlung, die den Historiker vielleicht noch mehr interes- 
siert als den Kanonisten, zuerst wirklich nutzbar geworden. Und 
gleichzeitig hat er das Verdienst, wenn wir von Regino absehn, die 
erste kritische Ausgabe einer vorgratianischen Sammlung veranstaltet 
zu haben. E. Fr. 

50. Leicht, Per la storia della glossa al decreto di Graziano 
Udine 55 [dalle Memorie storiche cividalesi]. 

5l. grauert, Forsch. u. Texte z. Gesch. d. Kaisert. u. Papst. 
im Mittelalter, (Tractatus de iurisdietione Imperatoris et Imperii 
1300.) Sitzungsber. d. k. bayer. Akad. d. Wissensch. München 1905. 
Histor. Kl. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


54. Brun, Essai sur l’apötre Piere. La vie, son oeuvre, son 
enseignement. Montauban 05 these. 
55. Knopf*, das nachapostolische Zeitalter. Geschichte der 
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christlichen Gemeinden vom Beginn der Flavierdynastie bis zum Fnde 
Hadrians. Tübingen u. Leipzig J. C. B. Mohr 1905. Mk. 9. geb. 11,50. 

Das gelehrte Buch gliedert sich in zwei Abschnitte. Von diesen 
behandelt der erste kurze das Christentum auf dem Boden des jüdi- 
schen Volkstums, der zweite, den Hauptbestandteil des Buches aus- 
machende (8. 31—444) die Heidenkirche. Von den 8 Unterabteilungen 
dieses letzteren: 1. die Quellen nach Zeit und Ort ihrer Entstehung, 
2. die Ausbreitung, 3. Staat, Gesellschaft und die Christen, 4. die 
Gemeindeverfassung, 5. die Versammlungen, 6. die Gnosis, 7. die Theo- 
logie und 8. die Frömmierkeit, fällt wesentlich die dritte und vierte 
in den Bereich des Kirchenrechts und damit auch dieser Zeitschrift, 
während die erste nur indirekt in Betracht kommt, die übrigen aber 
als rein theologische sich unserer Zuständigkeit entziehen. Was zu- 
nächst die Methode des Verf. anlangt, so nimmt er davon Abstand, 
für die Einzelfragen die Täteratur heranzuziehen und sich mit ihr 
polemisch auseinanderzusetzen. Er will allein die Quellen reden lassen, 
deren Wortlaut er im Texte des Buches in deutscher in den An- 
merkungen in der Originalsprache wiedergibt. Er folgt in dieser Be- 
ziehung dem Vorbild von Weizsäcker und auch des Jesuiten Bruders, 
der ja die Anfänge der Kirchenverfassung in gleicher Weise behandelt 
hat. Diese Methode hat ihre Licht- aber auch entschieden ihre Schatten- 
seiten. Sie liefert eine in sich zusammenhängende und relativ kurze 
Darstellung, ein Lesebuch. Aber sie überlässt dem Leser zu viel 
Arbeit. Dieser muss sich bei jeder Einzelfrage erst den Standpunkt 
vergegenwärtigen, welchen die bisherige Literatur zu ıhr einnimmt, er 
muss selbst die Kritik ausüben, welche der Verf. unterlässt. Freilich 
darf man voraussetzen, dass der Verf. diese gesamte Literatur kennt 
und bei jedem Punkte seiner Darstellung sich stets der gegenteiligen 
Meinungen bewusst gewesen ist. Aber man hat doch keine (sarantie 


dafür, und das um so weniger, wenn man sich bestimmter Argumente 
erinnert, denen man eine ausschlargebende Bedeutung beilegen möchte 
und die man dann in der Darstellung des Verf. nicht berücksichtigt 
findet. Bezüglich der Christenverfolgungen durch den römischen Staat 
steht der Verf. auf dem Standpunkt von Mommsen, der die staatliche 
Reaktion gegen das Christentum aufpolizeilich-adininistrativeMassnahmen 
reduziert. Gewiss sind solche ergriffen worden, aber der Verf. über- 
sieht, dass er selbst die religio Christiana als eine illieita hinstellt und 
dass diese dadurch im Gegensatz stand zur religio lieita Judaica. Er 
beantwortet nicht die Frage nach der Quelle des Satzes: non licet esse 
Christianos, der doch allein die verschiedene Behandlung erklärt, welche 
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Juden und Christen im römischen Reiche erfahren haben. Damit 
charakterisiert sieh denn doch aber auch das Christsein nicht als em 
blosses Polizeiverechen. sondern als eine vom Staate zu bestrafende 
(jesetzesübertretune. Für die wichtige Frage, ob von vorne herein 
ein Unterschied zwischen exiszorts: und RFesphregc vorhanden gewesen 
sei, kommt der Verf. zu einem verneinenden Ergebnisse. Aber wenn 
er die beiden Kategorien identifiziert, wie will er die Erscheinung er- 
klären, dass bei der später eingetretenen Sonderung gerade der Name 
Episkopen für die eine allein üblich geworden und überall monopolisiert 
worden ist. Die Entstehung des monarchischen Episkopates verlegt 
der Verf. nach Kleinasien, ja er findet dessen Spuren schon in den 
Pastoralbriefen und in der Johannesapokalypse; der Beweis für diese 
Behauptung scheint uns indessen doch nicht überzeugend erbracht zu 
sein, und wie werden die Gegenargumente beseitigt, welche für die 
Priorität des monarchischen Episkopates in Rom geltend gemacht wor- 
den sind? Das sind die Schattenseiten der Methode dieses Buches, 
von welchem wir übrigens gern zugestehn, dass wir es mit Genuss 
und mannigfacher Belehrung gelesen haben und dass es auf ernstem, 
Achtung gebietendem Studium beruht. E. Fr. 

56. Babut, la date du cone. de Turin et le developpement de 
V’autorite pontificale au V siecle. Reponse A Mer. Duchesne et aM. 
Pfister. Rev. hist. 1905, 57. 

57. Kluge, d. Streit um das Patronatsrecht über die Stadtkirche 
zu Trebnitz 1650—69. 2. d. Ver. f. Gesch. u. Altert. Schlesiens. 
Bd. 39. 

Abert, d. Wahlkapitulationen d. Würzburger Bischöfe b. z. Ende 
d. XVII. Jahrh. 1225—1698. Arch. d. hist. Ver. f. Unterfranken 46, 27. 

59. Füssenich, die Volksmission in d. Herzogt. Jülich u. Berg 


währ. d. 18. Jahrh. Ann. d. hist. V. f. d. Niederrhein 78, 117. 


VI. Staat und Kirche. 


43. Harnack, D. Vorwurf d. Atheismus in d. ersten drei Jahr- 
hunderten. Texte u. Untersuchungen N. F. Bd. 13. H. 4. 

44, Augar, D. Frau im röm. Christenprozess. Ein Beitr. zur 
Verfolgungsgesch. d. christl. Kirche im röm. Staate. Texte u. Unter- 
suchungen. N. F. Bd. 13. H. 4. 

45. Valois, Concordats anterieurs A celui de Francois I. Ponti- 
ficat de Martin V. Rev. d. quest. hist. 1905, 376. 

46. Les derniers actes de M. Combes. La loi du 28 decemb. 1904 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 475 


sur le monopole des inhumations. Decret du 2. janv. 1905 sur la sup- 
pression de V’enseignement congreganiste. Rev. admin. du eulte cathol. 


1905, 1. 


VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


45. Giron y Arcas, La situacion juridica de la iglesia eatölica 
en los diversos estados de Europa y de America. Madr. 05. 

49. Stutz*, D. Preuss. A.T.R. u. d. Eirentümer des Kirchenguts. 
Berlin 05. (Sonder-Abdr. a. d. Festgabe für D. Bernh. Hübler (8. 169 f}.). 

Die Thesis von Hübler, dass die Frare nach dem kirchlichen 
Eigentumssubjekt eine solche des bürgerlichen Rechtes sei, bildet den 
Ausgangspunkt der kleinen Abhandlung. >Mie weist nach, dass auch 
das Preuss. A.L.R. auf demselben Standpunkt stehe, welches — darauf 
hat schon Schilgen hingewiesen — sich über das Eigentumssubjekt 
des kirchlichen Vermögens in seinem dem Kirchenrecht gewidmeten 
Abschnitte nicht direkt äussere, aber regelmässig ein Eigentum der 
Kirchengesellschaft voraussetze. E. Fr. 


VII. Ordenswesen. 


23. Ursmer-Berliere, Les chapitres generaux de lVordre de 
S. Benoit. Notes supplementaires. Rev. Benedict. 1905, 377. 

Vgl. ebendas. 1901, 364; 1902, 38. 265. 374. Melanges d’hist. 
Benedict. 4. serie 1902, 32. 

24. Bibliotheca Franeiscana ascetica medii aevi. Tom. I. Franeisci 
Assisiensis, sancti patris, opuscula, sec. codices nıss. emendata et denuo 
edita a PP. collegii S. Bonaventurae. Ad. Clara Aquas (Quarachi). 

25. Boudinhon, Les congregat. religieuses ä voenx simples. Le 
Can. cont. 28, 353. 

26. Delasalle, Les congregations non autorisees et leurs liqui- 
dateurs devant la loi de 1901. Paris 05. 

27. Lortat-Jacob, Les congregat. devant la loi de 1901. Et. 
histor. et juridique. Par. 05. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


21. Schornbanm,Z. Brandenb.-Nürnberg. Kirchenvisitation 1528. 
Beitr. z. bayr. KGesch. 1905. 5, 218. 
22. Kayser, D. (seneral-Kirchenvisitation v. 1558 im Lande 
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(zöttingen-Kalenberg. Aus d. Protokollen auszugsweise mitg. Tl. 1. 
2. d. (es. f. niedersächs. KGsch. 9, 22. 

23. Bartsch, D. Protokolle d. KVisitationen im Bereiche d. jetz. 
Fürstent. Reuss ä. L. nebst einigen zugehörigen Kreisen. 6—10. Jahıres- 
ber. s. Mitt. d. Ver. f. Greizer (resch. 

24. Knoop, Herzog Ernst d. Bekenners Ordnung üb. d. Ein- 
kommen der Pastoren u. d. Ehesachen v. 15. X1. 1543. Z. d. Ges. f. 
niedersächs. KGsch. 9, 203. 

25. Krosh-Tonning, Jlugo de Groot en de religieuze Stroo- 
mingen in het protestantisme van zijn tijd. Rotterdam 03. 

26. Lüttgert, D. ev. KVerf. in Rheinl. u. Westf. nach ihrer 
geschichtl, Entwickele. (Aus ev. KR. in Rheinl. u. Westf.) Gütersloh 05. 

27. Selle, D. Kirchensteuer in d. österr. ev. Kirche. Ein Wort 


an diese und ihre Freunde im Reich. Leipz. 05. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


ll. Paulus*, Luther u. die Gewissensfreiheit (Glaube u. Wissen 
Heft 21) München. Volksschriftenverlag 1905. 30 Pfg. 

Der Verf. unternimmt es, über das schon früher von ihm ange- 
schlagene Thema der reformatorischen Intoleranz populäre Variationen 
zu schreiben. Es macht einen eigentümlichen Eindruck, wenn ein 
Katholik gegen eine andere Kirche den Vorwurf der Intoleranz er- 
hebt. Wer in einem Glashause lebt, soll nicht mit Steinen werfen, 
wer nach der Lehre seiner Kirche intolerant sein muss, hat auch 
den Schein zu vermeiden, als ob er sich für Toleranz begeistere und 
deren Mangel zu einem Vorwurfe stempele. Dies gilt auch von dem 
s. sg. Toleranzantrage des Zentrums. Im übrigen rennt der Verf. offene 
Türen ein. Dass Luther nur Duldung der wahren Religion, d. h. der 
evangelischen verlangt, dass er in dieser Beziehung ganz auf dem Bo- 
den der Anschauungen des h. Augustinus steht, ist längst anerkannt 
(vel. mein Lehrbuch des K.R.S. 85) und ist vollkommen erklärlich in 
einer Zeit, welche die Schlacken der mittelalterlichen, der katholischen 
Auffassung noch nicht ganz auszumerzen imstande gewesen war. Dass 
er die Vernichtung der katholischen Kirche erstrebte, ist nur natür- 
lich, seitdem diese seine und seiner Anhänger Vernichtung dekretiert 
hatte, Hier galt es, Notwehr üben. Ebenso ist es eine auch evanıe- 
lischerseits längst anerkannte Tatsache (vgl. statt aller Rieker, D. recht!]. 
Stelle. 87 f.), dass Luther den Sekten gegenüber seinen Standpunkt 
gewechselt hat. Solch Wandel der Anschauungen hat sich auch in 
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der katholischen Kirche vollzogen, wofür nur auf die bekannte Stelle 
Tertullians ad Scapulam e. 2. hingewiesen zu werden braucht. Was 
wir heute Toleranz nennen. ist erst ein Produkt der naturrechtlichen 
Schule, der Aufklärungsperiode und zum Teil der Interesselosig- 
keit für die Religion überhaupt. Und trotzdem ist es nicht unrichtig, 
auch diese moderne Toleranz in ihren Wurzeln auf Luther und die 
Reformation zurückzuführen. Wäre es dieser nicht gelungen, die 
mittelalterliche und prinzipielle Alleinherrschaft der katholischen Kirche 
zu brechen, so würde niemals die Toleranz sich haben entfalten können. 
wie sie sich ja auch in den rein-katholischen Gebieten — wir er- 
innern nur an den früheren Kirchenstaat und an Spanien — nie 
entfaltet hat. Was der Verf. über den Unterschied der katholischen 
und evangelischen Intolerauz und zur Rechtfertigung der ersteren aus- 
führt, verdient keine Widerlegung. Es ist nicht richtig, dass die ka- 
tholische Reaktion geren die Ketzerei nie die (sewissensfreiheit des 
Einzelnen angegriffen hat, sondern nur die geäusserten ketzeri- 
schen Meinungen. Wenn man den der Heterodoxie Verdächtigen zur 
Aeusserung seiner Meinungen durch körperlichen Zwang anhielt, so 
läuft das praktisch eben auf Negierung der (Gewissensfreiheit hinaus. 
Der Unterschied zwischen den beiden Kirchen springt dabei in die 
Augen. Wenn Calvin den Servet verbrennt und Melanchthon dazu 
seine Zustimmung gegeben hat, so empfinden wir das schmerzlich als 
einen Gegensatz zu unseren evangelischen Prinzipien. Wenn die katho- 
lische Kirche das Kreuz gegen die Ketzer gepredigt und sie mit Feuer 
und Schwert zu vertilgsen unternommen hat, so empfinden wir das als 
in den Prinzipien der katholischen Kirche begründet und nicht etwa, 
wie der Verf. meint, als eine Schutzmassnahme zu Gunsten des ka- 
tholischen Besitzstandes. Nur durch die Staatsgesetze haben die Kir- 
chen zu einer Duldung genötigt werden können, nnd eine Anerken- 
nung solcher Staatsgesetze hat die katholische Kirche stets verweigert. 
E. Fr, 

12. De Rıidder, La liberte de conscience en droit international. 
R. d. dr. internat. 7, 283. 

13. Liebenau, Beitr. z. Gesch. d. Gegenref. (Arch. f. schweiz. 
Ref. Gesch. Bd. II.) Luzern 05. 

14. Constant, Les Juifs devant l’Eglise et T’histoire. 2. ed. 
augm. Par. 05. 


XI. Eherecht. 


54. Lutterotti, Ehehindernis d. Religionsverschiedenheit u. d. 
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21. Pıus X. 14./3. 1905. Reorganisation des Seminari Jlatino- 
americani. Je Can. cont. 28, 333. 

22. Pius X. Motu proprio 12./5. 1904. Ueber die Zulassung 
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Staatsgesetz von Ecuador, welches die Eintragung der Neugeborenen 
in das Standesregister vor deren Taufe vorschreibt. Le Can. cont. 
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24. Decr.Congr.degliaffaristraordin. 20./12. 09. Er- 
richtung der apost. Präfektur von Caquetaä in Columbien. Le Can. 
cont. 28, 428. 

25. Decr.Congr. de Prop.fide 11./2.05. Errichtung einer 
apost. Präfektur für das holländische Borneo. Je Can. cont. 28, 423. 


Gerichtssprüche. 


15. Preussen. E. d. OVGer. betr. die Steuerfreiheit der Gna- 
denbezüge der Hinterbliebenen von Geistlichen bei der Veranlagung 
zur Staatseinkommensteuer 1./2. 05. KG. VBl. S. 48. (Es findet 
Steuerfreiheit statt.) 

16. E. d. RGer. IV. Ziv.Sen. 2./1. 05. Zulässigkeit eventueller 
Widerklagen in Ehesachen. Entsch. 59 Nr. 107. S. 409. 

17. E. d. RGer. IV. Ziv.Sen. 1./12. 04. Kann ein Ehegatte ver- ' 
langen, dass die von ihm getrennt lebende Ehegattin sich in eine Heil- 
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anstalt berebe zur Heilung der Krankheit. die die Herstellunz der 


häuslichen (remeinschaft hindert? (JaN) Entsch. 59, Nr. 74, S. 2506. 


Staatliche Gesetze u. Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


8. Anhalt. (res. betr. den Austritt aus der Kirche v. 24. März 

1904. 
sl. 

Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirkung erfolrt 
durch Erklärung des Austretenden in Person vor dem Amtsgerichte 
seines Wohnortes. Erforderlich ist, dass der Austretende die Voll- 
jähriekeit erlangt hat. 

82, 

Der Aufnahme der Austrittserklärung muss ein hierauf gerichteter 
Antrag voranrehen. Diesem ist eine Bescheinigung des zuständiren 
Pfarrers beizufügen, dass der Antragsteller demselben die Absicht des 
Austritts in Person angezeigt hat. Zur Ausstellung dieser Bescheinigung 
ist der Geistliche verpflichtet. Der Antrag selbst ist durch das Anmıts- 
gericht dem Pfarramte derjenigen Ortskirche, zu welcher der Antrag- 
steller gehört, ohne Verzug bekannt zu machen. 

Die Aufnahme der Austrittserklärung findet nicht vor Ablauf von 
vier Wochen, jedoch spätestens innerhalb sechs Wochen nach Eingang 
des Antrages zu gerichtlichem Protokoll statt. Abschrift des Proto- 
kolls ist dem Pfarramte der Ortskirche zuzustellen. 

Eine Bescheinirung des Austritts ist dem Ausgetretenen auf Ver- 
langen durch das Amtsgericht zu erteilen. 

S3. 

Die Austrittserklärung bewirkt, dass der Ausgetretene zu Lei- 
stungen, welche auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde- 
angehörirkeit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. 

Diese Wirkung tritt mit dem Schlusse des auf die Austrittser- 
klärung folsenden staatlichen Steuerjahres ein. Leistungen, welche 
kraft besondern Rechtstitels zu gewähren sind, oder solche, welche auf 
bestimmten Grundstücken haften oder von allen Grundstücken einer 
Pfarrgemeinde zu entrichten sind, werden durch die Austrittserklärung 


nicht berührt. 
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Diejenigen Personen, welehe nachweislich vor dem Inkrafttreten 
des gegenwärtiren Gesetzes innerhalb oder ausserhalb Anhalts aus 
einer Kirche rechtszültig ausretreten sind. werden so angzesehen, als 
ob ihre Austrittserklärune am Taxe des Inkrafttretens des Gesetzes 
zu gerichtlichem Protokoll aufszenommen wäre. 

N 5 

Was in den SS 1—3 von den Kirchen bestimmt ist, findet auf 
alle Religionsgesellschaften, denen das Recht einer juristischen Person 
oder auf Grund des Art. 4 des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gresetzbuche Rechtsfähiskeit Jaudesherrlich verliehen ist, mit der Mass- 
gabe Anwendung, dass die im $ 2 vorgesehenen Anzeigen, Bekannt- 
machungen und Zustellingen an den Kultusbeanten der Religions- 
gesellschaft, oder falls ein solcher am Wohnorte des Antragstellers 
nicht vorhanden ist, an den Vorstand der Religionsgesellschaft zu er- 
folgen haben. 

SD. 

Für das Verfahren werden (rebülhren nicht erhoben, sondern nur 
bare Auslagen berechnet. 

S 6. 

Die entgegenstehenden Bestimmuugen des für das vormalige Herzog- 
tum Anhalt-Bernburg erlassenen Gesetzes Nr. 606 vom 13. Februar 


1551 — Bd. XS. 21 flrde. der Gesetzsammlung für das Herzogtum 
Anhalt-Bernburg — werden aufgehoben. 

Q - 

Ss tl. 


Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Veröffentlichung in Kraft. 

9. Sachsen. VO. d. Min. d. Inn. u. d. Kriegs v. 20./3. 05: 
Studierende der röm.-kath. Theologie. welche berechtirt sind auf Zurück- 
stellung vom Militärdienste. Fischer Ztschr. 29, 52. 

10. Frankreich. JLoi portant abrogation des lois conferant 
aux fabriques des eEglises et aux consistoires Je monopole des inhu- 
matious v. 28. Dez. 1904 (Journal officiel p. 7738). 

Le Senat et la Chambre des deputes ont adopte, 

Le President de la Republique promulgue la loi dont la teneur suit: 

Art. ler. — Le droit attribue aux fabriques et consistoires de 
faire seuls toutes les fournitures quelconques necessaires pour les 
enterrements et pour la pompe et la decence des funerailles, en ce 


qui concerne le service exterieur, cessera d’exister A dater de la pro- 
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mulgation de la presente loi. 

Art. 2. — Le service exterieur des pompes funebres, comprenant 
exclusivement le transport des corps, la fourniture des corbillards, 
cercueils, tentures exterieures des maisons mortuaires, les voitures de 
deuil, ainsi que les fonrnitures et le personnel necessaires aux luhu- 
mations, exhumations et ceremations, appartient aux communes, A titre 
de service publie. Celles-ci peuvent assurer ce service soit directe- 
ment, soit par entreprise, en se conformaut aux lois et reglements sur 
les marches de gre A gre et adjudications en matiere de travaux 
publies. 

Les fournitures et travaux inentionnes ceidessus donnent lieu A la 
perception de taxes dont les tarifs sont votes par les conseils muni- 
cipaux et approuves par le prefet, ou par decret, s’il s’agit d’une ville 
ayant plus de trois millions de revenus. Dans ces tarifs aueune sur- 
taxe ne peut etre exigee pour les presentations et stations A l’erlise 
on au temple. 

Tous objets non compris dans l’enumeration ei-dessus sont laisses 
aux soins des familles. 

Jae materiel fourni par les communes devra etre constitue en vue 
aussi bien d’obseques religieuses de tout culte que d’obseques depour- 
vues de tout caractere confessionnel. 

Le service est gratuit pour les indigents. 

Tees fabriques, consistoires ou autres etablissements religieux ne 
peuvent devenir entrepreneurs du service exterieur. 

Dans les localites ou les familles pourvoient directement ou par 
les soins de societes charitables laiques, en vertu d’anciennes coutumes, 
au transport ou & l’enterrement de leurs morts, les me&mes usages 
pourront etre maintenus avec l’autorisation du conseil municipal et 
sous la surveillance du maire. 

Art. 3. — Les fabriques et consistoires conservent le droit exelusif 
de fournir les objets destines au service des funerailles dans les edi- 
fices religieux et A la decoration interieure et exterieure de ces Edifices. 

Le service attribue aux fabriques est gratuit pour les indigents. 

Art. 4. — Dans les localites oü le monopole des ponıpes funebres 
s’exerce par les entrepreneurs, les traites reguliers existant entre les 
fahriques ou consistoires et ces entrepreneurs, au moment de la promul- 


gation de la presente loi, seront maintenus jusqu’A leur expiration, 
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sauf reserves contraires; mais, en ce cas, le beönefice resultant du 
service exterieur sera verse par l’entrepreneur dans la caisse muni- 
cipale. 

Les tarifs et reglements existants continueront A etre appliques 
jJusqu’a ce qu'ils aient ete modifies dans les formes legales. 

Si le materiel a l’usage du service exterieur appartient aux fabri- 
ques et consistoires, ces etablissements seront tenus d’en faire la remise 
aux communes, lesquelles seront egalement tenues de le repreudre 
pour sa valeur estimative. 

Les conventions amiables qui seraient conclues entre les interesses 
par application de la disposition qui preeede, seront soumises A l’ap- 
probation du prefet. A defaut d’accord, il sera statue par le conseil 
de prefecture. 

Art. 5. — Sont abrogees, en ce qu’elles ont de contraire A la 
presente loi, les dispositions des lois et decrets sur l’organisation des 
pompes funebres et notamment des decrets des 28 prairial an XII, 
18 mai 1806, 18 aoüt 1811. 

Est aussi abrogee la disposition de l’article 37 du decret du 
30 decembre 1809 qui met l’entretien des cimetieres A la charge des 
fabriques. 

Art. 6. — La presente loi n’entrera en vigueur qu’a partir du 1er 
janvier de l’annee qui suivra sa promulgation. 

Art. 7. — Un reglement d’administration publique determinera 
les conditions dans lesquelles la presente loı sera appliquee. 

Art. 8 — La presente loi est applicable ä l’Algerie. 

La presente loi, deliberee et adoptee par le Senat et par la 
Chambre des deputes, sera executee comme loi de l’Etat. 

Fait & Paris, le 28 decembre 1904. 

Emile Loubet. 

Par le President de la Republique: 

Le president du conseil, 
ministre de l’interieur et des cultes, 
E. Combes. 

1l. Frankreich. Decr. portant reglement d’administration 
publique pour lVexecution de la loi du 1 juillet 1904 relative & la 
suppression de l’enseignement congreganiste v. 2. Januar 1905. (Journal 
officiel p. 59). 8. unten no. 12. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XV. 3. 32 
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Le President de la Republique francaise, 

Sur le rapport du ministre de l’interieur et des cultes, 

Vu la loi du 7 juillet 1904, relative A la suppression de l’enseigrne- 
ment congreraniste, et notamment V’artiele 5, paragraphe 8, ainsi concu: 
„Un deeret d’administration publique determinera les mesures propres 
A assurer l’execution de la presente loi®; 

Vu la loı du 24 maı 1825; 

Vu la loi du 1er juillet 1901, relative au contrat d’association, 
modifi6e par les lois des 4 decenibre 1902 et 17 juillet 1903; 

Vu larticle 1042 du code de procedure civile et l’article 121 du 
decret du 18 juin 1811; 

Vu les avis des ministres de la justice, des affaires etrangeres, 
des finances et des colonies; 

Le conseil d’Etat entendu, 

Decrete: 

Titre Ie 

Regularisation des statuts et affeetation des biens des congre- 
gations non exclusivement enseignantes 

Art. 1. — Toute congregation ou communaute qui, ayant ete 
autorisee pour l’enseismement et pour d’autres objets, conserve, par 
application du paragraphe 4 de l’article 1" de la loi du 7 juillet 1904, 
le benefice de son autorisation, doit supprimer de ses statuts toutes 
les dispositions relatives & l’enseignement en France. 

Dans le delai de six mois aA partir de la fermeture du dernier 
etablissement d’enseignement, elle adresse au ministre des cultes des 
exemplaires de ses statuts ainsi modifies, lesdits exemplaires certifies 
par la superieure de la congregation ou de la communaute. 

Au moment du depöt, il est delivre recepisse de ces exemplaires, 
qui doivent &tre en nombre suffisant pour permettre l’accomplisse- 
ment des formalites prescrites au paragraphe 2 de l’artiele suivant. 

Si ce depöt n’a pas ete effectue dans le delai ci-dessus imparti, 
il peut etre procede ala dissolution de la congregation ou de la com- 
munaute dans les conditions prevues au paragraphe 3 de V’article 15 
de la loi du 1° juillet 1901. 

Art. 2. — Le ministre des cultes appose son visa sur les exem- 
plaires qui lui ont ete adresses, apr&es avoir constate que le texte des 
statuts ne contient plus aucune disposition relative A l’enseignement 
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en France. 

Les statuts ainsi vises sont inseres au Bulletin des lois, et 
un exemplaire en est adresse par le ministre: 1° a la congregation ou 
ala communaute; 2° aux prefets de tous les departements et aux eve- 
ques de tous les dioceses oü se trouve un etablissement de la con- 
gregation; 3° au secretariat general du couseil d’Etat. 

Si le ministre des cultes laisse €couler six mois A partir de la 
delivrance du recepisse, sans avoir, soit transmis A la congregation ou 
A la communaute l’exemplaire des statuts vise par lui, soit presente 
des observations au sujet de la verification ci-dessus prescrite, la con- 
gregation ou la communaute est consideree comme ayaut satisfait aux 
prescriptions du paragraphe 1 de V’artiele precedent. 

A partir du jour soit de l’apposition du visa, soit de l’expiration 
du delai de six mois prevu ci-dessus, les statuts approuves, verifies et 
enregistres avant la loi du 7 juillet 1904 cessent d’etre en vigueur, et 
les congregations ou les communautes ne peuvent plus se prevaloir 
que de ceux qui ont ete vises ou qu’elles ont regulierement deposes. 


Art. 3. — Les congregations visees au dernier paragraphe de 


g 
l’article 1° de la loi du 7 juillet 1904 doivent, dans les six mois qui 
suivent Varrete de fermeture de ceux de leurs etablissements affectes 
aux services scolaires, justifier qu’elles ont satisfait aux prescriptions 
du paragraphe 4 de V’article 5 de ladite loi. Le prefet du departe- 
ment dans lequel etaient situes les etablissements scolaires, ou son 
delegue, peut proceder a toutes les visites et constatations necessaires 
pour s’assurer que les biens et valeurs sont, en realite, affectes aux 
autres services statutaires des congregations. Il signale au ministre 
des cultes et au procureur de la Republique toutes les affectations 
qui lui paraitraient contraires aux dispositions du paragraphe 4 de 


’article 5 precite. 


Titre II 
Noviciats 
Art. 4. — Les congregations exelusivement enseignantes qui, 


avant la promulgation de la loi, entretenaient des ecoles dans les co- 
lonies, les pays de protectorat et A l’etranger et qui avaient en France 
des noviciats destines A former le personnel de ces Ecoles, peuvent 
conserver ces noviciats dans les conditions ci-dessous determinees. 
Art. 5. — Elles adressent, dans les six mois qui suivent la publi- 
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cation du present röglement, au ministre des cultes, une demande en 
vue du maintien des noviciats Juges necessaires. 

La demande contient l'indication du siege de ces noviciats, ainsı 
que du nombre des novices ä admettre dans chacun d’eux. 

Art. 6. — Il est joint A la demande: 

1° Un etat des Ecoles entretenues dans les colonies, les pays de 
protectorat et A l’etranger, avec la mention, pour chaque etablissement, 
du personnel enseignant et de la population scolaire pendant les cinqg 
dernieres annees; 

2° Jia liste des personnes qui doivent etre chargees d’un emploi 
quelconque dans les noviciats, avec indication de leurs nom, prenonis, 
age, lieu de naissance et nationalite; 

3° Un etat des biens, meubles et immeubles, affeetes avant la loi 
du 7 juillet 1904, d’une part, aux noviciats, d’autre part aux &coles 
sises dans les colonies, dans les pays de protectorat et A l’etranger; 

4° Le tableau dresse, etablissement par etablissement, des revenus, 
produits et depenses de toute nature des noviciats vises au paragraphe 
precedent. Ce tableau est &tabli pour les exercices des cingq dernieres 
annees. 

Art. 7. — Sur le vu de ces pieces, un decret rendu en conseil 
d’Etat fixe le nombre des noviciats et celui des novices A admettre 
dans chacun d’eux, en tenant compte du nombre moyen d’eleves qui 
ont ete regus dans les ecoles sises hors de France pendant les cinq 
dernieres annees. 

Ce decret regle egalement le foncetionnement des noviciats: il est 
rendu sur le rapport du ministre des cultes et sur celui soit du 
ministre des affaires etrangeres, lorsque les &coles sont situees A l’et- 
ranger ou dans les pays de protectorat, soit du ministre des colonies, 
si elles ont ete ouvertes dans les colonies ou dans les pays de pro- 
tectorat rattaches au ministere des colonies. 

Art. 8. — Les noviciats constitues en vertu des dispositions qui 
precedent sont investis de la personnalite civile, dans les conditions 
et sous les reserves inserees & l’article 4 de la loı du 24 mai 1825. 

Art. 9. — Le decret determine: 1° ceux des immeubles qui, 
affectes au service des noviciats anterieurement A la loi du 7 juillet 
1904, ou A defaut et dans ce cas sur l’avis du liquidateur, ceux qui 
ayant appartenu aux congregations, sont soustraits aux operations de 
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la liquidation pour recevoir cette affeetation; 2° la quotite des valeurs 
mobilieres que le liquidateur doit mettre a la disposition des noviciats 
pour leur fonctionnement, et pendant la periode de liquidation le 
montant des sommes qu’il doit leur verser. 

Art. 10. — Aprös la fermeture de leur dernier etablissement en 
France, les congregations prevues A l’artıcle 4 font connaitre leur siere 
futur au ministre des cultes. 

Art. 11. — Tous les ans, les directeurs des noviciats sont tenus 
de fournir au ministre des cultes: 

1° Un etat indiquant le nombre des ecoles sises dans les colonies, 
les pays de protectorat et A l’etranger, qui recoivent des maitres ou 
maitresses provenant des noviciats, le nombre de ces maitres ou mai- 
tresses et celui des eleves frequentant ces ecoles; 

2° Une liste des jeunes gens recus A titre de novices dans leurs 
etablissements, avec la mention de leurs nom, prenoms, äge, lieu de 
naissance et nationalite; 

3° Un etat du personnel congreganiste attache A chaque noviciat; 

4° A partir de la fermeture du dernier etablissement en France, 
Vindication du siege de la congregation. 

Art. 12. — Ile nombre des noviciats ou celui des novices A ad- 
mettre dans chacun d’eux peut, sur la demande des directeurs, etre 
augmente par decret rendu dans les formes prescrites A l’article 7, 
s’ıl est justifie de la necessite de cette ausmentation et des ressources 
suffisantes pour faire face aux depenses qui en resulteront. 

Les noviciats qui, a la suite des productions exigees A l’article 10, 
sont reconnus inutiles a raison d’une diminution notable des eleves, 
peuvent etre supprimes par decret rendu egalement dans les formes 
prescrites A l’article 7. 

La fermeture d’un noviciat peut, en outre, &tre prononcee dans 
les conditions fixees par la loi du 1er juillet 1901 pour tout etablisse- 
ment dependant d’une congreration. 

Titre III 
Liquidation des biens et valeurs secours 

Art. 13. — La publicite du jugement qui a nomme le liquidateur 
est assuree, dans l’arrondissement oü siege le tribunal, par le procu- 
reur de la Republique. 

Celui-ci adresse, aux me&mes fins, copie de ce jugement au procu- 


488 Aktenstücke. 


reur de la Republique de chacun des arrondissements oü sont situes 
les etablissements de la congregation. 

Art. 14. — Le greffier du tribunal qui a nomme le liquidateur, 
adresse sur-le-champ, au juge de paix du canton dans lequel la con- 
gregation a son siege et aux juges de paix des cantons dans lesquels 
sont situes les etablissements de cette congregation, avis de la dispo- 
sition du jugement qui a prescrit V’apposition des scelles. Les juses 
de paix proccdent sans retard A cette operation. 

Art. 15. — Dans les trois jours, le liquidateur requiert la levee 
des scelles et procede & l'inventaire des biens. 

Dans la quinzaine de son entree en fonctions, le liquidateur est 
tenu de remettre au procureur de la Republique de l’arrondissement 
dans lequel la congregation a son siege, un compte sommaire de l’actif 
et du passif de la congregation. Un double est en meme temps adresse 
au directeur des domaines du departement dans lequel est fixe le siege 
de la congregation. S’il n’a pas ete possible au liquidateur de re- 
mettre le compte dans le delai prescrit, il fait connaitre au procureur 
de la Republique et au directeur des domaines la cause du retard. 

Le liquidateur doit, tous les trois mois, adresser au procureur de 
la Republique un etat des operations de la liquidation. 

Art. 16. — Ne sout pas compris dans l’inventaire, les biens situes 
hors de France et detenus par les congregations admises A beneficier 
des dispositions du titre precedent. 

Art. 17. -— Lorsque les deniers de la congregation ne peuvent 
suffire immediatement aux frais du jugement nommant le liquidateur 
d’insertion de ce jugement dans les journaux, d’apposition des scelles, 
l’avance de ces frais est faite par le Tresor public. Ils sont payees, 
et recouvres conforınement aux dispositions de l’article 121 du decret 
du 18 juin 1811. 

Art. 15. — Une ampliation des arretes de mise en demeure pris 
en execution de l’article 3 de la loi du 7 juillet 1904 est transmise 
par le ministre des cultes au ministre de la justice, qui les notifie A 
chacun des liquidateurs interesses, 

Art. 19. — Au fur et & mesure de ces notifications, et apres 
l’expiration du delai de six mois imparti par l’article 5, paragraphe 5, 
de la loi du 7 juillet 1904 pour les actions en reprise ou revendica- 
tion, le liquidateur procede, exception faite pour les biens A affecter 
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aux noviciats ou aux maisons de retraite prevues par ladite loi, ä& la 
vente en justice de tous les immeubles et objets mobiliers qui appar- 
tiennent aux etablissements fermes ou sont detenus par eux. 

Art. 20. — Le liquidateur depose A la’caisse des depöts et con- 
sigenations les produits des ventes au fur et A mesure de leur reali- 
sation, ainsi que les revenus encaisses par Jul. La caisse des depöts 
et consignations est valablement liberee par les payements qu’elle fait 
soit au liquidateur luimeme, soit aux tiers sur un ordre de celui-ci. 

Elle ne peut toutefois solder les emoluments du liquidateur que 
sur le vu d’une deeision judiciaire. 

Le liquidateur preleve sur les fonds deposes les sommes necessaires 
pour payer les dettes, entretenir les maisons de retraite, assurer sl 
y a lieu le fonctionneinent des novieiats, attribuer dans les conditions 
determinees par V’article 22 des secours aux membres des etablissements 
fermes, constituer les pensions, et enfin pourvoir A tous les frais de 
la liquidation. 

Art. 21. — Lorsque le liauidateur a procede, apres la fermeture 
du dernier etablissement d’une congregation, a l’alienation de tous les 
biens detenus par cette congreeation, sauf V’exception prevue au para- 
graphe 6 de V’article 5 de la loi du 7 juillet 1904, et qu’il a accompli 
toutes les preseriptions & lui imposees pour assurer au profit des 
membres de la congreration, soit la constitution des pensions, soit 
V’hospitalisation, il soumet sans delai ses comptes ä l’homologation du 
tribunal. 

I en adresse copie au ministre des cultes et au ministre des 
finances, avec un extrait du jugement d’homologation. 

Art. 22. — Les membres des congregations attaches aux etablisse- 
ments fermes par application de l’article 3 de la loi du 7 juillet 1904, 
qui au moment de la fermeture desdits etablissements sont depourvus 
de moyens d’existence, peuvent recevoir provisoirement un secours 
A prelever sur les ressources disponibles. 

Le secours, dont la quotite est fixee par le ministre des ceultes, 
peut e&tre renouvele, mais le total des sommes attribuces dans l’annee 
A chaque membre d’une congregation ne peut pas depasser la somme 
de 1,200 fr. 

L’alloeation des secours ci-dessus prevus est faite sans prejudice 
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maison de retraite, dans les conditions qui seront determinees par un 
reglement ulterieur. | 

Art. 23. — Les ministres des cultes, de la justice, des affaıres 
etrangeres, des finances et des colonies sont charges, chacun en ce qui 
le concerne, de l’execution du present decret, qui sera publie au Journal 
ofticiel et insere au Bulletin des lois. 

Fait & Paris, le 2 janvier 1905. 

Emile Loubet. 

Par le President de la Republique: 

Le president du conseil, 
ministre de l’interieur et des cultes, 
E. Combes. 

12. Frankreich. Loi relative A la suppression de l’enseigne- 
ment congreganiste v. 8. Juli 1904. ‚Journal officiel p. 4129. 

Le Senat et la Chaınbre des deputes ont adopte, 

Le President de la Republique promulgne la loi dont la teneur 
suit: 

Art. 1er. — L’enseignement de tout ordre et de toute nature est 
interdit en France aux congregations. 

Les congrerations autorisees A titre de congregations exelusivement 
enseignantes seront supprimees dans un delai maximum de dix ans. 

ll en sera de meme des congregations et des etablissements qui, 
bien qu’autorises en vue de plusieurs objets, etaient, en fait exclusi- 
vement voues a l’enseignement, A la date du 1. janvier 1903. 

Les congregations qui ont ete autorisees et celles qui demandent 
a l’etre, A la fois pour V’euseignement et pour d’autres objets, ne con- 
servent le benefice de cette autorisation ou de cette instance d’autori- 
sation que pour les services etrangers A l’enseignement prevus par leurs 
statuts. 

Art. 2. — A partir de la promulgation de la presente loi, les 
congregations excelusivement enseignantes ne pourront plus recruter de 
nouveaux membres et leurs noviciats seront dissous, de plein droit, 
A l’exception de ceux qui sont destines A former le personnel des ecoles 
frangaises aA l’etranger, dans les colonies et les pays de protectorat. 
Le nombre des noviciats et le nombre des novices dans chaque novi- 
ciat seront limites aux besoins des etablissements vises au present 
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Jes noviciats ne pourront recevoir d’eleves ayant moins de vingt 
et un ans. 

Ces congregations devront, dans le mois qui suivra cette promnl- 
gation, fournir au prefet, en double expedition, düment certifice, les 
listes que l’article 15 de la loı du I*r juillet 1901 les oblige & tenir. 

Ces listes fixeront ne varietur le personnel appartenant A chaque 
congregation; elles ne pourront comprendre que des congreganistes 
majeurs et definitivement entres dans la congreration, anterieurement 
a la promulgation de la presente loi. 

Toute inseription mensongere ou inexacte et tout refus de com- 
munication de ces listes seront punis des peines portees au paragraphe 
2 de lVartiele 8 de la loı du 1° juillet 1901. 

Art. 3. — Seront fermes dans le delai de dix ans prevu A l’ar- 
ticle 1er: 

1° Tout etablissement relevant d’une congregation supprimee par 
application des paragraphes 2 et 3 de Yarticle 1; 

2° Toute Ecole ou classe annexee A des etablissements relevant 
d’une des congregations visees par le paragraphe 4 de larticle 1er, 
sauf exception pour les services scolaires uniquement destines & des 
enfants hospitalises, auxquels ils serait impossible, pour des motifs de 
sante ou autres, de frequenter une Ecole publique. 

La fermeture des etablissements et des services scolaires sera ef- 
fectuee, aux dates fixees pour chacun d’eux, par un arrete de mise 
en demeure du nministre de l’interieur, insere au Journal officiel. et 
arrete sera, apres cette insertion, notifie dans la forme administrative 
au superieur de la congregation et au directeur de l’etablissement, 
quinze jours au moins avant la fin de l’annee scolaire. 

Il sera, en outre, rendu public par T’affichage A la porte de la 
mairie des communes oü se trouveront les etablissements supprimes. 

Art. 4. — Il sera publie, tous les six mois, au Journal officiel, 
le tableau par arrondissement des &tablissements congreganistes, fermes 
en vertu des dispositions de la presente loi. 

Art. 5. — Par jugement du tribunal du siege de la maison mere, 
rendu A la requete du procureur de la Republique, le liquidateur, 
nomme aussitöt apres la promulgation de la loi, sera charge de dresser 
V’inventaire des biens des congregations, lesquels ne pourront etre 
loues ou affermes sans son consentement, d’administrer les biens des 
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etablissements successivement fermes et de proceder A la liquidation 
des bieus et valenrs des eongrerations dissoutes dans les conditions 
de la presente loi. 

La liquidation des biens et valeurs, qui aura lieu apres la ferme- 
ture du dernier etablissement enseignant de la congregation, s’operera 
d’apres les regles edietees par l’article 7 de la loı du 24 mai 1825. 

Toutefois, apres le prelevement des pensions prevues par la loi 
de 1825, le prix des biens acquis A titre onereux ou de ceux qui ne 
feraient pas retour aux donateurs ou aux heritiers ou ayants droit 
des donateurs ou testateurs, servira ä& augmenter les subventions de 
V’Etat pour construction ou agrandissement de maisons d’ecoles et ä 
accorder des subsides pour location. 

Les biens et valeurs affeetes aux services scolaires dans les con- 
gregations visees au dernier paragraphe de V’artiecle 1° seront affectes 
aux autres services statuaires de la congregation. 

Toute action en reprise ou revendication devra, ä peine de for- 
clusion, etre formee contre le liquidateur dans le delaı de six mois, A 
partir du jour fixe pour la fermeture de l’etablissement. 

Passe le delai de six mois, le liquidateur procedera A la vente 
en justice de tous les immeubles et objets mobiliers qui n’auraient 
pas ete repris ou revendiques, sauf exception pour les immeubles qui 
etaient affectes, avant la promulgation de la presente loi, A la retraite 
des membres actuellement vivants de la congregation, äges ou invali- 
des, ou qui seront reserves pour cet usage par le liquidateur. 

Toute action A raison de donations ou legs faits aux communes 
et aux etablissements publics A la charge d’etablir des Ecoles ou salles 
d’asile dirigees par des congreganistes sera declaree non recevable, si 
elle n’est pas intentee dans les deux ans, A partir de la meme date. 

Un decret d’administration publique determinera les mesures pro- 
pres A assurer l’execution de la presente loi. 

Art. 6. — Sont abrogees toutes les dispositions des lois, decerets 
et actes des pouvoirs publies contraires a la presente loi, et, notam- 
ment, article 109 du deeret du 17 mars 1808. 

I,a presente loi, deliberee et adoptee par le Senat et par la 
Chambre des deputes, sera executee comme loi de l’Etat. 

Fait & Paris, le 7 juillet 1904. 

Emile Loubet. 
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Par le President de la Republique: 
Le president du conseil, 
ministre de V’interieur et des cultes, 
E. Combes. 
Le ministre de l’instruction publique et des beaux-arts, 


J. Chaumie. 


hvangelische Kirchengesetze'. 
30. Alt Preussen. K.G.* betr. die Erhebung von Kirchen- 


steuern in den Kirchengemeinden und Parochialverbänden der ev. 
Landeskirche d. älteren Provinzen d. Monarchie v. 26./5. 1905. K.G. 
u. V.Bl S. 31. 

31. Sachsen. V.d. ev.-luth. Landeskonsist. v. 24.2. 05: Er- 
hebung von Kirchenanlagen. Verfahren dabei. Gehör der Vertreter 
der politischen Gemeinde. Können die letzteren Vorlegung der Vor- 
anschläge für die kirchlichen Kassen verlangen? Fischer Ztschr. 29, 146. 

32. Baden* Festsetzungen z. Regelung d. ev.-militärkirchlichen 
Verhältnisse 10. 13. XII. 1904. A.K.Bl. 1905, 263. 

33. Gar. Hessen. K.G.* 25./3. 05 betr. d. Abänderung des G. 
v. 23./6. 91 die Versetzung d. ev. Geistl. in den Ruhestand u. die 
Festsetzung d. Ruhegehalte betr. A.K.Bl. 235. 

34. Gr. Hessen* G. 25./3. 1905 betr. die Auszahlg. d. Pfarr- 
gehaltee A.K.Bl. S. 236. 

35. Gr. Hessen. G.* 25./3. 1905 die allgem. geistl. Witwen- 
kasse betr. A.K.Bl. 237. 


! Die mit * versehenen Gesetze werden unter den Verfassungsgesetzen 
abgedruckt werden, 
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